
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books white helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at |http : //books . google . com/ 



S/<^^ 7S^O ' 36^ 




ROM THE FUND BEQUEATHED B 
tARCHlBALD GARY C00LIDGE| 
f A-B-1887 PROFESSOR OFHISTORYjl 
11908-1928 DIRECTOR OFTHEf 
fUNIVERSITY LIBRARY I9IO-I928| 



1 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



ga^ 




Digitized by VjOOQIC 



Digitizedby Google ^ 




BIE ßÖHHISCHE FRÄßE. 



Ein nüGhternes, offenes Wort eines Czechen an alle Betheiligten. 



Bern «oire yeram, primum 
in omnibufl f«r« nec«ii»rium. 



Von 
ALEXANDER NEKLAN. 



WACHWITZ-DRESDEN. 
Max Geisslers Verlag. 1895. 



Digitized by VjOOQIC 



^l 






HARVARD COUEQE LfBRARy 

FROM THE 
ARCHtBALD GARY GOOUOQC 
O FüNft 



Digitized by VjOOQIC 



Bei der Abfassung dieser Schrift war ich, schon angesichts der 
Wichtigkeit des angestrebten Zieles^ selbstredend bestrebt, AlleSj was 
meiner Ansicht fiach zu einer Confiscation derselben Anlass bieten 
konnte^ auf das Sorgfältigste zu vermeiden. 

Da jedoch nicht einmal ein ergrauter österreichischer Staatsanwalt^ 
geschweige denn ein gewöhnlicher Sterblicher, von irgend einer Schrift, 
welche die böhmische Frage behandelt, behaupten kann^ dieselbe werde 
nicht confiscirt werden, so möge, falls irgend eine Stelle dieser 
Schrift dennoch nicht als völlig tadellos sollte befunden werden 
können, die gute Absicht der Schrift die kritischen Worte decken, 
wie ja auch umgekehrt oft manches, was an sich untadelhaft ist, 
nur angesichts einer vermutheten schlimmen Absicht confiscirt wird. 
Und für den bei aller Umvahrscheinlichkeit dennoch nicht ausge- 
schlossenen Fall, dass der österreichischen Pressbehörde die eventuelle 
Confiscation dieser Schrift unerlässlich zu sein scheinen sollte, — 
denn anders, begreif ich wohl, als sonst in Menschenköpfen, malt 
sich in ihrem Kopf die Welt — stelle ich an diese Behörde die 
Bitte, angesichts der Wichtigkeit der böhmischen Frage und in Rück- 
sichtnahme auf den Umstand, dass die allfällige Verbreitung einer 
solchen Schrift naturgemäss sehr langsam vor sich geht und von 
einer Gefahr im, Verzuge schon aus diesem, Grunde keine Rede sein 
kann, sich vor der Verfügung dieser Confiscation an Se. Excellenz 
den Minister- Präsidenten und Minister des Innern Grafen Kasimir 
Badeni um diesbezügliche Weisung zu wenden. 

Sr. Excellenz möge es dann gefällig sein, zu entscheiden in 
favorem libelli eiusque auctoris, timentis Studium censorum nee malum 
in libellum iram. 

Dass dieses mein Anrufen des Minister-Präsidenten nicht ganz 
fair ist, weil ich in der Schrift selbst seine galizischen Landsleute 
nicht immer lobe, dessen bin ich mir allerdings bewusst; angesichts 
r^'" völligen Ohnmacht jedoch, in welcher der Autor einer Schrift 

in Oesterreich der Pressbehörde gegenüber befindet, und ange- 
ts der guten Absicht dieser Schrift halte ich dieses Mittel für 
übt. — 

An die politischen Blätter in Oesterreich richte ich, trotzdem 

das Sprichwort f>naturam expellas furca . . .« bekannt ist, für 

unwahrscheinlichen Fall, dass dieselben es nicht vorziehen sollten, 
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diese Schrift todtztcschweigen statt sich der vielleicht allzu schwierigen 
Arbeit einer sachlichen Widerlegung derselben zu unterziehen, die 
einzige Bitte, dies einzigemal — nun drücken wir es mit Hilfe 
zweier Negationen aus — ohne die übliche journalistische Licenz zu 
berichten und zu citiren. Diesbezüglich hätten dieselben nur notk- 
wendigy sich an das Beispiel dieser Schrift selbst zu halten, in welcher 
überdies zur Erhärtung der aufgestellten Behauptungen — vielleicht 
mit Unrecht — nur indifferente Quellen^ dann Aeusserungen solcher 
Männer und Berichte und Ausführungen solcher Blätter benutzt 
wurden, von denen es notorisch istj dass den Gegenstand ihrer 
grössten Liebe nicht das czechische Volk bildet; nur an einer Stelle 
lasse ich den Ausführufigen eines deutschen Blattes die diesbezügliche 
Polemik eines czechischen folgen und an einer zweiten Stelle ergänze 
ich den Bericht eines magyarischen Blattes durch jenen eines czechischen 
Journals, — 

Den Vertretern und Führern des czechischen Volkes mache ich 
im Namen desselben sowie auch im Namen aller noch nicht gleich- 
berechtigten Volksstämme der ganzen Monarchie^ da das Schicksal 
dieser Volksstämme von dem Resultate der Bestrebungen des czechischen 

Volkes abhängt, es zur Pflicht, die in dieser Schrift in Vorschlag 
gebrachten Schritte zum Gegenstand einer — ich betone das folgende 

Wort — reiflichen Erwägung zu machen und dieses Prograntnt 
sammt ihrem — abermals betone ich das folgende Wort — eigenen 

Urtheile ihren Wählern zu unterbreiten, 

Hiebei verhehle ich mir keineswegs, dass manchem derjenigen, 
die in ihrem Inneren diesem Programme zustimmen werden, es 
schwer fallen wird, ihrem zustimmenden Urtheile öffentlich Ausdruck 
zu geben, weil dieses Programm von demjenigen, welches sie selbst 
bis dahin propagirt haben, in wesentlichen Punkten abweicht, aller- 
dings auch darin, dass es den sofortigen Eintritt der politischen 
Einigkeit des ganzen czechischen Volkes und das Beharren desselben 
in dieser Einigkeit ermöglicht. 

Die verlangte reifliche Erwägung zu pflegen und sodann ihr 
eigenes Urtheil öffentlich abzugeben, sind die Vertreter und Führ^^ 
des czechischen Volkes eben infolge dieser ihrer Eigenschaft d t 
eigenen Volke sowie auch den übrigen noch nicht gleichberechtig % 

Volksstämmen der Monarchie zweifellos schuldig und aus^erden 
vielleicht — auch mir. 



Prag, den 28, Oktober 18^5, 



Der Verfasser, 
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g^* Die Xachtrags-Anmerkniigen, auf welche im Texte verwiesen wird 
wie folgt: (S. a. N.-A. 5.) = „Siehe auch Nachtrags- Anmerkung 5*» folgen am 
Schlüsse, Seite 287. — Von den beiden letzten — im Texte nicht bezogenen — 
Anmerkungen 11 und 12 bezieht sich die erste auf eine Stelle (Seite 30) der 
Ausführungen über den Pester Nationalitäten-Congress und die zweite auf eine 
Stelle (Seite 123) der Ausführungen über den „nationalen Frieden in Schlesien*. 

g^r* Corrigenda: Siehe Seite 300. 
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I. Theil. 
Die drei Postulate des czechischen Volkes. 



Ueber die böhmische Frage, welche entsprechend ihrer 
Wichtigkeit für Oe.sterreich-üngarn und insbesondere für Oester- 
reich füglich auch die österreichische Frage genannt 
werden* könnte, ist bereits sehr viel gesagt und geschrieben 
worden, leider fast immer mit viel Begeisterung und ohne Sinn 
für die Gefühle der Anderen. 

Es soll hier der Versuch gemacht werden, diese Frage einer 
nüchternen Betrachtung zu unterziehen.*) 

Die Griechen fordern dreierlei: 

1. die sprachliche Gleichberechtigung mit den Deutschen 
in allen auf das öffentliche Leben in Böhmen, Mähren und 
Schlesien Bezug habenden Angelegenheiten mit Ausnalune der 
Dienstsprache des Heeres; 

2. die Einführung gerechter Wahlordnungen für die Land- 
tage Böhmens, Mährens und Schlesiens und für das österreichisclie 
Abgeordnete idiaus ; und 

3. die Durchführung des böhmischen Staatsrechtes, d. li. die 
Vereinigung der Länder der böhmischen Krone, Böhmens, Mälii^ens 

*) Um meine Gesinnung in nationaler und religiöser Beziehung zu kenn- 
zeichnen, bemerke ich, dass, wenn es möglich wäre, die Bevölkerung Oesterreich- 
Üngarns über Nacht, d. h.. auf eine für die Betreffenden schmerzlor^e AVeise, 
zu einer einsprachischen zu machen — es müsste dies nicht einmal deutsch, 
oder polnisch, oder böhmisch, oder magyarisch sein, oder dieselbe über Nacht 
in Bekenner einer einzigen Religion oder Confession umzuwandeln — es müsste 
dies nicht einmal die christliche oder die jüdische Religion oder eine der Con- 
fep°^nen derselben sein, ich jeder dieser beiden Umwandlungen, einzeln oder 
2u imen, sofort zustimmen würde. Ich will damit sagen, dass — meiner 
Ai ht nach — die Erhaltung der einzelnen sprachlichen und religiösen oder 
CO ssionellen Individualitäten als solcher für die Menschheit nicht nur werth- 
lo .ondem dem Wohle derselben geradezu abträglich ist. (Die Verschieden- 
li€ der Sprachen wird schon in der Bibel gelegentlich der Erzähluni^^ von dem 
Bj des babylonischen Thurmes als eine Strafe für die Menschen erklärt und 
di raurigen Folgen der Verschiedenheit der Religionen und Confession en sind 
J6 nann, der die Vergangenheit und die Gegenwart oder auch nur die letz- 
t-e \ hinreichend bekannt.) 
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und Schlesiens zu einem autonomen, mit dem übrigen Theile 
der österreichisch-ungarisclien Monarchie in Real-Union — etwa 
wie Ungarn — stehenden Ganzen. 

Für die Rechtfertigung der Forderung nach der sprach- 
lichen Gleichberechtigung führen die Czechen keine speciellen 
Gründe an, weil die Berechtigung dieser Forderung von vorn- 
herein einleuchtend ist; dieselbe leuchtete auch den Deutschen 
— allerdings nur in der Theorie — ein und ist in einem der 
von denselben verfassten österreichischen Staatsgrundgesetze aus- 
drücklich ausgesprochen. 

Das Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867 R. G. B. No. 142^ 
Art. XIX lautet: »Alle Volksstämme des Staates sind gleichberechtigt 
und jeder Volksstamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und 
Pflege seiner Nationalität und Sprache. Die Gleichberechtigung aller 
landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Leben wird vom 
Staate anerkannt. 

In den Ländern, in welchen mehrere Volksstämme wohnen, sollen 
die Öffentlichen Unterrichtsanstalten derart eingerichtet sein, dass ohne 
Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landessprache 
jeder dieser Yolksstämme die erforderlichen Mittel zur Ausbildung in 
seiner Sprache erhält.« 

Dass die bestehenden, von den Deutschen gemachten Wahl- 
ordnungen zu Gunsten der Deutschen ungerecht sind, liegt auch 
für Denjenigen, dem die näheren Details derselben nicht bekannt 
sind, auf der Hand, wenn er irgend eines der Länder der böh- 
mischen Krone und die Anzahl der deutschen und der nichtdeutschen 
Landtags- und Reichsraths-Abgeordneten des betreifenden Kron- 
landes oder auch nur den Umstand kennt, dass im mährischen 
Landtage die Deutschen, ohne mehr als ein gutes Viertel der 
Einwohnerzahl zu bilden, die Majorität besitzen. 

Behufs Begründung der Berechtigung der Forderung nach 
der Durchführung des böhmischen Staatsrechtes berufen sich die 
Czechen in rechtlicher Beziehung — angesichts des Umstandes, 
dass sie die gegenwärtige, von den Deutschen mit den Polen 
und den Italienern ohne und gegen die Czechen gemachte oester- 
reichische Verfassung nicht nur nie anerkannt, gegen dieselbe 
vielmehr stets protestirt haben — mit Recht auf die zwischen 
der Dynastie und dem czechischen Volke geschlossenen Verträge, 
auf die dem diesbezüglichen Rechtsverhältnisse entsprechend 
vollzogenen staatlichen und dynastischen Akte und auf das Bei- 
spiel Ungarns. 

Solche Akte waren, um nur einige der neuesten anzuführen, z 
Zeit des Absolutismus die Krönung Ferdinand L, des Vorgängers ^ 
gegenwärtigen Monarchen, zum Könige von Böhmen (1836) und die ] 
lehnung des Erzherzogs Albrecht (gestorben 18. Februar 1895) mit d 
zur böhmischen Krone gehörigen Herzogthume Teschen mittels Lehei 
briefes vom 10. Juli 1858, und in der nachabsolutistischen Zeit 
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kaiserliche Botschaft vom 12. September 1871 an den Landtag des 
Königreiches Böhmen. 

Der erwähnte Lehensbrief ist in dem Werke: ^Die böhmischen 
Kronlehen im Königreiche Böhmen, Markgrafenthnme Mähren und Herzog- 
thume Schlesien" von Eduard Pkros, k. k. Statthaltereisekretär und 
Vice-Hoflehenrichter in Böhmen, Prag, bei F. A. Credner 1861, abge- 
druckt wie folgt : 

»Wir Franz Josef der Erste, Kaiser von Oesterreich etc. etc. Be- 
kennen öffentlich mit diesem Briefe und thun kund für Uns, wie auch 
für Unsere Erben, nachkommende Könige zu Böhmen und 
Oberste Herzoge in Schlesien hiemit vor Jedermann, dass Unser 
geliebter Herr Vetter Albrecht Friedrich Rudolph Liebden, kaiserlicher 
Prinz und Erzherzog von Oesterreich, Ritter des goldenen Vliesses^ . . 
(folgen die übrigen Würden und Ehren des Erzherzogs) . . . Uns aller- 
unterthänigst gebeten hat, dass Wir als regierender König zu 
Böhmen und Oberster Herzog zu Schlesien ihn mit dem am 
30. April 1847 durch den Tod Unseres geliebtesten Herrn Gross-Oheims 
Carl Ludwig, kaiserlichen Prinzen und Erzherzoges von Oesterreich, offen 
gewordenen, in Unserem Erbherzogthum Schlesien liegenden. Unserer Krone 
Böhmen zu Lehen gehenden Herzogthum und Fürstenthum Teschen sammt 
den Gütern Teschen, Skotschau, Schwarzwasser und Wendrin als einem 
wahren Mannslehen und beständig untheilbaren Stammgute für ihn und 
seine eheliche Descendenz männlichen Geschlechtes zu belehnen geruhen. 
Solches thun Wir auch hiemit wissentlich und in Kraft dieses 
Briefes als regierender König in Böhmen und Oberster Herzog in 
Schlesien dergestalt, dass Unser geliebtester Herr Vetter Albrecht 
Friedrich Rudolf, kaiserlicher Prinz und Erzherzog von Oesterreich, so 
wie dessen Leibes-Lehenserben männlichen Geschlechtes das königlich- 
böhmische Kronlehen Herzogthum und Fürstenthum Teschen und die 
hiezu inkorporirten Güter Teschen, Skotschau, Schwarz wasser und 
Wendrin sammt allen Zugehörungen, wie solche in dem im Jahre 1856 
aufgenommenen, mit Unserer Entschliessung vom 8. November 1857 ge- 
nehmigten Lehenin ventar-Verifizirungs-Operate ausgewiesen erscheinen, und 
zum Theile auch aus Unseren EntSchliessungen vom 9. Mai 1856 und 
vom 20. Mai 1857 ersichtlich sind, dann mit allen Berechtigungen und 
was daraus zu gewarten seyn möchte, wie auch mit allen übrigen 
Hoheiten, Herrlichkeiten, Rechten und Befugnissen, wie andere Fürsten 
und Lehenträger, die in Unserem Herzogthum Schlesien Fürstenthümer 
besitzen, geniessen und gebrauchen, oder geniessen und gebrauchen 
können, sollen und mögen, — von Uns, Unseren Erben und nach- 
kommenden Königen und der Krone Böhmen zu rechten Lehen 
\aben, besitzen, nützen, geniessen und gebrauchen sollen. 

Unser geliebtester Herr Vetter Albrecht Friedrich Rudolph, Erzherzog 
[ Oesterreich, und dessen Leibes-Lehens-Erben männlichen Geschlechtes 
en dagegen schuldig seyn, so oft das Lehen zum Falle kommt, mit 
^e, Empfangung und Verdiensten sothanen Lehens halber sich gegen 
1, Unsere Erben, nachkommende Könige und die Krone von Böhmen 
7.n verhalten, wie es Unseren königlichen und oberlandesftirstlichen 

1* 
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Lehenrechten gemäss sich eignet und gebührt; Uns dieses Lehens wegen 
getreu, gehorsam und gewärtig zu seyn, Unseren Schaden zu verhüten, 
Frommen, Nutzen und Bestes zu befördern und zu beobachten, dieses 
Lehen auch, wenn es zum Theiie oder wohl gar ganz ansprüchig gemacht 
würde, nirgend anders, denn vor Uns als regierendem Könige zu Böhmen, 
Unseren Erben und Nachkommen, folglich der Krone Böhmen, 
wohin dasselbe ordentlich gehört, zu verrechten, zu ver- 
theidigen und zu versprechen; verschwiegene Lehen zu offenbaren und 
Alles das zu thun, was getreue Fürsten und Lehensträger ihrem Könige 
als Landesherrn und der Krone Böhmen schuldig und verpflichtet sind, 
wie auch Lehensrechte und Gerechtigkeit mit sich bringen. 

Bei der gegenwärtigen Lehensverleihung an Unseren geliebtesten 
HeiTu Vetter Erzlierzog Albrecht Friedrich Rudolph Liebden und iessen 
männliche Nachkommenschaft wird selbstverständlich nach Massgabe der 
kaiserliciien Entschliessung vom 25. Februar 1822 die Reversibilität dieses 
Lehens an Unseren Familienversorgungsfond aufrecht erhalten. 

Andererseits wollen wir es von den in der Versorgungsurkunde 
vom 6. April 1766 bemerkten und in die früheren Lehensbriefe über- 
tragenen Verpflichtungen bezüglich der Landesvertheidigung nach Mass- 
gabe der kaiserlichen Entschliessung vom 31. Dezember 1824 für Unseren 
geliebtesten Herrn Vetter Erzherzog Albrecht Friedrich Rudolph Liebden 
und für seine zu den gedachten Lehen berufenen Erben abkommen lassen ; 
doch soll die diesfällige Bedingniss bei einer künftigen neuen I^ehens- 
verleihung in den Lehenbrief wieder eingeschaltet werden; 

Im Uebrigen behalten Wir Uns alle in der angezogenen Ver- 
sorgungs - Urkunde enthaltenen Verbindlichkeiten, insofern solche * die 
Lehenssubstanz betreffen, und die in den früheren Lehenbriefen hierauf 
Bezug nehmenden oberstlehensherrlichen Gerechtsame vor, daher denselben 
geziemende Folge zu leisten ist. 

Endlich gebieten Wir allen und jeden Unserer Erbkönigreiche, 
Fürstenthümer und Länder-Unterthanen, was Würde, Standes, Amtes oder 
Wesens sie sind, insonderheit aber Unserer böhmischen Statthalterei * aus 
königlich -böhmisch er Macht und Unserer schlesischen Landesregierung als 
Oberster Herzog in Schlesien, dass sie Unseren geliebtesten Vetter Erz- 
herzog Albrecht Friedrich Rudolph Liebden und seine Nachfolger männ- 
lichen Geschlechtes an solcher Belehnung und Begnadigung, wie auch den 
davon abhängenden Freiheiten nicht irren, in keinerlei Wege Einhalt 
thun, noch solches Jemanden zu thun verstatten, sondern sie dabei 
schützen, schirmen und handhaben, auch hierin kein anderes thun sollen, 
bei Vermeidung Unserer und nachkommender Könige zu Böhmen und 
Obersten Herzoge in Schlesien Strafe und Ungnade. 

Alles getreulich und ohne Gefährde. 

Gegeben und ausgefertigt mittels Unseres lieben und getreue 
Alexander Freiherrn v. Bach, Grosskreuzes Unseres kais.-österr. Leopold 
des Franz- Joseph-, dann des päpstlichen Pins-, Churfürstlich Hessische 
Wilhelm- und des Sachsen-Ernestinischen Haus-Ordens, Unseres wirk 
geh. Rathes und Ministers des Innern, dann Curators unserer kaiserliche 
Akademie der Wissenschaften, in Unserer Reichs-, Haupt- und Residen2 
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Stadt Wien am 10. Monatstage Juli nach Christi Gehurt im Eintausend- 
achtbuDdert acht und fünfzigsten, Unserer Reihe im zehnten Jahre. 

Franz Josef m. p. 

Der Minister des Innern: 

Alexander Freiherr v. Bach m. p. 

Nach Sr. k. k. Ap. Majestät Höchsteigenem Befehle: 

Dr. Angust Edler von Wehli m. p., 

Ministerialrath. « 

Die erwähnte Botschaft lautet nach dem Stenographischen Berichte 
des böhmischen Landtages, Zweite Jahres-Session 1871, pag. 2, wie fol^t: 

iAn den Landtag Unseres Königreiches Böhmen! 

Als Wir mit Unserem Patente vom 30. Juli 1870 die Landtage 
Unserer Königreiche und Länder in ihre gesetzlichen Versammlungsorte 
einberiefen, sahen Wir Uns hiezu zunächst durch die folgenschweren Er- 
eignisse veranlasst, deren Schauplatz Europa geworden war, und deren 
Verlauf und nicht zu ermessende Tragweite Unsere ganze Aufmerksam- 
keit in Anspruch nehmen musste. 

Unter dem Schutze Gottes ist es uns gelungen, diesen erschüttern- 
den Ereignissen gegenüber Unserem Reiche die Segnungen des Friedens 
za erhalten, «nd mit voller Beruhigung können wir Uns abermals dem 
Werke der inneren Consolidiruug des Reiches zuwenden. 

Es ist Unser Wunsch, dass vor allem die Beziehungen Unseres 
Königreiches Böhmen zum Gesammtreiche , deren Revision Wir mit 
Unserem Eescripte vom 25. August 1870 zugesichert haben, einer 
allseitig gerechten und befriedigenden Regelung zugeführt werden. 

Eingedenk der staatsrechtlichen Stellung der Krone Böhmen und 
des Glanzes und der Macht bewusst, welche dieselbe Uns und Unseren 
Vorfahren verliehen hat, eingedenk ferner der unerschütterlichen Treue, 
mit welcher die Bevölkerung Böhmens jederzeit Unseren Thron stützte, 
erkennen W ir gerne die Rechte dieses Königreiches an und sind bereit, diese 
Anerkennung mit Unserem Krönungseide zu erneuem. 

Wir können Uns aber dem entgegen den feierlichen Verpflichtungen 
nicht entziehen, die Wir Unseren übrigen Königreichen und Ländern 
gegenüber durch Unser Diplom vom 20. Oktober 1860, sowie durch die 
Staatsgrundgesetze vom 26. Februar 1861 und vom 21. December 1867, 
endlich durch den Unserem Königreiche Ungarn geleisteten Krönungseid 
eingegangen sind. 

Mit Befriedigung nehmen Wir daher Akt von der in den aller- 
— terthänigsten Adressen des Landtages Unseres Königreiches Böhmen 
n 14. September und vom 5. Oktober 1870 ausgesprochenen Bereit- 
ligkeit, die Rechtsansprüche des Landes in Einklang zu bringen mit 
Anforderungen der Machtstellung des Reiches und mit den berech- 
nen Ansprüchen der anderen Königreiche und Länder. 

W^ir fordern den Landtag auf, in diesem Sinne an das Werk zu 
eiten, im Geiste der Mässigung und Versöhnung die zeitgemässe 
"""ng der staatsrechtlichen Verhältnisse Unseres Königreiches Böhmen 
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zu berathen, und uns die Möglichkeit zu schaffen, ohne Verletzung der 
Kechte Unserer übrigen Königreiche und Länder einen Verfassungsstreit 
zu beenden, dessen längere Fortdauer das Wohl Unserer treuen Völker 
in bedenklichster Weise bedrohen würde. 

Indem Wir Unsere Regierung weiters beauftragt haben, dem Land- 
tage die bereits mit Unserem Rescripte vom 26. September 1870 in 
Aussicht genommene neue Landtags Wahlordnung und ein Gesetz zum 
Schutze der beiden Nationalitäten des Landes vorzulegen, entbieten Wir 
in Grnaden dem Landtage Unseren kaiserlichen und königlichen Gruss. 

Gegeben zu Wien, den 12. September 1871. 

Franz Josef m. p. 
Hohen wart m. p.« 

Ferner weisen die Czechen, ebenfalls mit Recht, auf die 
Thatsaehe hin, dass die Länder der böhmischen Krone gegen- 
wärtig gezwungen sind, zur Bestreitung nicht nur der allge- 
meinen Bedürfnisse der ganzen Monarchie und der allgemeinen 
Bedürfnisse des österreichischen Theiles derselben, sondern auch 
zur Bestreitung der speciellen Bedürfnisse der wirthschaftlich 
schwächeren der österreichischen Kronländer, insbesondere Gali- 
ziens, durch hohe Steuern — welche den Ländern der böhmischen 
Krone durch den österreichischen Reichsrath, also im Wege den 
von den Czecheu nicht anerkannten Verfassung auferlegt werden — 
so unverhältnissmässig viel beizutragen, dass es diesen wirth- 
schaftlich starken Ländern an Mitteln zur Befriedigung der 
eigenen specielleii Bedürfnisse gegenwärtig fehlt. 

Gegen die genannten drei Postulate der Czechen verhalten 
sich die übrigen Volksstämme Oesterreich-Ungarns seit geraumer 
Zeit wie folgt : 

F ü r das Postulat der sprachlichen Gleichberechtigung sind 
die sprachlich noch nicht gleichberechtigten Volksstämme, sonach 
die schlesischen Polen, die Slovenen, die Kuthenen, die Rumänen, 
die österreichischen Croafen und Serben und die ungarischen 
Slovaken, ferner einige der nicht mehr gleichberechtigten sieben- 
bürgischen Deutsclien und ein grosser Theil der von der (magya- 
rischen) Staatsprache Ungarns in ihren sprachlichen Rechten 
bedrohten Croaten und Serben in Croatien und Slavonien. 

Gegen dieses Postulat sind die sprachlich vorberechtigten 
Volksstämme, sonach die sämmtlichen Deutschen in Böhmen, 
Mähren und Schlesien, die sämmtlichen Deutschen in den übrigen 
Kronländern Oesterreichs, die galizischen Polen, die Italiener unc 
die Magyaren, ferner fast sämmtliche Juden Oesterreich-Uiigarn 
als Liirte der sprachlich vorberechtigten Volksstämme, de 
Deutschen in Oesterreich, der Polen in Galizien und der Magyarei 
in Ungarn. 

Nicht principiell für dieses Postulat und auch nicht principie 
gegen dasselbe ist der sogenannte czechische Adel; sich ste^ 
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Bden diesbezüglichen Intentionen der Regierung völlig accomo- 
pdirend, verhält derselbe sich jedoch nicht einmal neutral. 

Einen czechischen Adel gibt es nicht. Nach der Schlacht am 
'Weissen Berge (1620) wurden über zweihundert adelige (und etwa dreissig- 
tausend nicht adelige) Familien, weil sie nicht katholisch werden wollten, 
zur Auswanderung gezwungen und dabei in der Zeit von 1620 — 1638 
in Böhmen von der circa 938 Quadrat - Meilen umfassenden Bodenfläche 
ungefähr 349 Quadrat-Meilen (37^/o) mit 4765 Dörfern confiscirt. Was 
von dem czechischen Adel in den Ländern der böhmischen Krone zurück 
\)lieb, ist im Laufe der mit Handschreiben Kaiser Ferdinand des II. an 
den Statthalter Fürsten Liechtenstein vom 13. August 1621 eingeleiteten, 
mit barbarischer Strenge und völligem Erfolge dui'chgeführten und erst 
nach 160 Jahren durch das Toleranz - Patent Kaiser Josef II. vom 
13. October 1781 eingestellten Gegen - Reformation und während des 
durch dieselbe hervorgerufenen — fast beispiellosen — nationalen und 
culturellen Verfalles des czechischen Volkes nicht nur gut katholisch, 
sondern auch gut deutsch geworden ; der gegenwärtige sogenannte czechische 
Adel ist lediglich der conservativ-feudal-clericale Theil des nur deutschen 
Adels Böhmens und Mährens und geht als solcher nicht mit dem czechi- 
schen Volke, hat dasselbe bis in die neueste Zeit durch volle dreissig 
Jahre zum Narren gehalten und will, dass nur um seines — unrichtigen — 
Namens willen das czechische Volk mit ihm hinter den übrigen Cultur- 
völkern zurückbleibe. 

(Ein czechischer Adel müsste auch eine, wenn auch noch so kleine 
freisinnige Fraction aufweisen, was bei dem sogenannten czechischen Adel 
nicht der Fall ist ; es gibt eben keinen czechischen Adel , sondern nur 
vereinzelte czechische Adelige.) 

Für das zw^eite Postulat der Czechen, betreffend die Ein- 
führung gerechter Wahlordnungen in Böhmen, Mähren und 
Schlesien sind diejenigen Volkstämme, welche selbst unter unge- 
rechten Wahlordnungen leiden, sonach die schlesischen Polen, 
die Slovenen, die Ruthenen, die Rumänen, die österreichischen 
Croaten und Serben und die ungarischen Slovaken, ferner dei* 
grosse, gegen die Praeponderanz der Magyaren kämpfende Theil 
der Croaten und Serben in Croatien und Slavonien. 

Gegen dieses Postulat sind die durch die bestehenden 
Wahlordnungen bevorrechteten Volksstämme, sonach die sämmt- 
lichen Deutschen Böhmens, Mährens und Schlesiens, die sämmt- 
lichen Deutschen der übrigen Kronländer Oesterreichs , die gali- 
zischen Polen, die Italiener und die Magyaren, ferner fast sämmt- 
liche Juden Oesterreich -Ungarns als Liirte der bevorrechteten 
Iksstämme, der Deutschen in Oesterreich, der Polen in Galizien 
d der Magyaren in Ungarn. 

Der sogenannte czechische Adel wäre gegen die Einführung- 
echter Wahlordnungen in Böhmen, Mähren und Schlesien 
r dann nicht, wenn die betreffende Reform sich nicht auch 
^ seine — ungeheueren — Wahl-Privilegien erstrecken würdi*< 
^. wenn zugleich das czechische Volk sich — wie einst durch 
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lange Zeit — als Mittel für die Durchführung der conservativ- 
clericalen Tendenzen des sogenannten czechischen Adels gebrauchen 
lassen würde ; da dies letzere nunmehr ziemlich unwahrscheinlich 
geworden ist, so ist derselbe gegen die von den Czechen geforderte 
Einführung gerechter Wahlordnungen. 

Für das dritte Postulat der Czechen, für die Durchführung 
des böhmischen Staatsrechtes, sind einige Slo Venen, einige 
Euthenen, die österreichischen Croaten und Serben, die Rumänen,, 
die Slovaken und ein grosser Theil der Croaten und Serben in 
Croatien und Slavonien. 

Gregen dieses Postulat sind die sämmtlichen Deutschen, 
Böhmens, Mährens und Schlesiens, die sämmtlichen deutschen 
der übrigen österreichischen Kronländer und jene Ungarns, die 
schlesischen Polen, die galizischen Polen, die Magyaren und fast 
die sämmtlichen Juden Oesterreich - Ungarns als Liirte der 
Deutschen in Oesterreich, der Polen in Galizien und der Magyaren 
in Ungarn» Ebenso ist der sogenannte czechische Adel, seitdem 
es unwahrscheinlich geworden ist, dass das czechische Volk sich 
zur Durchführung der Principien dieses Adels werde benutzen 
lassen, gegen die Durchführung des böhmischen Staatsrechtes 
mit der Begründung, dass „die gegenwärtige Verfassung sich 
bereits eingelebt habe.'^ 
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II. Thedl. 



Die Ursachen der nationalen Kämpfe 
der Monarchie. 

Dass die seit dem Aufhören des Absolutismus acut auf- 
tretenden Kämpfe um nationale Gleichberechtigung nicht nur 
noch* bestehen, sondern an Ausdehnung und Schärfe stets noch 
zunehmen, obwohl der Monarchie zur Austragung dieser inneren 
Angelegenheiten ein nunmehr fast schon dreissigjähriger kriegs- 
t, loser Zeitraum zur Verfügung stand, daran ist neben anderen 
Ursachen vor allem schuld das Verhalten der Deutschen, der 
Italiener, der Magyaren, der galizischen Polen und der Juden. 

I. Die Deutschen. 

Schon während jener Verhandlungen, welche unmittelbar 
nach der Erhebung der österreichischen Völker gegen den Abso- 
lutismus über die Neugestaltung der staatlichen Einrichtungen 
der Monarchie gepflogen wurden, fanden die Deutschen, dass 
nicht das ganze Inventar des Absolutismus zu verwerfen sei, dass 
es vielmehr für die Deutschen und nur für diese von besonders 
grossem Vortheile wäre, die absolute Herrschaft der deutschen 
Sprache, welche diese während des Absolutismus in allen nicht- 
italienischen Gebieten der Monarchie in allen öffentlichen An- 
gelegenheiten erlangt hat, in diesen Gebieten auch fernerhin auf- 
recht zu erhalten. Behufs Gewinnung eines gut klingenden 
Ausdruckes für diesen an den übrigen Mitkämpfern gegen den 
Absolutismus begangenen Treubruch stellten die Deutschen die 
Behauptung auf, dass das Iiiteresse des Staates die absolute Herr- 
schaft der deutschen Sprache und die Einheitlichkeit des Staates 
unbedingt erfordere, und hielten unter diesem Verwände alle 
: ionalen Bestrebungen der nichtdeutschen und der nichtitalie- 
^hen Volksstämme mit allen Mitteln nieder.*) 



*) Ich erinnere nur an die von sehr ausgiebigen Cautionsconfiecationen 
1 .teten Einkerkerungen czechischer Journalisten im Wege delegirter Ge- 

i f^orenengerichte unter Schmerling, Giskra und Herbst und auch* an die von 
] 1 1851 verfügte Exilirung des bedeutendsten der czechischen Journalisten, 

] ^^.vlicek nach Brixen (1851—1855). 
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In den italieiüsclien Gebieten gab und gibt es verhältniss- 
mässig sehr wenige Deutsche, demnach war und ist das Interesse 
des Staates an der Herrschaft der deutschen Sprache in diesen 
Gebieten nicht vorhanden und hatte und hat noch die Herrschaft 
der italienischen Sprache daselbst für die Deutschen das Gute, 
dass die Italiener die nationalen Bestrebungen der in dem Macht- 
bereiche der italienischen Sprache wohnenden Slaven ebenfalls 
mit allen Mitteln niederhielten und auch gegenwärtig noch — 
obwohl im Ganzen nur etwa 720000 zählend — mit fast vollem 
Erfolge niederhalten.*) 

Doch schon im Jahre 1867 warde es den Deutschen klar, 
dass angesichts der energischen Mittel, mit denen die Magyaren 
ihre Forderung, betreffend die Purchführung des unga;rischen 
Staatsrechtes^ betrieben — (ich erinnere an die Bildung der 
Klapka' sehen Legion gegen die Monarchie zur Zeit der preussi- 
schen Invasion 1866), — es trotz der diesen Bestrebungen gegen- 
über von Seite der Deutschen aufgestellten Verwirkungstheorie 
kaum mehr möglich sein werde, die Vorherrschaft der deutschen 
Sprache und die Einheitlichkeit des Staates, d. i. „das Interesse 
des Staates'^ den Magyaren gegenüber auch weiter noch aufrecht 
zu erhalten. 

Unter T li e i 1 u n g der Monarchie in Oesterreich und Ungarn 
und unter gleichzeitiger thatsächlicher Preisgebung der ungari- 
schen Deutschen (damals circa 1,8 Millionen) verzichteten die 



*) Nach Brachelli's Statistischer Skizze der österr.- ungarischen Monarchie 
1892, der auch die übrigen analogen Daten entnommen werden ; dieselben ent- 
sprechen zum grossen Theile nicht der Wirklichkeit, weil die Volkszählung 
vom 81. December 1890 (wie auch jene vom 81. December 1880) in dem Öster- 
reichischen Theile der Monarchie trotz des im Reichsrathe bei der Schaffung 
de 3 Zählungsgesetzes von den Vertretern der beherrschten Volksstämme erhobenen 
Widerspruches mit Absicht zu Gunsten der bevorrechteten Volksstämme , der 
Deutschen (insbesondere in Böhmen , Mähren und Schlesien) , der galizischen 
Polen und der Italiener derart vorgenommen worden ist, dass nicht nach der 
Nationalität des Gezählten, sondern nach dessen , Umgangssprache* gefragt 
wurde und bei Hausgenossen , Kindern , Lehrlingen und Dienstboten der Woh- 
nungsvorstand die Umgangssprache anzugeben hatte. Selbstverständlich wird 
nach dem 31. December 1890 jedermann derjenigen Nationalität beigezählt, 
deren Sprache als seine „Umgangssprache" angegeben erscheint; angesichts 
dieser Art der Erhebung der Nationalitäten -Verhältnisse, die eines jener Unica 
bildet, welche die Monarchie von dem vernünftigen Theile des Erdrundes un- 
terscheiden, waren z. B. diejenigen der in Wien lebenden Czechen, die es ver- 
meiden wollten, nach dem 31. December 1890 den Deutschen beigezählt zu 
werden, gezwungen, anlässlich der Zählung eine an den § 320 lit. e) des Straf- 
gesetzes beinahe streifende „Falschmeldung" zu begehen. 

Und wie in dem ungarischen Theile der Monarchie, wo die Mutterspra \ 
zu erheben war, manipulirt wurde, geht aus folgendem hervor. Im Jahre 1. i 
bildeten von der Gesammtbevölkerung die Magyaren^ 41,i6 ^/o , die Sloval 
12,03 ^/o (Brachelli 1883) und dennoch participiren an dem Gesammtzuwa i 
von 1880—1890 die Magyaren trotz ihrer notorischen Armut an Kindern : i 
53,o7t>, die Slovaken trotz ihres notorischen Kinderreichthuras mit nur 2, • 
und bilden von der Gesammtbevölkerung die Magyaren 42,8®/o, die Sloval i 
11,7*^/0. — Welch' ein Räthsel der Natur! 



Digitized by VjOOQIC 



— 11 - 

Deutsclien auf ihre Vorherrschaft über die Magyaren in der 
Hoffiimig, dass sie in dem österreichischen Theile der Monarchie 
,re Vorherrschaft über die dortigen Slaven um so intensiver 
gestalten und dass die Magyaren in Ungarn ihre slavischen und 
rmnäiiischeii Mitbürger kräftig niederhalten und die deutschen 
vielleicht schonen werden. — ^ 

Trotz des besten Willens der Deutschen wurden die dies- 
bezüglichen Verhältnisse in Oesterreich, insbesondere in Böhmen 
und Mähren immer schwieriger, so dass sich die Deutschen — 
selbstredend wiederum nur im Interesse des Staates, welches die 
absolute Vorherrschaft der deutschen Sprache in allen öffentlichen 
Allgelegenheiten unbedingt erfordere, und nur so nebenher auch 
in der Absicht, die Czechen und die Slovenen zu isoliren t- schon 
im Jahre 1869 entschlossen, auf ihre Vorherrschaft über die 
galizischen Polen zu verzichten und die polnische Sprache als 
Amtssprache in Galizien einzuführen,*) in der Hoffnung, dass sie 
in dem restlichen Theile Oesterreichs ihre Vorherrschaft übes die 
Czechen, die schlesischen Polen und die Slovenen um so intensiver 
gestalten und dass die galizischen Polen ihre anderssprachigen 
Mitbürger in Galizien kräftig niederhalten werden. 

Als sodann trotz des allerbesten Willens der Deutschen die 
nationalen Bestrebungen der Czechen, der schlesischen Polen und 
der Slovenen nicht ohne jeden Erfolg blieben, erklärten die 
Deutschen (und zwar, wie ich ausdrücklich hervorhebe, nicht 
nur die deutsch-nationalen, sondern auch die sogenannten liberalen 
Deutschen) sich bereit, Galizien und Dalmatien, d. h. Länder, in 
denen es verhältnissmässig sehr wenige Deutsche gibt, aus dem 
gegenwärtigen Verbände der im Reichsrathe vertretenen Konig- 
reiche und Länder auszuscheiden; selbstredend wiederum nur im 
Interesse des Staates, welches die Einheitlichkeit desselben un- 
bedingt erfordere, und nur so nebenher auch in der Absicht, 
durch diese abermalige Theilung der Monarchie, bestehend in 
einer Dreitheilung des österreichischen Theiles derselben, in dem 
restlichen Theile zu einer, wenn auch geringen Majorität zu ge- 
langen, um — selbstredend wiederum nur im Interesse des dann 
bereits viertheiligen Einheitsstaates — die „subversiven'^ Bestreb- 
ungen der Czechen, der schlesischen Polen und der Slovenen 
!nut noch grösserem Erfolge niederhalten zu können. 

Und dabei bezeichnen die Deutschen — allerdings allein — 
sich unentwegt als die Staats erhaltende Partei, haben — 
I alle*"^'ngs nur nach der eigenen Behauptung — stets lediglich 
i die _rhaltung der Staatseinheit und die Wahrung sonstiger 
Int 3ssen des Staates im Auge und kämpfen — allerdings nur 
lau *hres Wahlspruches „Deutschthum, Freiheit und Fortschritt" 
auc ^ür Freiheit und Fortschritt. 

I Durch die Verordnung des Gesammt-Ministeriums vom 5. Juni 1 869 
Z. ^ {Gal. L. G.- u. y.-B. No. 24 ex 1869) gezeichnet von Giskra, Hasner, 
Hei Mrestl, Plener, Potocki und Taaffe, 
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Diesbezüglich ist in Dr. A. Rauters „Geschichte Oesterreichs m 
1848— 1890** (Wien 1891) — in welcher es am Schlüsse heisst: » .1 
wir thun dies in Form des Wunsches, dass die Leiter des Reiches sm 
eiägedenk sein mögen, dass das Heil desselben mit der nnmerischenf n 
liehen, geistigen und materiellen Stärke des mitteleuropäischen DeatsJ 
thums und des Magyarenthums auf das Innigste verknüpft ist« — ai 
Seite 91 gelegentlich der Besprechung der Sprachen -Verordnung fl 
Böhmen und Mähren vom 19. April 1880 (Mähr. L. G.- u. Y. B. W 
17 ex 1880) wörtlich zu lesen: 3»Da die Beamten deutscher Natlona^tftl 
in der Regel des Czechischen nicht so mächtig waren , um dieser Vä 
Ordnung entsprechen zu können, so hatte dieselbe zunächst die Wirkn 
dass viele Beamte czechischer Nationalität , da dieselben beider Sprael 
mächtig sjnd, in das deutsche Sprachgebiet gelangten und den So hui 
der Deutschböhmen die Carriere einengten.« — und i 
Armer hätte bald geglaubt, das Interesse des Staates sei's Panier. I 

Thatsächlich jedoch giengen und gehen die Deutschen 4 
entsprechend ihrem Axiom, dass ihnen über alle Nichtdeutschi 
aus irgend welchen, zum mindesten mir unerfindlichen Gründi 
die Hegomonie gebühre — stets vor wie folgt: so lange sie glaub« 
ein Ganzes mit irgend welchen Mitteln noch beherrschen l 
können, wollen sie von einer Theilung, desselben nichts wissl 
(Einheit der Monarchie bis 1867, Nichttheilung Steiermarks ui 
Tirols); sobald sie jedoch sehen, dass sie das Ganze nicht mdj 
werden beherrschen können, fordern oder versuchen sie die en 
sprechende Theilung desselben (Theilüng des böhmischen Obel 
landes-Gerichtes, des Landes - Culturrathes , Böhmens selbst, Am 
Scheidung Galiziens aus dem Gebiete der deutschen Amtsspracij 
Ausscheidung Galiziens und Dalmatiens aus dem Verbaiide dl 
österreichischen Kronländer); wo sie der Anzahl nach gar kel 
Recht haben, fordern sie Gleichberechtigung voii staatswegenl 
der angeblichen Eigenschaft des staatserhaltenden Volksstaimaj 
(bei allen Behörden Oesterreichs wollen sie in ihrer Spradi 
gehört werden) ; wo sie in der Minderheit sind, verlangen sie ztflj 
Mindesten strengste Gleichberechtigung (in Prag, wo sie sanaJ 
den Juden etwa ein Zehntel der Einwohnerschaft J)ilden) oöi 
wenn irgend möglich, die Vorherrschaft (in Mähren, wo sie el 
gutes Viertel der Einwohnerschaft bilden, dann in zahlreiche 
Städten Mährens und Schlesiens); wo sie Anspruch auf Gleid 
berechtigung haben, fordern sie unbedingte Vorherrschaft um 
wenn irgend möglich, Rechtlosigkeit der Nichtdeutschen (in Brüfflj 
wo die Czechen keine czechische Bürgerschule erlangen können 
in Schlesien, wo die Slaven keine einzige aus öffentlichen Mittdl 
erhaltene Mittelschule, die Deutschen dagegen deren dreizeh 
besitzen); wo sie in der Majorität sind, dort streben sie die Heia 
tisirung der Anderen an (in Reichenberg, wo der Gemeindera« 
verbot, in der öffentlichen Badeanstalt czechisch zu rede: ; n 
Dux, wo der Bürgermeister czechische Grabinschriften entf iiei 
liess und die Anbringung solcher verbot). 
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Dagegen ist der den DeutscheÄ von Seite der Nichtdeutschen 
oft gemachte Vorwurf, dass sie das Interesse des Staates stets, 
mit dem eigenen Interesse verwechseln, nicht berechtigt; denn, 
, da die Deutschen sich stets klar darüber waren, was sie wollten 
und wollen, ist ihnen eine Verwechslung der genannten beiden 
Interessen noch nie passirt. 

11. Die Magyaren. 

Die Magyaren haben, sobald sie der Vorherrschaft der 
Deutschen auf dem Wege der Theilung der Monarchie im Jahre 
1867 (Gesetzartikel XII v. J. 1867*) los geworden waren, sich 
schon im Jahre 1868 in der Einleitung des Gesetzartikels 
XLIV. V. J. 1868, welcher seinen Titel „über die Gleich- 
berechtigung der Nationalitäten" führt wie canis a non canendo, 
eine „politische, untheilbare, einheitliche ungarische Nation (im 
Original: magyarische Nation) construirt und auf Grund 
dieses Begriffes im § 1 des genannten Gesetzartikels die ungarische 
Sprache (im Original: magyarische Sprache) in totalem Wider- 
q)ruche mit dem Titel des Gesetzes und demselben förmlich zum 

, Hohn als Staatssprache decretirt und hiemit — entgegen den 
während der .staatsrechtlichen Kämpfe den übrigen Volksstämmen 
Ungarns gegebenen Versprechungen — die absolute Vorherrschaft 
der Magyaren über alle Nicht-Magyaren (mit Ausnahme der Ein- 
wohner von Croatien und Slavonien) als Staatsbürger nicht etwa 
zweiter, sondern dritter Klasse declarirt. 

Die Einleitung und der § 1 des Gesetzartikels XLIV v. J. 1868 

-lauten: »Nachdem sämmtliche Staatsbürger Ungarns nach den Grundsätzen 
der Verfassung auch in politischer Beziehung eine Nation bilden , die 

\ untheilbare, einheitliche ungarische Nation, deren Mitglied jeder Bürger 
des Vaterlandes, gleichviel welcher Nationalität er angehört, ist; 

Nachdem femer diese Gleichberechtigung lediglich im Hinblick auf 
den amtlichen Gebrauch der verschiedenen im Lande üblichen Sprachen 
und nur insofern unter besondere Normen fallen kann, als dies die Ein- 

, heit des Landes , die praktische Möglichkeit der Regierung und Ver- 

! waltung nothwendig machen, 

80 werden, während hinsichtlich aller anderen Verhältnisse die 
volle Gleichberechtigung der Staatsbürger unberührt bleibt, in Bezug auf 
den amtlichen Gebrauch der verschiedenen Sprachen die folgenden Normen 
als Richtschnur dienen: 

§ 1. Da kraft der politischen Einheit der Nation die Staatssprache 
IJnj ns die ungarische« (recte : magyarische) »ist, so ist die Berathungs- 
spr e des ungarischen Reichstages auch künftighin die ungarische« 
(re( magyarische); »die Gesetze werden in ungarischer« (recte: 
maj irischer) » Sprache erlassen , sind aber auch in den Sprachen aller 
am <^n das Land bewohnenden« (nicht magyarischen) »Nationalitäten 

^Tngarische Verfassungsgesetze, Wien, Manz 1891. 
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in beglaubigter TJebersetzung hinausziigeben ; die Amtssprache der Regie- 
rung des Landes ist auch künftig in allen Zweigen der Verwaltung die ] 
ungarische« (recte: magyarische). 

Dass hier ein geradezu frevles Spiel mit den Begriffen „Nationalität** 1 
und „politische Nation" einerseits und mit dem geographischen Begriffe 
„Ungarn" (Magyarorszäg) und dem ethnographischen Begriffe „ungarische 
Sprache" (magyar nyelv) getrieben und der Logik arg mitgespielt wird, 
ist leicht nachzuweisen. Man braucht zu diesem Zwecke nur zu suppo- 
niren, dieser Paragraph sei nicht von den ungarischen Magyaren für j 
Ungarn, sondern von den schweizer Franzosen für die Schweiz gemacht.] 
worden, und dann die dieser Annahme entsprechenden Substitutionen in 
dem Texte desselben vorzunehmen. 

Substituirt man nur mechanisch, so ergibt sich folgender Wort- 
laut : „Da kraft der politischen Einheit der Nation die Staatssprache der 
Schweiz die schweizerische ist, so ist die Berathungs- und Geschäfts- 
sprache des schweizer Reichstages auch künftighin die schweizerische ; die 
Gesetze werden in schweizerischer Sprache erlassen, sind aber auch in 
den Sprachen aller anderen das Land bewohnenden Nationalitäten jn 
beglaubigter Uebersetzung hinauszugeben ; die Amtssprache der Regierung 
des Landes ist auch künftig in allen Zweigen der Verwaltung die 
schweizerische." Dieser Wortlaut ist, weil es nicht die schweizerische 
Sprache gilit, ein Nonsens, bringt jedoch das artige Spiel mit den 
Begriffen „politische Nation" und „Nationalitäten" klar zur Anschauung. 

Substituirt man nun sinngemäss, so erhält man den nachstehenden! 
Wortlaut: „Da kraft der politischen Einheit der Nation die Staatssprache' 
der Schweiz die französische ist, so ist die Berathungs- und Geschäfts- 
sprache des schweizer Reichstages auch künftighin die französische; die 
Gesetze werden in französischer Sprache erlassen, sind aber auch in dem 
Sprachen aller anderen das Land bewohnenden Nationalitäten in be- 
glaubigter Uebersetzung hinauszugeben; die Amtssprache der Regierung, 
des Landes ist auch künftig in allen Zweigen der Verwaltung die, 
französische." Dieser Wortlaut, der den wahren Sinn des Gesetzes 
ergibt, veranschaulicht wiederum das Spiel mit den Begriffen „Ungarn" 
und „ungarische Sprache" und zeigt die zur Begründung der Bestimmungen, 
dieses Paragraphen von Franz Deak angewendete magyarische Logik in 
ihrer ganzen, un verhüllten Schönheit. Denn es ist klar, dass dieser i 
Paragraph nicht weniger logisch für die Schweiz auch so lauten könnte: 
„Da kraft der politischen Einheit der Nation die Staatssprache der 
Schweiz die deutsche — oder die italienische — ist, so ist die Be-. 
rathungssprache etc. etc.", und für Ungarn auch so: „Da kraft der 
politischen Einheit der Nation die Staatssprache Ungarns die slovak''"*he 
ist, so ist etc. etc.". Daraus geht hervor, dass die „politische Ei nt 
der Nation" damit, welche Sprache in einem Staate sogenannte Str «- 
spräche ist, nichts zu thun hat, so dass eine Sprache nicht „kraft er 
politischen Einheit der Nation", sondern kraft anderer Factoren geget en 
Falles eine sogenannte Staatssprache ist. 

Eine „politische Nation" als solche, d. h. der Staat, besit 
im Gegensatze zu einer Nation im ethnographischen Sinne — ke^- lei 
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»Sprache und zwar auch dann nicht, wenn alle ihre Angehörigen einem 
RUfld deniselben Sprachstamme angehören, und muss jene Sprachen b«- 
r zeichnen, in denen seitens ihrer Angehörigen und seitens der übrigen 
F Welt mit ihr und mit den Organen des betreflfenden Staates verkehrt 
*. werden darf, respective verkehrt werden soll. 

f Diese Spraciien sind dann die sogenannten Staatssprachen der be- 

f' treffenden „politischen Nation", d. h. des betreffenden Staates. Klar ist, 
•- dass jede „politische Nation" jede beliebige Sprache zu ihrer Staatssprache 
' machen kann, denn begrifflich besteht kein Hindemiss dagegen, dass 
» I. B- die französische politische Nation, d. h. der Staat Frankreich, etwa 
L die neugriechische, die tüi'kische und die altassyrische Sprache, oder zwei 
t- derselben oder nur eine hie von als ihre Staatssprachen oder Staatssprache 
l erklärt. Wie viele und welche Sprachen von einer bestimmten „politischen 
^.Nation** als ihre Staatssprachen erklärt werden, hängt lediglich von der 
J Beschaffenheit derjenigen ab, welche in der betreffenden „politischen 
!" Nation** herrschen, und von der Beschaffenheit der Zwecke dieser Macht- 
[ haber. In der Schweiz z. B., wo drei Nationalitäten wohnen, die alle 
schon lange zu der Einsicht gelangt sind, dass es unvernünftig sei, 
r einander zu bedrücken, gibt es drei Staatssprachen. In Ungarn, wo die 
f Magyaren, und in Oesterreich, wo die Deutschen auf den üebrigen herum- 
f. treten wollen, soll es nach dem "Wunsch derselben nur je eine Staats- 
i spräche, in Ungarn die magyarische, in Oesterreich die deutsche geben. 
Logisch, d. h. elirlich stylisirt, hätte der in Rede stehende, im 
Jahre 1868 entstandene § 1 lauten müssen wie folgt: „Da wir ungarische 
Magyaren bei dem gegenwärtigen Stande der Dinge die Macht hiezu 
haben, so erklären wir alle Einwohner Ungarns für eine einheitliche 
politische Nation und bestimmen ausserdem, dass die Staatssprache 
Ungarns die magyarische ist; demnach ist die Berathungs- und Geschäfts- 
sprache etc. etc.". 

So sieht — in der Nähe besehen — der Eckstein des von den 
Magyaren mit Eecht so hochgepriesenen ungarischen Nationalitäten- Ge- 
setzes aus! »Kraft der politischen Einheit der Nation« wird es geschrieben; 
„kraft rücksichtsloser magyarischer Uebörma cht" ist es zu lesen! — 
(Der magyarische Census vom 31. December 1890 ergab: 



Magyaren . . 
Serbo-Croaten . 
Rumänen . . 
Deutsche . . 


Mill. 
. 7,431 
. 2,604 
. 2,592 
. 2,107 
. 1,937 
. 0,388 


Perc. 
42,8 
15,0 
14,9 
12,0 
11,7 
2,1 


Zigeuner 
Slovenen 
Italiener 
Andere . 


Mül. 
. . . 0,095 
. . . 0,094 
. . . 0,021 
. . . 0,085 


Perc. 
0,5 
0,5 
0,1 
0,4 


Slnvaken . . 
I "lenen . . 


Total 17 349*) 


— ) 



Von der absoluten Vorherrschaft der magyarischen Sprache 
I .men die Magyaren lediglich die Croaten und die Serben 
( atiens und SlavonienSj da auf eine, totale Beherrschung der- 
s -^n aus verschiedenen Gründen nicht zu denken war, derart 



'^ Darunter Juden 0,724 Mill. = 4,2 ^/o- 
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aus, class sie mit dem den Magyaren freundlich gesinnten Theile 
derselben schon im Jahre 1868 einen Ausgleich schlössen (Gesetz- 
artikel XXX v. J. 1868), im § 59 desselben die Croaten und 
Serben als »eine ein besonderes Territorium besitzende politische 
Nation, deren Abgeordneten sowohl im gemeinsamen Reichstage 
als in dessen Delegation auch die croatische Sprache gebrauchen 
dürfen,« erklärten« und sich ' vorläufig mit meiner Art Suzeränität 
über diese Volksstämme als Staatsbürger zweiter Klasse begnügten. 

Dagegen machten und machen sie die übrigen Bestimmungen 
des Nationalitätengesetzes, mit welchen den übrigen Nicht-Magy- 
aren rücksichtlich ihrer Sprachen locale Rechte belassen wurden, 
durch neue (lesetze (obligatorischer Unterricht der magyarischen 
Sprache succesive an allen Volksschulen, zwangsweise Ein- 
führung lediglich magyarischer Kindergärten, Mittelschulgesetz) 
und durch eine dem Nationalitätengesetze Hohn sprechende Ver- 
waltungs-Praxis völlig wirkungslos und treten — wie dies .aus 
Anlass der Slovaken- 'und Rumänen-Processe endlich auch urbi 
et orbi bekannt wurde — mit einer Rohheit, welche an ihre 
Cultur zur Zeit- Arpads erinnert, auf den übrigen Volksstämmen 
herum und streben behufs ,^Verbreitung der Idee des ungarischen 
(magyarischen) Staates" mit Hilfe eines Wahlgesetzes mit ört- 
1 i c h verschiedenen Census (Gesetzartikel V v. J. 1 848 und XXV 
V. J. 1870) und mit Hilfe einer Wahlgeometrie, welche neben 
Magyaren und 11 Deutschen nur Magyaroneri in den Reichstag 
gelangen lässt und an welcher sogar die österreichischen Deutschen 
noch etwas lernen könnten, eingestandenermassen die völlige 
nationale Vernichtung der übrigen Volksstämme an. 

In Anbetracht der Bestimmungen des Wahlgesetzes, denen zufolge 
z. B. in dem Elisabethstädter Wahlbezirke schon 198 Wähler und in 
dem rein rumänischen Wahlbezirke von Karansebes erst 5725, sonach 
28 mal soviel Wähler je einen Abgeordneten wählen, war es blutiger, 
zum Schaden noch gefügter Hohn, als die magyarischen Blätter — nach- 
dem der rumänischen Deputatiofa, welche in Wien das bekannte Memo- 
randum über die magyarische Behandlung der Kumänen durch die 
ungarische Eegierung übergeben und um Abhilfe bitten sollte, kurzer 
Hand und gleichsam in sinngemässer Anwendung der für unser Älilitär 
bezüglich der Beschwerden Untergebener gegen Vorgesetzte bestehenden 
Vorschriften bedeutet worden war, dass das Memorandum nur im Wege 
der ungarischen Eegierung vorzulegen sei — an die Rumänen die ^Auf- 
forderung richteten , ihre allfälligen Beschwerden im Reichstage , in 
welchem die 76 Wahlbezirke der über 2^2 Millionen zählenden Rumän", 
ebenso w^ie die 2 Millionen Slovaken, durch keinen einzigen Ab( • 
ordneten vertreten sind, vorzubringen, das sei der Ort, wo solche 1 • 
schwerden, falls dieselben berechtigt sein sollten, vorzubringen seien r l 
wo dieselben (von 406 Magyaren und Magyaronen und 11 Deutsch ) 
unparteiisch würden geprüft werden. 

Die erwähnte Verwaltungs-Praxis wird- gut illustrirt durch Dasjen;' , 
wovon das „ Deutschthum . im Auslande", das Organ des Allgemei i 
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Deutschen Schulvereins in Berlin, in seiner Nummer vom August 1894 
auf Seite 6 unter der Spitzmarke „Zur Freiheit der Nationalitäten iu 
ÜBgarn" Mittheilung macht wie folgt: »Im October des vorigen Jahres 
hat der damalige Pressburger Obergespan Graf Josef Zichy in der 
Kongregation einen Antrag unterbreitet, wonach die Gemeinden auf dem 
Gebiete des Pressburger Comitats verhalten werden sollen, in der inneren 
Grebahrung, bei allen Amtshandlungen, bei der Ausgabe von Zeugnissen 
etc. sich nur der magyaKrischen als der Staatssprache zu bedienen. In 
der erwähnten Sitzung erhob sich der Malaczkaer Advocat Dr. J. Derer 
und protestirte gegen diesen Beschluss, welchen er als ungesetzlich be- 
zeichnete. Unter grosser Aufregung wurde der Antrag des ständigen 
Ausschusses, welcher auf Annahme lautete, zum Beschlüsse erhoben. 
Advocat Dr. Derer meldete hiei-auf gegen denselben das Separatvotum an. 
In seinem Recurse an deri Minister des Innern berief er sich auf den 
G. A. XLIV, 1868 §§ 20 und 22, welche bestimmen, dass die Gemeinden 
sich ihre Amtssprache selbst bestimmen können. Nun ist die Ent- 
scheidung des Ministers Hieronymi erflossen ; dieselbe verwarf den Recurs 
mit der sonderbaren Motivirang, dass der Vizegespan berechtigt ist, in 
seinem Wirkungskreise bei den ihm unterstehenden Gemeinden dahin zu 
wirken, dass der magyarischen Staatssprache ein grösserer Geltungskreis 
verschafft werde. 

Die schon erwähnten Paragraphen des Nationalitätengesetzes lauten ; 

§ 20. Die Gemeindeversammlungen wählen selbst ihre Protocoll- 
und Amtssprache. Das Protocoll ist zugleich in der Sprache zu fähren, 
in der es der fünfte Theil der stimmfähigen Mitglieder füi' nothwendig 
erachtet. 

§ 21. Die Gemeindebeamten sind verpflichtet, in ihrem Verkehre 
mit den Gemeindebewohnern deren Sprache zu gebrauchen. 

§ 22. In ihren an die eigene Jurisdiction gerichteten Eingaben 
gebraucht die Gemeinde die Amtssprache des Staates oder ihre eigene 
Amtssprache; in ihren an andere Jurisdictionen und andere Organe 
gerichtet tm Eingaben kann sie die Amtssprache des Staates, oder eine 
der Protocollsprachen der betreffenden Jurisdiction gebrauchen. — 

Die gesetzlichen Bestimmungen lassen keinen Zweifel darüber, dass 
der Obergespan ungesetzlich handelte, als er seinen Antrag einbrachte 
und durchdrückte. 

Der Herr Minister aber, statt diese oft'enbar gesetzwidrige Handlung 
seines Untergebenen aufzuheben, bestätigt sie ausdrücklich. 

So führt man in Ungarn das so vielberufene Nationalitätengesetz 
aus und wundert sich, wenn die Unzufriedenheit bei den Nichtmagyaren 
täglich wächst. Zur eigenen Beruhigung heisst es dann, nur einige 
H "jr wären schuld an der Aufregung.« 

NB. Nur deshalb, weil die Magyaren, durch die bisherige Zustimmung 
d( Lingarischen und der österreichischen Deutschen zu der magyarischen 
B' ndlung der übrigen Nicht - Magyaren in ihrer Frechheit gefestet, 
ni ehr auch den Deutschen — im Pressburger Gomitate wohnen ver- 
hi ' smässig sehr zahlreiche Deutsche — die Cultur- Hand an die Kehle 
le ist das „Deutschthum im Auslande" mit der magyarischen Ver- 

2 



h 



Digitized by VjOOQIC 



r^ 



18 — 






waltungs - Praxis nicht ganz zufrieden, während das Deutschthum m 
Oesterreich auch jetzt davon keine Kenntniss hat; so lange aber vm 
die nichtdeutschen Volksstämme von den Magyaren gedrosselt wurden) 
hatte das „Deutschthum im Auslande" hieven auch keine Kenntniss, dii 
österreichische deutsche Presse pries sogar „das energische Hochbaltai 
der ungarischen Staatsidee" als nachahmenswerthes Beispiel, und m\n findet 
das „Deutschthum im Auslande" die Motivirung des Ministers „sonder- 
bar"; nun, es wird, wenn mich nicht, alles täuscht, das „Dentscbthum 
im Auslande" und auch jenes in Oesterreich in der Zukunft noch manebes 
Sonderbare erfahren. 

Zur Erklärung des Gesagten und der Behauptung, dass das 
Drosseln der Nicht-Magyaren den Magyaren so selbstverständlicl 
vorkpmmt wie das tägliche Brot, will ich mich nicht auf da 
Gebahren der magyarischen Presse berufen, die — einer Meut( 
vergleichbar — sich mit einer Rohheit, welche nur noch durck 
jene der deutschen Journale des sogenannten geschlossenen 
deutschen Sprach-Gebietes in Böhmen erreicht wird, auf allö 
jene stürzt, die sich gegenüber den Segnungen der Verbreitung 
der Idee des magyarischen Staates ablehnend verhalten und hier-i 
durch nach der Behauptung der magyarischen Presse ein ge- 
ringeres Verbrechen als jenes des Hochverrathes gar nicht begehen 
können; denn dieses Gebahren ist, geschützt durch das woU- 
wollende Stillschweigen der österreichisch-deutschen Presse, aus 
welcher das Ausland seine Kenntniss der Zustände der Monarchie 
geschöpft hat, selbst den österreichischen Deutsche]i nicht bekannt; 
und es gelangt erst jetzt allmählig zur allgemeinen Keinitius!?. 

Dagegen will ich als classisches Material diesbezügliche öffent- 
liche Aeusserungen dreier damals activer ungarischer Minister 
nach der „Neuen Freien Presse", also nach einer für den vor- 
liegenden Fall unverdächtigen Quelle, hier (mit einigen sacli- 
gemässen Ergänzungen) anführen: 

Laut des telegraphischen Berichtes im Abendblatte der „Neuen 
Freien Presse" vom 20. Juli 1894 sagte der ungarische Minister des 
Innern Karl von Hieronymi am 19. Juli 1894 (nach dem Eumänen 
Processe) in Klausenburg unter anderem Folgendes: 

». . . Doch habe ich ebenso wie im Jahre 1892 auch jetzt di« 
Ueberzeugung, dass, obwohl ein grosser Theil der rumänischen Intelligenz 
für dieses Programm agitirt und obwohl die rumänische Presse beinahe 
ohne Ausnahme diesen Standpunkt einnimmt, die Gesammtheit der KumäneB 
diese Uebertreibungen nicht theilt, sondern auch hier, wie bei jeder 
politischen Action die Ansichten der Ultras die lautesten sind, und nebei 
ihnen die an Zahl grössere, an Verständniss nüchternere Menge de" ?e 
mässigten Elemente zum Verstummen verdammt ist. (So ist es!)« (^^^^ 
wunderbar dies doch auf das Verhältniss der zum Verstummen ver- 
dammten Nicht- Magyaren zu den Magyaren passt!) »Zu derselbei Zeit 
habe ich auch gesagt, dass wir jene Wünsche der Rumi neß» 
welche auf gerechten Anliegen basiren, beherzigen müssei nn^ 
als einen solchen habe ich namentlich die Forderung bezeichnet, (^^ der 
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Wahlcensus im ganzen Lande auf eine und dieselbe Grundlage 
basirt werde, damit nicht in den sieben bürgischen Landestheilen die 
Wahlberechtigung € (wie seit 1870) »eine andere Grundlage habe, als in 
Ungarn. Ich habe auch immer der Ueberzeugung Ausdruck verliehen, 
dass die sogenannte rumänische Nationalitäten-Frage zum grossen Theile 
aufgesellschaftliclieundadministrativeUebelstände zurück- 
zuführen sei, und dass die Sanirung auch in dieser Kichtung gesucht 
werden müsse. . . .f 

NB. Das ist nicht die Behauptung irgend eines Rumänen, sondern 
das Geständniss eines activen ungarischen Ministers des Innern im 
Jahre 1894. 

Und sechzehn Tage nach diesem Geständniss des Ministers des 
Innern sagte laut des telegraphischen Berichtes im Abendblatte der 
„Neuen Freien Presse" vom 6. August 1894 der ungarische Minister- 
Präsident Alexander Wekerle am 5. August 1894 in Nagybanya vor seinen 
Wählern Folgendes : 

»Die in der letzten Zeit immer acuter werdende Nationalitäten- 
Frage kann meiner Ansicht nach nicht durch einzelne Gesetze, 
sondern nur durch consequente Arbeit« (wie bisher) » gelöst werden. 
Die Nationalitäten -Frage — wenn ich mich so ausdrücken darf, obwohl 
ich in genere eine solche Frage nicht kenne« (wie ja auch der öster- 
reichische Minister-Präsident Fürst Alfred Windischgrätz wiederum keine 
„böhmische Frage" in specie kannte) — »richtiger gesagt: jene Wünsche, 
dass in mehrsprachigen Staaten mit Berücksichtigung der verschiedenen 
Nationalitäten besondere Gliederungen, Administrativ-Bezirke, errichtet 
werden, in welchen unter Beseitigung der amtlichen Staatssprache die 
Sprache anderer Nationalitäten das Uebergewicht erlangen soll« (wie 
durch die Gliederung der Monarchie im Jahre 1867 die magyarische 
Sprache in Ungarn) »sind nicht neu. Sie sind desselben Datums, wie 
die Aufwerfung der Nationalitäten-Frage selbst, welche im letzten Viertel 
des vorigen Jahrhunderts als ein allgemeines politisches Problem an die 
Oberfläche zu gelangen begann und die sich in ihren Eückwirkungen auch 
bei uns zu erkennen gibt « (obwohl ich in genere ehie solche Frage nicht 
kenne). »Anfangs gemässigt, später eine das ganze Jahrhundert beherr- 
schende politische Idee ständigen Charakters bildend, dürfte diese Frage 
meiner Ansicht nach schon in der nächsten Zukunft durch andere Fragen 
socialer, wirthschaftlicher und socialistischer Art ihres richtigen Charakters 
beraubt werden. Das kann uns jedoch nicht zurückhalten, uns mit dieser 
Frage eingehend zu beschäftigen« (wie wir dies seit dem Jahre 1870 
thun), »weil wir auf neue Fragen ohne Eegelung der alten nicht über- 
o*Ahen können« (was oifenbar eine besondere Eigenschaft Ungarns ist). 
3t in der letzten Zeit haben wir« (Magyaren) »gewisse Auswüchse 
.er Nationalitäten-Frage gesehen« (während unsere Nicht-Magyaren 
' e schon seit 1870 nicht nur sehen, sondern auch fühlen). »Wir 
1, dass gewisse Nationalitäten-Ansprüche vom Auslande aus cultivirt 
belebt wurden. Wohl fanden sie im officiellen Auslande keine Unter- 
;ung, weil, soweit meine Informationen reichen, die officiellen Kreise 
'^'^^ (bei unseren Nicht-Magyaren so verdammenswerthen) »Bestreb- 
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ungen fernestehen. Dafür aber sind private Vereinigungen zu deren 
Unterstützung thätig. Wir stossen auch auf andere Auswüchse, auf jene 
Uebertreibungen, mit welchen man uns« (Magyaren) »vor dem gebildeten 
Enropa, vor der ganzen Menschheit« (so gewissenlos und ohne jegliche 
Berechtigung) »anklagt, dass wir eine inhumane, gewaltthätige, ver- 
nichtende Politik führen wollen« (wie bisher seit einem Vierteljahrhundert). 
Ich erwähne dies hier, weil sich gerade hier Jedermann von dem wirk- 
lichen Sachverhalt der Dinge überzeugen kann. (Lebhafter Beifall). Ich 
constatire nicht Ihnen« (denn das ist ja nicht nothwendig), »sondern dem 
Auslande gegenüber« (als Eichter in eigener Sache) »die Unrich- 
tigkeit und Unhaltbarkeit dieser« (bodenlosen) »Anschuldi- 
gungen. Man beschuldigt uns der gewaltsamen Magyarisirung. Ich als 
Cabinets-Chef muss rein und klar das Princip feststellen, worin bei uns 
die Magyarisung besteht. Sie besteht darin, dass der Staat« (und das 
sind wir Magyaren) »seine Amtssprache für Jedermann zugäng- 
lich zu machen wünscht« (wie zart ist doch diese meine Umschrei- 
bung unseres Strebens, Jedermann, ob er nun will oder nicht, unserer 
magyarischen Sprache zugänglich zu machen, wie eben jetzt die Gemein- 
den des Pressburges Comitates, die mein Minister-College Hieronymi gerade 
in der Arbeit hat! — ) »und gegen unsere gesetzlichen Verfügungen« 
(als Verschiedenheit des Wahlcensus, Unterricht der magyarischen Sprache 
in allen Volksschulen, zwangsweise Einführung nur magyarischer Kinder- 
gärten und Gymnasien) »keine wie immer gearteten gewalt- 
thätigen Vereitelungs versuche« (wie Ueberreichungen von Me- 
moranden an den König), »oder Aufreizungen gegen die bestehen- 
den« (von uns zu unseren Gunsten gemachten) »Gesetze dulden 
kann. Daraus kann man aber« (wenn man ein echter Magyar e ist) 
»noch nicht auf eine gewaltsame Magyarisirung schliessen. Zeigen Sie 
mir doch ein einziges Exemplar von diesen gewaltthätig magyarisirten 
Kumänen ? (Lebhafte Heiterkeit.) « (Dass Sie auch diese meine Aeusserung 
als ein Argument ansehen und billigen, zeugt von ausserordentlich patrioti- 
scher Intelligenz !) » Diesen ungerechten Anschuldigungen gegenüber mussten 
wir dafür Sorge tragen, dass, in so ferne gesetzwidrige Handlungen« 
(von Seiten der Nicht-Magyaren) »verübt werden, diese auf gesetzlichem 
Wege gerichtet werden, damit in diesem« (für uns freien) »Lande für 
den Terrorismus« (gegen uns) »kein Platz sei« (wie ja auch die Gracchen 
alle Aufstände sich verbaten), »und darum haben wir jene polizeilichen 
Massregeln getroffen, damit die öffentliche Kühe« (i. e. das Kuschen der 
Anderen) »durch Institutionen gesichert sei. So haben wir z. B. das 
Hermannstädter rumänische Comite, welches ohne Statuten« ( — denn wir 
genehmigen keine — ) »thätig war und dessen Wirksamkeit sich auf An- 
knüpfung ausländischer Verbindungen erstreckte« (die sich allerdings n t 
vergleichen lassen mit jenen, die wir Magyaren im Jahre 1848 di i 
Kossuth und im Jahre 1866 durch Klapka mit dem Ausland angekni t 
haben), »aufgelöst und die Abhaltung der Sitzungen dieses Comites ni t 
geduldet und werden sie auch in Zukunft nicht dulden. Wir thaten d , 
weil wir das Princip hochhalten wollen, dass das Vereins- und Versan ■ 
lungsrecht eine der freiheitlichen Institutionen der ungarischen Sta*^ • 
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lürger« (giltig für uns Magyaren) »sei und bleibe, dass aber dieses Recht« 
(ton den Nicht-Magyaren überhaupt nicht, vide die Slovaken, und sonach 
»nch) »nicht so ausgeübt werden darf, dass es auch für nichtungaiische 
Staatsbürger auf dem Gebiete unseres Landes zugänglich werde. Solche 
Versammlungen können wir nicht gestatten, sondern werden, der Noth- 
; wendigkeit« (nicht dem eigenen Triebe) »entsprechend, in dieser Beziehung 
I Alles verfügen, um sie zu verhüten, damit nicht Einzelne ungerechtfer- 
tigterweise die Hilfe des Auslandes provociren können gegen Üebel8t§.nde^ 
welche, wenn sie wirklich bestünden« (wie dies mein diesmal ein wenig 
voreiliger Collega, der Minister des Innern v. Hieronymi erst vor vier- 
Nzehn Tagen in Elausenburg uns allen und auch dem Auslände gegenüber 
^90 überaus unnütz öifentlich zugestanden und constatirt hat), »zu saniren 
imsere Pflicht wäre. Durch diese strengen, die öffentliche Ruhe und die 
Integrität des Staates« (oder kurz gesagt, unsere Vorherrschaft) »sichernden 
Verfügungen wünschen wir jene« (für uns Magyaren bis nun so segens- 
reichen) »Principien, welche seit 1868 unverändert massgebend waren 
nnd welche darin bestehen, dass wir unbedingt keinen Versuch 
dulden, der diese staatliche Integrität« (i. e. die Knechtschaft 
der Nicht - Magyaren) »stören könnte, aufrecht zu erhalten. Wir 
■können« (wie die Deutschen bis 1867) »keine neuen staatsrecht- 
lichen Gliederungen gestatten, welche die Bewohner dieses Landes 
nach Nationalitäten unterscheiden und eine besondere, nach Nationalitäten 
gegliederte Verwaltung oder irgend welche Eintheilung in Bezirke schaffen« 
(und die Nicht-Magyaren von uns befreien) »würde. Trotzdem machen 
wir in der Anwendung der Gesetze zwischen den einzelnen Staatsbürgern 
keine sprachlichen Unterschiede« (denn jeder muss der magyarischen 
Sprache , zugänglich" sein und beim Wahlgesetz machen nicht wir, son- 
dern das Gesetz die sprachlichen Unterschiede, von denen auch Hieronymi 
sprach). »Jede staatliche Institution machen wir jeder Nation 
zugänglich« (und auch umgekehrt). »Wir« ( — wie klar tritt hier 
iin diesem Worte unsere Vorherrschaft zu Tage — ) »lassen sie alle der 
Vortheile einer« (für uns so) »vorsorglichen«, (für uns so) » wohltliätigen 
Administration theilhaftig werden« (so — um nur einiges zu nennen — 
verwalten wir sogar schon seit dem Jahre 1876 das durch uns eingezogene 
Vermögen des durch uns aufgelösten slovakischen Vereines „Matica" und 
haben auch, um die Slovaken von der Sorge für ihre drei slovakischen Gym- 
nasien zu befreien, nicht einmal die Verletzung der kirchlichen Autonomie 
gescheut und die drei Gymnasien ebenfalls schon im Jahre 1876 aufge- 
lioben und bereiten uns vor, auch den slovakischen District-Convent auf- 
zulösen; und dennoch diese merkwürdige Unzufriedenheit und unerklär- 
liche Undankbarkeit auf allen Seiten) ; »ja soweit es die Macht des Staates 
gestattet, werden wir auch dafür sorgen« (bis nun hatten wir nur keine 
Zeil dazu), »dass wir das Selbstgefühl und das Selbstbewusstsein unserer 
and irsspracTiigen Mitbürger heben« (insbesondere auf dem Wege poli- 
tisc er Processe, welche wir gegen dieselben mit Erfolg bereits angestrengt 
lial m und nach Bedarf — stets mit der Aussicht auf sicheren Erfolg — 
ans cengen werden und zwar ohne Unterschied der Sprache), »damit sie 
in -^er Beziehung« (unter einander) »gleichberechtigte Staatsbürger 
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werden. (Stürmischer Beifall.) Das ist die traditionelle Politik, die wif 
ohne jede Beeinträchtigung^« (sogar gegen unsere angeblich ritterliche 
Gesinnung) »billigen müssen, das ist der einzige modus procedendi 
für den Liberalismus« (wie wir Magyaren hier und die Deutschen 
in Oesterreich denselben verstehen). »Der ist kein liberaler Staatsmami, 
der in kirchlichen oder socialen Fragen irgendwelchen liberalen Ansichten« 
(in magyarisch- deutschem Sinne) »huldigt, dann aber bei Anwendung der 
Gesetze gegenüber anderen Nationalitäten nicht im Stande ist oder niclit 
den Muth besitzt, die Consequenzen abzuleiten« (wie wir). »Wir werden 
unsere Principien« (wie bisher) »auf die anderssprachigen Mitbürger an- 
wenden, dann aber auch die gleichmässige Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
fordern« (was wir bisher nicht gethan haben). So das Haupt der Re- 
gierung, der Minister-Präsident! — Derselbe sagte auch laut des tele- 
graphischen Berichtes im Abendblatte der „Neuen Freien Presse" vom 
2. Januar 1893 beim Neujahrsempfang der „liberalen" Partei Folgendes: 
». . . Du hast, geehrter Freund« (selbstredend war dies Jökai Moritz*) 
»ganz richtig bemerkt, dass es auf der Welt keinen Staat gibt, in welchem 
die Sprache und die Cultur der Nationalitäten, die Kechtsgleichheit der 
Staatsbürger welcher Zunge immer in solchem Masse sichergestellt 

wären wie bei uns « — Worte, die ich ohne Commentar lasse. 

Und endlich sagte nach dem telegraphischen Berichte im Morgenblatte 
der „Neuen Freien Presse" vom 14. October 1894 der ungarische Justiz- 
minister Desiderius von Szilagyi am 13. October 1894 vor seinen Wählern 
in Pressburg unter anderem auch Folgendes : » ... Es wurden « (gegen 
die kirchlichen Reformen) »auch die nationalen Gefühle angerufen; 
obgleich man fortwährend schadenfroh darauf verwies, so habe niemals 
Jemand auch nur den Versuch gemacht, den Beweis zu führen, weshalb 
und inwiefern diese Vorlagen einen Angriff gegen die Nationalitäten, gegen 
die Muttersprache eines Theiles der Staatsbürger und gegen jene Gesetze 
enthalten, welche unseren Nationalitäten alle Rechte* (auf dem Papier) j 

»garantiren Ich betone nur in aller Kürze, dass die Einheit 

des ungarischen Staates durch keinerlei nationale und durch keinerlei 
territoriale Bestrebungen aufgewühlt oder aufgelöst werden kann«, (denn 
mir ist auch die Zukunft bekannt), »dass die Einheit der Staats- 
sprache die nothwendige Consequenz der Einheit des 
Staates ist« (wie z. B. in der Schweiz) » . . . . Ohne mich aitf 
Einzelnheiten einzulassen, will ich nur bemerken, dass man unsere 
rumänischen Mitbürger von zwei Dingen nicht mit Worten" (z. B. 
des Nationalitäten - Gesetzes) , » sondern durch T h a t e n " (z. B. diuch 



*> Der berühmte magyarische Romanschriftsteller; nebenbei bemerkt 
ein Dichter, der sich vor anderen Dichtern auch dadurch auszeichnet, dm 
er, als die Erde, im vorliegenden Falle der ungarische Globus, mit den zahl- 
reichen Verwaltungsraths-Stellen , vertheilt wurde, nicht abwesend war, son- 
dern nach dem Grundsätze „nihil humani a me alienum puto" stramm" 
dabei gewesen ist, denn es ,zeichneten' ihn — wie er in dem Feuilleton der ! 
, Neuen Freien Presse*, Morgenblatt vom 2. August 1895 selbst erzählt — Jn- i 
stitute mit einträglichen Aemtem aus' ; derselbe soll nämlich — als ein in dieser | 
Beziehung massiger Führer der magyarischen Nation — nicht wenip*> ' als 
sieben Verwaltungsraths-Stellen inne haben Cum dulci utile ! 
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4ie Rumänen- und Slovaken - Processe) »überzeugen muss, das 8 die 
Wohlthateu des Staatslebens« (wie den Slovaken) »auch 
ihnen als «^(mit den übrigen Nicht-Magyaren) »gleichberechtigten 
Staatsbürgern zukommen und dass der ungarische Staat in ihren 
kleineren Angelegenheiten« (z. B. in jener des Memorandums), »wo seine 
Intervention uöthig: wird, mit ihnen als« (mit den Slovaken) »gleich- 
berechtigten Staatsbürgern verfahren werde . . . .« (Nun — ohne 
Ergänzungen gelesen — heisst dies: bis jetzt hat man den Rumänen 
nur vorgeredet, dass die Wohlthaten des Staatslebens, von denen die- 
selben aus eigener Wahiiiehmung bis jetzt nichts wussten, auch ihnen 
als gleichberechtigten Staatsbürgern, was die Rumänen bis jetzt nicht 
siudj zukommen, und man muss die Rumänen erst überzeugen, dass der 
Staat mit ihnen in ihren kleinen Angelegenheiten als mit gleichberech- 
tigten Staatsbürgern verfi\hren werde, sonach bis jetzt weder in kleinen 
noch in grossen Angelegenheiten so verfuhr. Solches sagt der Minister 
der Gerechtigkeit!) 

Am klarsten jedoch hat die magyarische Frechheit gegen die Slaven 
unser ehemaliger Minister des Aeusseren Graf Julius Andrassy zum Aus- 
•drucke gebracht, von dem die „Neue Freie Presse" im Morgenblatte 
vom 31. März 1894 auf Seite 2 Folgendes erzählt: » . . . Andrassy 
war eigentlich nicht mehr Minister. Er hatte seine Demission gegeben, 
weil die Morgenröthe der Taaffe'schen Versöhnungs - Politik am Horizont 
Oesterreichs aufdämmerte. „Die Versöhnung der Slaven" — sagte er 
eines Tages — „hat einen Sinn, wenn man sich zu einem Kriege mit 
Enssland vorbereitet, sie aber zum politischen Regierungsprincip zu 
erheben, ist ein Unsinn."« 

Wie die Magyaren im Schulwesen vorgehen, ist aus dem, 
was — nach dem „Pester Lloyd", Beilage zum Morgenblatte 
No. 216 vom 8. September 1894 und nach der y,Politik'', Beilage 
zum Morgenblatte No. 252 vom 13. September 1894 — in der 
zweiten Commission des hygienisch-demographischen Congresses 
in Budapest der Vorsitzende Professor Ludwig Lang in seinem 
Vortrage über die Nationalitäten- Verhältnisse in Ungarn mit- 
ftheilte, klar zu sehen. 

Es gab nämlich an Volksschulen : 



\ 



Im 
Jahre 



1891—2 
Jj69 

189^ — 2 



Unterrichtssprache 



magyarisch gemischt 



9445 

5818 



2681 
1452 



+ 3(527 I +1229 



Magyar, 

Sprache als 
Lehrgegenst. 



2405 
70? 



ohne 
magyar. 
Sprache 



2386*) 
6458 



— 4072 



Zusammen 



16917 

13 798 



+ 3 119 



+ 2335 

^- l die Vermehrung (3627) der magyarischen Volksschulen ist 
gröj er als die Vermehrung (3119) der Volksschulen überhaupt 

*) , Welche Zahl aber durch die gesetzlichen Bestimmungen immer kleiner 
verc • wird/ 
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und von den 6458 Volksschulen ohne magyarische Sprache 1869 
wurden 4072 umgewandelt in magyarische, in gemischte und in 
solche, in denen die magyarische Sprache als Gegenstand des 
Unterrichtes gelehrt wird. 

Von den 185 Mittelschulen sind der Unterrichtssprache 
nach: 129 magyarisch, 45 gemischt, 7 deutsch, 4 rumänisch, keine 
slovakisch; die magyarische Sprache als solche wird jedoch an 
allen Mittelschulen (obligatorisch) gelehrt. 

Bei uns, schloss der Vortragende, richtet sich die Zunahme 
der Volksschulen auf die Verbreitung der magyarischen Sprache 
und es ist Aussicht vorhanden, dass zahlreiche Schulen, in denen 
gegenwärtig die magyarische Sprache nicht die Unterrichtssprache 
ist, bald magyarisirt sein werden. — 

Dass die nicht magyarischen Sprachen in Ungarn als 
fremde angesehen werden, geht klar hervor aus den Worten 
des Grafen Albert Apponyi, welcher nach dem Berichte des 
Morgenblattes der „Neuen Freien Presse" vom 25. November 
1894, Seite 5, gelegentlich einer Debatte über die Nationalitäten- 
Frage in der Sitzung des ungarischen Abgeordnetenhauses vom 
24. November 1894 sagte: ». . . Es müsse jedenfalls ein Unter- 
schied zwischen den nationalistischen Agitatoren und dem fremd- 
sprachigen Theile der Bewohner Ungarns ^gemacht werden. Eine 
nationalistische Agitation als solche dürfe nicht geduldet werden. 
Die Bezeichnung Nation für einen fremdsprachigen Theil der 
Bevölkerung sei ein staatsrechtlicher Nonsens. (Lebhafter Bei- 
fall) . . .< Und hierzu bemerkt die „Neue Freie Presse'^ im 
zweiten Leitartikel derselben Nummer, Seite 2: >. . . Grafen 
Apponyi, der heute in der That wie ein Staatsmann über die 
Nationalitäten-Frage im Abgeordnetenhause gesprochen hat, . . .c 

Dass unter den fremden Sprachen von den Magyaren auch die 
deutsche Sprache verstanden wird, geht aus dem telegraphischen Bericht 
des Morgenhlattes der „Neuen Freien Presse** vom 1. Dezember 1894 
über die Debatte des ungarischen Abgeordnetenhauses vom 30. November 
1894, betreffend die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an ein für 
Budapest projectirtes Lustspieltheater, klar hervor. Nachdem Dr. Albert 
von Berzeviczy erklärt hat, »die Gefährlichkeit einiger fremdsprachiger 
Vorstellungen nicht einzusehen, doch werde er in der Spezial-Debatte 
beantragen, es solle die Anzahl der Vorstellungen in fremden Sprachen 
gesetzlich statuirt werden« (Beifall rechts), lehnt Geza Polonyi »die 
Vorlage ab, welche der deutschen Muse ein neues Heim errichten wolle.« 
Julius Horvath »kann die Bedenken einzelner Redner, die in den 
fremdsprachigen Vorstellungen in diesem Theater den Versuch e 
Attentates auf den ungarischen« (soll heissen: magyarischen) »Gei 
erblicken, nicht begreifen«, und Moritz Jökai erklärt, »er sei nicht < 
halb für die Vorlage eingetreten, um die deutschen Vorstellungen 
vertheidigen, sondern er habe nur vor Uebertreibungen gewarnt.« 

Hiezu ist zu bemerken, dass die obige Eedensart „der deutsc 
Muse ein neues Heim errichten** nicht etwa dahin zu verstehen ist, 
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ob ein solches neues Heim neben einem bestehenden alten Heim 
errichtet werden sollte (mit 50 Vorstellungen pro Jahr), denn das alte 
Heim wui'de schon vor einigen Jahren cassirt; in Budapest, wo es — 
wie man hört — noch eine schöne Anzahl Deutscher geben soll (im 
Jahre 1890 waren es noch 170 000, sonach nur um 10 000 weniger als 
in den drei Ostsee-Provinzen und fünfmal soviel, als die 16 754 Juden 
und die 15 893 Deutschen in Prag 1880 zusammenzählten, wo zwei 
deutsche Theater bestehen), dürfen — von Gemeinde- und Staatswegen 

— die Deutschen kein Theater besitzen, und zwar aus Rücksicht auf 
die Verbreitung der Idee des magyarischen Staates und aus Rücksicht auf 
den magyarischen „Genius". 

Alles dies geschieht von Seite der Magyaren unter dem, 
erst seit ungefähr vier Jahren nicht mehr ganz einmüthigeu 
Beifall der österreichischen Deutschen, vs^elche — der Nothschreie 
ihrer, von ihnen den Magyaren preisgegebenen, über zwei Millionen 
zählenden Brüder nicht achtend — nur bedauern, gegen ihre 
Mitbürger nicht mehr ebenso verfahren zu können wie es die 
Magyaren thun und die Deutschen selbst gethan haben, als sie 
unter Schmerling, Giskra und Herbst — wie auch sonst immer 

— unentwegt für Fortschritt und Freiheit kämpften. 

Man lese nur das in Hermannstadt erscheinende „Siebenbürgische 
Deutsche Tageblatt"; so ist — um eine jüngere Nummer anzuführen — 
in der Nummer 6321 vom 26. September 1894 zu lesen: »Wer sich 
der Hoffnung hingibt, dass man in Ungarn doch einmal zur Einsicht 
gelangen müsse , den Nationalitäten gegenüber einen gerechten und ge- 
setzlichen Weg zu betreten, der findet fast täglich eine bittere Ent- 
täuschung entweder in einer Erklärung eines massgebenden Politikers 
oder in den leitenden Spalten eines der Kegierung nahestehenden Organs. 
Einen schlagenden Beleg für die traurige Annahme, dass es in jenen 
Kreisen, die Ungarns politische Geschicke bestimmen, noch lange nicht 
Tag werden will, bietet u. a. auch ein mit „Die harte Politik" 
überschriebener Leitartikel des regierungsfreundlichen „Kolozsvar" in seiner 
Nummer vom 24. d. M. „Kolozsvar" weist daraufhin, dass das politische 
Leben der Nationalitäten klar genug bewiesen habe, wie gefährlich die An- 
griffe jener dem „einheitlichen nationalen Geiste" seien und dass nothwendig 
die Auflösung eintreten müsse. Darum müsse der Staat solchen Angriffen 
gegenüber mit der nöthigen Strenge vorgehen. Wekerle habe diese 
Pflicht erfüllt. „Alexander Wekerle war es", so fährt „Kolozsvar" fort, 
„der auf dem Stuhl des Regierungspräsidenten den Na- 
tionalitäts-Agitatoren gegenüber die staatlichen Interessen 
't der nöthigen Energie und einenZweifel nicht dulden- 
n Offenheit in Schutz genommen hat. Seine Erklärungen 
chten die Nationalitäts- Agitatoren in eine so fieberhafte und unange- 
ime Lage, in welche Blutegel gerathen, sobald sie, wahrscheinlich gegen 
Erwarten, während ihrer blutsaugerischen Arbeit auf einmal mit 
z gehindert werden." Ein harte Politik müsse eingeleitet werden 
m die Nationalitäten und das habe „Kolozsvar" stets betont. Und 
"•Taube nicht zu irren, wenn er meine, dass Wekerle diese harte 
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Politik befolgen werde, zu der er von Anfang an sich bekannt habe 
und die den Sieg durch die That über die Nationalitätls - Agitatoren be- 
deute und die jeden gegen die ungarische Staatsidee gerichteten 
Angriff strenge ahnden wolle und die soviel heisse, dass in Ungarn die 
einzige rechtliche nationale Aspiration nur die sei, die sich der unga- 
rischen Staatsidee unterwerfe. Darum sei es unverständlich, wenn 
man z. B. von einer ,.Pacification der Eumänen" spreche, ,. Ungarn hat 
keine Rasse des Lrandes zu pacificiren", sagt „Kolozsvar" weiter. . . .„iß 
Ungarn kann es Verletzungen und Beschwerden von Rumänen, Slaven, 
Sachsen als einzelnen Menschen gegen die Regierung oder gegen 
irgend eine Behörde geben . . . aber niemals eine Beschwerde auch nur 
einer einzigen Nationalität." Eine solche Auifassung darf man 
nicht dulden und muss sie im Keime ersticken, weil in Ungarn nur 
das berechtigter Anspruch und Bestreben jeder Nationa- 
lität sein kann, was dem magyarischen Nationalstaat und 
dem einheitlichen, niemals nach aussen gravitirenden, 
nationalen Geiste dient.« 

In der Nummer 13 vom December 1894 das „Deutschthum im 
Auslande", Mittheilungen des Deutschen Schulvereins, ist auf Seite 8 zu 
lesen: »Zur Nationalitäten Ungarns. — Die einfachste Lösung der Na- 
tionalitätenfrage giebt „Magyar Hirlap" in seiner Nummer vom 22. Sep- 
tember in einem gegen den Rumänenführer Dr. Ladislaus Lucaciu gerich- 
teten Artikel, in den denkwürdigen Worten: „Es ist schade, dass die 
heilsame Institution des Pfählens ausser Mode gekommen ist. Wie radical 
könnte auf diese Weise ^ie „Walachische'* Frage gelöst werden und was 
für einen erhebenden Anblick« (würden) »die Häupter der berühmten 
Agitatoren auf den Spitzen der national -trikoloren Pfähle darbieten."« 

Und solche Brutalitäten der magyarischen Presse sind den deut- 
schen Blättern in Oesterreich gar nicht bekannt ; dagegen erheben diese 
Blätter von Zeit zu Zeit um so heftigere Klagen über die Russiticirung 
der ungefähr 180 000 (Ein Hundert Achtzig Tausend) zählenden Deut- 
schen in den drei Ostseeprovinzen. 

Ja in dqr „Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom* 25. Mai 1894, 
ist auf Seite 4 in einem mit „E. B. Lanin über die Zustände in Bosnien" 
überschriebenen Artikel, welcher mit den Worten eingeleitet wird: »Der 
hervorragende englische Schriftsteller E. B. Lanin, Verfasser des bekannten, 
sehr verbreiteten Werkes „Russische Zustände"« (und zugleich — wenn 
ich nicht irre — eine jener europäischen Capacitäten, welche von dem 
Reichs-Finanzminister Benjamin Källay de Nagy-Källö zur Begutachtung 
seiner Verwaltung Bosniens und Herzegowinas dorthin eingeladen wurden, um 
unnützerweise zu bestätigen, dass man mit sehr viel Geld auch dort viel 
ausrichten kann) » hat im Mai- Hefte der Contemporary Review üt 
Bosnien und die Herzegowina einen vortrefflichen Artikel veröffentlie 
aus dessen politischem Theile wir die folgenden Stellen hervorheben wollei 
sogar Folgendes zu lesen: ». . . . In Europa glaubt man allgemein, dj 
Bosnien und die Herzegowina nach den österreichischen Gesetzen regi< 
werden und dass das einfache Volk auf ein Prokrustesbett gespannt v 
gefoltert wird, bis ihm jene Gesetze passen. Nichts ist weiter von 
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Wahrheit entfernt. Die Verwaltung der occupirten Provinzen ist unab- 
hängig und die Gresetze sind den Bedürfnissen und der Aufklärung des 
Volkes sorgfältig angepasst . . . Das feine Netzwerk der österreichichen 
Gesetzgebung mit seinem steifen Formalismus und seiner kalten Unper- 
sönUchkeit ist in Bosnien und der Herzegowina unbekannt. In der Schaffung 
und der Handhabung der Gesetze macht sich der weite, edelmüthige 
ungarische Geist fühlbar. Der Minister, man könnte ihn auch 
Yicekönig nennen — • der energischeste und weitsichtigste Staatsmann 
der östeiTeichischen Monarchie, ist ein Ungar und hasst den Formalismus 
Tind die Formalitäten nicht minder, als der verstorbene Carlyle sie ge- 
liasst hatte . . .« 

Der weite, edelmüthige msCgyarische Geist! Unwillkürlich drängt 
sich dem Leser dieses Lobgesanges die Ueberzeugung von der Wahrheit 
der Behauptung auf, dass Unbefangene ungleich rascher und richtiger 
urtheilen als Befangene, denn seit 1867, also seit fast dreissig Jahren, 
bekamen die nichtmagyarischen Volksstämme Ungarns „in der Schaffung 
und in der Handhabung der Gesetze" diesen weiten, edelmüthigen magya- 
rischen Geist täglich direct ad personam zu fühlen und haben trotzdem 
bis jetzt keine Ahnung von diesen Eigenschaften des magyarischen Geistes, 
vs^ährend der imbefangene englische Laudator schon durch blosses und 
nur vierzehntägiges Zuschauen die Weite und die Edelmüthigkeit des 
magyarischen Geistes nicht nur sofort los hat , sondern dieselbe auch 
noch rechtzeitig publicirt. Und dabei ist ihm -noch unbekannt geblieben, 
dass Laudatus sogar eine bis dahin Niemandem bekannte, „die bosnische" 
Sprache für Bosnien und Herzegowina erfunden hat. 

(Wie geradezu sinnlos „die bosnische Sprache" ist, erhellt aus der 
Sinnlosigkeit der adaequaten Wortgruppe „die amerikanische Sprache" 
und aus dem Wortlaute der in der „Neuen Freien Presse" vom, Montag, 
den 14. Jänner 1895, Seite 5, veröffentlichten Concoui^sausschreibung : 
»An einigen allgemeinen Elementarschulen in Bosnien und der Herzegowina 
sind melu'ere Lehrer-, beziehungsweise Aushilfslehrerstellen zu besetzen .... 
Bewerber um diese Lehrerstellen haben nebst der Österreichischen oder 
ungarischen Staats- oder bosnischen Landesangehörigkeit und vollkommener 
Kenntniss der bosnischen (serbischen oder croatischen) Landessprache 
in Wort und Schrift die vor einer gesetzlichen Prüfungscommission 
erworbene formelle Lehrbeföhigung nachzuweisen .... Landesregierung 
für Bosnien und die Herzegowina.«) 

Bei welchen Mitteln für die „ Verbreitung der Idee des 

magyarischen Staates'* die Magyaren bereits angelangt sind, 

darüber berichtete der treueste Bundesgenosse derselben, die 

^^^ne Freie Presse", in den eigenen Telegrammen im Abend- 

te vom 2. Jänner 1895, Seite 2: »Budapest, 2. Januar. Gelegent- 

der am 28. November 1894 in Hermannstadt abgehaltenen 

mänen-Versammlung wurde beschlossen, die durch den Minister 

Innern aufgelöste rumänische Nationalpartei wieder zu orga- 

en. Dieser Bescliluss veranlasste den Minister des Innern, an den 

aannstädter Obergespan Khalmann eine vertrauliche Zuschrift zu 

mit welcher die Neubildung der rumänischen Nationalpartei 
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neuerdings verboten wurde. Der Obergespan hat den Einberufem der 
Versammlung in einer Zuschrift davon Kenntniss gegeben , dass der 
Minister des Innern die Thätigkeit der jeder gesetzlichen Basis ent- 
behrenden sogenannten rumänischen Nationalpartei einstelle, wie dies 
seinerzeit Dr. Ratiu mitgetheilt wurde. Nachdem nun gelegentlich der 
am 28. November 1894 in Hermannstadt abgehaltenen Versammlung, 
trotz des Verbotes des Ministers, in ungesetzlicher Weise die weitere 
Thätigkeit der Partei beschlossen wurde, hat der Minister die Wirk- 
samkeit derselben neuerlich untersagt und ausgesprochen, dass die Nicht- 
einhaltung dieser Verfügung eine Uebertretung involvire ; es sei daher 
Jeder, der an der Versammlung theilnimmt oder an deren 
Einberufung mitwirkt, mit hundert Gulden Geldstrafe, 
eventuell vierzehn Tagen Haft zu bestrafen. Der Ober- 
gespan macht noch auf- die Folgen aufmerksam, welche im Falle der 
Fortsetzung der Thätigkeit der Partei eintreten müssten.« und im Morgen- 
blatte vom 3. Jänner 1895, Seite 7: »Budapest, 2. Januar. Der 
Handelsminister hat im Einverständnisse mit dem Justizminister 
einen Erlass an die Postämter und an die Verwaltungsbehörden gerichtet, 
um in Zukunft zu verhindern, dass Gegenstände, welche aus dem Post- 
verkehre ausgeschlossen sind, insbesondere Erzeugnisse der 
Presse und hauptsächlich aus Rumänien kommende Sendungen von 
Drucksachen und Zeitungen, welche zur Auswanderung aufreizen, 
durch die Post befördert' werden. Der Erlass besagt unter Anderm: 
Wenn in einem Postamte ein. gewölinlicher oder recommandirter Brief 
einlangt, bezüglich dessen gefolgert werden kann, dass er einen durch 
Entziehung des Postdebits betroffenen Gegenstand enthalte, hat 
das bezügliche Postamt unter vorläufiger Zurückhaltung des Briefes den 
Stadthauptmann, Stuhlrichter oder Gemeindevorsteher zu 
verständigen und ihn sogleich aufzufordern, noch am nämlichen, spätestens 
am folgenden Tage zu einer festgesetzten Stunde im Postamte zu 
erscheinen oder einen Vertreter zu entsenden, damit der Brief in seiner 
Gegenwart zugestellt werden könne. Für dieselbe Zeit ist auch der 
Adressat vorzuladen. Sollte derselbe den Brief nicht annehmen, so ist 
dieser als unbestellbar zurückzusenden, erklärt aber der Adressat, den 
Brief annehmen zu wollen, so hat er eine auch von den behördlichen 
Organen und dem Postamte ausgefertigte Vollmacht auszustellen, 
in welcher er das Postamt ermächtigt, den Brief behufs Eröffnung 
den behördlichen Organen zu übergeben. Sodann übergiebt 
der Postbeamte den Brief dem behördlichen Organe, welches im Sinne 
der bestehenden Normen verfügt. Der Handelsminister macht es den 
Postämtern zur Pflicht, bei diesem Verfahren Tact zu bekunden.« — 

Ferner war über die Vollzugsverordnung der ungarisch i 
Regierung zu dem Gesetze über die obligatorische Civilehe i 
der „Neuen Freien Presse", Abendblatt vom I.Juli 1895, Seite , 
zu lesen: 

>. ... Es ist« (nach dieser Verordnung) »unbedingt noi - 
wendig, dass Brautleute persönlich und gemeinschaftli i 
vor dem functionirenden Standesbeamten erscheinen, vor dem » 
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in Gegenwart zweier Zeugen persönlich zu erklären haben, dass 
sie miteinander die Ehe eingehen. Der Standesbeamte richtet 
sodann in Gegenwart der beiden Zeugen zuerst an den Bräuti- 
gam, sodann an die Braut in ungarischere (magyarischer) 
»Sprache die folgende Frage: „Erklären Sie N. N., dass Sie 
mit der (oder mit dem) hier anwesenden N. N. die Ehe schliessen?^ 
Wenn beide Brautleute in Gegenwart zweier Zeugen auf diese 
Trage eine bejahende Antwort ertheilen und diese Erklärung 
weder an eine Bedingung noch an eine Frist knüpfen, so gibt 
der functionirende Beamte gleichfalls in ungarischer« (magya- 
rischen) »Sprache die folgende Erklärung ab: „Ich erkläre Sie 
demnach auf Grund Ihrer übereinstimmenden Erklärung im Sinne 
des Gesetzes als Eheleute." ... Es ist in der Verordnung auch 
auf den Fall Bedacht genommen ,. dass die Eheschliessenden der 
ungarischen« (magyarischen) »Sprache nicht mächtig sind ; es wird 
sodann ein beeideter Dolmetsch zugezogen, ein Umstand, der im 
Register vermerkt werden muss . . .« Demnach werden vom 1. Ok- 
tober 1895 an in Ungarn allen slovakischen, rumänischen, deut- 
schen, serbischen und ruthenischen Staatsbürgern, die dort eine Ehe 
sehliessen, bei dem nicht zu umgehenden staatlichen Akte die 
für das Leben der Meisten wichtigsten Fragen magyarisch 
gestellt und hiebei diese unter einander gleichberechtigten 
Staatsbürger dritter Classe in der ureigenen engsten Heimat von 
ihren Herren per Dolmetsch behandelt werden und zwar auch in 
solchen Ortschaften, in denen es keine Magyaren gibt; alles dies 
im Interesse „der Verbreitung der magyarischen Staatsidee." — 
Welch' eine colossale Verblendung, anzunehmen, eine solche 
Gesslerei könnte Bestand haben! — und welche unaussprechliche 
Frechheit, zu wollen, dieselbe solle Bestand haben! — 

Der Vollständigkeit halber sei hier noch angeführt, dass in 
letzter Zeit sich in Ungarn eine unter der Führung katholischer 
clericaler Adeliger stehende Partei bemerkbar macht, welche die 
11 ichtmagy arischen Nationalitäten Ungarns zu denselben Zwecken 
gebrauchen und dieselben in ebenderselben Art gegen die jetzt 
herrschende, unter der Leitung von protestantischen Magyaren, 
Juden-Magyaronen und den von diesen beiden abhängigen son- 
stigen Magyaren stehende Partei ausspielen möchte, wie dies 
seinerzeit der sogenannte czechische Adel gegenüber der deut- 
schen Verfassungs - Partei in Oesterreich mit dem czechischen 
Volke gethan und hiebei dieses lange Jahre hindurch an der 
Nase herumgeführt hat. — 

Offenbar war — um auch das noch anzuführen — der Um- 
e _d , dass es nach dem bereits citirten , mit der Ansicht des 
I ^yarischen Freiheitsdichters Moritz Jökai übereinstimmenden 
J. Spruche des früheren Minister-Präsidenten Alexander Wekerle 
3 " der Welt keinen Staat gibt, in welchem die Sprache und 
c Cultur der Nationalitäten, die Rechtsgleichheit der Staats- 
\ -ov welcher Zunge immer in solchem Masse sichergestellt 
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wären wie in Ungarn«, die Ursache, dass drei der nichtmagyari- 
schen !t^ationalitäten Ungarns, die Rumänen, die Slovaken und 
die Serben, sich in ihrer Freude über diesen Ausnalimszustand 
nicht mehr zu fassen wussten und auf dem am 10. August 1895 
in Budapest abgehaltenen Nationalitäten-Congresse durch das ver- 
einbarte Actions-Programm*) dieser Freude so ungemein beredten 
Ausdruck gaben und sogar beschlossen, diese ihre — schier un- 
ermessliche — Freude durch Ueberreichung einer eigenen Denk- 
schrift der KJrone zur Kenntniss zu bringen. 

Die beiden übrigen nichtmagyarischen Nationalitäten Ungarns, die 
Deutschen und die Ruthenen, betheiligten sich an dem Congresse nicht ; 
die Letzteren sind nämlich noch ohne jegliche Organisation und die 
Deutschen, welche — wie schon erwähnt — von den Magyaren noch 
nicht in dem Masse wie die üebrigen drangsalirt werden, geben sich der 
irrigen Meinung hin, die Magyaren werden mit Rücksicht auf die Bundes- 
genossenschaft der Magyaren und der österreichischen Deutschen ihnen, 
den ungarischen Deutscheu, gegenüber Gnade üben. 

Wie sich zu der in Rede stehenden, endlich einmal gemeinsamen 
Action der Rumänen, der Slovaken und der Serben die Magyaren und 
die österreichischen Deutschen stellen, geht aus den folgenden Berichten 
und Ausführungen der „Neuen Freien Presse" und des „Pester Lloyd" 
hervor, Organe, die ich hier jedes als pars pro toto citire. 

„Neue Freie Presse", Abendblatt vom 3. August 1895, Seite 3: 
»Budapest, 3. August: Der Abgeordnete Dionys Pazmandy veröffent- 
licht ein offenes Schreiben an den Minister des Innern mit dem Ersuchen, 
im Interesse der Ruhe des Landes und der erfolgreichen Vertretung 
Ungarns bei der am 13. d. in Brüssel tagenden interparlamentarischen 
Conferenz den für den 10. d. nach Budapest einberufenen Nationali- 
täten-Congress unbedingt zu verbieten und die etwa doch er- 
scheinenden Theilnehmer sofort verhaften zu lassen. Da in der Angelegen- 
heit des Nationalitäten-Congresses die Entscheidung der Regierung noch 
nicht erflossen ist, darf man auf dieselbe um so mehr gespannt sein.« 

„Neue Freie Presse", Morgenblatt vom S.August 1895, Leitartikel: 
»Wien, 7. August. Für übermorgen haben einige rumänische, slovakische 
und serbische Exaltados nach Budapest einen Congress der ungarischen 
Nationalitäten ausgeschrieben. Vertreter der Rumänen, Slovaken und : 
Serben sollen erscheinen, um die Rechte ihrer Nationalitäten vom unga- 
rischen Staate zu reclamiren . . .« 

„Neue Freie Presse", Abendblatt vom 8. August 1895, Seite 1: 
»Die Einberufer des Nationalitäten-Congresses haben, wie Pesti Naplo 
berichtet, für den Fall, dass denselben heute das Verbot der Abhaltung 
des Congresses eingehändigt werden sollte, beschlossen, dass mehrere r 
versammelten Delegirten sofort nach Brüssel reisen, um daselbst s 
Deputation der ungarischen Nationalitäten die Zulassung zur in - 
parlamentarischen Conferenz zu verlangen und ihre Beschwerden 
zubringen. Dieselben glauben hiedurch die Lage in Ungarn zu erschw i 



*) »Neue Freie Presse", Morgenblatt vom 11. August 1895, Seite ^ 
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und beabsichtigen damit, ihren eigenen Rückzng zu decken. — Der 
^anze Zweck des Nationalitäten-Congresses wäre also« (!) »lediglich, 
Ungarn vor dem Auslande« (ohne Berechtigung) »herabzusetzen und zu 
verleumden. '< 

„Neue Freie Presse", Abendblatt vom 10. August 1895, Seite 1 : 
»In Budapest findet heute der ungarische Nationalitäten-Congress statt. 
Es war ein kluges Vorgehen der ungarischen Regierung, dass sie die 
Abhaltung gestattete und derselben keine Hindemisse in den Weg legte.*) 
Es wird hiedurch dargethan, dass die Nationalitäten, welche so gerne die 
Klagen über« (angebliche) »Vergewaltigung ins Ausland tragen, nicht 
behindert sind, wenn sie sich in der Hauptstadt Ungarns versammeln und 
über ihre politische Haltung beschliessen wollen, vorausgesetzt, dass ihre 
Bestrebungen sich innerhalb der gesetzlichen Schranken bewegen.« 

„Neue Freie Presse", Morgenblatt vom 11. August 1895, Seite 4; 
s. . . Die Versammlung nahm sämmtliche Punkte des Programms debatte- 
los zur Kennt niss. Sodann erhob sich Polizeirath Csudy und beanstandete, 
dass in dem Programm sämmtliche Wünsche als Wünsche der Nationali- 
täten bezeichnet sind, während nur von den Wünschen der Versammelten 
gesprochen werden könne. Diese Aenderung wurde dann von den Ver- 
sammelten in das Programm aufgenommen. . . . In den Abendstunden 
wurde an die hiesigen Zeitungen ein Protest von 30 Serben, Rumänen 
und Slovaken versendet, in welchem dieselben sich gegen die Beschlüsse 
des sogenannten Congresses, der nichts als eine von nationalen Strebern 
einberufene geheime Versammlung sei, verwahren. In diesem Proteste 
werden die Beschlüsse als für die Nationalitäten nicht bindend erklärt, 
da den Einberuf ern der Versammlung Niemand hiezu ein Mandat ertheilt 
habe. Die Unterfertiger des Protestes betonen, dass sie hieher gekommen 
seien, um an den Berathungen des Congresses theilzunehmen, dass man 
ihnen jedoch, wahrscheinlich weil man ihre« (magyaroni^ch-) »patriotischen 
Einwendungen fürchtete, trotzdem sie im Besitze von Eintrittskarten 
waren, den Eintritt verweigerte. Auch aus verschiedenen Theilen Ungarns 
werden zahlreiche Protestkundgebungen signalisirt. « 

„Pester Lloyd", Morgenblatt vom 11. August 1895 No. 192, Seite 
2: »Budapest, 10. August. Die Nationalitäten-Versammlung 
ist gewesen. — Die Todten reiten schnell. Die löbliche Gesellschaft, 
deren einzelne Gruppen einander in drei Sprachen nicht verstehen, hat 
im Handumdrehen den ungarischen Staat umgestürzt, di5 ungarische 
Nation« (?!) »zerstückelt« (wieder das beliebte Spiel mit dem famosen 
Begriffe „die ungarische Nation"), »das Land in Parcellen zerlegt, die 
Union mit Siebenbürgen weggeblasen, das staatsrechtliche Verhältniss 
m: Croatien zertrümmert, die dualistische Ordnung der Monarchie über 
de Haufen gerannt, so nebenbei auch im Namen der Freiheit die kirchen- 
pc ischen Gesetze abgeschafft, und nachdem sie noch Lüge auf Lüge, 
V eumdung auf Verleumdung gehäuft, bauten sie flugs den babylonischen 



*) Allem Anscheine nach wurde diese Klugheit in der ungarischen 
R< crung erzeugt durch die Drohung der Einberufer, im Falle eines Verbotes 
b( ' • interparlamentarischen Conferenz in Brüssel Beschwerde zu führen. 
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Thurm eines föderativen Eeiches auf — wahrlich, die wahnwitzigste 
Phantasie kann sich zu verrückterer Masslosigkeit nicht emporschwingen. 
Und ein Glück für die Arrangeure dieses Hexensabbaths , wenn man ihr 
Treiben nur als Ausgeburt politischer und nationaler Tollhäuslerei gelten 
lässt, denn wollte man den Leuten das volle Mass der Zurechnungsföhig- 
keit zuerkennen, so müsste man ihnen das Stigma des Landesverraths 
an die Stirne brennen und den Strafrichter gegen sie anrufen« (wie 
beides seinerzeit von Seite der Deutschen uns Magyaren gegenüber 
geschehen ist, als z. B. Graf Julius Andrassy zum Tode verurtheilt 
wurde). »Es nützt nichts, die Sache zu beschönigen: das heute verein- 
barte Actionsprogramm des Bundes der Rumänen, Slovaken und Serben, 
eigentlich der Bande nichtswürdiger Hetzer, ist eine beispiellos freche 
Herausforderung jeder« (magyarisch-) »patriotischen, jeder ehrlichen« (?!) 
»Gesinnung, ein durchaus revolutionäres Unterfangen« (wie das unsere 
im Jahre 1848), »welches alles verleugnet, was der ungarischen Nation« 
(wieder das alte Spiel !) » theuer und heilig ist, der ungarischen Verfassung, 
dem ungaripchen Staatsrechte, den grundlegenden Gesetzen, der geschicht- 
liehen Entwickelung und Gestaltung Ungarns den Krieg erklärt, und 
diese Verwegenheit wird w^ürdig gekrönt durch den schamlosen Beschluss, 
den constitutionellen Träger der Skt. Stefanskrone mit einem Memorandum 
zu behelligen« (während wir Magyaren seinerzeit, als nämlich im Jahre 
1866 der siegreiche Feind im Herzen der Monarchie stand, in loyaler 
Rücksichtnahme auf die Lage der Krone es ängstlich vermieden , die 
Krone zum Zwecke der Abänderung der für uns unerträglichen Zustände 
mit Memoranden zu behelligen, und uns vielmehr lediglich mit der Er- 
richtung der Klapka'schen Legion begnügten) .... »Die allerrobusteste 
Politik gegen diese Gesellschaft wird die allerbeste Politik sein« (genau 
so, wie eine solche es seinerzeit gegen uns Magyaren war!). »Gewiss, 
die nicht magyarische Bevölkerung darf man, wird man für die Sünden 
und Verbrechen der Aufwiegler nicht entgelten lassen. Nicht heute zum 
ersten Male sagen wir es: wo es gerechte Beschwerden unter den 
Nationalitäten abzustellen gibt, wo man Wünschen und Bedürfnissen 
begegnet, die ino Rahmen der Verfassung, der nationalen Einheit« (!) 
»und der Staatsidee befriedigt werden können, wo sich in Wahrheit, 
seien es administrative, seien es culturelle, seien es wirthschaftliche Uebel- 
stände zeigen, welche die Bevölkerung drücken« — (was Alles jedoch 
nur wir Magyaren und sonst Niemand zu beurtheilen 
hat) ^, »dort soll die sanirende Hand ungesäumt angelegt werden, 
nicht weil, sondern obwohl die Pap's und Mudron's uns mit ihren Unver- 
schämtheiten behelligen. Und wir sind weit davon entfernt, die brave, 
arbeitsame rumänische, slovakische und serbische Bevölkerung mit dem 
unsauberen Geiste der Hetzer und Bethörer zu identificiren oder > 
dafür verantwortlich zu machen. Auch hat es sich ja heute klar gezei , 
dass diese Bande nur sich selber, nicht aber die Volkselemente < • 
Nationalitäten repräsentirt. Gelang es ihr nur mit Mühe, eine klei , 
kaum dreihundert Köpfe starke Schaar auf die Beine zu bringen, so t \ 
ihr auch noch ein flammender Protest aus dem Lager der Nationalitä i 
selbst entgegen — ein Protest, in welchem das« (magyaronisch-) »pat • 
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tische Gewissen und die Vaterlandsliebe der nichtmagyarischen Volks- 
kreise sich zu Worte meldeten. Damm gilt es Spreu vom Weizen« 
(d. i. Magyaronen von Nicht-Magyaronen) »zu sondern und in zweifacher 
Eichtang zu wirken. Die Hetzer zu isoliren« (wenn möglich durch 
Verhängung lebenslänglichen Kerkers über dieselben) »und die patrio- 
tischen Elemente immer näher an die ungarische« (recte: magyarische) 
»Nation heranzuziehen . . . .« 

In diesen Tonarten sprachen sich auch alle übrigen magyarischen 
Blätter und fast alle übrigen deutschen Blätter in Oesterreich über und 
gegen den Congress aus. 

Ausserdem constatirten dieselben einstimmig, dass der Congress 
ein Fiasco gemacht habe. — Nun, wer zuletzt lacht, lacht am besten. 



I. Die Italiener. 



Was das Vorgehen der österreichischen Italiener gegen 
die Slaven anbelangt, so dürfte zur Illustration desselben ge- 
nügen, wenn ich nur Einiges aus der „Neuen Freien Presse", also 
aus einer auch für diesen Fall unverdächtigen Quelle anführe. 

Dieselbe sagt im Abendblatte vom 23. October 1894, Seite 1, 
wörtlich Folgendes: »Die Neuerungen, welche das Triester Ober-Landes- 
gericht im Auftrage des Justizministeriums bei einer Reihe von Bezirks- 
gerichten in Istrien*) in Bezug auf die Zweisprachigkeit der Aufschrift- 
tafeln der Aemter , der Amtssiegel und der Drucksorten eingeführt hat, 
I haben in der italienischen Bevölkerung. Istriens eine starke Gährung und 
I; Aufregung hervorgerufen, die sich bereits in Tumulten und Strassenunruhen 
I in Pirano Luft machten, zu deren Bewältigung die bewaffinete Macht ein- 
j: schreiten musste. Man hat es hier wieder mit einer Concession an die 

ISlovenen und Croaten zu thun . . . .« 
Und im Morgenblatt der „Neuen Freien Presse" vom 23. Oktober 
1894 ist folgendes Telegramm des Correspondenz - Bureaus (als drittes) 
[ abgedruckt: »Triest, 22. Oktober: Die vom Triester Stadtrathe 
ohne Debatte angenommene Resolution besagt: „Der Stadtrath von Triest 
■ als Dolmetsch der Gefühle der Bürgerschaft schliesst sich dem Beschlüsse 
des Triester Landesausschusses an, indem er seine schmerzlicheUeber- 
raschung über die ministerielle Verfügung, welche doppel- 
sprachige Amtstafeln und Druckschriften den Gerichten vorschreibt , aus- 
drückt, und spricht den Wunsch aus, dass die beklagte Verfügung 
keine Wirkung haben werde, so wie dass die fortgesetze Verletzung des 
Nationalgefühles" (der 180 Tausend Slaven durch den bisherigen Gebrauch 
vo nur italienischen Amtstafeln und Druckschriften — wie ich sachge- 
ml is einschalte) „aufhören möge". Im weiteren Verlaufe der Sitzung 



*) In Istrien wurden 1890 gezählt rund: 

Slaven 180 Tausend = 57 Percent, 
Italiener 118 Tausend = 37 Percent, 
Deutsche 19 Tausend = 6 Percent, 

Summa 317 Tausend =100 Percent. 
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nahm Stadtrathsmitglied Nabergoj« (ein Slovene) »Anlass, auf diese Re- 
solution zurückzukommen, indem er bedauerte, dass der Umstand, dass 
keine Debatte zugelassen wurde, ihn verhindert habe, gegen dieselb« 
Stellung zu nehmen. Die . dichtgedrängte Gallerie unterbrach wiederholt 
den Redner mit verletzenden Ausdrücken. Bürgermeister Dr. Piteri er- 
mahnte die Gallerie, sich derartiger unpassender Aeusserungen zu ent- 
halten. Der Rest der Sitzung verlief ohne Störung. 

Die Statthalterei entsendete heute nach Pirano einen eigenen 
Beamten mit einer Compagnie Militär - Assistenz. Auch wurde die 
Gendarmerie und die Finanz wache daselbst verstärkt. Heute ereigneten 
sich keinerlei Excesse. Die Gasthäuser blieben gesperrt.« 

Ferner „Neue Freie Presse", Morgenblatt vom 25. Oktober 1894, 
Seite 5 : »Triest, 24. Oktober. ... Es erregt hier grosses Aufsehen, 
dass vor wenigen Wochen zum erstenmal der Fall vorkam, dass bei dem 
hiesigen Landesgerichte eine Strafamtshandlung in slovenischer Sprache 
geführt und nur dem Vertheidiger das Urtheil in italienischer Sprache 
mitgetheilt wurde.« Und im Leitartikel auf Seite 1: ». . . Es war von- 
jedem Gesichtspunkte aus eine unglückliche Hand, welche den leidlichen 
Friedenszustand, der in Istrien herrschte« (die Slaven mussten nämlich 
kuschen), »mit der Weisung an die Gerichte, ihre Embleme doppel- 
sprachig zu gestalten, ins Schwanken gebracht hat. Es ist hier keinerlei 
deutsches Interesse in Frage, und wir können darum desto unbefangener 
urtheilen. Jeder billig Denkende aber muss sagen, dass die italienische 
Bevölkerung in Istrien ein Recht hatte, zu erwarten, dass der Coalitions- 
frieden sich auch auf sie erstrecke, und dass daher das Programm der 
Regierung auch sie gegen Veränderungen im nationalen Besitzstande 
schütze . . .« 

Ferner „Neue Freie Presse", Morgenblatt vom 26. Oktober 1894, 
Seite 3: »Triest, 24. Oktober. Zu den Vorgängen in Pirano. Der 
Piccolo vom 24. d. meldet über die Vorgänge in Pirano: Die Haltung 
der Bevölkerung bei der Ausschiffung von Truppen sei nicht gerade 
drohend, aber doch erwartungsvoll gewesen. Die Menge schrie unauf- 
hörlich: „Wir wollen keine slavischen Tafeln! Wir wollen die italienischen 
Tafeln r Wir brauchen keine Gewalt! Nieder mit den Waffen!" . . . 
Die politische Behörde und der Gemeinderath haben sich in Permanenz 
erklärt. Der Podestä liess ein Manifest au den Strassenecken anschlagen, 
in welchem es heisst: „Mitbürger! Die imposante Demonstration, mit 
w^elcher ihr am Sonntag euerem stolzen nationalen Gefühle gegenüber den 
jüngsten Verfügungen der Gerichtsbehörde bezüglich der doppelsprachigen 
Tafeln Ausdruck gegeben habt, hat den Beifall aller ehrenhaften, die 
Ordnung wünschenden Bürger gefunden, und gleichzeitig findet iie ein 
Echo wahrer Sympathie in der ganzen Provinz und auch ausserhalb d - 
selben, überall, wo das Bewusstsein der nationalen Rechte" (der Slav ) 
„in würdiger Erinnerung ist. Euere Agitation ist gerechtfertigt du: i 
die Bedeutung der Thatsachen, welche gegenwärtig gegen unser nationa 3 
Leben gerichtet sind, aber sie darf nicht die ernsten Grenzen der Kl" - 
heit überschreiten und muss die Gesetze der Ordnung respectiren." ] c 
Bürgermeist^ ermahnt hierauf in dem Aufrufe die Bürger, nichts 1 
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thun, was die Ordnung stören könnte, zu ihrer Arbeit und zur Be- 
obachtung der Gesetze zurückzukehren. Wenn noch etwas zur Ver- 
theidigung der nationalen Rechte geschehen möge, so möge es geschehen 
in ernster, würdiger Weise, mit vollem unbegrenztem Respect vor der 
öffentlichen Ordnung, vor den Personen und dem Privateigenthum. Unter- 
fertigt ist der Aufruf von dem gßsammten Municipium.« 

Ferner „Neue Freie Presse", Abendblatt vom 26. Oktober 1894, 
Seite 1 : » ... Die italienischen Abgeordneten Istriens haben schon am 
Schlüsse des letzten Sessionsabschnittes für den Fall, als die Regierung 
fortfahren würde, sich in allen Fragen der Verwaltung auf Seite der 
Slaven zu stellen und die Wünsche der italienischen Bevölkerung un- 
berücksichtigt zu lassen, ihren Austritt aus dem Coronini-Club 
angekündigt. Angesichts der neuen Ereignisse im Lande sind sie nun 
entschlossen, falls die Antwort der Regierung auf die Interpellation der 
slavischen Abgeordneten wieder zu deren Gunsten ausfallen sollte, ihre 
Ankündigung zu erfüllen und damit auch aus dem Verbände der Coalition 
auszutreten. Der Abgeordnete Bartoli wird dem Ministerium heute ein 
Memorandum der Societä politica Istriana überreichen, welches einen 
Protest dieses politischen Vereines gegen das Vorgehen des Justiz- 
ministeriums enthält.« 

Dann noch „Neue Freie Presse", Morgenblatt vom 4. December 1894, 
Seite 4: »Triest, 3. December. Orig.-Telegr. Sistirte slo venische Predigten. 
Nach einer Meldung des Independente unterbleiben die flir den 8. bis 
17. December in der Pfarrkirche der Neustadt vom bischöflichen Ordi- 
nariate angesagten slovenischen Predigten in Folge Intervention des 
Statthalters, an welchen sich der Podestä in dieser Angelegenheit mit 
der Bitte um Intervention gewendet hat.« 

Und endlich „Neue Freie Presse", Morgenblatt vom 30. Jänner 1895, 
Leitartikel: »Das heute erschienene kaiserliche Patent, welches die Auf- 
lösung des Landtages von Istrien verfügt, hat Niemandem eine üeber- 
raschung gebracht, die Landesboten in Parenzo vermuthlich nicht aus- 
genommen. Die italienische Majorität des Istiianer Landtages hat es 
merkwürdig verstanden, die berechtigten Sympathien, die ihr am Beginne 
des bekannten Amtstafelconflictes« (von uns und allen unseren Gesinnungs- 
genossen) »entgegengebracht wurden, zurttckzustossen und sowohl der 
Regierung als der slavischen Opposition gegenüber sich systematisch ins 
Unrecht zu setzen. . . . Sowohl in der Frage der Amtsschilder als in 
derjenigen der Gescbwornenlisten ist die sachliche Berechtigung des von 
den Italienern in Istrien erhobenen Widerspruches nicht zu verkennen. 
Dies geht schon daraus hervor, dass sie nichts vertreten, als die Auf- 
r'""hterhältung eines bisher unangefochtenen Rechtszustandes . . .« Das 
ilich nennt die „Neue Freie Presse" einen Rechtszustand überhaupt 
einen „bisher unangefochtenen Rechtszustand" insbesondere.*) 

*) Daraus, dass die ,Neue Freie Presse" in dieser, den Thatsachen hohn- 

1 jhenden Weise urtheilt und zwar in einer Angelegenheit, von welcher die- 

1 e, wie oben angeführt, in ihrem Morgenblatte vom 25. Oktober 1894 sagt 

ist hier keinerlei deutsches Interesse in Frage, und wir können darum desto 

1 '^-^^e-ftner urtheilen", kann nicht nur jeder Uni)efangene, sondern auch jeder 

3* 
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Will man jedoch ehrlich sein, so kann man sich darüber^ 
dass die Italiener gegen die Slaven in der durch die ^Neue 
Freie Presse" geschilderten Weise vorgehen, nicht wundem, wenn 
man sieht, wie der Justizminister Dr. Friedrich Graf Schönborn 
dieselben in ihrer Ueberhebung bestärkte. Derselbe äusserte sich 
nämlich laut des Stenographischen ProtokoUes über die Sitzung 
des Abgeordnetenhauses vom 15. December 1894, Seite 16419, in 
dieser Angelegenheit wie folgt: 

». . . Nun hat der verehrte Herr Abgeordnete für die Stadt 
Parenzo sich in sehr warmer Weise angenommen um die historischen« 
(Uli) Rechte seines Stammes« (gegen die Slaven) »und um den Böhm 
der nationalen Cultur und er hat in eindringlicher Weise der Begierung 
vorgehalten, sie solle sich das auch gegenwärtig halten. Ich glaube 
wirklich, dasß das nicht nöthig war, denn jede Regierung, und ich sage 
mehr, jeder gebildete Europäer, jeder gebildete Amerikaner wird sich ja 
dem imponirenden Eindruck, den wir alle von der uralten italienischen« 
(stets nur den oberen Fünftausend eigen gewesenen) »Cultur empfangen^ 
dem bestechenden Zauber ihres Wesens gewiss nicht entziehen können; 
ich glaube aber, der verehrte Herr Abgeordnete, dem ich ja in der Ver- 
theidigung (?) seiner Nationalität nur vollständig Recht geben kann, hätte 
diese Vertbeidigung um nichts unwirksamer gestaltet, wenn er es unter- 
lassen hätte, dabei zu bemerken, dass nur die Italiener im Küstenlande 
im Stande seien, eine gewisse hervorragende Rolle in socialer und wirth- 
schaftlicher Beziehung zu spielen. Ich glaube, meine Herren, dass selbst 
derjenige, der sich einer historisch gewordenen und immerbin bestehenden 
Superiorität bewusst ist, doch vielleicht besser thut, wenn er gegenüber 
Söhnen desselben Reiches von Landesgenossen nicht in einer so beinahe 
geringschätzigen Weise spricht, und ich glaube, dass man überhaupt — 
and das möchte ich nicht nur aus diesem Anlasse sagen — im politischen 
Leben kaum einen grösseren Fehler begehen kann als den, nationale oder 
politische Gegner zu unterschätzen. . . . Meine Herren, ich glaube, dass 
man auf der einen Seite doch nicht das Vorhandensein eines, wie ja 
gestern zugegeben worden ist, numerisch sehr starken, ja in vielen Be- 
zirken das numerische Uebergewicht bildenden Contingentes von Anders- 
sprechenden, d. h. von Slaven, übersehen und dass man von der anderen 
Seite nicht stürmisch eine totale Umgestaltung der Verhältnisse« — 
(darunter versteht der Justizminister die Durchführung der sprachlichen 
Gleichberechtigung der slavischen Mehrheit mit der italienischen Minder- 
heit) — »fordern sollte, die einmal mit historisch gewordenen Factoren« 
(wie die Robot auch einer war) »in Widerspruch kommen würde, und 
dass man doch unmöglich begehren kann, ein gewisses Uebergewicht,. 
welches < (wie die Patrimonial-Herrschaft) »durch den historischen Wei r 
prozess entstanden ist, solle von re^gierungswegen abgeschafft werden. . t 

Befangene schliessen, wie jene Verhältnisse beschaffen sein können, welche » 

„Neue Freie Presse** und unsere stets nur für Freiheit und Fortschritt \mi r 

wegt kämpfenden Deutschen dann, wenn deutsche Interessen direct in Fr & 

stehen, in ihrer treudeutschen Art noch mit dem Worte .Rechtszustand* i 
bezeichnen im Stande sind. 
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Nun, auch ich glaube, dass keine Regierung, und ich sage 
mehr, kein gebildeter Europäer, kein gebildeter Amerikaner — 
und dieser schon am wenigsten -r- dem deprimirenden Eindruck 
sich wird entziehen können, den wir alle von der uralten italie- 
nischen Volksbildung empfangen, welche für das Jahr 1871 G. 
Fr. Kolb (Handbuch der vergleichenden Statistik, 8. Auflage, 
Leipzig 1879, Seite 298) schildert wie folgt: 

»Nach der jüng'sten Aufnahme von 1871 betrag die Zahl der sog. 
^Analphabeten" 19^/2 Millionen« (unter 26,8 Millionen Einwohnern laut 
Seite 282); »verglichen mit der Aufnahme von 1861 war die Procent- 
asahl der Analphabeten in den verschiedenen Landschaften: 

1861 1871 I 1861 1871 





*^/o 


'h 




'h 


«/o 


Piemont . 


. 57,43 


50,09 


Campanien . . 


85,33 


82,44 


liigurien . 


. 69,79 


62,17 


Puglien . . . 


88,61 


86,5« 


Lombardei 


. 58,68 


53,32 


Basilicata . . . 


91,»2 


89,5» 


Emüia . . 


. 80,3 7 


75,0 8 


Calabrien . . . 


90,46 


87,05 


Umbrien . 


. . 85,90 


82,65 


Sicilien*) . . . 


90,13 


87,j« 


Marken 


. . 85,14 

. 77,78 

. 89,15 


81,56 
72,44 
85,87 


Sardinien . . . 


91,04 


87,9« 


Toscana . 
Abruzzen . 


Durchschnitt 


78,89 


73,« 7 



Von den männlichen Einwohnern konnten in beiden Perioden nicht 
lesen 72,63 und 67,75, von den weiblichen 83,97 und 78,80 ^/o. — Natür- 
lich gestaltet sich das Verhältniss wesentlich anders, wenn man nach 
Altersclassen ausscheidet. Von den jungen Leuten zwischen 12 und 18 
Jahren waren Analphabeten: 1861 72,02, 1871 64,8o ^/o. Dabei die 
Jünglinge mit 67,79 und 61,ii, die Mädchen mit 76,07 und 68,42 ^/o — 
sohin gerade in diesen Classen erschreckende Proportionen. 

Die Heiratsacten seit 1866 lassen nur eine geringe Besserung 
des Unterrichtes erkennen. Von je 100 Verlobten konnten die Heirats- 
acten nicht unterzeichnen: 

1866 1870 1872 1874 1875 1876 

Bräutigame. 59,9« 58,54 56,22 54,48 54,S2 ^2,35 

Bräute . . 78,97 77,48 75,28 74,37 74,76 72,95 

Im Oanzen konnten 1876 bei 225 453 Heiraten nur 107 419 

foäutigame und 60 990 Bräute ihren Namen unterschreiben; nicht im 

Stande waren es 118 034 Männer und 164 463 Frauen; in nicht weniger 

als 110 627 dieser Fälle, also fast bei der Hälfte der Heiraten, war 

keins von beiden im Unterrichte so weit gebracht. Am schlimmsten ist 

es , wie oben schon angedeutet , im Süden und anf den Inseln. Etwas 

gi istiger gestaltete sich das Verhältniss bei den Truppenaushebungen. 

y n den zum Militärdienst ausgehobenen 21jährigen Jünglingen konnten 



*) Selbst in der Hauptstadt Palermo konnten 1861 von den 191425 
E: iwohnern 142 313 weder lesen noch schreiben » darunter von den 57 177 
£: adem unter 15 Jahren nicht weniger als 52 950. Damach begreift man 
w I im Innern der Insel Jemand, der lesen und schreiben kann, als Gelehrter 
ai 'esehen wird. 



Digitized by VjOOQIC 



— 38 — . 

weder lesen noch schreiben 1863 66,46, 1872 dagegen 56,74, 1876 
51,8 0, 1877 51,99 %.« 

Nach A. L. Hickmann's geographisch - statistischem Taschen - Atlas, 
Ausgabe 1894 , sind von jedem Hundert der mehr als 6 Jahre alten 
Einwohner beiderlei Geschlechts Analphabeten: in Oesterreich 30, in 
Ungarn 43, in Oesterreich-Üngarn 36 und in Italien 47. 

Und wegen der uralten italienischen Cultur, deren bestechen- 
dem Zauber keine Regierung, kein gebildeter Europäer, kein ge- 
bildeter Amerikaner sich wird entziehen können und welche stets 
und auch gegenwärtig- noch mit einer solchen Volksbildung 
verbunden ist, sollen die 180 Tausend Slaven in Istrien trotz der 
Bestimmung des Alinea 2 des Artikel XIX des Staatsgrundge- 
setzes vom 21. December 1867 R.-G.-Bl. Nr. 42: *Die Gleich- 
berechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und 
öffentlichem Lieben sind vom Staate anerkannt« die sprachliche 
Gleichberechtigung mit den 118 Tausend Italienern im Jahre 
1894, d. h. 27 Jahre nach der Schaffung des Gesetzes, „nicht 
stürmisch fordern". — Diese Argumentation begreife, wer kanni 

Wie über die Forderung der Slovenen und der Croaten die 
Deutschen und die galizischen Polen denken und welches Tempo 
in dieser Beziehung der Justizminister Dr. Friedrich Graf Schön- 
bom unter „nicht stürmisch'^ verstand, geht ungemein klar her- 
vor aus dem Berichte, den die „Neue Freie Presse", Morgenblatt 
vom 11. Mai 1895, Seite 3, unterm 10. Mai über die an diesem 
Tage abgehaltene Sitzung des Budget-Ausschusses des Abgeord- 
netenhauses brachte : 

>. . . Zur Resolution, betreffend die Sprach Verhältnisse in Istrien, 
hebt Abg. Dr. Fux« (ein Deutscher aus Mähren) »hervor, dass es un- 
zulässig sei, zu begehren, dass jeder in Istrien anzustellende Richter oder 
Beamte der slo venischen oder croatischen Sprache mächtig sei; dass es 
vollkommeu genüge, wenn diese Forderung dort erhoben werde, wo sie 
begi'üüdet ist. Er beantragt deshalb, die Resolution nachstehend zu 
fassen: „Die Regierung wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass dort^ 
wo die Localverhältnisse und die Bedürfnisse der Rechtspflege es erfordern, 
Richter und Kanzleipersonale in genügender Zahl bestellt werden, welche 
der croatischen und slo venischen Sprache mächtig sind." Die Resolution 
des Dr. Fux wird angenommen.« (Wie schon angeführt wurde, zählt Istrien 
180 Tausend Slaven neben nur 118 Tausend Italienern). Dann ftlhrt 
der Bericht fort: 

;Jn der heutigen Sitzung, referirte Abg. Dr. Pientak« (ein Pole) 
»über die Resolution Gregorec« (Slovene), »betreffend die Ausführung des 
§ 27 des Patentes vom 7. August 1850*) in Bezug auf die slovenisi 

*) Der Schlusssatz des § 27 des kaiserlichen Patentes vom 7. August 1 
R.-G.-Bl. Nr, .325, betreffend die Errichtung des Obersten Gerichts- und Ca 
tionahofes lautet: ,Wenn jedoch die Verhandlung in einer anderen als 
deutschen Sprache geführt worden ist, hat der oberste Gerichtshof seine E 
Scheidung daiüber sammt den Gründen in der Sprache, in welcher die V 
handlung in erster Instanz geföhrt wurde, und in der deutschen Sprache hini 
zugeben.' Diese gesetzliche Bestimmung ist sonach gegenwärtig schon 45, "^ 
Vierzig und Fünf, Jahre alt. 
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Sprache, dann in Betreff der zweisprachigen Amtstafeln und Amtsschilder 
in slovenisclien Landestheilen , and endlich in Angelegenheit der Amts- 
localitäten des Bezirksgerichtes Schönstein. Referent schlägt folgende 
Resolution vor: „Die Regierung wird aufgefordert, bei der Ausführung 
der in den Ländern mit slovenischen Bewohnern bestehenden Bestimmungen 
bezüglich der Anschaffung doppelsprachiger Amtstafeln und Amtssiegel 
bei denjenigen Gerichten, bei welchen Kraft bestehender Vorschriften 
slovenische Ausfertigungen stattzufinden haben, in einer den ortsüblichen 
Verhältnissen« (soll offenbar heissen: örtlichen Verhältnissen, denn diese 
bilden erst die Grundlage des Ortsüblichen und können hier selbst kaum 
mit dem Worte „ortsüblich** bezeichnet werden) »entsprechenden Weise 
vorzugehen." — Abg. Klun« (Slovene) >> beantragt folgende Resolution: 
„Die Regierung wird aufgefordert, beim Obersten Gerichtshofe die noth- 
wendigen Schritte zu unternehmen, dass die« (gegenwärtig schon 45 Jahre 
alte) Bestimmung des kaiserlichen Patentes vom 7. August 1850 auch 
bezüglich der slovenischen Sprache in der Weise zur Geltung gelange, 
dass die Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes sammt Gründen in 
allen Fällen, wo die Verhandlungen der ersten Instanz slovenisch geführt 
werden, gleiclifalls in der slovenischen Sprache hinausgegeben werden." 
In Betreff der doppelsprachigen Amtsschilder und Amtssiegel empfiehlt er 
dem Referenten den Ausdruck „in einer den örtlichen Verhältnissen ent- 
sprechenden Weise ..." präciser zu fassen, damit derselbe nicht zu 
Missdeutungen Anlass gebe, wie man es in der Istrianer Tafelaffaire er- 
fahren hat. — Justizmininister Dr. Graf Schönborn bemerkt, der Erlass 
vom 10. Januar 1889 an das Ober - Landesgerichts - Präsidium in Graz 
habe verfügt , dass bei Gerichten in Krain und jenen Gerichten Steier- 
marks und Kärntens, bei welchen nach den bestehenden Vorschriften 
auch Ausfertigungen in slovenischer Sprache stattzufinden haben, bei Neu- 
Anschaffungen von Amtssiegeln dieselben mit deutscher und slovenischer 
Umschrift zu versehen sind. Was die Sprache der Erledigungen des 
Obersten Gerichtshofes betreffe, so erinnert der Minister daran, dass in 
Folge einer im Abgeordneten - Hause gegebenen Anregung und der vom 
Justizministerium hierüber eingeleiteten Verhandlung der Präsident des 
Obersten Gerichtshofes die Verfügung getroffen hat, dass in croatisch ver- 
handelten Rechtssachen die Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes in 
deutscher und croatischer Sprache hinausgegeben werden. Was die slo- 
nische Frage betrifft, so seien in Folge einer im Abgeordnetenhause ge- 
gebenen ähnlichen Anregung die Verhandlungen im Gange, jedoch noch 
nicht abgeschlossen. — Abg. Dr. Bareuther (Deutscher) warnt vor dem 
stückweisen Beschlüssen in der Sprachenfrage, durch welche die gefälir- 
^''^^^sten Praejudice geschaffen werden, die in anderen Ländern den ent- 
iedensten Widerspruch hervorrufen müssen. Die Lösung der Sprachen- 
^e wäre allenfalls« (wenn eine solche sich nicht überhaupt ganz um- 
3n lassen sollte) »die Aufgabe eines Nationalitäten - Gesetzes. Wie 
auptet wird, stehe die Rückstellung aller nationalen Fragen« (der noch 
it gleichberechtigten Volksstämme) »im Programm der gegenwärtigen 
"ärung und der Coalition. Hier haben wir es aber mit einer aus- 
^«slich nationalen Angelegenheit zu thun. Es ist daher folgerichtig, 
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g^egen die gestellten Anträge zu stimmen, weil sie auf eine Aendernng 
des dermaligen nationalen Besitzstandes abzielen. — Bei der Abstimmung 
wird der Resolutions-Antrag Klun abgelehnt, der Antrag des Eefereaten 
angenommen. — . . .« 

Nun, ich glaube, dass es kaum gelingen dürfte, jemanden 
zu finden, der sich sträuben würde, die laut des Berichtes vom 
Justizminister geschilderten Zustände idyllische zu nennen. 

Es sollte nämlich angesichts der stricten Bestimmung des 
pbcitirten Schlussatzes des § 27 des genannten schon 45 Jahre in 
Kraft stehenden kaiserlichen Patentes Jedermann, und wäre der-* 
selbe auch noch so einfachen Gemüthes, annehmen, dass der Oberste 
Gerichtshof sofort bei der ersten Rechtssache , die in der ersten 
Instanz in der croatischen, respective in der slovenischen Sprache 
verhandelt und zur definitiren Entscheidung dem Obersten Ge- 
richtshofe vorgelegt wurde, das Urtheil auch in der croatischen 
respective in der slovenischen Sprache hinausgegeben habe. Dieser 
Annahme scheint jedoch die Wirklichkeit nicht zu entsprechen,- 
denn der Justizminister erzählte, dass er mit dem Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofes betreffs der croatischen Urtheile habe 
verhandeln müssen und betreffs der slovenischen Urtheile noch 
verhandle ; einen Laien muthet es merkwürdig an, dass der Justiz- 
minister mit dem Obersten Gerichtshofe erst verhandeln müsse, 
damit der Oberste Gerichtshof das, was derselbe nach den Be- 
stinmiungen des schon 45 Jahre alten Gesetzes über seine eigene 
Organisation in bestimmten Fällen zu thun hat, in solchen Fällen 
auch thatsächlich thue. Bezüglich der croatischen Fälle hat der 
Oberste Gerichtshof dem Justizminister nach dessen Aussage auöli 
schon die Zusage gegeben, dass er das, was er nach den Bestim- 
mungen des Gesetzes zu thun verpflichtet ist, auch thun w^olle; 
bezüglich der slovenischen Eälle wusste der Justizminister am 
10. Mai 1895 noch nicht, ob der Präsident des Obersten Gerichts- 
hofes die Anwendung des Gesetzes aus dem Jahre 1850 auf diese 
„fremde" Sprache zulassen werde oder nicht. 

Ferner sollte angesichts der Aufgabe des Justizministers, 
über die gesetzmässige Anwendung der Gesetze zu wachen, jeder 
gewöhnliche Mensch annehmen, dass der Justizminister, sobald 
ihm bekannt wurde, dass der Oberste Gerichtshof bezüglich der 
croatischen, respective bezüglich der slovenischen Sprache der 
betreffenden Bestimmung des genannten § 27 nicht nachkomme, 
den Obersten Gerichtshof aus iöigenem Antriebe sofort zur Ein- 
haltung der gesetzlichen Verpflichtung desselben aufgeford rt 
habe; doch scheint auch dies nicht der Fall gewesen zu s€ n, 
denn der Justizminister erzählte, dass die betreffenden me <- 
würdigen Verhandlungen mit dem Obersten Gerichtshofe sow bl 
bezüglich der croatischen als auch bezüglich der sloveniscl n 
Rechtssachen über diesbezügliche Anregungen im Abgeordnet i- 
hause gepflogen wurden. 
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Dass angesichts der überraschenden Nothwendigkeit dieser merk- 
würdigen Verhandlungen mit dem Obersten Gerichtshofe der Justizminister 
in der Erledigung dieser Angelegenheit ein stürmisches Tempo nicht ein- 
schlagen konnte, liegt auf der Hand ; dass derselbe jedoch auch dort, wo 
ihm dieses so merkwürdige Hinderniss nicht im Wege stand, dem Satze 
„Eile mit Weile ^ huldigte, geht daraus hervor, dass derselbe laut des 
obigen Berichtes mit dem an das Pi^sidium des Grazer Ober -Landes- 
gerichtes gerichteten Erlasse vom 10. Januar 1889 verfügt hat, dass erst 
bei Neu - Anschaffungen von Amtssiegeln dieselben mit den erforderlichen 
zweisprachischen Umschriften zu versehen seien, obwohl laut des Artikels 
XIX des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142 
die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben schon seit 28 Jahren vom Staate anerkannt ist. 

Da dieser Verfügung des Justizministers jedoch offenbar nur die 
Eücksicht auf den Staatsschatz zu Grunde liegt, so ist es auch mir klar, 
dass die Slovenen die totale Umgestaltung der bestehenden Amtssiegel 
nicht stürmisch fordern sollten; dies wird denselben meiner Ansicht nach 
dann auch nicht allzu schwer fallen, wenn sie bedenken, dass diese V^er- 
fügung des Justizministers in dieser Hinsicht einen unversiegbaren Bronnen 
der sicheren Hoffnung für nachkommende Generationen bilden wird für 
und für, leicht — da Amtssiegel eine noch grössere Lebensdauer haben 
als die Commis - Czakos unseres Heeres — bis zum Belamy'schen Jahre 
2000, und hoffen heisst ja leben. — Facillimum vero scribere satiram. 



lY. Die galizischen Polen. 

In derselben Art wie die Deutschen und die Italiener in 
Oesterreich und die Magyaren in Ungarn verfuhren und ver- 
fahren die galizischen Polen, als und nachdem sie — treulos 
gegenüber den übrigen österreichischen Slaven überhaupt und 
gegen die schlesischen Polen insbesondere und perfid gegen die 
galizischen Ruthenen — sich im Jahre 1869 mit den öster- 
reichischen Deutschen, welche die Czechen und die Slovenen 
isoliren wollten, separat und dahin abfanden, dass die Deutschen 
auf die absolute Vorherrschaft über die Einwohner Galiziens ver- 
zichteten und unter Einem durch Einführung der polnischen Amts- 
sprache in ganz Galizien*) die galizischen Polen zu Herren der 
Kuthenen machten, wogegen die Polen sich verpflichteten, die 
nationalen Bestrebungen der galizischen Ruthenen auch im über- 
tragenen Wirkungskreise niederzuhalten und die nationalen Be- 
strebungen der Czechen, der Slovenen und der schlesischen 

Mill. «/o 

*j Polen 3,528 = 58,4 

Ruthenen . 2,84i = 43,o 

Andere (zumeist Deutsche) . 0,238 = 3,6 



zusammen 6,607 
hievon 11,7% = 0,773 Mill. Juden. 
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Polen in Hinkunft nicht nur nicht zu unterstützen, sondern den 
Deutschen beim Niederhalten dieser Bestrebungen erforderlichen 
Falles zu assistiren. 

Wenn in - dieser Schrift von „galizischen Polen" die Kede 
ißt, so sind damit nur jene Schichten des polnischen Volkes in Galizien 
gemeint, aus denen sich das Gros der galizischen Landtags- und Reichß- 
raths- Abgeordneten recrutirt, und nicht das Volk selbst, denn ein 
polnisclies Volk im politischen Sinne gibt es — dank der Fürsorge eben 
jener Schichten, insbesondere des Adels — in Galizien noch nicht. 

Selten noch ist ein Volk nach dem Aufhören des Absolutismus von 
den eigenen herrschenden Classen so drangsalirt worden, wie das pol- 
nische Volk in Galizien; in keinem Theile der Monarchie hat sich da» 
zu Zeiten der Kobot gegenüber dem sogenannten niederen Volke übliche 
Verhalten der herrschenden. Classen so wenig geändert wie in Galizien. 

„Ich falle zu Füssen" (padam do nög) lautet auch jetzt noch der 
so unsagbar demüthige Gruss, den der galizische Bauer dem Angehörigen 
der herrschenden Classen, mit Ausnahme der zu diesen Classen gehörigen 
Juden, entblössten Hauptes bietet und dabei, die Knie beugend, nach 
dem Saume des Kleides des Gegrüssten greift, um ihn zu küssen; noch 
immer nennt der galizische Bauer den Angehörigen der herrschenden 
Classen schlechtweg „Herr'^ (pan) und wird von diesen schlechtweg 
„chlop" (Kerl, Höriger) genannt und mit dem kleingeschriebenen' „dn" 
angesprochen, wie in der Patrimonialzeit. 

Bei uns Czechen oder bei den österreichischen Deutschen wird dem 
Volke von den herrschenden Classen auch nichts geschenkt, doch geben 
diese Classen bereits zu, dass das Volk, wenn auch in erster Linie der 
herrschenden Classen wegen vorhanden, doch auch um seiner selbst willen 
da sei (welch' ein Fortschritt !), während in Galizien auch in den niederen 
Schichten des Volkes noch die Ansicht verbreitet ist, dass sie überhaupt 
lediglich um der herrschenden Classen willen vorhanden sind wie zu 
Zeiten der Robot. 

Bei uns Czechen zählen diejenigen, die aus dem sogenannten 
niederen Volke in höhere Schichten gelangen, sich stets zum Volke; in 
Galizien haben solche Leute (Geistliche, Beamte, Advocaten, Professoren, 
Aerzte, Industrielle, Kaufleute etc.) nichts eiligeres zu thun, als sich bo 
rasch als möglich, auch dem Aeusseren nach, den herrschenden Classen 
beizugesellen (so habe ich Advocaten gekannt, die sich das Air von 
Grafen gaben, und es gilt für Advocaten und sogar für manche Notare 
nicht als chic, den Betrieb ihres Gewerbes in der üblichen bürgerlichen 
Weise mittels einer am Hause angebrachten Geschäftstafel anzuzeigen). 
Wer sich nach Absolvirung der Studien den herrschenden Classen nicht 
anschliesst, bleibt bis an sein Lebensende stellenloser Candidat und rird 
zum geistigen Proletarier. 

Nirgends sah ich solche Formen des Verkehres der herrsehe- den 
Classen (auch der Functionäre der Behörden) mit dem Volke wi in 
Galizien ; Formen, deren Anwendung in anderen Theilen der Monarch: — 
die Bukowina und die ungarische Slovakei vielleicht ausgenommen - zn 
Aufständen führen müsste. 
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Bei uns Czechen ist ein grosser Theil der herrschenden Classen 
bestrebt, das Volk durch Schulen emporzubringen und freut sich des regen, 
•ast 99 Procent erreichenden Schulbesuches. In Galizien wird das Volk 
Von den herrschenden Classen absichtlich in Unwissenheit erhalten und 
paraus erklärt sich auch die Thatsache, dass trotz des bereits fünfund- 
;zwanzigjährigen Bestandes des schulfreundlichen Reichsschulgesetzes in 

falizien noch ungefähr zwei und ein halbes Tausend Gemeinden olme 
olksschulen sind und dass, obwohl die Schulpflicht in Galizien nicht 
Wie bei uns erst mit dem vierzehnten, sondern schon mit dem zwölften 
ebensjahre endet, von 1000 schulpflichtigen Kindern nur 505, sage: 
inf Hundert und Fünf, die Schule besuchen, und von den 6 ^J2 Millionen 
inwohnern über 3^/2, sage: Drei und ein halb, Millionen Analphabeten 
id. Allerdings, je weniger das Volk weiss und je grösser insbesondere 
ie Anzahl derjenigen ist, denen die der Unterwürfigkeit — oder wie 
an anders zu sagen pflegt, der Autorität — so gefährliche Kunst des 
isens fremd ist, desto weniger zweifelt das Volk an der Berechtigung 
[er demselben von den herrschenden Classen auferlegten Abgaben und 
langen — und zahlen muss das Volk in Galizien, dass Gott erbarme, 
berall, an Jedermann, unter allen Vorwänden und in allen Formen.*) 
Nirgends habe ich, wenn ich auf einen Bauer zukam, so misstrauische 
Blicke gesehen wie in Galizien, wo den Bauer bei der Annäherung eines 
^errn*' an ihn nur der eine, bange Gedanke beherrscht, wie viel ihm 
jener unter irgend einem Verwände abverlangen werde. 

Einen grossen Theil dessen, was der Bauer dem zumeist kärglichen 
Boden, den er in seiner Unwissenheit und mangels zureichender Kräfte 
Inoch auf eine unglaublich primitive Art bebaut, mit grosser Mühe abge- 
Svinnt, saugen die herrschenden Classen auf wie ein nicht ganz trockener 
Schwamm das Wasser. 

Wohlstand sucht man beim Volke in Galizien vergebens;**) wohl- 



*) Ich erinnere nur an das famose, die Fürsorge der herrschenden Classen 
För das Volk so drastisch illustrirende, in neuerer Zeit entstandene galizische 
fetrassengesetz vom 7. Juli 1885, L. G. B. No. 39, nach welchem über die Höhe 
der von den Gemeinden einerseits und von den Gutsgebieten andererseits zu 
leistenden Beiträge zu den Kosten der Herstellung der Gemeindestrassen eigent- 
lich nur der Bezirksrath zu entscheiden hat <§ 26, Punkt 3 und 5 und Abs. 2 
nnd Strassen-Regulativ vom 24. September 1886 L. G. B. No. 80 § 29 Alinea 3 
und § 15), ohne dass angegeben wäre, an was sich dei selbe bei diesen Ent- 
Ächeidungen zu halten habe; dafür, dass in dem Bezirksrathe nicht die Ge- 
meinden massgebend sind, brauche ich den Beweis wohl nicht erst besonders zu 
Erbringen. — Als dieses Gesetz vor einigen Jahren in einer Gegend Galiziens 
Äur Anwendung gebracht werden sollte, rief es unter den betroffenen Chlops 
eine solche Aufregung hervor, dass zur Beruhigung der Gegend öttentliche 
Brachialgewalt aufgeboten wurde; wie bei dieser Gelegenheit und erst wiederum 
vor kurzer Zeit verlautete, soll das Gesetz abgeändert weiden; dass dies noch 
nie t geschehen ist, dürfte — wie alle ähnlichen Verzögerungen — seinen 
rGri ad offenbar nur darin haben, dass die „erforderlichen statistischen Daten'* 
knoc i nicht zur Hand sind. 

[ **) Ich kann kaum beschreiben, welchen Eindruck es auf mich machte, 

' als ich vor ungefähr drei Jahren auf dem Krakauer Tandeimarkte sah, dass — 
in em Zeitalter des Eisens — alte ßestandtheile von Wagenbesehlägen nicht 
' als altes Eisen, sondern jedes Stück in seiner Beschaffenheit als noch verwend- 
I bai " Wagenbeschlag, im Detail gehandelt werden. 
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genährte Leute sieht man anter den galizischen Bauern fast keine und 
fröhliche Menschen im nüchternen Zustand nur unter der Jagend; arm* 
selig ist die Behausung^ armselig die Nahrung, armselig die Bekleidung, 
armselig das Gespann, armselig das Wirthschaftsgeräthe , armselig das 
geistige Lehen des galizischen Bauers. Selbsthewusstsein zeigt er nur 
im Verkehr mit Seinesgleichen ; ausserhalb der Gemeinde — weiss er — 
zählt er nicht mit im traurigen Gegensatz zum czechischen Bauer, der 
sich wohl bewusst ist, dass er, wenn auch erst in dritter Linie, so doch 
mitgezählt wird, und sich auch selbst mitzählt — ein Gegensatz, der be- 
sonders klar zu Tage trat gelegentlich der drei Landesausstellungen in Prag 
(1892 und 1895) und in Lemberg (1894). Welch' grosse, verständnissvollc 
Theilnahme brachten alle Schichten des czechischen Volkes den Prager 
Ausstellungen entgegen, welch' freudiger Ausdruck wurde da dem Bewusst- 
sein der Zusammengehörigkeit aller Schichten des Volkes gegeben! Und 
wie theilnahmslos und fremd stand das galizische Volk der Ausstellung 
gegenüber — denn das Alphabet der Volksbildung fängt nicht mit dem 
Worte Ausstellung an — und wie scheu und demüthig machte es bei 
dem Besuche der Ausstellung den Angehörigen der heiTSchenden Classen, 
den „Herren", tiberall Platz*). 

In einer Beziehung jedoch sorgen — wie ich loyal anführen muss 
— die herrschenden Classen für die geistigen Bedürfnisse des Volkes 
auf eine geradezu musterhafte Art, nämlich dadurch, dass überall in jedem 
noch so kleinen Dorfe zuni mindesten eine Branntwein - Verschleissstelle 
des I^andes - Propinationsfondes (im ganzen circa 22 Tausend) sieh be- 
findet und, unter der verständnissvollen Statthalterschaft einer jüdischen 
Familie stehend, Tag und Nacht bereit ist, für wenige, im Laufe der 
Zeit jedoch ganze Anwesen aufzehrende Kreuzer in Baarem oder in 
landwirthschaftlichen Producten den von Mann und Weib infolge Gewöhnung 
von Jugend an bei allen festlichen Gelegenheiten und ohne solche stets be- 
gehrten Lethe-Trank mit allen seinen so verderblichen Folgen zu spenden. 
Wie ein Kiesen- Polyp lagert die, so ungeheuere Quantitäten von Nahrungs- 
stoffen vernichtende Spiritus - Industrie , eine Hauptquelle der „landwirtb- 
lichen" Einkünfte der herrschenden Classen bildend, auf dem unglücklichen 
Lande, an den ph3''sischen , wirthschaftlichen und geistigen Kräften des 
bejammernswerthen Volkes unablässig saugend und das Ersogene den Eigen- 
thüraern und den Statthaltern der erwähnten, wie Saugwarzen wirkenden 
Verschleissstellen zuführend. 

(Mit welcher Sorgfalt die galizischen Polen das Gedeihen des 
Branntwein -Polypen überwachen und wie eifrig dieselben bestrebt sind, 
alles, was dieses Gedeihen ungünstig beeinflussen könnte, hintan zuhalten, 

*) Dennoch könaen die galizischen Polen mit dem nicht politi-'chen T ile 

des Erfolges dieser Ausstellung sehr zufrieden sein und es ist einerseits zi ie- 

sem Theile Hes Erfolges allen Polen vom ganzen Herzen zu gratuliren od 

andererseits nur das zu bedauern, dass das ausnehmend regnerische Wetter nd 

die Verbreitung der Cholera die stattliche Besuchsziffer nicht noch stattl ler 

werden Hessen und dass das bisherige politische Verhalten der galizischen t en 

es allen nichtpolnisclien Slaven der Monarchie unmöglich gemacht hat. lie 

Ausstellung repräsentativ, wie alle sonst sehr gerne gethan hätten, zu be^ ». 
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erbellt aus dem Inhalte des telegraphischen Landtagsberichtes im Abend- 
blatte der „Neuen Freien Presse" vom 7. Febrnar 1895, dto. Lemberg, 
den 7. Februar: »Der Budget - Ausschuss hat dem Landtage bereits den 
Bericht über den Antrag Skalkowski in Betreff der projectirten Ein- 
fühlung des Spiritus-Monopols vt)rgelegt. Im Bericht wird hervor- 
gehoben, dass die Einführung des Spiritus • Monopols unzweifelhaft die 
Verringerung des Branntweinconsums und in weiterer Folge einen bedeu- 
tenden Ausfall in den Einnahmen des Landes - Propinationsfonds und der 
Landesverbrauchsabgaben wie auch der Gemeindefonds zur Folge haben 
werde. Für die Stadtgemeinden müsste die Haupteinnahm squelle versiegen 
und denselben würde geradeso wie dem Landtage die Möglichkeit der 
Einhebung der bisherigen und neuer Verbrauchsauf lagen benommen sein. 
Man hätte überdies eine Verringerung der Spiritus-Prodnction und dadurch 
eine gründliche Aenderung des landwirthschaftlichen Systems zu erwarten. 
Das Spiritus - Monopol werde sich also schwerlich ohne starke Beein- 
trächtigung der Landesinteressen« (das „Land** sind bis nun die galizi- 
schen Polen) »durchführen lassen. Deshalb empfehle der Budget- Ausschuss 
folgende Resolution zur Annahme: „Indem der Landtag die üeber- 
zeugung ausspricht, dass die Einführung des Spiritus-Monopols eine 
grosse Gefahr für die Landesinteressen bilden werde, wird 
der Landesausschuss beauftragt, eingehend die Wirkungen, welche die 
Einführung dieses Monopols auf den Landesfonds, die Gemeindefonds und 
die Landwirthschaft ausüben würde, zu prüfen und geeignete Schritte zu 
thun, damit das Land« (i. e. die galizischen Polen) »vor den schädlichen 
Consequenzen , die mit dem Spiritus - Monopol verbunden wären, bewahrt 
werde.** ^< Dass diese Resolution angenommen wurde (telegraphischer 
Bericht im Abendblatte der „Neuen Freien Presse" vom 9. Februar 1895 
dto. Lemberg, den 8. Februar), ist ebenso selbstredend wie es klar ist, 
dass dies die ersten rechtzeitigen Schritte der galizischen Polen sind 
zur seinerzeitigen Erwirkung einer entsprechenden Ausnahme oder einer 
ausgiebigen Refactie für Galizien.) 

Dass in diesem Zustande das Volk in Galizien geradezu einen 
Nährboden für Wucher bildet, liegt auf der Hand. Der dorfübliche 
gewöhnliche Percentsatz schwankt zwischen 50 — 150, der ausserordent- 
liche hat gar keine Grenze. Ist eine Schuld von 30 Gulden zu einem 
der genannten Percentsätze infolge der durch Darbringung landwirth- 
schaftlicher Producte erbetenen Prolongationen — eine Rückzahlung ist 
dem Bauer nur in seltenen Fällen möglich — auf 150 — 200 Gulden 
(je nach dem Werte der Realität des Schuldners) angewachsen, so kommt 
dieser Betrag und zwar mit 10 — 12 Percent — denn zu diesem Percent- 
sa*"e leihen auch manche Institute gegen hypothekarische Sicherheit — 
ini Grundbuch. Doch bleiben — wie zur Steuer der Wahrheit nicht 
ve shwiegen werden darf -7- die verpfändeten Realitäten nicht für immer- 
wi -ende Zeiten belastet; denn die betreffenden Schuldposten werden 
na . einiger Zeit ohne oder fast ohne jegliches weitere Zuthun des 
S( lidners entweder im Feilbietungsyerfahren, und in diesem Falle sogar 
gt m den Willen desselben, oder aber gleichsam per confusionem gelöscht, 
w nämlich der Gläubiger den Schuldner durch Kauf von der belasteten 
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Eealität befreit, wobei letzterer nicht selten sogar noch einige Gulden 
baar auf die Hand und als Daraufgabe je nach dem Werthe der Realität 
einen oder mehrere Liter Fusel erhält, dessen Genuss dann den feuchten 
Glanz seiner Augen oder auch seine Thräneu hinreichend erklärt. 1 

(Unwillkürlich wird man an die Worte erinnert, welche Livius] 
— L. IL Cap. XXIII — den alten Feldhauptmann sagen lässt: » . . . 
aes alienum fecisse ; id cumulatum usuris primo se agro paterno avitoque 
exuisse, deinde fortunis aliis, postremo velut tabem pervenisse ad corpus ;...«) 
Nun, vielleicht schlägt auch dem Volke in Galizien, welches der- 
malen physisch bereits so herabgekommen ist — tabes pervenit ad 
corpus, dass aus diesem Grunde in Galizien vor einigen Jahren die vierte! 
Kecrutirungs-Classe eingeführt werden musste und epidemische Krankheitenj 
unverhältnissmässig zahlreiche Opfer fordern, einmal die Stunde, welch« 
der Wirksamkeit seiner gegenwärtigen Wohlthäter — dobrodziejow, derei 
Vorgängern das polnische Volk auch seine beklagenswerthe politisch« 
Zerstückelung mitzu verdanken hat, ein Ende bereitet. — Fiat tempore!! 
Und nun ertheile ich noch als classischem Zeugen dem Reichsraths- 
abgeordneten Stänislaus Szczepanowski das Wort. Derselbe sagt in seinei 
Schrift „N^dza Galicyi" (Galiziens Elend), Lemberg 2. Auflage 1888 
Seite 57 bei der Vergleichung Galiziens mit Congress - Polen in Hinsicht 
auf die Bevölkerung wörtlich Folgendes: »Im Jahre 1860 war die Bei 
völkerung von Congress - Polen genau ebendieselbe wie die Bevölkerun; 
Galiziens, die Ziffer der Geburten betrug 234 000, d. i. ebendieselbe Ziffei 
wie in Galizien im Durchschnitte des Quinquenniums 1860 — 4. Lasst um 
sehen, wie sich Congress-Polen heute zu Galizien verhält. 

1860 1887 

Congress-Polen 4 840 466 8 000 000 

GaUzien 4 835 919 6 400 000 

So von derselben Bevölkerungs- und Geburtsziffer ausgehend, hat] 
Congress-Polen insgesammt um 1 600000 an Bevölkerung mehr als Galizien. 
Woher rührt diese Erhöhung? Die Zahl der Ankömmlinge und der 
Colonisten aus Deutschland und Preussen, der in die neuen Fabriken her- 
beigeschafften fremden Arbeiter beträgt kaum 100 000. Anderthalb Mil- 
lionen repräsentirt sonach die Ziffer, um welche der natürliche Zuwachs 
der Bevölkerung in Congress-Polen höher war als jener in Galizien. Um 
so viel mehr ist von derselben Ziffer der Geburten erhalten worden , um 
so viel weniger sind dort gestorben in jenen 27 Jahren. Wer kann nicht 
wahrnehmen den Zusammenhang dieser Ziffern mit der in Congress-Polen 
um 40^/o reichlicheren Nahrung, mit dem gesicherten Erwerb, mit der 
durchschnittlichen Productionsfähigkeit der ganzen Bevölkerung, welche 
(seil. Fähigkeit) zweimal so gross ist wie in Galizien? Wenn sonach ^ei 
uns, bei einer ursprünglich gleichviel zählenden Bevölkerung dersel ^n 
Race, bei einer ursprünglich ebenderselben Geburtsziffer in jenen 27 Jal; n 
um anderthalb Millionen mehr gestorben sind — ist es wohl nothwenc ?, 
eine Erklärung in Epidemien zu suchen und nicht in dem dargethai n 
Mangel an Nahrung, in dem Mangel, an Erwerb und in der unerhört we g 
entwickelten Production: Das sind andere Worte für Elend, für Hunf r, 
für Hungertod. Durch Elend verdarben bei uns in 27 Jahren 1 500 '^ 
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der Bevölkerung, welche sich erhalten hätten, wenn wir bei uns so viel 
'Enverb hätten, als davon die Bevölkerung auf jener Seite der Grenze hat. 
Es macht jährlich 55 000 Menschen. Wenn wir also wissen wollen, wie 
viel mis unsere ökonomische Schwäche an Menschenleben kostet, so haben 
wü' darauf die gründliche Antwort, d. i. den Hungertod von zum min- 
destens 50 000 Menschen jährlich. Wieviel jedoch an geschwächter Ge- 
sundheit und verminderter Kraft des Restes der Bevölkerung, wieviel an 
Eiitkräftuug und Verkrüppelung der Race im Ganzen, diese Rechnung, 
gewichtiger noch als der nicht nothwendige Tod von 50 000 Menschen 
jährlich, zu machen ist Niemand im Stande.« 

Diese trostlose Lage des Volkes in Galizien*) erklärt es, dass viele 
Angehörige desselben, so lange sie noch etwas besitzen, aus diesem 
Paradiese auszuwandern trachten, gleichgiltig wohin. Zur Illustration 
dieser Thatsache lasse ich hier einen in vielfacher Beziehung lehrreichen 
Aitikel, welchen die den galizischen Polen als politischen Bundesgenossen 
wohlwollende „Neue Freie Presse" in der Nummer vom 13. April 1855, 
Seite 3, brachte, vollinhaltlich folgen: »Lemberg, 10. April. Die Aus- 
wanderungs-Bewegung. Seit anderthalb Decennien wiederholen sich in 
den galizischen Landgemeinden fast regelmässig in jedem Frühjalire ge- 
wisse Erscheinungen, welche die Presse mit Berufung auf die wider- 
sprechendsten Informationen als eine „wohlorganisirte Bauernbewegung" 
zu bezeichnen pflegt. Diese Bewegung unter der galizischen Land- 
bevölkerung hat nichts Schablonenhaftes, sie ändert grösstentheils ihre 
äusseren Formen und gibt sich in mannigfachen Anzeichen zu erkennen, 
die nicht recht zu fassen sind, denen kaum beizukommen ist, die aber 
in ihrer Gesammtheit die Gemtither lebhaft erregen. So richteten in den 
ersten Monaten des Jahres 1881 die im westgalizischen Bezirke Krosno 
gelegenen polnischen Gemeinden Kobylany und Lenki an den russischen 
Kaiser eine Eingabe, worin sie um dessen wohlwollende Intervention und 
Hilfe zur Erledigung eines zwischen diesen Gemeinden und dem guts- 
herrlichen Gebiete schwebenden Servitutenstreites petitionirten. Als dieser 
Schritt selbstverständlich ohne Erfolg und Erledigung blieb, wendeten sich 
einige Landgemeinden mit einem Bittgesuche an die österreichische Bot- 
schaft in Petersburg, um deren Einwirkung zum Zwecke einer beschleunigten 
Antwort des Czars auf die erwähnte Petition. In den nächsten Jahren 
gab das neue Strassengesetz den Anstoss zu bedauerlichen Bauemunruhen ; 
sie umfassten beinahe das ganze Land von West nach Ost und von 
Süden nach Norden. Im Früjahre 1886 ist Galizien besonders viel ge- 
nannt worden. Es wurden förmlich Bulletins ausgegeben, als wenn in 
diesem Lande Krieg oder Aufstand gewüthet hätten. Glücklicherweise 
handelte es sich blos um abenteuerliche Gerüchte, die eine grosse Auf- 
re| mg hervorgerufen hatten. Militär- Abtheilungen marschirten in die 
am meisten aufgeregten Bezirke, die Gendannerieposten erhielten be- 



*) Wie liebreich dasselbe von den galizischen Polen gelegentlich der 
T)B uem-Emanzipation" in Bezug auf Grund und Boden behandelt wurde, ist 
in [ürze dargestellt nach Wenzeslaus Budzynowski von S. Hacker in der Wiener 
Zei jchrift «Die Zeit* vom Jahre 1895, Nummer 41 und 42 unter dem Titel 
«D " Bauembesitz in Galizien". 
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deutende Verstärkungen, die Gerichte traten in Actiön, es fanden Ver- 
haftungen und Verurtheilungen von Bauern statt, welche beunruhigende 
Nachrichten über den bevorstehenden W^eltuntergang verbreitet oder nach- 
erzählt hatten. Ein Jahr später hat der vom antisemitischen Abgeordneten 
P. Chotkowski inscenirte Petitionssturm für die Sonntagsheiligung das 
Landvolk in Angst versetzt, da die in der Bildung zurückstehenden 
galizischen Bauern die aus W^ien und Krakau zur Unterfertigung ein- 
geschickten Schriftstücke als Petitionen um Wiedereinführung der Robot 
ansalien. In einigen Gemeinden des Pilznoer Bezirkes kamen dann in 
Folge allarniirender Gerüchte Zusammenrottungen vor, welche mit einer 
Veruitheilung der Schuldtragenden ihren Abschluss fanden. Bald nach 
diesem Rummel lenkte die Massen-Auswanderung der galizischen Bauern 
nach Russland, wo angeblich Grund und Boden unentgeltlich vertheilt 
werden sollte, die allgemeine Aufmerksamkeit auf sich. Einige Zeit 
hierauf ergoss sich der Strom der galizischen Emigranten nach Amerika, 
und heuer bildet wieder die Auswanderung nach Brasilien den Gegenstand 
lebhafter Erörterungen. Unzweifelhaft sind alle diese Vorkommnisse auf 
die überhandnehmende Nothlage der hierländischen Bauern zurückzuführen. 
Die Landes- Gesetzgebung hat Manches zur Abhilfe versucht. Um den 
verderblichen wirthschaftlichen und moralischen Folgen, die aus dem 
unmässigen Genuss des Branntweins für den Bauern erwuchsen, zu 
steuern, ward ein Gesetz gegen die Trunksucht erlassen, und nm 
die Creditbedtiifnisse des Bauers zu befriedigen, wurden mehrere länd- 
liche Credit-Institute ins Leben gerufen. Aber alle diese Palliativ- 
mittel erwiesen sich als unzulänglich, um den Process der Verarmung 
und Depossedirung des Bauernstandes aufzuhalten. Ja gerade die zur 
Hilfe desselben gegründeten Hypothekenbanken verwandelten sich bald, 
Dank dem bureaukratischen Apparate, mit welchem sie arbeiteten, und 
dem hohen Zinsfusse, zu dem sie das Geld verliehen, nur zu oft in das Gegen- 
theil dessen, was sie eigentlich sein sollten. Der galizische Bauer war 
nicht gewöhnt, genau festgesetzte Rückzahlungstermine pünktlich einzu- 
halten, in vielen Fällen war er es auch gar nicht im Stande. Die Bank 
pflegt aber im Sinne ihrer Statuten gegen den säumigen Schuldner die 
Execntion zu erwirken, und ehe der Bauer sich dessen bewusst wird, was 
da vor sich geht, ist er um sein Hab und Gut gekommen. Ueberdies 
ist es eine notorische Thatsache, dass die allgemeine agrarische Krise mit 
doppelter Wucht auf den Bauer in Galizien drückt. Der starke Preis- 
tall des Getreides muss den galizischen Bauer um so härter treffen, wenn 
man bedenkt, dass die Zinsen für Hypothekenschulden, die er zu bezahlen hat, 
in gleicher Höhe geblieben, und er in Folge der wenig entwickelten In- 
dustrie des Landes nicht in der Lage ist, durch Miderweitigen lohnenden 
Verdienst den Ausfall in seinem Haushalte zu ersetzen. Da das Ert f- 
uiss seines Anwesens nicht mehr ausreicht, ihn und seine Familie zu r- 
nähren, so muss er beim Gutsherrn arbeiten. Allein der Gutsherr erkl t, 
bei der starken Entwerthung des Getreides den Bauern, die sich bei n 
als Tagelöhner verdingen, zumeist nur eine sehr kärgliche Entlohnung (di< n 
manchen Orten zwölf Kreuzer für den Tag beträgt) gewähren zu kön i. 
Es vereinigen sich steigende Verschuldung, Preisfall des Getreides, St' 
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dmck , MisseiTiten und andere Elementar-Ereignisse , um jene sociale At- 
• mosphäre zu erzeugen, in welcher die unsinnigsten Gerüchte raschen und 
bereitwilligen Glauben finden. Wer von den Lebensplagen heimgesucht 
wird, sehnt sich nach Veränderungen und leiht gerne sein Ohr den Ein- 
flüsterungen, die ihm eine Besserung der Verhältnisse in Aussicht stellen. 
Die Angabe, dass fremde Emissäre und Auswanderungs - Agenten allein 
hier ihre Hand im Spiele haben, erscheint somit wenig glaubhaft, denn 
eine derartige Aus Wanderungsbewegung, wie sie von den polnischen Blättern 
geschildert wird, kann unmöglich das Werk einiger obscurer Individuen 
sein, die ja leicht in Schach zu halten wären. Wie unwahrscheinlich 
eine solche Darstellung des Sachverhaltes ist, erhellt schon daraus, dass 
lüan sich, sobald auf die Nothwendigkeit der Einleitung einer Hilfsaction 
hingewiesen >\ird, nur darauf beschränkt, durch verschiedene unwesentliche 
Massregeln den Auswanderern eine Art moralischen Schutz angedeihen zu 
lassen und dieselben vor Ausbeutung durch die Auswanderungs - Agenten 
zu bewahren. 80 wurde im vorigen Jahre in Lemberg der polnische 
Handelsgeographische Verein gegründet, dessen Aufgabe es ist, nicht nur 
Handelsbeziehungen mit den ausserhalb Europas bestehenden polnischen 
Colonien anzuknüpfen, sondern auch den bäuerlichen Auswanderern aus 
Galizien alle nur möglichen Informationen in Betreff der Zustände in 
Brasilien zu ertheilen. Auf Initiative des genannten Vereines hat der 
galizische Landtag in seiner letzten Session den Landesausschuss ange- 
wiesen, sich mit der Auswanderungs-Frage akademisch zu befassen. Im 
Einvernehmen mit der. Gesellschaft des heiligen Raphael, die in Folge einer 
Anregung des Reiclisrath-Abgeordneten Dr. v. Wielowieyski und des 
Fürsten Paul S a p i e h a eine Filiale in Lemberg etablirte, wurde Professor 
Dr. Siemiradzki nach Udine und Genua entsendet, damit derselbe 
über das Loos der galizischen Auswanderer authentische Erkundigungen 
einhole. Im Uebrigen geschieht aber nichts, um der Ausbreitung des 
Emigranten-Fiebers Einhalt zu thun. Trotzdem die Berichte Siemiradski's 
über die Lage der galizischen Emigranten, die sich in Brasilien wegen 
der Betheiligung zahlreicher Polen an der dortigen Revolution weder als 
Polen noch als Galizier, sondern nur als Oesterreicher ausgeben dürfen, 
ziemlich traurig lauten, traten dennoch einflussreiche Persönlichkeiten 
dafür ein, dass den auswanderungslustigen Landleuten beim Verlassen 
der österreichischen Grenzen keinerlei Hindemisse in den Weg gelegt 
' werden. Der Przeglond Wszechpolski plaidirt sogar für die Organisirung 
der Auswanderungs - Bewegung mit einem Feuereifer, als wenn davon 
gerade das Heil Gaüziens abhängen würde. Ausser dem Landesausschusse 
wird jetzt noch der jungruthenische Verein Narodna Rada eine auf die 
Massenauswanderung der galizischen Landbevölkerung bezügliche Enquete 
n Anstalten', das ist also sicherlich der Weg, die Lösung der überaus 
CO -^licirten Frage möglichst — hinauszuschieben. 

Der ganze Vorgang bekundet eine gewisse Unaufrichtigkeit , denn 

er itimmt nicht mit den Tiraden über die grossen Schäden, welche durch 

di vermeintliche Verführung oder Irreführung des galizischen Landvolkes 

■.V( irsacht werden. Eine falsche Diagnose und eine unvernünftige Heil- 

m ' '^de. « 

4 
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Dass die galizischen Polen den ersten Theil der eingegan- 
genen Verpflichtung einhalten und die Ruthenen niederhalten 
werden, dessen waren die Deutschen, jene nach sich, nach den 
Italienern und den Magyaren richtig beurtheilend , sicher; that- 
sächlich halten die galizischen Polen, obwohl sie gleichzeitig über 
die nationale und religiöse Unterdrückung der Polen in Russland 
und über die nationale Unterdrückung der Polen in Deutsch- 
land berechtigterweise klagen , ihre Bruderfaust in allen natio- 
nalen, religiösen und culturellen Fragen so kräftig auf den Ru- 
thenen, dass diese kaum athmen können. 

Sehr klar ist dies und anderes bei den galizischen Gymnasien und 
Realschulen (Schematismus der österreichischen Mittelschulen pro 1894/95) 
zu sehen: von den 29 Gymnasien, darunter nur 2 ü n t e r - Gymnasien, 
und den 4 Realschulen, darunter nur 1 Unter- Realschule, sind der Unter- 
richtsprache nach 1 einziges Ober-Gymnasium ruthenisch und ein zweites 
mit ruthenischen Parellelclassen ausgestattet*), dagegen 2 Obergymnasien 
deutsch und alles übrige polnisch; mit Ausnahme eines einzigen, durch 
einen Orden erhaltenen Obergymnasiums werden alle diese Anstalten vom 
Staate erhalten. 

Des Decorunis halber führen die galizischen Polen im Landesaus- 
schusse einen polouisirten Parade-Ruthenen mit und lassen demselben auch 
thatsächlich volle Freiheit, bei 4en sich ergebenden Abstimmungen mit Ja oder 
Nein zu stimmen; denn es ist alles eins, ob derselbe ja oder nein sagt. 
Und für jene Gleichberechtigung, die den Ruthenen in den gelegentlich der 
Lemberger Ausstellung (1894) gehaltenen Reden zu theil geworden ist, 
können dieselben ~ insbesondere angesichts der polnischen Amtssprache 
und der fast ausschliesslich polnischen Unterrichtssprache der Mittelschulen 
— sich sehr wenig kaufen. 

Um sicher zu sein, dass die galizischen Polen auch den 
zweiten Theil ihrer Verpflichtung stets einhalten werden, führten 
die Deutschen die polnische Sprache als Amtssprache in Galizien 
nur auf Widerruf ein, d, h. nicht durch ein Gesetz, sondern 
durch eine Verordnung, die als solche jederzeit von der Regierung 
ohne Befragen der Volksvertreter aufgehoben werden kann. 

Aus diesem Grunde und in der Absicht, sich auf Kosten 
des Reiches möglichst viele Vortheile zu verschaffen, standen die 
galizischen Polen, dieser Absicht als dem einen ihrer beiden 
grossen politischen Principien stets Rechnung tragend, seither 
jeder Regierung zu Diensten und es galt angesichts ihrer un- 
wandelbar treuen parlamentarischen Verwendbarkeit für selbst- 
verständlich, dass keine der Massregeln, welche die verschiedenen 
Regierungen im Parlamente durchsetzen oder im eiger n 
Wirkungskreise treffen wollten, den galizischen Polen z* n 
Schaden gereichen dürfe. Waren Massregeln, von denen, >s 

*) Laut „Wiener Zeitung* vom 23. Juni 1895 werden zufolge kaiserlic )r 

Entschliessung vom 12. Mai 1895 diese Parallelklassen des Przemysler G^ i- 

nasiums mit dem Schuljahre 1895/96 zu einem selhstständigen Staatsgymnae' n 
vereinigt werden. 
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feststan(iy dass bei der Durchführung derselben ceteris paribus 
auch die galizisclien Polen werden in Mitleidenschaft gezogen 
werden, nach Ansicht der betreffenden Regierung oder aus 
anderen Gründen nicht zu umgehen, so stimmten zwar die galizi- 
sciien Polen für dieselben, wurden jedoch selbst, wenn es irgend- 
wie thunlich war, unter Berufung auf die -r- allerdings — 
„besonderen Verhältnisse'' Graliziens von der Wirksamkeit der 
betreffenden Massregeln ausgenommen (Schulgesetz-Novelle) oder 
es wurde, wenn dieser Ausschlusä nicht thunlich war, durch eine 
zweckentsprechende Bestimmung der Erfolg der Massregel hin- 
sichtlich der galizischen Polen nach Möglichkeit paralysirt 
{Spiritussteuer), und für die seltenen Fälle, wo auch dies nicht 
thunlich war, wurden die galizischen Polen anderweitig schadlos 
gehalten (durch Abschreibung der galizischen Landesschuld, durch 
Beiträge des Staates zu Flussregulirungen, durch Herstellungen 
^strategischer" Localbahnen auf Staatskosten). 

Zu denjenigen Massregeln, durch welche die galizischen 
Polen als Fruchtniesser eines passiven Landes, d. h. eines solchen 
Landes, welches vom Reiche — ohne Rücksicht auf die vor- 
erwähnten Separat-Zuwendungen — im normalen Laufe der 
Dinge mehr zurückerhält als es an das Reich abführt, nicht in 
Mitleidenschaft gezogen werden, gehören die Bewilligungen von 
Steuern und darmn votiren die galieischen Polen jeder Regierung 
die Budgets in j^der gewünschten Höhe und diese Eigenschaft 
der galizischen Polen ist es hauptsächlich, welche dieselben jeder 
Eegierung so überaus werthvoll und den übrigen Oesterreichern 
so überaus theuer macht. 

(Diesen übrigen Oesterreichern, darunter auch den im J. 1894 
wäiTOSten Bundesgenossen der galizischen Polen, den österreichischen 
Deutschen, kam die Ansicht so ungemein komisch vor, welche gelegent- 
lich des Besuches der Lemberger Ausstellung durch die ungarischen 
Minister — nach der „Neuen Freien Presse", einer für den vorliegenden 
Fall doppelt unverdächtigen Quelle (telegraphischer Bericht im Morgen- 
Watt vom 9. August 1894) — bei einem der Banquette, an welchen 
diese Ausstellung so reich war und welche unbestritten die hervorragende 
Seite dieser Ausstellung gebildet haben, der Graf Stanislaus Badeni in 
seinem Trinkspruche allen Ernstes und offenbar auch mit dem der fest- 
lichen Gelegenheit entsprechenden Pathos vorbrachte: ». . . Und heute, 
unter vielfach veränderten Verhältnissen, im vollen Bewusstsein der uns 
durch die Geschichte überlieferten Aufgabe, finden wir« (die galizischen 
Po^'^n und die Magyaren) »uns immer zusammen, wo es gilt fiir 
dl Grossmachtstellung der österreichisch-ungarischen 
M aarchie einzutreten und für dieselbe kein Opfer zu scheuen.« Denn 
im illkürlich wurde man daran erinnert, in welch' merkwürdiger Weise 
im "^ahre 1848 die galizischen Polen und die Magyaren, und letztere 
du im Jahre .1866, für die Grossmachtstellung der Monarchie ein- 
ge )ten sind und dass zu den besagten Opfern, soweit es sich um 
M( ^^en-Material handelt, gerade Galizien infolge der physischen Herab- 
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gekommenheit des Volkes und die Magyaren infolge der notorischen 
Armut an Kindern verhältnissmässig wenig und, soweit es sich um Geld 
handelt, Galizien als passives Land gar nichts und die Länder der 
ungarischen Krone höchstens 31,7 Percent jenes Betrages beitragen, welcher 
nacli Abzug des factischen Reinertrages der gemeinsamen Zolleinnahmen 
von dem ganzen erforderlichen Aufwände verbleibt.) 

Da die galizischeii Polen diesen ihren — österreichischen — 
Patriotismus bei jeder Grelegenheit stets so scharf betonen, obwohl 
Selbstverständliches in der Eegel nicht hervorgehoben wird, so 
sei hiemit constatirt, dass dieser — eingestandenermasseii nur 
provisorischer — Patriotismus neben seinen anderweitigen Eigen- 
schaften jedenfalls auch die den galizischen Polen sehr angenehme 
Eigenschaft hat, für dieselben zweifellos sehr werthvoU und zu- 
gleich billig zu sein, offenbar nur infolge der „besonderen Ver- 
hältnisse " Galiziens, denn für die schlesischen Polen ist der» 
selbe weder werthvoU noch billig. 

Und noch eine zweite, den galizischen Polen ebenfalls zum 
mindesten nicht unwillkommene Eigenschaft — angenehm kann 
man dieselbe angesichts der wahrhaft traurigen Ursache nicht 
nennen — besitzt dieser Patriotismus; derselbe steht nämlich im 
Einklänge mit dem zweiten der beiden grossen politischen Prin- 
cipien der galizischen Polen, mit ihrem Hasse gegen ßussland. 

Dieser Hass ist angesichts der Bedrückung der Polen in Eussland 
vollauf berechtigt; nur hat derselbe — da die Magyaren und die öster- 
reichischen Deutschen ilm um bestimmter Zwecke willen theilen und die 
galizischen Polen, diese Antheilnahme benützend, sich ihr nationales 
Unglück von uns übrigen Oesterreichern sehr gut bezahlen lassen — uns 
Czechen, die wii* die Ursache dieses Hasses tief bedauern, denselben 
jedoch nicht theil^, und, ich glaube, auch die übrigen Oesterreicher 
bereits ein wenig zu viel an Geld und — eines jener Hindernisse bildend, 
welche die Erlangung der nationalen Gleichberechtigung der noch nicht 
gleichberechtigten Volksstämme mittelbar erschweren, diese Volksstämme 
überdies sehr viel an nationalen Rechten gekostet und zwingt dieselben, 
an dem kostspieligen Vabanque-Spiel der Polen gegen Russland, welches 
der Monarchie noch nie ein Haar gekrümmt hat, wider Willen theil- 
zunehmen.*) 



*) Und wahrscheinlich ganz zwecklos, vielleicht sogar ganz zweckwidrig. 
Ob nicht, wenn seitens der Monarchie, wie wir Czechen wünschen, eine andere 
Politik gegenüber Ruasland würde eingeschlagen werden, dies auch Aenderungen 
in den inneren Einrichtungen Russlands und eine menschlichere Behandlung 
der russischen Polen zur Folge haben würde, ist für die nächste Zeit allerdi' js 
nur ein niüssiger Gedanke eines Menschen, dem auch fremdes Leid wehe tl t. 
Unschwer wäre, denke ich, im Falle des Eintrittes jener noch unwahrsch< a- 
lichen Voraussetzung eine solche Behandlung der russischen Polen zu erreicl: n, 
wie sie den galizischen Ruthen en in nationaler, religiöser und cultureller e- 
ziehung von den galizischen Polen zu Theil wird; mit einer- solchen wür* sn 
sich die galizischen Polen, da sie wie alle bevorrechteten Volksstämme ir 
untrügliches Gefühl für Recht und die in diesem Gefühle wurzelnde Gerechi j- 
keit ihrer Handlungsweise stets betonen, offenbar zufrieden geben und s'^ it 
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Unter diesen Bedingungen, auf der Grundlage dieser stets 
festgehaltenen beiden Principien und mit diesem Patriotismus 
dienten die galizischen Polen als einzige Bundesgenossen der 
sogenannten liberalen Deutschen in unent\^egter Treue zuerst 
allen jenen Regierungen, mit welchen die sogenannten liberalen 
Deutschen Oesterreich beglückt haben, gegen die übrigen öster- 
reichischen Slaven; dann — als die Deutschen in der ihnen an- 
-erzogenen Bescheidenheit ihre Wichtigkeit, wie stets, überschätzend 
und sich für unentbehrlich haltend, starrköpfig geworden waren 
und sich weigerten, den Occüpations-Credit zu bewilligen, theils 
weil ihnen die Nothwendigkeit der Occupation Bosniens und 
Herzegowinas nicht einleuchtete, theils weil es klar war, dass 
<lieses Ländergebiet kein Terrain für irgend welche Art ertrag- 
reicher Finanzoperationen sei — dienten dieselben galizischen 
Polen, jetzt als Widersacher derselben Deutschen, wiederum in 
unentwegter Treue jener Regierung — welche „über den Par- 
teien^ etablirt wurde, um nebenbei auch den Nachweis zu er- 
bringen, dass es in Oesterreich ohne die Deutschen auch und 
zwar zum mindesten nicht schlechter gehe als mit ihnen — gegen 
die sogenannten liberalen Deutschen und für die Feudal - Cleri- 
-calen; und dann dienten die galizischen Polen, wieder als viel- 
gepriesene und überaus hoch geschätzte Bundesgenossen der noch 
immer für Freiheit und Fortschritt kämpfenden Deutschen in unent- 



von ihrem Hasse gegen Rassland ablassen, wenn auch bei den russischen Polen 
aus guten Gründen weder das Eine noch das Andere eintreten dürfte. 

Warum jedoch der letzte Gedanke aller denkenden Polen, die Vereinigung 
des gegenwärtig circa 12,6 Millionen zählenden polnischen Volkes zu einem 
selbstständigen Ganzen, nicht auf irgend eine Art, etwa mutuo consensu der 
Betheiligten, und zwar noch vor Ablauf der zwei- bis dreihundert Stablewski'- 
3chen Verlegenheitsjahre, sollte verwirklicht werden, ist nicht einzusehen ; denn 
— ganz abgesehen davon, dass schon merkwürdigere Dinge geschehen sind — 
ist es nicht zu leugnen, dass der hier in Betracht kommende Gedanke, für 
welchen das Epitheton „semper Augustus* den Ausdruck bildet, schon gegen- 
wärtig nicht mehr überall die ungetheilte Zustimmung findet wie ehemals, und 
neue Ideen gelangen zur Herrschaft. Es vei-schlägt nichts, dass die \^rwirk- 
lichung dieses Lebenswunsches der Polen jüngst in Deutschland von einem 
bedeutenden Manne als eine Utopie bezeichnet wurde ; denn dieser Mann — 
bar jeden Zweifels an der Richtigkeit der aus der biblischen Geschichte, aus 
der Confessio Augustana und aus dem Sachsenspiegel überkommenen Grund- 
begriffe — stellt sich dar als ein Vertreter aller jener uralten Principien, die 
so unsägliches Leid über die Menschheit gebracht haben. Es sind dies jene 
Principien, die als völlig unbestritten nur noch in dem von Darwin dargestellten 
I 3ben der Thiere und der Pflanzen und in dem Leben der den Thieren noch 
n khestehenden Völker gelten und deren Unterdrückung den hauptsächlichsten 
*1 neil der Culturarbeit bildet, zu deren Hauptaufgaben es gehört, das fühlende 
S shwächere vor der schmerzhaften Einwirkung der stärkeren Umgebung nach 
^ öglichkeit zu schützen. Wie grässlich diese Principien sind, ist sehr klar 
b »i Nietzsche zu lesen, der auch zu jenen Geistern zählt, die von Urtheilsloaen 
h 5ftig angebetet werden, und der in seiner Rathlosigkeit gegenüber dem Wider- 
s ruche zwischen diesen noch gangbaren Principien und der nicht wegzuleug- 
.ji nden Cultur diesen Widerspruch dadurch zu beheben sucht (sibi), dass er die 
T -nichtung der Cultur beantragt. 
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wegter Treue der Goalitions-Regierung, unter Berufung auf das 
von den Deutschen proclamirte und von der Regierung acceptirte 
neueste Freiheits-Princip der Wahrung des Besitzstandes, gegen 
alle noch nicht gleichberechtigte Volksstämme. 

Nur ein einzigesmal versagte die' bewährte Regierungstreue 
der galizischen Polen, doch ohne deren Schuld. Die Taaffe'sche Re- 
gierung brachte nämlich zur grossen Ueberraschung aller Parteien 
in unzweifelhaft weiser Fürsorge für die Zukunft Oesterreichs 
eine Gesetzesvorlage zum Zwecke der Einführung einer Art 
allgemeinen Wahlrechtes ein; durch den Inhalt dieser Vorlage 
wurden die galizischen Polen als die herrschende Classe in Gralizien 
sehr unangenehm berührt, hofften jedoch, die Einschaltung der 
üblichen, mit den Worten „mit Rücksicht auf die besonderen 
Verhältnisse Galiziens" beginnenden Ausschluss-Clausel wie stete 
so auch diesmal erwirken zu können, und — schwiegen. Ihnen 
jedoch erhob sich erzürnt der feudale Nestor, noch wie Satan 
den Deutschen verhasst, und redete Worte crassester Selbstsucht, 
beschwörend das wägende Zagen der Polen, hiedurch als rettender 
Engel den jammernden Deutschen erscheinend, die nur Fortschritt 
und Freiheit erstreben im Kampfe der Völker. Durch diese Worte, 
durch das auch die politischen Gegner der Deutschen so peinlich 
berührende Winseln der wie stets so auch diesmal für Fortschritt 
. und Freiheit kämpfenden sogenannten liberalen Deutschen, die in 
ihrer Angst den galizischen Polen das Blaue vom Himmel verspra- 
chen, endlich durch ein nicht unberechtigtes Misstrauen gegen die 
Regierung und insbesondere gegen den Urheber der Vorlage, den 
gefahrlichen Finanzminister, der, sonst ein ganz gescheidter Mann, 
in totaler Verkennung der „besonderen Verhältnisse" Galiziens auch 
allen Ernstes wollte, dass die den galizischen Polen vorgeschrie- 
benen Steuern thatsächlich , wie von den übrigen Staatsbürgern, 
eingehen sollten — durch alle diese Momente bewogen, brachen 
die galizischen Polen ihre, durch ein Vierteljahrhundert allen 
Regierungen ohne Ansehen der Qualität derselben. praestirte Treue 
• und — ultra posse nemo tenetur — stürzten ihren langjährigen 
Wohlthäter, um in dem Bunde der noch immer für Fortschritt 
und Freiheit kämpfenden Deutschen mit den dieses Ziel nicht 
anstrebenden Feudal-Clericalen als von beiden begehrte Bundes- 
genossen die Ersten zu sein. 

Aus dem Munde der ungemein zahlreichen Anbeter des Erfolges 
hört man oft, wie gescheidt doch die galizischen Polen seien, da sie es 
in der Politik zu solchen Erfolgen gebracht haben. Mich für meinen 
Theil will es bedünken, dass hiezu Gescheid theit weder nothwendig^ ar, 
noch auch verwendet wurde und die galizischen Polen stets nur i ich 
bekannten Sprüchwörtern gehandelt haben und handeln. Sie wissen, i 
Selbstessen fett macht, trösten sich, wenn Andere das Selbstessen n cht 
ganz in Ordnung finden, mit dem nationalen Spruche „choö nie honor ivo, 
zdrowo" (wenn auch nicht gerade honorig, so doch gesund) — wie ies 
gelegentlich der Debatte über die Spiritussteuer bezüglich der den • Ji 
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saschen Brennern von reichswegen zu leistenden jährlichen Appanag^e ein 
^lizischer Reichstags-Abgeordneter that — und essen aus der Hand, 
nota bene Jedermanns. Mit diesen Principien müsste^ solange dieselben 
nicht allgemein practicirt werden, wohl Jedermann — ich glaube, sogar 
ich — es zu etwas bringen.*) 

, Und die rethorische Frage, ob dieses Vorgehen der galizischen Polen 
auch nur klug sei, möchte ich ebenfalls verneinen, da man ja nicht nur 
„an Heute und an Gestern,^, sondern auch an Morgen denken soll. 

Und in Hinsicht auf dieses Morgen, welches endlich auch für das 
czechische Volk kommen wird, faventibus diis seu non faventibus, schätzen 
wir Czechen uns glücklich, unterscheiden zu können zwischen den gali- 
zischen Polen und dem polnischen Volke in Galizien. — 

Als ob es beabsichtigt worden wäre, mich in den Stand zu setzen, 
durch Vorführung eines classischen Zeugen auch noch eine authentische 
Probe zu liefern darauf, dass das im Vorstehenden skizzirte Bild der 
galizischen Polen dem Original entspricht, veröffentlichte eines der Hanpt- 
organe der galizischen Polen, der in Lemberg erscheinende „Przeglfd" 
über den von der B^gierung gemachten Versuch, die Doppelsprachigkeit 
der amtlichen Schilder, Siegel und Drucksorten bei den Gerichten im 
Küstenlande herzustellen, zwei Artikel, die ich hier so folgen lasse, wie 
die „Neue Freie Presse", also ein auch im vorliegenden Falle unverdäch- 
tiger Gewährsmann, dieselben gebracht hat und zwar im Morgenblatt 
vom 27. October 1894 auf Seite 4: 

»Aus Lemberg wird uns telegraphirt : Der Przeglond miss- 
billigt in entschiedener Weise die Anordnung, bei den italienischen 
Bezirksgerichten in Istrien doppelsprachische Inschriften, Amtssiegel und 
Drucksorten einzuführen. Nach Ansicht dieses Blattes sollte der Grund- 
satz der nationalen Gleichberechtigung niemals mechanisch ohne Rück- 
sicht auf die historischen und anderen Verhältnisse durchgeführt werden. 
In Istrien, das schon in vorchristlicher Zeit zum römischen Reiche 
gehörte und nachher lange Zeit italienisches Gebiet bildete, ist es nie 
möglich gewesen, die deutsche Sprache als Amtssprache einzuführen. 
Die Verdrängung der italienischen Sprache in Istrien durch eine slavische 
wäre schon keine Gleichberechtigung mehr, sondern eine Vergewaltigung 
der althergebrachten Rechte der italienischen Bevölkerung. Es sei nicht 
recht einleuchtend, wozu sonst in rein italienischen Städten wie Pirano, 
Capo dlfitria, Rovigno etc. doppelsprachige Amtstafeln angebracht werden ? 
Die Entrüstung der Italiener könne man leicht begreifen. Es würde die 
Polen ebenso schmerzlich berühren, wenn Jemand versuchen sollte, Lemberg 
oder eine andere Stadt, welche eine Errungenschaft der civilisatorischen 
Arbeit der polnischen Nationalität bildet, des polnischen Characters zu 
entkleiden. Eine derartige Enteignung einer Sprache von anerkannter 



*) Hierbei will ich einerseits loyal zugeben, dass ich die Richtigkeit des 
S ,tzes «Ein grosser Narr ist, wer gibt** (das waren bis jetzt die Deutschen 
u id die Czechen abwechselnd), «ein grösserer, wer nicht nimmt" (das waren 
b B jetzt die galizischen Polen nie), vollinhaltlich anerkenne, andererseits muss 
i< ^1 jedoch bemerken, dass ich die Eigenschaft, nie ein Narr der zweiten Sorte 
z sein, nicht zu den wünschenswerthesten Eigenschaften des Menschen rechne. 
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Superiorität müsse ganz besonders Widerwillen erregen. Für keinen 
Fall erfordern die Reichsinteressen die Ecrasirung der italienischen 
Sprache. Dante's Sprache hat ein so grosses Uebergewicht über die 
Sprache der Herren Starcevic und Spincic, dass keinerlei Einflüsse, auch 
nicht die mächtigsten, im Stande wären, erstere durch die andere zu 
ersetzen, Angesichts der Action zur Utraquisirung Istriens entstehe^ also 
die Frage: Cui prodest? War es wirklich nothw endig, ohne 
jeden zwingenden Anlass eine Erbitterung unter der 
italienischen Bevölkerung hervorzurufen? Und dies Leuten 
wie Starcevic zuliebe, welche schon den Augenblick des Einzuges der 
Eussen in Agram und die Bildung des grossen slavischen oder vielmehr 
panrussisciien Reiches vom Weissen Meer bis zur Adria nicht erwarten 
können? Die Interpellation des Abgeordneten Klun vermag an diesem 
Sachverlialte nichts zu ändern. Herr Klun ist wohl ein sehr ehren- 
werther Politiker, allein in Betreff der italienisch - slo venischen Conflicte 
fehlt ihm die erforderliche Unparteilichkeit. Die Polen aber dürfen nicht 
öffentliche Angelegenheiten und wichtige principielle Fragen ausschliess- 
lich von den Interessen der sechs^ slo venischen Mitglieder des Hohen wart- 
Clubs abhängig machen«, und im Morgenblatt vom 28. October 1894, 
Seite 4: »(Eine polnische Stimme über die Slovenisirung 
in Istrieii und Cilli.) Aus Lemberg wird uns telegraphirt : Im 
Przeglond spricht sich heute ein Autonomist vom rein autonomistischen 
Standpunkte sowohl gegen die auf die Slavisirung Istriens abzielenden 
Anordnungen der Regierung, als auch gegen die Errichtung eines slo ve- 
nischen Gymnasiums in Cilli aus. In beiden Fällen — so wird in dieser 
Zuschrift ausgeführt — zeige es sich, dass die mechanische Durch- 
führung der sprachlichen Gleichberechtigung mit den 
Principien der Länder -Autonomie nicht im Einklänge 
stehe. Die Majorität des Landtages von Istrien würde sicherlich, geradeso 
wie es der Landeshauptmann bereits gethan hat, gegen die neueste 
Sprachen Verordnung entschieden Verwahrung einlegen, was die Noth- 
wendigkeit und Zweckmässigkeit dieser Massregel gerade nicht bekräftigt. 
Mit grosser Genugthuung müsse es erfüllen , dass wenigstens in Pirano 
die Slavisirungs- Action rückgängig gemacht wurde. In Betreff der Cillier- 
Frage müsste man. sich vom autonomistischen Standpunkte der Errichtung 
eines slo venischen Gymnasiums ebenfalls widersetzen, wenn man auf die 
Willensmeinung des steirischen Landtages und des Cillier Gemeinderat hes 
Rücksicht nehmen würde.« 

Wie ist dies alles pro domo geschrieben und fast Wort für W^ort — 
gefälscht. 

Und nun zum Schluss dieses Capitels noch eine Bemerkung. Bei 
dem Banquet, welches nach dem Berichte der „Neuen Freien Presse ', 
Abendblatt vom 7. Dezember 1894, jene Gruppe von Abgeordneten, ( ie 
im Sommer 1894 einen Besuch der Lemberger Ausstellung unternomm n 
hatten, am 6. December zu Ehren ihrer galizischen Gastgeber veranstalte s, 
sagte laut des erwähnten Berichte^ Ritter von Zaleski in seiner Re .e 
unter anderem auch Folgendes: ». . ..Als wir uns erlaubten, Sie, v». :- 
elute Herren zum Besuche Galiziens einzuladen, da schwebte uns ' n 
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doppelter Zweck vor: Wir wollten Ihnen in der Ausstellung die Früchte 
unserer Arbeit und das Bild der ökonomischen und culturellen Zustände 
des Landes zeigen. Wir wollten aber auch den parlamentarischen CoUegen 
Gelegenheit geben, im geselligen Verkehre ausserhalb des Hauses ein- 
ander näher zu treten, zur Förderung der gegenseitigen Sympathien und 
freundschaftlichen Beziehungen, zur Förderung des gegenseitigen Ver- 
ständnisses, in der üeberzeugung : ist einmal das richtige Ver- 
ständniss da, stellt sich die Verständigung von selbst 
ein. (Beifall). Mii* fehlen wirklich die Worte, um Ihnen gebührend für 
Ihre ausgesprochene Anerkennung zu danken. Wir entnehmen zu unsörer 
grossen Freude, dass unsere Geschichte, unsere Traditionen, unsere An- 
scliauungen, Intentionen und Bestrebungen Ihnen wii'klich nicht fremd, 
nicht unsympathisch sind, mit einem Worte, dass Sie uns in der That 
verstehen wollen und verstehen. (Beifall.) Dafür sind wir Ihnen unend- 
lich dankbar! . . .<^ 

Nun auch uns Czechen sind weder die Gescliichte, die Traditionen? . 
die Anschauungen, Intentionen und Bestrebungen weder des ganzen pol- 
nischen Volkes noch auch jene der galizischen Polen, noch auch die 
ökonomischen und culturellen Zustände Galiziens und der Jammer des 
Volkes in Galizien fremd ; auch wir bringen den Bestrebungen des ganzen • 
■polnischen Volkes, insbesondere aber den Anschauungen, Intentionen und 
Bestrebungen der galizischen Polen einerseits und dem Jammer des Volkes 
in Galizien andererseits — wie mich dünkt — das richtige Ver- 
ständniss entgegen — wenn es auch nicht gerade das oben ge- 
wünschte sein dürfte. 

Y. Die Juden. 

Was endlich die Juden anbelangt, so will ich, da gegen- 
wärtig von demjenigen, was über die Juden gesagt wird, alles, 
was nicht ein Lob derselben enthält, als antisemitischer Gesinnung 
entsprungen und demnach als unwahr erklärt wird, vor allem 
bemerken, dass ich nicht Antisemit bin.*) 

Ich finde zwar die Art, auf welche unter Anderen auch viele Juden 
Geld erwerben, nicht in Ordnung, sehe jedoch, dass gerade die Juden, 
da ilmen trotz aller — zumeist nur auf dem Papier befindlichen — 
„Gleichberechtigung" der Zutritt zu zahlreichen Berufen, mit denen Einfluss 
und äussere Ehi^en verbunden sind, thatsächlich verlegt ist, mehr als alle 
Anderen angewiesen sind, sich Einfluss und äussere Ehren — und nach 
beirren streben infolge der gegenwärtig herrschenden Ajisichten fast alle 
Ml jchen — durch Gelderwerb zu verschaffen, denn vor Geld verbeugt 
si( auch der strammste Antisemit; es kommt nur auf die Quantität an. 



*) Es ist mir nämlich — wie jedermann, dessen Gesichtskreis weiter 
re b als bis zu der Nasenspitze des Betreffenden — klar, dass die Aufhebung 
de bürgerlichen und der kirchlichen Verbote des Connubiums zwischen Juden 
ui Christen die conditio sine qua non bildet für die Lösung der sogenannten 

" ^'ge. 
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Ich weiss ferner, dass im Handel überhaupt manches noch „kauf- 
männischer Gewinn" heisst, was rite anders zu bezeichnen wäre, und nicht 
nur* bei vielen Juden, sondern auch bei sehr zahlreichen NichtJuden die 
Lehre gilt, welche ein Amerikaner seinem Sohne auf den Lebensweg gab : 
Make money, my boy, make it honestly — if you can; if not — make money, 
uny boy! < 

Ich beglückwünsche die Juden vom ganzen Herzen zu ihren Er- 
folgen betreffend die Einführung der obligatorischen Civilehe in Ungarn 
und bemerke, dass ich, als im Jahre 1882 dieselbe Angelegenheit dort 
an- der Tagesordnung stand , nach meinen schwachen Kräften dazu beizu- 
tragen bemüht war, dass die obligatorische Civilehe Gesetz werde, selbst- 
redend vergeblich. 

Geradezu musterhaft und unbedingt nachahmenswerth finde ich den 
Eifer, mit welchem die Juden für den Unterricht ihrer Kinder sorgen und 
ihre Armen unterstützen. 

Da ich die Juden ebenso wie jeden der übrigen Menschen stets für 
meinesgleichen angesehen habe und ansehe -- es ist traurig, dass man 
etwas, was so selbstverständlich ist, ausdrücklich anführen muss — so 
glaube ich, dass ich die Juden auch gerecht beurtheile und zwar auch 
trotz des Umstandes, dass ich denselben wie allen, die in irgend welcher 
Art von den Uebrigen bedrückt werden, grosse Sympathien entgegenbringe. 

Nun mache ich den Juden der Monarchie den Vorwurf, dass 
dieselben, obwohl sie selbst in zahlreichen wichtigen Beziehungen 
von iliren Mitbürgern unterdrückt werden und sonach aus eigener 
bitterer Erfahrung wissen, wie Unterdrückten zu Muthe ist, sich 
dennoch überall auf die Seite der Bedrücker stellen und diesen 
behilflich sind, die noch nicht Gleichberechtigten niederzuhalten. 

Per besonders auffallende Eifer, welchen die Juden dabei entwickeln 
und der denjenigen der Unterstützten selbst übertrifft — es gibt keine 
eifrijj^eren Verfechter der „Verbreitung der Idee des magyarischen Staates" 
als die Juden -Magyaronen, die auch fast alle ihre zumeist deutschen Namen 
bereits magyarisirt haben, Niemand singt mit mehr Begeisterung „ Jeszcze 
Polaka nezginiela" (Noch ist Polen nicht verloren) als diejenigen Juden, 
die sich zu den galizischen Polen zählen , und Niemand hackt auf die 
Czechen, auf die schlesischen Polen und auf die Slovenen eifriger ein als 
die r>sterreichischen Juden — scheint mir denselben Zweck zu verfolgen 
wie der bekannte Eifer der Convertiten; es soll durch denselben im all- 
gemeinen der — unmögliche — Beweis erbracht werden, dass der zu 
einer bestimmten Gesellschaft nicht gehörige, die Zwecke derselben unter- 
terstützende Eiferer ein Mitglied dieser Gesellschaft sei und im speciellen 
Falle dafür, dass die Juden in Ungarn Magyaren, in Galizien Polen nnd 
im übrigen Oesterreich Deutsche sind, obwohl dieselben dort, wo ihnen 'iß 
VeiTTiischen mit den übrigen Landesbewohnern durch das Verbot les 
Connubiums fast unmöglich gemacht wurde und sie gezwungen wa in, 
lediglich untereinander zu heirathen, sich gar nicht entnationalisiren konn 3n, 
sohin trotz ihrer Verstreutheit eine eigene Nation bilden und dies a ch 
sein- gut wissen und, oft, den gegenwärtig herrschenden Ansichten it- 
sprechend, mit berechtigtem Stolze betonen. 
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Selbstverständlich verüble ich den Juden das, dass sie den 
bevorrechteten Volksstämmen bei dem Niederhalten der noch nicht 
gleichberechtigten Volksstämme behilflich sind, in einem weit 
höheren Grade als den österreichischen Deutschen die Unter- 
drückung der- österreichischen Slaven, denn die Deutschen wissen 
nicht aus eigener Erfahrung, wie Unterdrückten zu Muthe ist 
und können sich dies nur per deductionem vorstellen; nur die 
ungarischen Deutschen bekommen, dank der Fürsorge der Magyaren, 
jetzt auch auf inductivem Wege einen Begriff davon und sind, 
scheint es, auf den bittern Geschmack bereits gekommen. 

Da die Juden wie anderwärts so auch in Oesterreich-Ungarn 
verhältnissmässig wenige sind (l.seo Mill.) und, über die ganze 
Monarchie verstreut, nirgends in compacten Volksmassen wohnen, 
erheben dieselben keine nationalen Forderungen und man sollte 
meinen, dass sie als Unterdrückte in dem Kampfe der noch nicht 
gleichberechtigten Volksstämme um Gleichberechtigung entweder 
auf Seite dieser stehen, oder, falls dies ihnen zu gefährlich schiene, 
sich abseits des Kampfes stellen müssten. 

Und dies Letztere fordern wir Czechen und mit uns — die 
galizischen Polen ausgenommen — alle übrigen Slaven der Mo- 
narchie und alle Rumänen von den Juden. Um ihre Bundes- 
genossenschaft ist es uns, wie sehr dieselbe behufs Beschleunigung 
des Kampfes uns auch willkommen wäre, nicht zu thun, denn 
wir fühlen, dass es unbillig wäre, von Jemandem, der nicht zu 
uns gehört und um dessen Sache es sich nicht handelt, zu ver- 
langen, dass er sich unseretwegen einer — wenn auch nur vermeint- 
lichen — Gefahr aussetze ; aber erschweren sollen die Juden 
uns den Kampf nicht, denn sie haben kein Recht, Bundesgenossen 
unserer Gegner zu sein! 

Schier unbegreiflich ist es, dass die Bundesgenossenschaft der Juden 

mit den österreichischen Deutschen noch immer fortdauert. Ein grosser 

Theil der Deutschen, die Clericalen und die Conservativen, sind aggressive 

Antisemiten, ein weiterer Theil, die Deutsch-Nationalen sind defensive 

Antisemiten und der Rest, die sogenannten liberalen Deutschen, unter 

deren Finanz-Ministerschaft ein vollkommen qualificirter Jude nicht einmal 

unentgeltlich in der untersten Concepts-Charge der Finanzverwaltung dienen 

konnte, sind verschämte Antisemiten, und dennoch zahlen die Juden für 

alle Parteizwecke der Deutschen fort und fort; ich erinnere nur an die 

beiden, vor einigen Jahren im Abgeordnetenhause und im böhmischen 

Landtage producirten, von einander verschiedenen Subscriptionslisten für 

"^'''ahlzwecke, welche beide fast ausschliesslich Namen grosser jüdischer 

indelsfirmen aufwiesen, und verweise auf die Beiträge der Juden für 

n deutschen Schulverein. Geld nehmen die Deutschen von den Juden, 

ih auf den Fingern einer Hand kann man die Ehrenstellen zählen, 

Iche die Deutschen in ihren Vereinen den Juden einräumen, und in 

linn, dieser gelobten Stadt, mussten die Juden bei der letzten Ersatz- 

hl ins Al^geordnetenhaus (1894) für den von der deutsch-liberalen 

rtei ihnen aufoctroirten deutsch- nationalen Kandidaten stimmen oder 
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sicli der Wahl enthalten. Nur der Spender ölet, nicht die Spende. Und 
wenn man noch bedenkt, dass gerade das czechische Volk — vielleicht 
weil es infolge der Erinnerung an das während der Gegenreformation 
erlittene Ungemach und infolge der nationalen Bedrückung auch fremdes 
Leid begreift — sich im Antisemitismus trotz des bösen Beispiels bis 
nun sehr wenig ausgezeichnet hat, so kann' man sich die ' Fortdauer der 
Bundesgenossenschaft der Juden mit den österreichischen Deutschen kaum 
anders noch erklären als durch die Annahme, dass einerseits die künftigen 
Wirkungen des Antisemitismus von dön Juden unterschätzt werden und 
dass andererseits die in Rede stehende Bundesgenossenschaft als solche 
nach Abzug aller Beiträge zu den Parteizwßcken der Deutschen den 
Juden noch immer, wenn auch die goldene Zeit der Deutsch-Liberalen, 
dieser Clründer- und Geschäfts-Partei par excellence, schon vorüber ist, 
sehr gute Percente abwirft und so die Juden alle Zurücksetzung, die sie 
von Seite der Deutschen erfahren, und alle die zahllosen Fusstritte, Ohr- 
feigen und Peitschenhiebe, mit denen sie von denselben regalirt werden, 
vergessen macht noch während des W^ehklagens und des Donnems, welche 
die deutsch -jüdische Presse bei solchen Anlässen erhebt und ins W^erk setzt. 
Wie die „liberalen" Deutschen von den Juden thatsächlich denken, 
wird sehr gut illustrirt durch den Bericht der „Wiener Allgemeinen 
Zeitung" — einer der Gegnerschaft gegen die Juden nicht vejdächtigen 
Blattes — vom 25. Oktober 1894 über eine Rede, die der Reichsraths- 
Abgeordnete Universitäts-ProfessoT Dr. Eduard Suess, eine der Säulen der 
deutsch-liberalen Partei, am 23, Oktober 1894 in der Versammlung des 
Donau-Clubs im IL Bezirke Wiens gehalten hat. Von diesem Berichte 
lasse ich hier den massgebenden Theil wörtlich mit einigen sachgemässen 
Ergänzungen folgen: »Der Abgeordnete der Leopoldstadt rückt aber auch 
mit einem positiven Vorschlage hervor: „Die Juden könnten dem Anti- 
semitismus ain besten dadurch den Boden entziehen, dass sie strenge 
Controle über sich und ihre Handlungen führen, sich moralisch heben und 
der Bevölkerung zeigen, dass auch in der Judenschaft ein gewisses 
rechtschaffenes Selbstbewusstsein herrscht." Man traut seinen« (an 
andere Melodien aus diesem Munde gewölinten) »Ohren nicht! Hat wirk- 
lich Herr Professor Suess so gesprochen? Professor Suess will, dass 
die Juden selbst dem Antisemitismus den Boden entziehen. Ist also 
wirklich ein Boden, das heisst, ein Grund zum Antisemitismus vorhanden? 
Professor Suess wünscht, der Jude soll sich moralisch heben. Steht also 
der Jude thatsächlich auf einer Stufe der Moral, die der Hebung bedarf? 
Die Juden sollen" zeigen, dass auch in ihrer Brust „ein gewisses recht- 
schaffenes Sel1)stbewusstsein herrscht". — Ist somit thatsächlich bei. den 
Juden ein Deficit an Rechtschaffenheit zu constatiren? Nochmals« (d~"n 
wir können es nicht fassen), »hat wii^klich Professor Suess, iiie« ( n 
uns stets so gepriesene) »Zierde der Wissenschaft, der Apostel -r 
Humanität« (der für den x\usnahme-Zu stand in Prag aus Parteirüc - 
sichten votirt hat), »diese« (unglaublichen) »Worte gesprochen? Ohi i- 
zeugen haben sie gehört, Berichterstatter haben sie verzeichnet. Journ « 
(wenn auch nicht alle) »haben sie ihren Lesern durch den Druck 
mittelt. Herr Professor Suess wird sie, wir wollen es hoffen, nict* )- 
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gprochen haben wollen« (obwohl diese Annahme allen Vernunftgrimden 
widerstreitet). Auch einem meisterlichen« (von der deutsch-liberalen 
wechselseitigen Assecuranz-Gesellschaft für Berühmtheit stets so hervor- 
gehobenen) »Redner kann in einem unglücklichen« (weil unbewachten) 
»Augenblick eine Ausfuhrung entgleiten, die mit seinen inneren Ueber- 
zeugiingen< (aber) »nicht« (mit seinen früheren Aeusserungen) »im Ein- 
klänge steht. Auch das« (der deutsch-liberalen Partei angehörige) »Genie 
schläft gelegentlich« (und redet aus dem Schlafe, wess' sein Herz voll). 
2 Es ist aber auch möglich« (und sogar wahrscheinlich), »dass gerade 
eine unbedachte und unvorbereitete Darlegung ein Bekenntniss enthalte, 
dass die Zunge mit dem Herzen« (und das wäre sehr böse) »davon 
hüpfe. Wir wollen« (uns zum mageren Tröste) »annehmen, dass der 
£:länzende< (Poly-) »Ehetor Suess einen« (sehr) »schwachen Moment« 
(von allerdings beträchtlicher Dauer) »gehabt habe.« 

Dass der „glänzende Ehetor" — meiner Ansicht nach idoneus loqui 
de rebus onmibus et quibusdam aliis, uti audacter facere solent juris 
periti — laut eines weiteren Berichtes in derselben Nummer der genannten 
Zeitung einem Mitarbeiter derselben, welcher gleich am 24. Oktober ' die 
„Gelegenheit" hatte, ihn im Parlamente zu sprechen, von unrichtiger 
Auffassung seiner aus d^ Zusammenhange mit dem unmittelbar Vorher- 
gegangenen gerissenen Worten sprach, ändert an dem Inhalte dieser 
Worte, die auch einem Vollblut- Antisemiten keine Schande gemacht hätten, 
nichts, da auch ein nicht glänzender Ehetor auf die betreffende Inter- 
pellation unschwer anders hätte antworten können. 

(Meinen üblichen Gewährsmann, die „Neue Freie Presse", konnte 
ich diesmal nicht benützen, weil dieselbe in der Nummer vom 24. Oktober 
den interessanten Passus der Eede in ihrem 190 Zeilen umfassenden Be- 
richte über dieselbe in folgender Fassung brachte : » Der richtige Weg ist 
der, dass die Judenschaft als ehrenhafter Beatandtheil. der Bevölkerung 
sich moralisch immer mehr zur Geltung bringt.« — Wie doch verschiedene 
Ohrenzeugen verschieden hören!) — 

Mit welcher Energie die liberalen , stets nur für Fortschritt und 
Freiheit kämpfenden Deutschen die antisemitischen Angriffe gegen die 
Juden in den Versammlungen öffentlicher Vertretungskörper, insbesondere 
im niederösterreichischen Landtage unter dem Schutze der Immunität 
zurückweisen, geht aus dem Berichte der „Neuen Freien Presse" im 
Morgenblatte vom 10. Februar 1895, Seite 4, über die am 9. Februar 
abgehaltene, stark besuchte Plenarversammlung der „Oesterreichischen 
Union" hervor; in demselben heisst ^s: » .... Im Anschlüsse an die 

Ausführungen des Eedners beantragte Wähler folgende Eesolution: 

„Die heutige Versammlung drückt ihr lebhaftes Bedauern darüber aus, 
dj i in der Sitzung des niederösterreichischen Landtages vom 5. d. gegen- 
ül ^ der nackten Aufforderung eines Abgeordneten « (Mechaniker Schneider) 
:^5 • Beraubung und Austreibung der jüdischen Mitbürger weder der 
Lj dm arschall noch irgend ein Mitglied der liberalen Partei die der 
\^ -de des hohen Landtages und den Gesetzen sowohl unseres wie jedes 
ci isirten Staates entsprechende zurückweisende Antwort gefunden hat." 
D "^^ Eesolution gelangte ohne Debatte einstimmig zur Annahme.« Die 
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iü Rede stehende Aeusserung des Laadtagsabgeordneten Ernst Sclineider 
lautete nach dem diesbezüglichen Berichte der „Neuen Freien Presse" 
vom 6. Februar 1895, Morgenblatt, wie folgt: » . . . . Ich will ein 
offenes Bekenntnis» machen. Ja, seitdem ich in der gewerblichen 
Bewegung thätjg bin, arbeite ich systematisch daran, die Bevölkerung 
zu der Ueberzeugung zu bringen, dass alle diese Palliativgesetze« — 
(gegen den wirthschaftlichen Niedergang des Bauernstandes) — »nichts 
nützen. Aber diese Gesetze müssen erkämpft werden, damit das Volk 
zu der Erkenntniss kommt, dass radicalere Gegengesetze zu 
Stande kommen müssen gegenüber einem Volke, welches 
nicht Blut von unserem Blute ist. Wir füttern in Oesterreich 
vier Millionen Juden, welche nichts arbeiten. Wie kommen denn die 
anderen 35 Millionen dazu? Hinaus mit den Juden aus Oester- 
reich, dann wird es in Oesterreich wieder wunderschön und gut sein. 
Zu Ende des vorigen Jahrhunderts wurden ganz ungenirt die Kirchen- 
güter confiscirt, dem Adel wurden seine Privilegien, den Gewerbsleuten 
ihre wohl verbrieften Eechte, den Beamten ihr Pensionsfonds, den sie 
erspart hatten, weggenommen, warum soll bei den Juden Halt 
gemacht werden? Warum soll dieses Volk, dieses gott- 
verfluchte Gesindel nicht vom Erdboden ausgetilgt werden? 
(Beifall und höhnisches Lachen bei den Antisemiten. Rufe der Ent- 
rüstung links.) — Landmarschall gibt das Glockenzeichen und ruft 
den Abgeordneten Schneider zur Ordnung.« 

Nun, seine politischen Freunde — und die Juden sind dies den 
sogenannten liberalen Deutschen — hat man gegen Angriffe, die man 
nicht für gerechtfertigt hält , überhaupt zu vertheidigen ; insbesondere 
aber muss man dann, wenn man wie diese Deutschen von diesen ihren 
so treuen Freunden bei jeder Gelegenheit für politische Zwecke Geld 
nimmt, schon für dieses Geld — und zwar schon nach dem Princip der 
Söldnertruppen und dem Beispiel der Magyaren — auch etwas leisten 
und darf sich bei solchen Anlässen, wie der vorliegende, nicht mit billigen 
Entrüstungsrufen begnügen. 

Eines sei noch bemerkt: wer von den Juden -^ die überhaupt nicht 
zu wissen scheinen, wie sehr ihnen die deutsch -jüdische und die ma- 
gyarisch-jüdische Presse, schon durch ihre Frechheit, schadet — bei dem 
Niederhalten der noch nicht gleichberechtigten Volksstämme mithilft, der 
hat kein Eecht, über Antisemitismus zu klagen, auch nicht über jenen 
der Deutschen. 
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Die Beschaffenheit der Aussichten der 
Czechen auf die Erfüllung ihrer Postulate. 



So sehen — in den Hauptzügen dargestellt — unsere Geg- 
ner aus. 

Da wir nun dieselben vorerst so nehmen müssen, wie sie 
jetzt sind, so sind deren Eigenschaften und die Wirkungen dieser 
dasjenige, was wir in erster Linie in Rechnung zu ziehen haben, . 
wenn wir zu einer annähernd richtigen Ansicht über die wahr- 
scheinlichen Erfolge unserer Bestrebungen gelangen und uns 
über die bei der Verfolgung dieser Ziele einzuschlagenden Wege 
halbwegs klar werden wollen. Diese Klarheit, ist, dünkt mich, 
vor allem erforderlich. Begeisterung allein, und mag dieselbe 
noch so gross sein, thut es nicht — auch in der Form von herz- 
ergreifenden Liedern nicht — denn die tägliche Erfahrung lehrt, 
dass für die Vornahme von Aenderungen bestehender Verhältnisse 
der Umstand, dass diese Aenderungen berechtigt sind, nicht das 
Entscheidende ist ; entscheidend ist, von welchen der betheiligten 
Factoren und aus welchen Gründen die Vornahme dieser Aen- 
derungen gewollt oder nicht gewollt wird und welche Mittel für 
oder gegen diese Aenderungen den verschiedenen Factoren zu 
Gebote stehen.*) Dass dies auch bezüglich der in Rede stehenden 
drei Postulate der Czechen gilt, ist sehr vielen meiner Connatio- 
nalen nicht bekannt und manchen nur zeitweilig und nur sehr 
wenigen stets gegenwärtig. — 

Mir scheinen die Sachen zu liegen wie folgt: 

*) So ist, um eine bekannte Thatsache als Beispiel anzuführen, die seit 
Ja zehnten aufgestellte Forderung, dass unserem Militär auch ein Nachtmahl 
ve breicht werde, berechtigt ; es gibt sogar gar keine Gegner dieser Forderung, 
ni dennoch ist derselben noch nicht Rechnung getragen 
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I. Das böhmische Staatsrecht 

An der Durchführung des böhmischen Staatsrechtes*) wären 
betheiligt die Krone, die beiden Häuser des Reichsrathes und 
die Landtage von Böhmen, Mähren und Schlesien. Die Zu- 
stimmung aller dieser Vertretungskörper wäre für einen glatten 
Verlauf der aufrechten Erledigung dieses sowie auch der beider^ 
milderen Postulate des czechischen Volkes erforderlich ; ein glatter 
Verlauf wäre allerdings erwünscht, ohne gerade nothwendig zu 
sein, dürfte jedoch zum mindesten für die allernächste Zeit, 
bezüglich keines der drei Postulate zu erreichen sein. 

Formelle Schwierigkeiten gäbe es bei der Durchführung 
des böhmischen Staatrechtes, wenn die Sache von den genannten 
betheiligten Factoren würde gewollt werden, keine; auch nicht 
von Seite Ungarns, denn der Ausgleich mit Ungarn sammt Neben- 
länderu ist laut des Gesetzartikels XII v. J. 1867 diesbezüglich 



*) Die Durchführung desselben bedeutet in merito eine weitere Decen- 
tralisirung der Monarchie. Dass grosse Verwaltungskörper auch homogener 
Art nur dann gut verwaltet werden können, wenn die Verwaltung decentralisirt 
ist, ist an sich klar und wird die Richtigkeit dieser Ansicht auch von den 
strammsten Centralisten sogar in Bezug auf grosse Eisenbahn-Complexe nicht 
nur theoretisch zugegeben, sondern es wird, wie dies an den preussischen und 
auch an den österreichischen Staatsbahnen zu sehen ist, dieser Ansicht auch prak- 
tisch Rechnung getragen. Am meisten einleuchtend ist die Richtigkeit (fieser 
Ansicht dann , wenn es sich um die grössten Verwaltungskörper , um Staaten 
handelt, und insbesondere gegenwärtig angesichts der immer rapider zunehmenden 
Complication der Lebenserscheinungen und der diesen entsprechenden Gesetze 
und angesichts der hierdurch bedingten Zunahme der zu fällenden böhördlichen 
Entscheidungen und der immer mehr und mehr erforderlichen Raschheit der* 
selben, ganz abgesehen von der Verschiedenheit der einzelnen Theile eines 
und desselben Staates. Dass diese Ansicht auch bezüghch homogener Staaten 
sich auch praktisch geltend zu machen beginnt, geht daraus hervor, dass in 
Frankreich , dem classischen Lande der Centralisation , gegenwärtig eine 
Commission von 64 Mitgliedern des Abgeordnetenhauses über den von dem 
Abgeordneten Pelletan eingebrachten Antrag auf Decentralisirung der Ver- 
waltung beräth. Beispiele decentralisirter Verwaltung bieten die Republiken 
der Schweiz und der Vereinigten Staaten von Nord - Amerika , in denen die 
einzelnen Staatstheile eigene Gesetzgebung besitzen, und dann das monarchis e 
Deutsche Reich, dessen einzelne Theile (4 Königreiche, 6 Gross-Herzogthün :, 
5 Herzogthümer , 7 Fürstenthümer , 3 freie Städte und ein Reichslandj ni t 
nur eigene Gesetzgebungen , sondern zumeist auch eigene (22) Dynastien s- 
sitzen. Dass die Verwaltung der beiden Republiken und des Deutschen Reic- s 
nicht zweckmässig seien, kann ebensowenig behauptet werden als ges' t 
werden kann, dass die Verwaltung Frankreichs zweckentsprechend und v e 
Russlands gut sei , obwohl das Letztere sich der für die centralistische ^ 
»waltung zweckmässigsten Staatsform, des Absolutismus, erfreut. 
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nur an die Bedingung geknüpft^ dass auch in den ^übrigen Ländern 
und Provinzen Sr. Majestät" constitutione!! regiert werde (§ 25) 
und dass diese ^übrigen Länder und Provinzen Sr. Majestät" 
Ungarn gegenüber ein Ganzes büden (§ 29). Die erste Bedingung 
wäre nacli wie vor erfüüt und für die zweite würde sicli, faüs Un» 
garn auf der Einliaitung derselben bestehen sollte, unschwer ein 
Modus finden, nach welchem, entsprechend dem Inhalte des Alinea 6 
der vorangeführten, an den Landtag des Königreiches Böhmens 
gerichteten Botschaft vom 12. September 1871, die Durchführung 
des böhmischen Staatsrechtes „mit den berechtigten Ansprüchen 

I der anderen Königreiche und Länder" würde „in Einklang ge- 

I bracht werden." 

An der Fortdauer der in der genannten Botschaft vom 
12. September 1871 zum Ausdrucke gebrachten Bereitwilligkeit 
der Krone, „ohne Verletzung der Rechte Unserer übrigen König- 

: reiche und Länder einen Verfassungsstreit zu beenden, dessen 

I längere Fortdauer das Wohl Unserer treuen Völker in bedenk- 
licher Weise bedrohen würde," ist angesichts des Umstandes, dass 
die Fortdauer dieses Verfassungsstreites das Wohl der österreichi- 
schen Völker in bedenklicher Weise nicht nur bedroht, sondern 
thatsächlich schädigt, nicht zu zweifeln. 

Zweifellos ist auch, dass die Zustimmung des Herrenhauses und 
der Landtage von Böhmen und Mähren zu der Durcliführung des 
böhmischen Staatsrechtes zu erreichen wäre, wenn auch nicht sofort. 
Ebenso zweifellos jedoch ist auch, dass, wie die Sachen 
stehen , die Zustimmung des Abgeordnetenhauses in absehbarer 
Zeit nur mit grossen Schwierigkeiten und jene des schlesischen Land- 
tages vielleicht gar nicht erreicht werden könnte. Es würden nämlich 
— um hier nur von den galizischen Polen und von den Deutschen 
zu reden — bei Durchführung des böhmischen Staatsrechtes die 
Ersteren jenen Einfluss verlieren, der es ihnen infolge der gegen- 
wärtigen, auf Seite der Deutschen so thörichten Gegnerschaft 
zwischen diesen und den Czechen ermöglicht, sich durch bereit- 
willige Votirung von Gesetzen, die entweder den Deutschen oder 
den Czechen nicht genehm sind, auf Kosten des hauptsächlich 
von den Deutschen und den Czechen alimentirten B/ciches Vor- 
theile zu verschaffen; und die Deutschen würden verlieren in 
Schlesien die durch ihre relativ grosse Zahl*) gefestigte und in 

*) 



Land 


Czechen 


Deutsche 


Polen 
Mill =«/o 


Zusammen 
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Mähren die trotz ihrer nur 29,4 ^/o betragenden Minorität be- 
hauptete Herrschaft, ferner in Oesterreich den ihnen als der 
stärksten Partei zustehenden Einfluss auf die Länder der böhmi- 
schen Krone und ausserdem die Aussicht, in Oesterreich nach 
Ausschhiss Galiziens und Dahnatiens die factische — sehr knappe 
— Majorität (8,4 Mill. bei 16,7 Mill.) zu erlangen. 

Ausserdem furchten die Deutschen, dass sie nach Durch- 
fülirung des böhmischen Staatsrechtes in den Ländern der böhmi- 
schen Krone als Minorität (35,9 %) von der czechischen Majorität 
(62,t ^lo). — schon aus Rache für die den Czechen von den 
Deutsehen zugefügten ünbillen — in nationaler Beziehung würden 
bedrückt und, wie sie behaupten, unterdrückt werden, obwohl 
ihre Minorität dann nur um 1,3 ®/o kleiner sein würde, als gegen- 
wärtig in Böhmen. Da diese Furcht der Deutschen ihren Grund 
darin hat, dass dieselben, — entsprechend dem Sprichwort „Nie- 
mand sucht Einem hinter'm Ofen, er wäre denn selbst dort g^ 
Wesen ^ — die Czechen nach sich selbst und nach den gleich- 
gesinnten Magyaren beurtheilen, so ist es vorerst nicht möglich, 
den Deutschen diese Turcht zu benehmen. 

Angesichts dieses Umstandes ist es zweifellos, dass, falls 
das böhmische Staatsrecht jetzt, sonach ohne Zustimmung der 
österreichischen Deutschen, auf irgend eine — thatsächlich denk- 
bare und mögliche — Art würde durchgeführt werden, dies die 
Wirkung haben würde, dass wohl die 5^2 Millionen Czechen zu- 
frieden gestellt, dagegen jedoch nicht nur die S Millionen Deutsche 
in Böhmen, Mähren und Schlesien, sondern die gesammten öster- 
reichischen Deutschen (8V2 Millionen) zu Unzufriedenen würden 
gemacht werden. 

Obwohl imn die Unzufriedenheit, da sie eine nicht berech- 
tigte wäre, als solche sich mit der Zeit legen würde (sind ja die 
österreichischen Deutschen durch die letzten sechszehn Jahre in 
so mancher Beziehung, wie Figura zeigt, sehr zahm geworden), so 
würde sich doch für die Zwischenzeit der innere Zustand Oesterreichs 
gegenüber dem gegenwärtigen Zustande verschlimmern, denn es 
gäbe der Unzufriedenen dann um 3 Millionen mehr denn jetzt. 

Hiebei komimt noch der Umstand in Betracht, dass die in 
Deutschland florirende Idee des sich vom Belt bis zur Adria er- 
streckenden All-Deutschlands auch unter den österreichischen 
Deutschen zahlreiche Anhänger besitzt; diese an sich nicht un- 
begreifliche Thatsache ist nicht zu leugnen, so sehr dieselbe auch 
nicht nur vom Standpunkte der ganzen Monarchie zu bekla.'^en 
ist, sondern auch speciell von uns Czechen aus rein ego" ti- 
schen Gründen beklagt wird. 

Dass die angeführte Thatsache nicht zu leugnen ist, dafür fi ire 
ich als einen fast classischen Zeugen den deutsch- liberalen Reichsra lis- 
Abgeordneten Universitätsprofessor Dr. Eduard Süss, der laut BeriC' t«8 
im Morgenblatte der „Neuen Freien Presse** vom 17. November IM 4, 
Seite 6, bei einer im vierten Bezirke Wiens aus Anlass einer b^ 3r- 
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stehenden Landtagswahl abgehaltenen Wählerversammlung unter anderem 
auch Folgendes sagte: ». . . . Es (das deutsche Volk in Oesterreich) 
kann aber diese Mission nur erfüllen, wenn seine Vertreter durchdrungen 
sind von hingebender Liebe für diesen Posten, fttr unser Oest^reich. 
Und darum kann ich jenen Abgeordneten nicht gutheisen, 
dessen Ideale vielleicht^ jenseits der Grenze liegen. Diese 
Eichtung hat auch gar keinen Boden in Wien . . .« (Dass bei 
der Wahl selbst jener Candidat gewählt wurde, von welchem Professor 
Süss die obige, so überaus zarte Vermuthung aussprach, und dass sowohl 
die am 1. April 1895 vorgenommene partielle Gemeinderaths-Wahl in 
Wien, als auch die am 7. Mai 1895 stattgehabte Wahl eines Reichs- 
rathsabgeordneten auf der Landstrasse in Wien zu Gunsten der Gegner 
der sogenannten deutsch - liberalen Partei — mit ausserordentlich un^ 
günstigen Consequenzen für dieselbe — ausfielen, hat jedoch seinen 
Grund lediglich in der stets zunehmenden Beliebtheit, deren sich die 
sogenannte deutsch-liberale Partei seit einigen Jahren auch bei der Be^ 
Yölkenmg ebendesselben Wiens erfreut, zu dessen „Wieder -Eroberung" 
diese Partei schon vor ungefähr drei Jahren von ebendemselben Professor 
auf das Nachdrücklichste aufgefordert wurde.) (S. a. N.-A. 1.) 

In welchen Kreisen die B e 1 1 - Adria-Idee schon verbreitet und wie 
^oss deren Intensität bereits ist, geht für mich auch aus Folgendem 
hervor. Gelegentlich einer Reise machte ich vor circa drei Jahren die 
Bekanntschaft eines liebenswürdigen österreichischen Deutschen; derselbe 
war Doctor der Rechte und Landwehr - Officier. Als derselbe sich im 
Laufe eines politischen Discurses als einen All-Deutschen declarirte und 
ich ihm daraufhin vorhielt, dass ich zwar begreife, dass Jemand' ein All- 
Deutscher sein könne, und dass ich auch begreife, dass Jemand öster- 
reichischer Landwehr-Officier sein kann, dass ich jedoch nicht begreife, 
wie Jemand beides zugleich sein könne, zumal wenn derselbe auch noch 
an eine, den Deutschen angeblich eigenthümliche Treue glaubt, ohne 
darunter jedoch etwa jene merkwürdige zu verstehen, die zwei Eisen im 
Feuer und zwei Sehnen auf dem Bogen hat — da bestand die kurze, 
doch sehr klare Antwort in einem Achselzucken. 

(Der Umstand, dass die österreichischen All-Deutschen ein Mittel zur 
Yerwirklichung der Belt-Adria-Idee in dem gegenwärtig zwischen Deutsch- 
land und Oesterreich-Ungam bestehenden Bündnisse sehen und zu diesem 
Zwecke dasselbe vertiefen und zu einer staatsrechtlichen Institution der 
Monarchie machen wollen, ist selbstredend nicht geeignet, dieses Bündniss, 
welches den Magyaren und den galizischen Polen aus anderen Gründen 
genehm ist, uns Czechen sympathisch zu machen; auch widerspricht der 
ai {führte Umstand nicht unserer Ansicht, dass dieses Bündniss lediglich 
21 j^unsten Deutschlands geschlossen wurde, durch seinen Bestand ledig- 
li< zu Gunsten Deutschlands wirkt und gegebenen Falles lediglich zu 
O sten Deutschlands in Action zu treten haben wird. Und diese unsere 
A icht widerspricht wiederum — leider — nicht der Auffassung, welche 
d< Schöpfer des Bündnisses von demselben hat; denn das Organ des- 
8( en, die „Hamburger Nachrichten" brachten laut der „Neuen Freien 
P — ^*', Abendblatt vom 29. Mai 1895, Seite 8, gelegentlich der Wahlen 

5* 
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in Italien einen Artikel, in welchem es heisst: ». . . Wenn Italien aus 
finanziellen Gründen der Versuchung ausgesetzt sei, auf Kosten des Drei- 
bundes ein bequemes Dasein zu führen, so sollte man es ruhig gewähren 
lassen. Selbst ein minder starkes Italien, das sich nach seiner Decke 
streckt, leiste dem Dreibnnde immer noch gute Dienste. Die Gefahr, 
^egen die der Dreibund errichtet sei, werde so lange friedlich abzuwenden 
sein, als die Politik richtig geleitet wird. Dabei sei vorausgesetzt, das» 
Deutschland auf die Unterstützung der vollen österreichisch- 1 
ungarischen Armee rechnen kann. Diese Bedingung des Erfolges \ 
fällt fort, wenn sich Oesterreich in Folge der Haltung Italiens genöthigt 
sehe, seine halbe Armee« (wie im Jahre 1866) »zur Deckung 
seiner italienischenGrenze zu verwenden . . .« Das, denke ich, 
ist klar gesprochen.) 

Dass die Durclifülirung des böhmisclien Staatsrechtes ohne 
die Zustimmung der österreichischen Deutschen eine Vermehrung 
der All-Deutschen in Oesterreich zur Folge haben würde, und 
dass dies nicht als eine Verbesserung der inneren Zustände Oester- 
reichs angesehen werden könnte, ist klar. 

Dass nun angesichts aller dieser Umstände die Krone zögert^ 
das böhmische Staatsrecht ohne die Zustimmung der Deutschen 
durchzuführen, ist mir — im Gegensatze zu den meisten meiner 
Connationalen — begreiflich. 

Diese haben nur den Umstand im Auge, dass ihre Forderung 
eine berechtigte ist, ignoriren bei ihrer Berufung auf die bereits 
erfolgte Erfüllung der gleichen Forderung der Magyaren die 
unbestreitbare Wahrheit, dass derjenige, der mit Getreide zur 
Mühle kommt, nicht schon deshalb, weil ein Anderer sein Getreide 
bereits gemahlen hat, auch muss mahlen können, und übersehen 
— wohl nur infolge der, begreiflichen Heftigkeit ihres Ver- 
langens — die unleugbare Thatsache, dass die Verhältnisse, unter 
denen die Durchführung des böhmischen Staatsrechtes vor- 
zunehmen wäre, sich von den Verhältnissen, unter denen die 
Durchführung des ungarischen Staatsrechtes vorgenommen 
wurde, wesentlich unterscheiden. 

Erstens war zur Durchführung des ungarischen Staatsrechtes eine 
Tli eilung der Monarchie nur in zwei von einander bis zu einem gewissen 
Giade unabhängige Theile erforderlich, während die Durchführung des 
böhmischen Staatsrechtes infolge der bereits erfolgten Zwei-Theilung der 
Monarchie eine Theüung derselben in drei Theile erfordert. 

Zweitens hatte die Durchführung des ungarischen Staatsrechtes zu 
Gegnern von den Einwohnern der ganzen Monarchie nur die österreichiscl m 
Deutschen und von den Einwohnern der Länder der ungarischen Kr ae 
selbst eigentlich Niemanden; die Durchführung des böhmischen Sta« -s- 
rechtes hat jedoch — um nur von den Einwohnern unserer Monarc ie 
zu reden — zu Gegnern ausserhalb der Länder der böhmischen Kr( le 
die sämmtlichen Deutschen, die Italiener, die galizischen Polen und ie 
Magyaren und in den Ländern der böhmischen Krone selbst nebst jn 
schlesischen Polen und dem sogenannten czechischen Adel die 3,i Milli<^ Jn 



Digitized by VjOOQIC 



r 



69 



I Deutsche, welche den 5,4 Millionen Czechen in manchen Beziehungen gar 
I nicht und in den übrigen zum Theile nur so viel und zum Theiie nicht 
\ viel mehr nachstehen, als dem Verhältnisse dieser Zahlen entspncht. 



II. Gerechte Wahlordnungen. 

Was das zweite Postulat der Czeclien anbelangt, so wären 

^aii der Einführung gerechter Wahlordnungen für die Landtage 
Böhmens, Mährens und Schlesiens und für den Reichsrath an 
Stelle der gegenwärtigen, zu Gunsten der Deutschen, der galizi- 
ßchen Polen und der Italiener ungerechten Wahlordnungen be- 

1 theiligt die Krone, die beiden Häuser des Reichsrathes und die 

! Landtage von Böhmen, Mähren und Schlesien. 

I An der Bereitwilligkeit der Krone, die bestehenden, auch in 

■ anderer Hinsicht ungerechten Wahlordnungen zu ammendiren, 

■ ist — insbesondere auch angesichts der bereits erfolgten Aus- 
dehnung des Wahlrechtes auf die sogenannten Fünf-Gulden- 
Männer und angesichts der im Jahre 1893 dem Abgeordneten- 
hause unterbreiteten, die Einführung einer Art allgemeinen 
Wahlrechtes bezweckenden Regierungs-Vorlage — nicht zu 

',-Zweifeln. 

Zweifellos ist auch, dass die zur Einführung einer gerechten 
Eeichsrathswahlordnung erforderliche Zustimmung des Herren* 
hauses zu erreichen wäre. 

r Zweifellos ist jedoch auch, dass die Deutschen — um nur 

von diesen zu reden — der Einführung der von den Czechen 

f geforderten gerechten Wahlordnung nicht zustimmen werden. 
Nun ist laut der diesbezüglichen Bestimmungen der bestehenden, 

I von den Deutschen gegen die Uebrigen gemachten Wahlordnungen 

' für die Landtage von Böhmen, Mähren und Schlesien zu Be- 
schlüssen über Aenderungen dieser Wahlordiumgen die Anwesen- 
heit von mindestens drei Viertheilen aller Mitglieder des be- 
trelBenden Landtages und die Zustimmung von mindestens 
zwei Drittheilen der anwesenden erforderlich und in allen drei 
Ländern verfügen die Deutschen über die zur Hintanhaltung 
solcher Beschlüsse durch Abstinenz erforderliche Anzahl von 
Abgeordneten und werden in Schlesien und in Böhmen über 
eine solche Anzahl wohl immer verfügen. 

Und weil dieselben ihre Privilegien mit solchen Schutz- 
wälen umgeben haben — wie Räuber unrecht Gut hinter Schloss 
iin(. festeste Riegel bringen, so ist die Einführung gerechter 

\ La: idtagswählordnungen auf verfassungsmässigem Wege in Böhmen 
um [ Schlesien wohl für immer und in Mähren noch für einige, 
we ni auch nicht allzu lange Zeit unmöglich. 

Dagegen ist die Möglichkeit der Einführung der von den 
Cz< ?hen geforderten gerechten Reichsrathswahlordnung im ver- 
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fiasßungsmässigen Wege auch ohne Zustimmung der sogenannten 
.liberalen und der nationalen Deutschen nicht ausgeschlossen^ 
jedoch auch dann, wenn die Czechen sich dieselbe zu ihrem und 
der Deutschen Schaden etwas wollten kosten lassen, nicht leicht 
oder nicht gleich erlangbar. 

Es ist nämlich zu Beschlüssen über Aenderungen der be- 
stehenden Reichrathswahlordnung auch dann, wenn angenommen 
wird, dass hiezu eine qualificirte Majorität erforderlich sei — was 
jedoch nicht richtig und mangels diesbezüglicher Bestimmungen 
zum mindesten strittig ist — nur die Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder des Hauses und die Zustimmung von 
m^indestens zwei Drittheilen der Anwesenden erforderlich. 

Die conditio sine qua non wäre die Zustimmung der galizi- 
schen Polen und der clericalen Deutschen. 

Die Bedingung, unter welcher die galizischen Polen ihre 
Zustimmung geben würden, wäre — wie schon früher allgemein 
bemerkt wurde — die, dass die Einführung der geforderten ge- 
rechten Wahlordnung ihnen nicht schädlich sein dürfte, und 
könnte — da die galizischen Polen in der sich ergebenden 
Besserung der Position der verhältnissmässig sehr wenig zahl- 
reichen schlesischen* Polen, als Aequivalent für die Einbusse, 
welche die Präponderanz der galizischen Polen über die Euthenen 
erleiden würde, nicht sehen könnten — diese Bedingung nur im 
Wege einer contradictio in adjecto durch Einschaltung der 
üblichen Ausnahme-Clausel in die neue Wahlordnung erfüllt 
werden. Würde jedoch die Einschaltung einer solchen Glausel 
trotz der „besonderen Yerhältnisse" Galiziens nicht thunlich sein, 
so könnte die Zustimmung der galizischen Polen — jedoch nur 
dann, wenn der ihnen zugehende Schaden kein allzu grosser 
wäre — more solito, durch entsprechende anderweitige Zuwen- 
dungen erreicht werden. Die Möglichkeit einer solchen Zuwendung 
würde auch dann, wenn von der bei der beabsichtigten Ein- 
führung des Branntwein-Monopols sich darbietenden, angesichts 
des Vorhandenseins der zahlreichen landwirthschaftlichen Spiritus- 
brennereien so überaus passenden Gelegenheit kein Gebiauch 
sollte gemacht werden, stets vorhanden sein, denn es würden 
sich in Galizien noch immer solche Gruppen von Gutsgebieten 
finden, die eine Flussregulirung vertragen oder eine Lokalbahn 
brauchen könnten. 

Da jedoch, und zwar gerade infolge der „besonderen Ver- 
hältnisse^ Galiziens der den galizischen Polen aus der geforderten 
gerechten Wahlordnung zugehende Nachtheil ein bedeuten ler 
wäre, so ist auf die Zustimmung derselben vorerst nicht lei ht 
zu rechnen, denn sie haben ja die am 10. Oktober 1893 eii ;e- 
brachte Wahlreform- Vorlage der Eegierung trotz der ih en 
vor diesem Tage gelegentlich der Manoever 1893 zu Theil ge- 
wordenen kaiserlichen Belobung abgelehnt und könnten dies )ei 
der neuen Vorlage am Ende wiederum so halten, da ihnen ' )tz 
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der Ablehnung der erwähnten Regierungs-Vorlage auch 1894 
|. gelegentlich der Lemberger Ausstellung wiederum eine kaiserliche 
Belobung zu Theil ward. 

Sonach würde die Zustimmung der galizischen Polen lediglich 
um unserer schönen Augen willen kaum erfolgen. 

Gesetzt jedoch den Fall, dass dieselben würden zustimmen 
wollen, so ist wiederum kaum anzunehmen, dass die clericalen 
Deutschen für ihre Zustimmung nicht eine ausgiebige Deterio- 
rirung der Volksschule verlangen würden; und da würden die 
Ozechen selbst dann, wenn sie ihre Zustimmung zu dieser Deterio- 
tirung den clericalen Deutschen anbieten wollten, ihren Zweck 
nicht erreichen, denn das gegenwärtige Gebaren der übrigen 
österreichischen Deutschen, welche im Gegensatze zu ihren cleri- 
calen Brüdern stets nur für Fortschritt und Freiheit kämpfen, 
! lässt es nicht zweifelhaft erscheinen, dass dieselben den Clericalen 
die gewünschte Deteriorirung der Volksschule — welche den 
galizischen Polen bei Einschaltung einer entsprechenden Aus- 
nahme-Clausel nicht unwillkommen wäre — selbst anbieten 
j würden für die Ablehnung der von den Czechen geforderten 
gerechten Reichsrathswahlordnung, so dass auch bei diesem Theile 
des Streites der Czechen und der Deutschen wiederum, wie bisher 
stets, die Polen und die Clericalen die tertii gaudentes wären. 



ilL Sprachliche Gleichberechtigung. 

"Was endlich das dritte Postulat der Czechen, die sprach- 
; liehe Gleichberechtigung mit den Deutschen in allen auf das 
öffentliche Leben in Böhmen, Mähren und Schlesien Bezug 
habenden Angelegenheiten mit Ausnahme der Dienstsprache des 
Heeres anbelangt, so seien hier vorerst die Hauptpunkte dieser 
Forderung dargestellt. 

1. (Volkszählungen.) Wir fordern bezüglich der Volks- 
zählungen, dass endlich einmal ehrlich gezählt werde, d. h. dass 
bei den Gezählten, wie dies in der ganzen übrigen Welt geschieht, 
die Nationalität und nicht sogenannte — echt deutsch - öster- 
reichische — „Umgangssprache^ erhoben werde, weil, wie schon 
bei einer früheren Gelegenheit angeführt wurde, nach der 
Zählung Jedermann derjenigen Nationalität beigezählt wird, deren 
Sprache als seine „Umgangssprache" angegeben erscheint, und 
w dl sich an die constatirten Zahlen der Czechen und der Deutschen 
g(rade in den Ländern der böhmischen Krone für uns so über- 
ai j wichtige Folgen knüpfen. 

So wie jetzt (1880 und 1890) gezählt wird, wird insbesondere 
b< süglich jener Orte , wo wir Czechen von unseren Gegnern am meisten 
Ik Irückt werden, nicht nur das Vorhandensein eines grossen Theiles der 
C; 'chen officiell weggeleugnet, sondern auch das Vorhandensein ebenso 
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vieler nicht vorhandener Nicht - Czechen officiell behauptet , während bei 
der Zählung der Hausthiere selbstredend, weil sachlich richtig, Pferde 
in die Rubrik der Pferde und nicht in jene der Rinder eingestellt werden. 
Es wird eben durch die gegenwärtige Praxis den Angehörigen der national 
noch nicht gleichberechtigten Volksstämme von den bevorrechteten 
Volksstämmen und deren Regierungen gerade bezüglich der wichtigsten 
Orte das, ich möchte sagen; physikalische, Recht, als Czechen, Ruthenen, 
Slovenen und Polen gezählt zu werden, officiell abgesprochen. 

Ungemein bezeichnend für diese so freundliche Gesinnung der 
national bevorrechteten Volksstämme, insbesondere für jene der Deutschen, 
gegen die noch nicht gleichberechtigten Volksstämme sind die diesbezüg- 
lichen Bestimmungen der Vorschrift des Volkszählungsgesetzes und jene 
der betreffenden Ausführungs* Verordnungen. 

Die drei letzten Alineas des § 14 der mit dem (Giskra'schen) 
Volkszählungsgesetze vom 29. März 1869 R.-G.-B. No. 67 genehmigten 
Vorschrift über die Vornahme der Volkszählungen lauten: »Die Zählung 
ist in der Art vorzunehmen, dass die anwesende Bevölkerung nach den 
Hauptgesiclitspunkten als : Geschlecht , Alter , Religion , Stand , Heimat, 
Beruf oder Beschäftigung, die abwesende nach Geschlecht und Aufent- 
haltsort unterschieden sich darstellt. — - Ausserdem können noch statistisch 
wichtige Daten, z, B. die Zahl der Blinden und Taubstummen, Beschaffen- 
heit der Wohnungs Verhältnisse u. dergl. erhoben werden. — In welcher 
Form dies zu geschehen habe, wird im Verordnungswege bestimmt.« 

Der Anzeigezettel der Verordnung des Ministers des Innern (Giskia) 
vom 15. August 1869 R.-G.-B. No. 142, betreffend die Vornahme der 
Volkszählung im Jahre 1870, weist folgende 13 Rubriken auf: Fort- 
laufende Zahl der Person, Name, Geschlecht, Geburtsjahr, Religion, 
Familienstand, Beruf oder Beschäftigung, Geburtsort, Zuständigkeit, An- 
wesend, Abwesend, Anmerkung (Gebrechen, Angehörigkeit zum Militär, 
Zuständigkeit fremder Personen, Aufenthaltsort der Abwesenden). 

Sonach wurde im Jahre 1869 in dem von neun verschiedenen 
Nationen bewohnten Oest erreich die Nationalität der Bewohner weder 
zu den im drittletzten Alinea des § 14 der obigen Vorschrift angeführten 
„Hauptgesichtspunkten", noch auch zu den in dem vorletzten Alinea 
erwähnten sonstigen „statistisch wichtigen Daten" gerechnet. — 

Der Anzeigezettel der Verordnung des Ministeriums des Innern 
(Taaffe) vom 6. August 1880 R.-G.-B. No. 103 betreffend die Vornahme 
der Volkszählung im Jahre 1880 weist folgende 18 Rubriken auf: Fort- 
laufende Zahl der Person, Name, Geschlecht, Geburtsjahr, Geburtsort, 
Zuständigkeit , G laubensbekenntniss , Stand, Umgangssprache, Beruf, 
Beschäftigung, Nebenerwerb, Kenntniss des Lesens und Schreibens, Ge- 
brechen, Anwesend, Abwesend, Aufenthaltsort der Abwesenden, Anmerkur '. 
Die Belehrung „zur" (statt: über die) Ausfüllung des Anzeigezett s 
enthält folgende Bestimmungen, und zwar im Absatz 6: »Der Wohnung - 
Inhaber ist verpflichtet , den Anzeigezettel für sich , die Familienglied , 
Aftermiethparteien und die Bediensteten entweder selbst auszufüllen oc r 
einen Anderen damit zu betrauen; die Richtigkeit und VoUständigk fc 
der Ausfüllung ist aber jedenfalls von dem Wohnungsinhaber mit seh r 
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Unterschrift zu bestätigen . . .« und zur Rubrik IX der Umgangssprache ; 
»Diese Rubrik ist nur für die Angehörigen des im Reichsrathe ver- 
tretenen Ländergebietes auszufüllen. Für jede Person ist die Sprache, 
deren sich dieselbe im gewöhnlichen Umgange bedient, jedenfalls aber 
nur Eine der nachbenannten Sprachen anzugeben, und zwar: Deutsch, 
Böhmisch-Mährisch-Slovakisch, Polnisch, Ruthenisch, Slovenisch, Serbisch- 
Croatisch, Italienisch-Ladinisch , Rumänisch, Magyarisch (letztere nur in 
der Bukowina). — Für Individuen, welche wegen ihres geringen Lebens- 
alters, eines körperlichen Gebrechens oder gänzlichen Mangels an geistiger 
Entwickelung thatsächlich keiner Sprache sich bedienen, ist von den 
obenbezeichneten Umgangssprachen jene einzutragen, welche mit Rück- 
sicht auf die Verhältnisse als die Verkehrssprache solcher Individuen 
angenommen werden muss, und von deren Eltern oder den Stellvertretern 
derselben angegeben wird.^> 

Die Anzeigezettel der Verordnung des Ministeriums des Innern 
(Taaffe) vom 9. August 1890 R.-G.-B. No. 162, betreffend die Vornahme 
der Volkszählung im Jahre 1891 enthalten ebenfalls die Rubrik „Um- 
gangssprache" und lautet die Belehrung über die Verpflichtung zur Aus- 
füllung des Anzeigezettels und die Belehrung zur Spalte 1 1 der Umgangs- 
sprache ebenso wie pro 1880, nur dass in der Belehrung über die 
Sprache der Sprachlosen statt des Wortes „Verkehi^ssprache" das Wort 
„Umgangssprache" gebraucht wird. * 

Es wurde sonach auch in den Jahren 1880 und 1890 »in dem 
von neun verschiedenen Nationen bewohnten Oesterreich die Nationalität 
der Bewohner weder zu den im drittletzten Alinea des § 14 der obigen 
Vorschrift angeführten ,,Hauptge8icht8punkten'* , noch auch zu den in 
dem vorletzten Alinea erwähnten sonstigen „statistisch wichtigeij Daten" 
gerechnet. Da jedoch der hauptsächlich in der Verschiedenheit der 
Sprache zu Tage tretende Unterschied zwischen den Volksstämmen aus 
zahlreichen, unabweisbaren Gründen doch nicht mehr ignorirt werden 
konnte, so wurde, damit die Anzahl der national noch nicht gleichbe- 
rechtigten Volksstämme insbesondere an den wichtigsten Punkten so 
klein als möglich erscheine, die den bevorrechteten Volksstämmen, ins- 
besondere den Deutschen in dem sogenannten geschlossenen deutschen 
Sprachgebieten in Böhmen, auf den Leib geschnittene Rubrik „Umgangs- 
sprache" aufgestellt. 

W'ie der Gebrauch dieses Begriffes hier an sich richtig ist, geht 
schon daraus hervor, dass entsprechend der Belehrung gegebenen Falles 
gesagt werden muss: Josef Huber, 30 Jahre alt, des Lesens und des 
Sehreibens unkundig, taubstumm, Umgangssprache: deutsch. 

Wie richtig die „statistisch wichtigen Daten" sind, welche die 
g jnwärtige Volkszählungspraxis liefert, geht z. B. schon daraus her- 
V dass laut der betreffenden beiden Special-Orts-Repertorien von Mäliren 
ir Irünn gezählt wurden: 

im Jahre Deutsche Czechen 

fc 1880 48 591 32 142 

m 1890 63 622 28 802 

T Differenz -f 15 031 — 3 340 
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ein Resultat, ivelcbes bezüglich der absoluten Ziffern, insbesondei'e aber bezüg- 
lich der Zunahme d^ Deutschen und der Abnahme dei* Czechen jedermann, der 
die Verhältnisse in Brunn aus eigener Anschauung kennt, lachen macht. 

Bezüglich Wiens wurde die Richtigkeit der Zählungsresultate 
drastisch illustiirt durch eine Stelle der im Juni-Heft 1894 der „Preussi- 
schen Jahrbücher" von Otto VVittelshöfer unter dem Tittel „Politische 
und wirthschaftliche Gesichtspunkte in der österreichischen Nationalitäten- 
frage" veröffentlichten Abhandlung, deren deutscher Tenor durch den 
folgenden Passus (Seite 494) charakterisirt wird: »Man möge nun nicht 
meinen, dass wir den Deutschen rathen, die Hände in den Schoss zu 
legen. Sowenig derjenige, der auf Gott vertraut, deshalb fatalistisch 
unthätig bleiben wird, sowenig dürfen die Deutschen dem localen Vor- 
dringen der Slaven gegenüber gleichgiltig sein. Concrete Einrichtungen, 
welche es auf strittigem Gebiete den Deutschen ermöglichen, ihre Nationa- 
lität zu pflegen und den Slaven es erleichtem, zum Deutschthum über- 
zutreten, Unterstützung von Schulen, Lesegelegenheiten, Erhaltung einer 
deutschen Presse u. dergl. sind da dringende Gebote. Aber das Princip 
darf nicht feindselige Abschliessung gegen das fremde Element, sondern 
muss Reception sein.« 

Nun ist in dieser Abhandlung (Seite 470 — 472) Folgendes zu lesen: 

». . . In dieser Hinsicht sind auch die Verhältnisse Wiens höchst 
bemerkenswerth. Die Bevölkerung von Wien betrug 1890: 1364 548 
Personen, von welchen geboren waren: 

in Wien 610 062 

in Niederösterreich 155 379 

' in Böhmen, Mähren und Schlesien . 378 076 

im übrigen Cisleithanien . . . . 83 313 
im Auslande (incl. Ungarn) . . , 137 718 

Wir haben nun versucht, die Ziffern von Böhmen, Mähren und 
Schlesien nach Nationalitäten zu scheiden, u. zw. in der Art, dass Jeder 
in einem einsprachigen Bezirk geborene der Nationalität des betreffenden 
Bezirkes zugerechnet wurde, während die in gemischtsprachigen Bezirken 
Geborenen bezirksweise im gleichen Verhältnisse, in welchem sich die 
im Bezirke anwesende Bevölkerung zwischen Deutschen und Czechen ver- 
theilt, auf die beiden Nationalitäten repartirt werden. Die grosse Wander- 
lust der Slaven und die wirthschaftlich ungünstigere Lage des czechischen 
Elementes lassen aber erwarten, dass bei dieser Berechnung eher eine 
Unterschätzung des czechischen Elementes stattgefunden hat. Es ergiebt 
sicli nun, dass von den in Wien Anwesenden gebürtig sind: 

Deutsche Czechen 

Aus rein deutschen Bezirken Böhmens .... 29 147 — 



„ czechischen „ „ . . 

gemischtsprachigen Bezirken Böhmens 
rein deutschen Bezirken Mährens . . 

„ czechischen „ „ . . 

gemischtsprachigen Bezirken Mährens 
rein deutschen Bezirken Schlesiens 
gemischtsprachigen Bezirken Schlesiens 



— 1015 t 
35 614 48^ > 

2 054 — 

— 28^ > 
47 104 62^ [ 
13 401 - 

6170 4< ► 



Zusammen 133 490 244 
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Die als volle Czechen geborenen, in Wien lebenden Personen würden 
nach dieser Rechnung somit 244 586 Personen betragen; hierbei muss 
noch erwogen werden, dass ausserdem zahlreiche nichtczechische Slaven 
in Wien leben, und, dass die Zählung Ende Dezember erfolgte, somit der 
nur vom Frühjahr bis Herbst anwesende Theil der slavischen Arbeiter- 
schaft, welcher mehrere zehntausend Personen umfassen dürfte, ausser 
Betracht geblieben ist. Die Gezählten bilden ein stabiles Element der 
in Wien wohnenden Nordslaven. Die starke Wanderung, insbesondere 
der Zuzug nach Wien, ist aber auch aus anderen Daten ersichtlich. So 
zeigt uns der Vergleich der natürlichen Bewegung (Veränderung durch 

j^ Grebuiten und Todesfölle) mit dem thatsächlichen, durch die Wander- 

I bewegung beeinflussten Stande der Bevölkerung: 

I 1869-1880 1880—1890 

I für Wien eine Vermehrung von .... 194441 170829 

' dagegen für Böhmen, Mähren und Schlesien eine 

j Verminderung von 260 044 244 799 

t Personen. In Wien waren 1890 908 608 Personen mehr anwesend, als 
heimathberechtigt, in Böhmen und Mähren umgekehrt 628 070 weniger 
anwesend, als heimathberechtigt ; während nämlich nur 269 724 Landes- 
fremde in Böhmen und Mähren wohnen, wurden im übrigen Reichsgebiete 
897 794 nach Böhmen und Mähren Zuständige gezählt. Die Zahl der 

I böhmisch-mäilschen Heimathberechtigten in Nieder - Oesterreich wächst 

■ rapid; sie betrug: 

1869: 310414 
1880: 485 985 
1890: 616 511 
Von den in Wien als anwesend gezählten Personen gehörten 1890 
nach ihrer Heimathsberechtigung 34,»i p. Ct. nach Wien und fast eben- 
soviel, 38,21 p. Ct., nach Böhmen und Mähren. 

Diesen Ergebnissen haben wir nun die Angaben über die Umgangs- 
Hpraohe, beziehungsweise das« (nicht zur Gänze unterdrückte) »nationale 

IBekenntniss der Bewohner entgegenzustellen. Im Jahre 1890 haben in 
Nieder-Oesterreich bei einer Bevölkerung von 2 364 360 Einwohnern 
93 481« (es durchgesetzt, dass bei ihnen nicht deutsch, sondern) 
»czechisch als Umgangssprache angegeben« (wurde), »in Wien 61 257, 
also nur ein Viertheil der als Czechen geborenen Personen. Diese Ziffer 
entspricht nur der Zuwanderung der letzten Jahre, vielleicht höchstens 
; der Zahl der seit 6 bis 8 Jahren nach Wien gekommenen reinen Czechen, 
während alle anderen schon vom Deutschthum absorbirt sind. Man muss 
hierbei berücksichtigen, dass in einzelnen an der Peripherie gelegenen 
Arbeiter-Bezirken wirklich gi'össere Mengen Slaven geschlossen zusammen- 
wohnen, denen die Ablegung ihrer Nationalität nicht sofort nach ihrer 
Einwanderung nothwendig erscheint.« 

Dieser Schluss des Autors, dass nämlich von den bis Ende 1890 
nach Wien eingewanderten reinen Czechen zu dieser Zeit drei Viertheile 
vom Deutschthum bereits absorbirt waren, ist nicht richtig, weil der 

t Autor hier von der unrichtigen Annahme ausgeht, dass die Ziffern der 
Ei mk „Umgangssprache" in den Zählungslisten das Ergebniss der „selbst- 
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gewählten Nationalität" dai^tellen. Dass diese Annahme im Allgemeinen 
keine richtige ist, gibt der Autor, von dessen Publikation die „J^eue 
Freie Presse" bezeichnender Weise selbstredend, keine Notiz genommen 
hat, selbst zu, indem er auf Seite 466 sagt: ». . . Allerdings erfordert 
die Bezeichnung „selbstgewählte Nationalität" eine Einschränkung. Wo 
die Angaben von den Wohnungsvorständen zu machen sind, können diese 
hinsichtlich der Hausgenossen-, Kinder, Lehrlinge, Dienstboten willkürlich 
vorgehen. Ebenso kann die Lokal Verwaltung bei Kontrolirung und 
Rektiüzirung dieser Angaben, wie, dort, wo sie selbst die Aufnahme durch 
Zälilungsconimissäre vorzunehmen hat, auf Aenderungen des Selbstbekenntr 
nisses einwirken. Auf nationalen Streitgebieten wird diese Autorität denn 
auch häutijJT missbraucht und insbesondere in Nordböhmen werden durch 
die einflussieichen deutschen Fabrikanten czechische Arbeiter« (sammt 
Frau und Kindern) »als Deutsche ausgegeben, um die rein deutsche Ver- 
waltung und Schule zu erhalten. Das Zunehmen der national-demo- 
kratischen jungczechischen Bewegung bringt es aber mit sich, dass bei 
der Zählung 1890 dieses Moment weniger kräftig gewirkt hat, so dass 
die Ziffern dieser Zählung relativ zu Gunsten der Czechen verändert sein 
dürften, während absolut das Gesammtresultat noch immer zum Nachtheile 
der Czechen beeinflusst sein magi« Für die Annahme, dass diese Autorität 
von Seiten der Wohnungsvorstände in Wien nicht missbraucht w^orden ist, 
liegt kein Grund vor, zumal die Behauptung des Autors, dass von den 
bis Ende 1H90 nach Wien eingewanderten 244 Tausend reinen Czechen 
zu dieser Zeit nur 61 Tausend vom Deutschthum noch nicht absorbirt 
w^aren, jedermann — der Wien nur so weit kennt, soweit ich wälii^end 
eines durch mehr als fünf Jahre fortgesetzten ständigen Aufenthaltes 
daselbst Gelegenheit hatte, diese schöne Stadt kennen zu lernen, und dem 
Czechisch auch nur so weit bekannt ist, dass er dasselbe von anderen in 
Wien gesprochenen Sprachen zu unterscheiden vennag, — zum Mindesten 
als sehr unwahrscheinlich vorkommen muss. 

Nun. eine beiläufige Probe wird vielleicht schon im Jahre 1900 
gemacht werden, wenn bis dahin auch in Oesterreich, wo das politische 
Leben in der Hauptsache in dem Kampfe der noch nicht gleichberechtigten 
Yolksstämme gegen die bevon^echteten besteht, die Nationalität der Be- 
wohner zu einem der „statistisch wichtigen Daten" geworden sein wird. 
Bis jetzt allerdings bildete gerade die thatsächliche Wichtigkeit der 
Nationalität der Bewohner das Motiv dafür, dass dieselbe bei den Volks- 
zählungen nicht erhoben wurde. 

2. (Civil-Behörden und Notare.) Wir fordern bezüglich der 
staatliche u Behörden, der als politische Behörden erster Instanz 
fnngirenden Magistrate der Städte mit eigenem Statut, der auto- 
nomen Beliörden und der Notariate, dass jeder Beamte und jed< 
Notar in Böhmen und Mähren der deutschen und der czechische 
und in Schlesien der deutschen und der czechischen oder d 
polnischen Si)rache in dem zur anstandslosen Führung der G 
Schäfte erforderlichen Grade mächtig sei. 

Beliufs Vermeidung von Unbilligkeiten bei dem Uebergan; 
von dem gegenwärtigen zu dem geforderten Zustande wäre n 



Digitized by VjOOQIC 



— 77 - 

Eücksicht auf jene Deutschen, die eiii solches Amt bereits 
bekleiden oder auf ein solches sich bereits vorbereiten, die Be- 
stimmung zu treifen, dass vom Beginne der Wirksamkeit dieser 
Bestimmung an gerechnet nach fünfzehn Jahren (Mittelschule, 
Hochschule, Prüfungen) jedermann, der ein solches Amt in Böhmen, 
Mähren und Schlesien anstrebt, ohne bereits ein solches in diesen 
Ländern bekleidet zu haben, die geforderten Sprachkenntnisse 
prästii'en und dieselben vor der ersten Anstellung durch eine 
Prüfung vor einer mit Rücksicht auf das ßerufsfach des Exami- 
nanden entsprechend zusammengesetzten Commission nach- 
weisen müsse. 

Die genannte 15-jährige Frist hätte jedoch nur für jene 
Amtsstellen zu gelten, welche im Wege des ordentlichen Avance- 
ments besetzt, beziehungsweise erlangt zu werden pflegen, sonach 
nicht für die Vorstandsstellen der das ganze Kronland umfassen- 
den Behörden, damit endlich der für uns Czechen fast unleidliche 
sachlich so überaus zweckwidrige Umstand, dass als entscheidende 
Leiter dieser von Niemandem zu umgehenden Behörden Leute 
fuugiren, welche der betreffenden nichtdeutschen Sprache nicht 
mächtig sind, endlich aufhöre und dort, wo derselbe nicht mehr 
besteht, nicht wieder eintrete. 

(So waren, um nur die Statthalterposten zu berühren, vor dem 
letzten in Mähren und Schlesien vorgenommenen Wechsel der betreffen- 
den Functionäre alle drei Statthaltereien mit Leuten besetzt, die von dei: 
czechischen, beziehnng-sweise polnischen Sprache nur soweit Kenntniss 
hatten, dass ihnen nicht zur Gänze unbekannt war, dass es in dem von 
ihnen verwalteten Lande solche, von ihnen nicht gekannte Spraclien gebe. 
Ich habe den Statthalter Grafen Franz Thun im böhmischen Landtage 
einige Erklärungen der Regierung in czechischer Sprache vorlesen hören; 
würde irgend einmal von irgend einem Statthalter in Oessteneich eine 
Erklärung, in deutscher Sprache so abgelesen werden, so würde sich — 
glaube ich — All-Germania erheben vom Belt bis zur Adria.) 

Zum mindesten gleichzeitig mit der Einsetzung der erwähnten 
Prüfungs-Commissionen wäre der an der juridischen Facultät der 
Prager czechischen Universität bestehende Zwang zur Ablegung 
bestimmter Prüfungen in der deutschen Sprache aufzuheben, 
zumal die Forderung der Kenntniss der deutschen Sprache in 
dieser Form und an dieser Stelle den Bestimmungen des Alinea 3 
Art. XIX des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142 be- 
gilFlich widerstreitet; diese Bestimmungen lauten nämlich: „In 
d( Ländern, in welchen mehrere Volksstämme wohnen, sollen 
di öffentlichen Anstalten derart eingerichtet sein, dass ohne An- 
w idung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landes- 
sj iche jeder dieser Volksstämme die erforderlichen Mittel zur 
A ibildung in seiner Sprache erhält" und die Prager czechische 
U versität ist eine dieser oflfentlichen Unterrichtsanstalten, weil 
d( "Begriff „Ausbildung eines Volksstammes" durch die Vor- 
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Stellung, dass alle Stammesangehörigen die Volksschule absolviren, 
nicht — wie von deutscher Seite behauptet zu werden pflegt — 
erschöpft wird, ein Volksstamm vielmehr erst dann als aus- 
gebildet bezeichnet werden kann, wenn derselbe im Stande ist, 
für die Ausübung aller nothwendigen Arten erlernbarer Berufs- 
thätigkeiten technisch qualificirte Individuen für seinen Bedarf 
aus eigener Mitte zu liefern. 

Dass die geforderten Spraclikenntnisse am zweckmässigsten dadurch 
erworben werden könnten, dass die betreffende zweite Landessprache nach 
erfolgter entsprechender Abänderung der Bestimmungen des citirten Alinea 3 
des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142 an den 
Mittelschulen des betreffenden Landes — unter Restringirung der dem 
Unterrichte der classischen und der modernen fremfden Sprachen gewid- 
meten Lehr- und Lemzeit, bei den ersteren um jenen Theil, der auf die 
Erlernung der Grammatik behufs Aneignung der pädagogisch und 
praktisch fast völlig nutzlosen Fähigkeit, aus der Unterrichtssprache in die 
classischen Sprachen zu übersetzen, verwendet wird — als obligater 
Gegenstand in einer vernünftigen Art würde gelehrt werden, liegt auf 
der flachen Hand. 

Es gewinnt auch fast den Anschein, als ob bezüglich des Bedürf- 
nisses, die zweite Landessprache überhaupt, beziehungsweise an den Mittel- 
schulen zu lernen, es endlich auch in den Köpfen der Deutschen sachte 
anfangen wollte leise zu dämmern. 

In den telegraphischen Landtagsberichten des Morgenblattes der 
„Neuen Freien Presse" vom 5. Februar 1895 ist nämlich zu lesen: »Graz, 
4. Februar. Entgegen der Anschauung des Landesausschusses beantragt 
der Unterrichtsausschuss des Landtages die versuchsweise Ein- 
führung eines slovenischen Unterrichtscurses, und zwar 
insbesondere deshalb, damit dem Wunsche der deutschen Bevölkerung nach 
Beamten, Lehrern, Advocaten, Notaren u. s. w. deutscher Nationalität 
Rechnung getragen werde. Der Curs soll nach der Ansicht des Aus- 
schusses unentgeltlich sein, und wenn er sich bewährt; müsste ihm die 
Berechtigung zur Ausstellung staatsgiltiger Zeugnisse gewährt werden.« 
(Zu befürchten ist, dass, wer bisher nur deutsche Zeitungen las, diesen 
Bericht gar nicht wird begreifen können; denn diese Zeitungen schrieben 
bisher immer, dass es eine slovenische Sprache eigentlich gar nicht gebe. 
Wie sich doch die Zeiten ändern ! — Laut des telegraphischen Landtags- 
berichtes im Morgenblatte der „Neuen Freien Presse" vom 10. Februar 
1895 dto. Graz, den 9. Februar wurde »der Bericht über die Errichtung 
allgemein zugänglicher slo venischer Unterrichtskurse in Graz 
an den Landesausschuss zur neuerlichen Berichterstattung in der nächst.ftu 
Session zurückgeleitet « .) 

Laut des telegraphischen Berichtes im Morgenblatte der „Ne a 
Freien Presse" vom 24. Jänner 1895 begründete in der Sitzung s 
mährischen Landtages der Abgeordnete Dr. August Weeber den von i i, 
den Abgeordneten Dr. Adolf Promber, Dr. Hugo Fux und Genossen »( - 
gebrachten Antrag, welcher bezüglich der mährischen Landes-Re 
schulen die zweite Landessprache in den unteren Classer r 
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alle, in den drei oberen Classen flur alle jene Schüler als obligaten 
üuterrichtsgegenstand wissen will, deren Eltern oder Vormünder sich für 
diese Sprache entäcfaiedien haben und nicht für die en^sche, bezüglick 
deren ihnen die Wahl freistehen solL Der Redner sagte f Das» die Mittel- 
schulen im Lande dai Bedürfnissen de» Landes zn entsprechen haben, 
darüber kann kein Zweifel bestehen. Mähren ist ein zweisprachiges Land 
ohne grosse, einhdtlich abgeschlossene Sprachgebiete. Die Deutschen und 
^e Slaven leben 25nmeist gemischt unter einander, wenn man von ein- 
zelnen Sprachinseln absiebt. Es ist daher für Jedermann, der entweder 
in amtlicher Stellung oder durch seinen Geschäftsbetrieb berufen und an- 
gewiesen ist, mit beiden Volksstämmen zu verkehren, die Kenntniss beider 
Landessprachen ein dringendes Bedürfniss. Von diesem Standpunkte ausr 
gehend, muss hervorgehoben werden, dass die Gesetzgebung bezüglich der 
Eealschulen den Landtagen zusteht, woraus sich ergibt, dass diese Schulen 
insbesondere den Landesverhältnissen angemessen sein sollen, und bei uns 
in Mähren ist es gewiss Aufjpfabe dieser Art von Schulen, ihren Schülern 
die Kenntniss der beiden im Lande herrschenden Sprachen möglich zu 
machen. Das Studium derselben kann nur, gleich wie bei den anderen 
Sprachen, vom Standpunkte des Bedürftiisses und nicht vom Standpunkte 
der Sympathie und Antipathie ins Auge gefasst werden. (Sehr richtig.) 
In dßn Realschulen in Mähren ist die zweite Landessprache bisher ein 
nichtobligater Gegenstand. Als solchem wird demselben sowohl von den 
Lehrern wie den Schülern nicht jene Wichtigkeit beigemessen wie dem 
obligaten. Durch den nichtobligaten Unterricht werden demnach nicht 
jene Erfolge erzielt, wie durch den obligaten, und daraus ergibt sich an- 
gesichts des Bedürfnisses der vollständigen Eenntniss^ beider Landes- 
sprachen die nothwendige Consequenz, denselben an den Realschulen das 
Attribut als obligate Gegenstände zuzusprechen. Den etwaigen Einwand^ 
dass durch Einführung des obligaten Unterrichtes in der zweiten Landes^ 
spräche die Liebe zur Muttersprache abgeschwächt und gewissermassen 
eine Entnationalisirung herbeigeführt werden könnte, bezeichnet Redner 
als vollkommen unbegründet. Wenn man auf die hervorragendsten, sowohl 
auf politischem, culturellem wie wirthschaftlichem Gebiete in erster Reihe 
stehenden Männer des slavischen Volksstammes blickt, so findet man, dass 
die älteren von ihnen ihren Unterricht zumeist an deutschen Lehranstalten 
genossen haben, und die jüngeren sind gleichfalls zumeist der deutschen 
Sprache vollkommen mächtig und doch wird Niemandem beifallen, zu 
behaupten, es habe auch nur Einer von diesen infolge seiner Kenntniss 
beider Landessprachen an Nationalgefühl verloren. Auch auf deutscher 
Seite ist kein Grund vorhanden, eine Schädigung des Nationalgefühles 
^ halb zu besorgen, wenn sich die deutsche Jugend dem Studium der 
fi ischen Sprache« (die slavische Sprache gibt es nicht!) »hingibt und 
fi L deren Kenntniss aneignet. Eine Mehrbelastung der Schüler erfolgt 
c ch Annahme unseres Antrages auch nicht; der Unterricht in der 
5 )iten Landessprache soll erst in der zweiten Classe beginnen, und wa^ 
c oberen Classen betrifft, stellt unser Antrag die Wahl zwischen der 
3 iten Landessprache und der englischen den Eltern, beziehungsweise 
^ "*^*^ndem frei. Neben der richtigen Ein- und Auftheilung der Unter- 
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richtsstunden könnte ttbrigens sogar eine theilweise Entlastung der Schüler 
dadurch platzgreifenj dass der ohnedies von Fachmännern als unmass- 
gebend bezeichnete Unterricht in der philosophischen Propädeutik als 
obligater Gegenstand aufgelassen werde. Wohl könnte man aber die 
Frage stellen, ob nicht dasselbe Bedürfniss auch bei den Gymnasien 
besteht. (Sehr richtig!) Ja wohl, aber wir haben es nicht passend ge- 
funden, bei einem Gegenstande, der speciell die Landesgesetzgebung betrifft, 
auch eine Aufforderung an die Regierung im Sinne unseres Antrages er- 
gehen zu lassen. Es ist Sache des Schulausschusses, eventuell eine dies- 
bezügliche Resolution zu fassen. In formeller Beziehung beantrage ich 
die Zuweisung des Antrages an den Schulausschuss. (Lebhafter Beifall 
im ganzen Hause, Redner wird beglückwünscht.) — Der Antrag auf 
Zuweisung an den Schulausschuss wird unter neuerlichem Beifalle nahezu 
einstimmig angenommen.« 

(Der Antrag selbst wurde in der Sitzung des Landtages vom 
5. Februar 1895 mit der .Abänderung, dass die zweite Landessprache 
auch in den drei oberen Classen obligat sein soll, einstimmig, angenommen 
und ist bereits Gesetz — vom 27. Juni 1895 L.-G. u. V.-B. No. 62 — 
geworden.) — 

Merkwürdig ! Dem Inhalte der Erkenntniss , „dass kein Zweifel 
darüber bestehen kann, dass die Mittelschulen im Lande den Bedürfnissen 
des Landes zu entsprechen haben", würde es Niemand ansehen, dass sie 
auf Seite der österreichischen Deutschen neu ist ; und doch muss dem so 
sein, denn diese Erkenntniss war offenbar nicht vorhanden, als vor unge- 
fähr 25 Jahren der bis dahin obligate Unterricht der zweiten Landes- 
sprache aufgehoben wurde und zwar principiell an allen Mittelschulen 
OesteiTcichs durch die Bestimmungen des Alinea 3 des Art. XIX des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142, that- 
sächlich jedoch nur an den Mittelschulen in Böhmen, Mähren und Schlesien, 
in Böhmen speciell (nach Mayerhofer's Handbuch für den politischen 
Verwaltungsdienst) mit der Verordnung des Unterrichtsministers vam 
22. Mai 1870 Z. 2 744, V.-B. 1870, Seite 346. Wie sie sich doch 
ändern, die Zeiten! Was bis jetzt, ein Viertel - Jahrhundert hindurch, 
dem deutschen Michel als nationaler Hochverrath dargestellt wurde, das 
Erlernen der czechischen Sprache nämlich, das soll jetzt zahlreichen 
Deutschen zur Pflicht werden, trotzdem nach dem bekannten Ausspruche 
des gewesenen, von dem Führer der Deutsch - Liberalen in Böhmen 
Dr. Franz Schmeykal — allerdings nur aus Nothwehr — öffentlich 
geküssten deutsch-nationalen Abgeordneten Dr. Alfred Knotz, jetzt Advo- 
caten in Korneuburg, „die czechische Sprache den Deutschen" — offenbar 
infolge der Beschaffenheit ihres Blutes — „ekelt". Siehst du, Mich 
bis jetzt galt's „Hut!", jetzt sollst du wieder „Hott!" Bei der A 
Schaffung des obligaten Unterrichtes der zweiten Landessprache wui 
dir von deinen Auguren klargelegt, dass die Czechen, wenn Deuts 
nicht mehr obligat sein wird, diese ihnen so „verhasste" Sprache nie 
mehr lernen werden und dass dies, da die Kenntniss der deutsch 
Sprache von allen öffentlichen Functionären stets werde gefordert werd 
unfehlbar die Folge haben werde, dass die Aemter alle durch Deut^ 
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werden besetzt werden müssen; und jetzt, nnn jetzt kann kein Zweifel 
darüber bestehen, dass es ein Bedürfniss för dich ist, dass du an der 
Mittel schnle Czechisch lernst und erlernst. 

Diesem Gedanken wird von den dentsch - liberalen Antragstellern 
more solito dadurch Ausdruck gegeben, dass sie sagen, die Mittelschulen 
im Landen haben den Bedürfnissen des Landes zu entsprechen, womit 
sie implicite andeuten, dass sie ihren Antrag im Interesse des Landes 
Stelleu. so wie die Deutschen ja auch sonst bei ihren Handlungen nur 
das Interesse des Staates im Auge haben. Nun, das Bedürfniss des 
Landes erfordert nicht, dass an den Mittelschulen die zweite Landes- 
sprache obligat gelernt wird; das Bedürfniss des Landes erfordert nur, 
dass die öffentlichen Functjonäre der deutschen und der czechischen 
Sprache mächtig seien. Und solche Functionäre kann das Land, wenn 
dies heute würde verlangt werden, morgen haben; denn, da bei uns 
Czechen wie überall ein grosser und, wie mir scheinen will, sogar ein 
grösserer Ueberfluss an sogenannter Intelligenz herrscht als bei den 
übrigen österreichichen Volksstämmen (die Juden ausgenommen), so sind 
wir Czechen im Stande , für alle diese Stellen in Mähren und Schlesien 
und vielleicht — trotz der relativ grossen Anzahl der Deutselien in 
Böhmen — auch daselbst technisch und sprachlich qualificirte Individuen 
schon morgen zu liefern. Das was unsere Deutschen wissen, wissen wir 
Czechen, da wir Arbeit nie gescheut haben, auch, können es jedoch in 
der Regel in zwei Sprachen anwenden und sind sonach gerade in Oester- 
reich weit brauchbarer als die Deutschen; dennoch aber erachten unsere 
Deutschen in der bei ihnen üblichen Verkennung und Verläugnung der 
Thatsachen sich für uns superior, uns dagegen für eine inferiore Race 
und wollen uns — in gewohnter Bescheidenheit — Hegemone sein! 

Das Dictum von den „Bedürfnissen des Landes" ist nur ein auf 
das Land angewendeter Theil der früher schon hervorgehobenen Lüge, 
der zufolge die nicht conservativen Deutschen stets nur das Interesse 
des Staates im Auge haben. Wahr ist, dass die Mittelschulen in Böhmen, 
Mähren und Schlesien damals , als der Untern cht der zweiten Landes- 
sprache an denselben obligat war, wohl dem Bedürfnisse des Landes, 
jedoch nicht dem vermeintlichen Interesse der Deutschen entsprachen und 
dass diese Einrichtung der Mittelschulen dur<ih die Deutschen nur zu dem 
Zwecke abgeändert wurde, damit dieselben dem, was die Deutschen damals 
für ihr Interesse hielten, entspräche ; die Bedtiif nisse des Landes waren 
ihnen stets gleichgiltig, ebenso wie jene des ganzen Staates. — 

Klar ist, dass hier per analogiam wenn auch nicht der Schlnss, so 
doch die Frage berechtigt ist, ob auch das bisherige sonstige Gebahren 
d Deutschen gegenüber dem Lande Mähren (auch Böhmen und Schlesien) 
n das bisherige Gebahren der Deutschen gegenüber dem ganzen 
<j irreichischen Staate nicht ebenso dem Bedürfnisse der Länder und des 
S ites widerstreitet, wie das bisherige Gebahren der Deutschen betreffs 
sprachlichen Einrichtungen der Mittelschulen — und zwar nach ihrem 
e men, in der Begiündung ihres Antrages auf Wiedereinführung der 
f ''"en Einrichtung enthaltenen Geständnisse — gegen die Bedürfnisse 
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des Landes Mähren (auch Böhmens und Schlesiens) bis nun verstiess 
und verstösst. — 

Dass das Bedürfniss der Deutschen es erfordere, Czechisch zu 
lernen, ist übrigens nur eine einzige jener zahlreichen Wahrheiten, welche 
unsere Deutschen werden einsehen, formell eingestehen und praktisch 
berücksichtigen müssen ; nur geht es damit, wie der vorliegende classische 
Fall zeigt, bei ihnen — offenbar nur infolge der den Deutschen angeblich 
eigenthümlichen Gründlichkeit — ein wenig gar zu langsam und dies zu 
unserem grossen, greifbaren Leidwesen, denn länger als ein Viertel- Jahr- 
hundert quälen sie uns Czechen in Böhmen, Mähren und Schlesien durch 
ihre principielle und seit 1848 alle österreichischen Slaven durch ihre 
faktische Unkenntniss der betreffenden nichtdeutschen Landessprachen und 
sind stets bestrebt, alle Verhältnisse der betreffenden Kronläuder mit 
Ausnahme Galiziens und alle Verhältnisse des ganzen Staates — „lediglich 
im Interesse des Staates," denn ein anderes kennen sie ja gar nicht — 
auch dieser ihrer Eigenschaft, der principiellen und factischen Unkenntniss 
der nichtdeutschen Landessprachen, anzupassen. (Als die der Zeit nach 
letzten der grösseren diesbezüglichen Unternehmungen der Deutschen 
stellen sich dar der in der Sitzung des Abgeordneten vom 9. Februar 1887 
von der deutsch-liberalen Partei eingebrachte Antrag auf Einführung der 
deutschen Sprache als Staatssprache für Oesterreich exclusive Galizien 
und Dalmatien, dann die in den Wiener Punctationen vom 19. Jänner 1890 
und diversen Anträgen der Deutschen im böhmischen Landtage an- 
gestrebte Theilung Böhmens in einen deutschen und einen deutsch-czechl- 
schen Theil und endlich der in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 
18. Juni 1895 von den Abgeordneten Dr. Richard Foregger, Dr. Mctor 
Ritter von Kraus, Karl Morre und Genossen eingebrachte Antrag auf 
Aufnahme der folgenden Bestimmung in die Geschäftsordnung des Hauses : 
„Die Geschäfts- und Verhandlungssprache des Abgeordnetenhauses ist 
die deutsche."*) — 

Bezüglich der k. k. Notare stellen wir die Forderung der 
Zweisprachigkeit mit Rücksicht auf den gesetzlichen, nachstehend 
skizzirten Wirkungskreis derselben. 

Nach § 1 der Notariatsordnung vom 25. Juli 1875 R.-G.-B. No. 7^, 
v^erden „die Notare vom Staate bestellt und öffentlich beglaubigt, damit 
sie nach Massgabe dieses Gesetzes über Rechtserklärungen und Rechts- 
geschäfte, sowie über Thatsachen, aus welchen Rechte abgeleitet werden 
wollen, öffentliche Urkunden aufnehmen und ausfertigen, dann die von 
den Parteien ihnen anvertrauten Urkunden verwahren und Gelder und 
Werthpapiere zur Ausfolgung an Dritte oder zum Erläge bei Behörden 

*) Bei diesem Antrage ist der Zeitpunkt der Einbringung interest tit. 
Tags vorher, am 17. Juni, fasste die Linke den qualificirten Beschluss: , )ie 
Vereinigte deutsche Linke spricht sich dahin aus, dass das Festhalten ier 
coalirten Parteien an ihrem Standpunkte, betreffend das slovenische Gymnas im 
in Cilli, es der Vereinigten deutschen Linken zur Unmöglichkeit macht, ier 
Coalition weiter anzugehören ..." und am 18. Juni Abends sollte es siel in 
der Sitzung des Budget - Ausschusses entscheiden, ob die anderen coali en 
Parteien auch Angesichts dieses Beschlusses der Linken an ihrem Standpu :te 
festhalten werden oder nicht. 
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tibernehmen/' — Nach § 29 de» kaiserlichen Patentes vom 9. Äugast 
1854 K.-G-B. No. 208 „können die öffentlichen Notare nicht nur zur 
Todfallsaufnahme, zur Errichtung der Inventur und zur Vornahme von 
l'eilbietungen (vom Gerichte) abgeordnet werden, sondern auch, nachdem 
von dem Gerichte die Erbserklärung angenommen ist, Verlassenschafts- 
Ausweise und Erbtheilungen aufnehmen, und alle zur Erwirkung der Ein- 
antwortung eriorderlichen Acte dergestalt vorbereiten und zur gericht- 
lichen Genehmigung vorlegen, dass der Richter in die Lage gesetzt wird, 
sogleich über diese Eingabe des Notars mit der Ertheilung der Ein- 
antwortungs Urkunde vorgehen zu können." — Femer können die Notare 
bei Legalisirungen sehr oft nicht umgangen werden und nach dem Ge- 
setze vom 25. Juli 1875 R.-G.-B. No. 76 niemals bei einigen sehr wichtigen, 
sehr häufig wiederkehrenden Rechtsgeschäften, über welche der § 1 des 
Gesetzes bestimmt wie folgt: „Die Giltigkeit der nachbezeichneten Ver- 
träge und Rechts Verhandlungen ist durch die Aufnahme eines Notariats - 
actes über dieselbe bedingt: a) Ehepacten; — b) zwischen Ehegatten 
geschlossene Kauf-, Tausch-, Renten-, und Darlehensverträge und Schuld- 
bekenntnisse, welche von einem Ehegatten dem anderen abgegeben 
werden ; — c) Bestätigungen über den Empfang des Heirathsgutes, auch 
wenn dieselben anderen Personen, als der Ehegattin ausgestellt werden : — 
d) Schenknngs vertrage ohne wirkliche Uebergabe; — e) alle Urkunden 
über Rechtsgeschäfte unter Lebenden, welche von Blinden, oder welche 
von Tauben, die nicht lesen, oder von Stummen, die nicht schreiben 
können, errichtet werden, sofern dieselben das Rechtsgeschäft in eigener 
Person schliessen ** 

Doch gebietet auch hier die Loyalität zu bemerken, dass in diesem 
Punkte wir Czechen auch jetzt schon nicht gar so schlecht daran sind. 
Es hat nämlich laut des stenographischen ProtokoUes über die Sitzung 
vom 17. December 1894, Seite 16 477, der Justizminister J. U. Dr. Friedrich 
Graf Schönbom folgende Erklärung abgegeben: »In der Sitzung dies 
hohen Hauses am 31. October 1. J. haben die Herren Abgeordneten 
Dr. Samanek und Genossen in der Form einer Interpellation die Anfrage 
an mich gerichtet, ob und was ich gegen jene Notare in Böhmen vor- 
zukehren gedenke, welche die von den Parteien begehrte Vornahme einer 
Xiegalisirung in böhmischer Sprache und sohin auch die Beisetzung der 
Legalisirnngsclausel in dieser Sprache verweigern. 

Ich beehre mich, diese Interpellation folgend zu beantworten. Wenn 
ein Notar die Vornahme einer von der Partei begehrten Amtshandlung 
verweigert, so ist hingegen Abhilfe auf dem in der Notariatsordnung vom 
25. Juli 1871 R.-G.-B. No. 75 und zwar in den §§ 35 und 141 vor- 
erezeichneten Wege und Instanzenzuge, daher zunächst durch Ergreifung 
' Beschwerde an die zuständige Notariatskammer zu suchen. 

Ich bin deshalb nicht in der Lage, aus Anlass des von den Hennen 
erpellanten beanstandeten Vorganges einzelner Notare in Böhmen mit 
gehung dieser gesetzlichen Vorschriften eine Verfügung zu treffen.« 

Da nun das in Rede stehende Gravamen durch einen Recurs zu 
eben sein dürfte und wir Czechen in der Einbringung von Recursen 
»t ungeübt sind, weil ja der ganze Weg unserer nationalen und 
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politischen Ent Wickelung mit einer förmlichen Schichte von Recursen ge- 
pflastert ist, so ist es klar, dass wir in diesem Punkte beinahe schon 
gewonnenes Spiel haben und dem Jnstizminister für seine Aufklärung um 
so mehr verbunden sein müssen, als unseren Advocaten, denen man Ge- 
wandtheit im Auffinden von Stützpunkten für Recurse in den Gesetzen 
sonst nicht absprechen kann — Noth lehrt ja beten. — im vorliegenden 
Falle die Möglichkeit, einen diesbezüglichen Recurs auf die vom Justiz- 
minister angeführten Gesetzesstellen zu stützen, merkwürdiger Weise ent- 
gangen ist. 

Allerdings bestimmt der § 141 lediglich den Instanzenweg, den 
eine gegen Beschlüsse oder Verfügungen einer Notariatskammer, bei welcher 
nach dem 2., zugleich letzten, Alinea des § 35 die Beschwerde gegen die 
Verweigerimg der Amtshandlung seitens eines Notars anzubringen ist, 
gerichtete Beschwerde zu nehmen hat, nämlich an das Oberlandesgericht 
und dann an den Obersten Gerichthof, während die in dem Alinea 1) des 
§ 35: „Ausser den vorbezeichneten Fällen (§§ 33 und 34) darf der 
Notar, wenn er um eine Amtshandlung angegangen wird, dieselbe nicht 
verweigern" angeführten §§33 und 34 lediglich folgende Verbote für 
den Notar enthalten, und zwar: § 33 das Verbot, in Sachen, in welchen 
er selbst oder seine Gattin oder bestimmte Verwandte betheiligt sind, 
eine Notariatsurkunde aufzunehmen und desgleichen, wenn in einer Ur- 
kunde eine Verfügung zu seinem eigenen oder zu dem Vortheile einer 
der vorgenannten Personen aufgenommen werden soll; — und § 34 das 
Verbot, über bestimmte Geschäfte und mit bestimmten Personen Amts- 
handlungen vorzunehmen. 

3. (Höhere In&tanzen.) Wir fordern bezüglich der behörd- 
lichen Instanzen, dass unsere Rechtsangelegenheiten jeglicher 
Art in allen Instanzen in czechischer Sprache verhandelt und 
dass zu diesem Zwecke bei den höheren Instanzen für czechische 
Angelegenheiten die erforderlichen Senate und Gremien errichtet 
werden. 

Gegenwärtig gilt in Schlesien, wo es laut der letzten, von den 
Deutschen „geleiteten" Volkszählung 48 ®/o Deutsche gibt, der Erlass 
des Justizministeriums vom 12. Oktober 1882 Z. 15847 (Kaserer, Hand- 
buch der östen-eichischen Justizverwaltung, n. Band, Seite 332), den ich 
hier zur Illustrirung unseres Pariasthum dem ganzen Wortlaute nach 
folgen lasse. Derselbe lautet: »In Betreif des Gebrauches der im Herzog- 
thum Schlesien üblichen Sprachen im Verkehre zwischen den Gerichten 
und Parteien finde ich im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des 
Innern in Abänderung der Justiz-Ministerial-Erlässe vom 3. November 1851 
Z. 13470 und vom 22. Juli 1861 Z. 6099 Nachstehendes anzuordnen: 

1. Bei dem Landesgerichte und st. d. Bezirksgerichte Troppi i, • 
dann bei dem Bezirksgerichten in Königsberg, Wagstadt und Wigstad l, 
in deren Spiengeln nebst der deutschen auch die böhmische Sprache übli h 
ist, sind Eingaben, welche in böhmischer Sprache abgefasst sind, an? - 
nehmen. 

IL Bei dem Kreisgerichte Teschen und bei sämmtlichen in de« i 
Sprengel gelegenen Bezirksgerichten, in deren Gebiet nebst der deutsc i 
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auch die böhmische und die polnische Spi-ache üblich ist, sind Eingaben, 
welche in böhmischer oder polnischer Sprache abgefasst sind, anzunehmen. 

in. Die in den Absätzen I und II bezeichneten Gerichte haben sich 
in dem mündlichen Verkehre mit Parteien und Zeugen der diesen Zeugen 
vei-ständlichen Sprache zu bedienen und Erklärungen derselben, auf deren 
Wortlaut es ankommt, in der Sprache zu Protokoll zu bringen, in welcher 
sie abgegeben wurden. 

Gerichtliche Vorladungen an Personen, von wichen anzunehmen ist, 
dass sie nui* der böhmischen, beziehungsweise- polnischen Sprache mächtig 
sind, sind in dieser Sprache auszufertigen. 

Das k. k. Oberlandesgericht wird beauftragt, die vorstehenden Be- 
stimmungen den Gerichten des Herzogthums Sclüesien zur Damachachtung 
raitzutheilen.« 

Sonach werden bei den betreifenden Gerichten czechische, beziehungs- 
weise polnische Eingaben nicht melu* zurückgewiesen und sohin dürfen 
z. B. die bei den Steuervorschreibungen und Rekrutenaushebuugen mit 
den schlesischen Deutschen vollkommen gleichberechtigten czechischen und 
polnischen Bauern, allerdings nur bei den betreffenden Bezirksj^erichten, 
in der eigenen Sprache Grundbuchsgesuche überreichen. Wer jedoch an- 
nehmen würde, dass solche nichtdeutsche Gesuche in der betreffenden 
nichtdeutschen Sprache erledigt werden, würde sich in einem schweren 
Irrthume befinden, den über czechische und polnische Grundbuchsgesuche 
werden in Schlesien in erster Instanz nur deutsche Grundbuchs- 
bescheide erlassen und die bücherlichen Eintragungen nur in deutscher 
Sprache vollzogen, so dass der Czeche und der Pole in ganz Schlesien Deutsch 
— und zwar ein qualificirtes Deutsch, nämlich das Gerichts - Deutsch — 
lesen und verstehen muss, wenn er aus dem Bescheide oder, wie es nach dem 
Grundbuchsgesetze sein Recht ist, durch Autopsie im Grundbuche erfahren 
will, ob er auch bücherlicher Eigenthümer seiner Realität ist. — 

Gegenwärtig darf in Böhmen, Mähren und Schlesien der Gerichts- 
diener in czechischer Sprache nicht einmal berichten, dass er einen Bescheid 
nicht hat zustellen können, denn dies wurde in dem Erlasse des Präsi- 
denten des gegenwärtig höchsten Gerichtshofes des glorreichen Königreiches 
Böhmen vom 18. November 1880 Z. 24604 (Kaserer, Handbuch der 
<isteiTeichischen Justizverwaltung, 11. Band, Seite 330) als „Unfug" be- 
zeichnet, und muss es in deutscher Sprache thun. Es würde nämlich — 
imd es wird von uns Czechen sogar verlangt, dass wir es einselien — 
die Monarchie, obwohl in Oesterreich deutsch, italienisch und polnisch und 
in Ungarn magyarisch und croatisch, in toto also schon in fünf „ inneren" 
Amtssprachen amtirt wird, sofort in Triimmer gehen, wenn ausserdem 
no h, wie wir Czechen in Obigem implicite verlangen und wie sich dies 
da m von selbst ergeben würde, auch in der czechischen Sprache würde 
an tirt werden. 

Wir Czechen und die übrigen österreichischen Slaven mit Aus- 
na ime der Polen in Galizien haben uns in ungemein ^^elen Fällen über- 
hg ipt nur mit Uebersetzungen zu begnügen (bezüglich der Entscheidungen 
de Obersten Gerichtshöfe und der Ministerien und bezüglich der meisten 
Gi ^'tze, sonach bezüglich der im Allgemeinen wichtigsten Bestinnnungen 
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haben diese Verpflichtung alle österreichischen Nichtdeutschen), obwohl 
die Uebersetznng gerade dieser Entscheidungen und Bestimmungen, da 
sich bei denselben stets um Geldwerth oder andere Güter handelt, die in 
den concreten Fällen thatsächlich geleistet werden müssen, immer Etwas un- 
gemein heikles ist und richtige Uebersetzungen der betreffenden Schrift- 
stücke stets eine genaue Kenntniss sowohl der betreffenden Materie al» 
auch der betreffenden beiden Sprachen voraussetzen. Hierzu kommt noch 
der Umstand, dass infolge der grossen Verschiedenheit, welche zwischen 
der deutschen und allen slß,vischen Sprachen besteht, richtige Uebersetzun- 
gen oft gar nicht möglich sind."*) 



*) Wenn in einer Uebersetznng von Dante's Göttlicher Komödie oder gar 
in einer Uebersetznng des zweiten Theiles von Goethe's Faust Ungenauigkeiten 
sich vorfinden, so ist dies eine irrelevante Sache, weil es fElr das Wohl der 
Menschheit in ihrer Gänze, als auch för das Wohl jedes einzelnen Menschen — 
die sogenannten Dante- und Goethe-Forscher allerdings ausgenommen — völlig- 
gleich^tig ist, was in diesen beiden Schriften steht; anders jedoch verhält 
sich die Sache, wenn es sich um die Uebersetznng eines Gesetzes, eines ürtheiles 
oder einer sonstigen behördlichen Entscheidung handelt —die für die Betroffenen 
oft eine weit grössere Wichtigkeit haben, als alle sonstigen Schriftstücke und 
Buchender ganzen Welt zusammen genommen. Ein Beispiel: In der , Neuen 
Freien Presse", Morgenblatt vom 9. Juni 189e5, Seite 7, ist in der Rubrik „Aus 
dem Gerichtssaale* Folgendes zu lesen: »Wien, 8. Juni. (Ein Raubmord in 
Bosnien.) Zu Beginn der heutigen Cassationssitzung im Justizpalais erschien 
gemeinsam mit dem Senate . . . auch der Justizminister Dr. Graf Schönbom, 
um einer Verhandlung beizuwohnen. Der Minister .... blieb wöhrend der 
2^4 Stunden in Anspruch nehmenden Gerichtssitzung bis zum Schlüsse. Gegen- 
stand der Verhandlung bildete die Nichtigkeits- Beschwerde eines bosnischen 
Raubmörders . . . ., welcher als österreichischer Unterthan dem Kreisgerichte 
Spalato ausgeliefert und daselbst zum Tode durch den Strang verurtheilt worden 
war. Das Interesse des Falles lag nicht so sehr in den Details des umfang- 
reichen Materials, als vielmehr darin, dass die General-Frocuratur .... trotz 
Antraffes auf Abweisung der anhängigen Beschwerde für ein milderes Straf- 
urtheiT eintrat, weil der Gerichtshof erster Instanz infolge einer un- 
klaren uebersetznng und unrichtigen Interpunction des Straf- 
gesetzes in der italienischen Ausgabe irrthümlich auf Todes- 
strafe erkannt hatte. Der Oberste Gerichtshof verhängte über den 
Angeklagten, welcher von der Jury schuldig erklärt worden war, nicht durch 
unmittelbare ThUterschaft, sondern auf andere Weise bei dem Morde thätig 
mitgewirkt zu haben, statt der Todesstrafe zwanzigjährigen schweren Kerker/ 
Ferner ist in der , Neuen Freien Presse**, Morgenblatt vom 2. August 1895, 
Folgendes zu lesen: „Wien, 1. August. (Zur Praxis des Heimathsgesetzes.) 
Die , Wiener Abendpost " verlautbart heute das folgende Communique: Der § 10 
des Heimathgesetzes vom 3. December 1863, welaher die Erwerbung des 
Heimathrechtes durch den Antritt eines öffentlichen Amtes regelt, hat in der 
italienischen und in der croatischen Ausgabe des Reichsgesetzblattes einen Text» 
welcher von dem authentischen Texte der deutschen Ausgabe nicht unwesent- 
lich abweicht und der Annahme Raum gibt, dass das Erfordemiss der definitiv^ 
Anstellunff nur für Hof-, Staats-, Landes- und öffentliche Fondsbeamte, ni< 
aber für Geistliche und Lehrer vorgeschrieben ist. Um diese Incongruenz < 
Gesetzestexte zu beheben, wurde in dem am 18. Juni 1895 verwendeten Stücke 
der italienischen Ausgäbe und in dem am 25. Juni 1895 versendeten Stücke 3 
der croatischen Ausgabe des Reichsgesetzblattes der Text des § 10 des Heimat 
gesetzes berichtigt, so dass er dermal in einer jeden Zweifel ausschliessen« 
Weise mit dem authentischen Texte übereinstimmt. Hierdurch erscheint a 
der in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 20. Juli d. J. angenommei 
Resolution entsprochen, mit welcher die Aufforderung gestellt wurde, das*^ 
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Trotzdem müssen gegenwärtig ans den Schriften der in czechischer 
Sprache geführten Processe sogenannte Acten - Ansztige in deutscher 
Sprache angefertigt werden, um znr Grundlage der in deutscher 
Sprache zu führenden Berathung des in czechischer Sprache auszuferti- 
genden Urtheiles zu dienen, weil sonst die Monarchie zu Grunde gienge. 
(regen wärtig werden czechische ürtheile, Bescheide, Entscheidungen und 
Kundmachungen erlassen, welche die Klarheit des Amts-Deutsch mit der 
Gfefälligkeit der oft ganz wörtlichen Uebersetzung des amtsdeutschen 
Conceptes in die czechische, der Syntax nach schon von dem bürgerlichen 
Deutsch stark abweichende Sprache und mit einer mehr als sou verainen 
Verachtung jeder Orthographie harmonisch in sich vereinigen. Doch 
niuss hier loyal bemerkt werden, dass die nichtdeutschen Sprachen Oester- 
reichs, sohin auch die czechische Sprache, vor ungefähr zwei Jahren in 
einem Erlasse des gegenwärtigen Präsidenten des obersten Gerichtshofes 
— sehr zutreffend — als „fremde" Sprachen bezeichnet wurden. 

(In dem citirten Handbuche von Kaserer vom Jahre 1883, Band II, 
Seite 325 — 353 sind unter der Ueberschrift „Bestimmungen über die 
Gerichtssprache" auf 28 Seiten 44 verschiedene Verordnungen und Erlässe 
mannigfacher Behörden angeführt, die zumeist auf die slavischen Sprachen 
Bezug haben und eine kurze, jedoch ungemein prägnante und vielsagende, 
amtliche Darstellung eines Theiles des traurigen Kampfes der öster- 
reichischen Slaven um sprachliche Gleichberechtigung mit den Deutschen 
und den Italienern bilden, deren Leetüre seinerzeit von der früheren 
Regierung den czechischen Abgeordneten des böhmischen Landtages 
empfohlen wurde und hiemit allen österreichischen Slaven von mir 
empfohlen sei.) 

Der Forderung, dass bei den höchsten Instanzen czechische Senate 
emchtet werden , wird immer mit dem Einwände begegnet , dass 
hierdurch die Einheitlichkeit der Rechtssprechung verloren gehen würde. 
Das ist ein Argument, welches insbesondere dann, wenn es von einem 
der scharfsinnigen Juristen — und andere gibt es bekanntlich nicht — 
einer Versammlung von Laien vorgeführt wird, sich sehr gut macht, 
da diese unwillkürlich dafür halten, es gebe thatsächlich eine solche 
Einheitlichkeit, weil ja nach dem gewöhnlichen Laienverstande nur das 
verloren gehen kann, was vorhanden ist. Wer sich jedoch mit den Ent- 
scheidungen z. B. des Obersten Gerichtshofes zu befassen hat, weiss, wie 
es mit dieser Einheitlichkeit bestellt ist; denn nicht einmal in der oft 
zur Entscheidung vorgelegenen Frage, ob Derjenige, dem das Recht der 
Wohnung zusteht, in diese Wohnung den nach Bestellung des Rechtes 
geheirateten Ehegatten aufnehmen darf, ist sich der Oberste Gerichtshof 

oi lielle Uebersetzung des Heimathsgesetzes in den zwei obgenannten Ausgaben 

dl Reichsgesetzblattes mit dem authentischen Texte in Uebereinstimmung ge- 

b] iht werde.** Daraus, dass so importante Fehler bei den ohne Zweifel mit 

gl iser Sorgfalt von Leuten, welche genaue Kenntniss sowohl der Materie als 

ai h. der betreifenden beiden Sprachen besassen, vorgenommenen officiellen 

U Ersetzungen so wichtiger Stellen so wichtiger Gesetze thatsächlich be- 

gi j^en werden konnte, kann man auf die Beschaffenheit der Uebersetzungen 

d< iirrenten Schriftstücke schliessen. 
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klar ttnd entschied manchmal pro und oiianchmal contra. Diese Einlieit- 
lichkeit wird mit dem technischen Ausdrucke „schwankende Spruch-Praxis" 
bezeichnet. 

Nun, wo die Spruch - Praxis jetzt nicht schwankend ist, wird sie 
auch nach Einführung czechischer Senate nicht schwankend sein, und wo 
dieselbe jetzt schwankt, wird sie auch dann schwanken. 

Der Einwand, dass die Einrichtung dieser Senate, insbesondere in 
der ersten Zeit, mit einer Erhöhung der Staats-Ausgaben verbunden sein 
würde, ist wahr, jedoch ohne Gewicht. 

4. (Geld- und Creditwesen.) Wir fordern bezüglicli des 
öffentlichen Geld- und Creditwesens, dass alle jene Geldmünzeu, 
Papiergeldsorten und Creditpapiere, deren Annahme als Zahlung 
nach dem Gesetze Niemand verweigern und bei Anlage von 
Capitalien nicht vermeiden kann, in allen Sprachen Oesterreichs, 
sonach auch in der czechischen Sprache textirt seien und dass 
die in Böhmen, Mähren und Schlesien befindlichen Credit-Institut« 
und die daselbst befindlichen Filialen der betreffenden Central- 
Anstalten und diese selbst, insbesondere die österreichisch-unga- 
rische Bank, mit den czechischen und den polnischen Parteien 
in deren Sprache verkehren. 

Technische Schwierigkeiten für die geforderte Textirung der Geld- 
und Wertzeichen gibt es auch bei den Münzen keine, denn auch auf dem 
Hellerstück ist für den Text „Heller" in allen den betreffenden Sprachen 
genügend Raum vorhanden. 

Bei der gegenwärtigen Beschaffenheit unserer Geldmünzen, Geld- 
noten und Creditpapiere können die der deutschen und der magyarischen 
Sprache nichtkundigen Staatsbürger der Monarchie nicht einmal durch 
Lesen des Textes erfahren, auf welche Beträge ihr gesetzliches Geld und 
die öffentlichen Creditpapiere lauten. Dieser Umstand bildet eine der 
grellsten officiellen Illustrationen des Knechtschaftsverhältnisses, in welchem 
die Slaven und die Rumänen der Monarchie sich den Deutschen und den 
Magyaren gegenüber befinden. 

5. (Post-, Stempel- und Controlmarken.) Wir fordern bezüg- 
lich der öfFentliehen Post-, Stempel- und Controlmarken , dass 
dieselben in Böhmen, Mähren und Schlesien, wie dies gegen- 
wärtig bei einigen Postdrucksorten geschieht, mit zweisprachigem 
Texte ausgegeben werden, denn es gilt von denselben vollinhalt- 
lich alles, was im Vorhergehenden über die Greldsorten gesagt 
wurde. Bezüglich der Zeitungs- und Kalenderstempel, die bekannt- 
lich den Zeitungen und den Kalendern aufgedrückt werden und 
gegenwärtig einen nur deutschen Text aufweisen, fordern wi^ 
dass die den czechischen und den polnischen Zeitungen aufz - 
drückenden Stempel statt des nur deutschen Textes einen n r 
czechischen, beziehungsweise nur polnischen Text aufweisen. 

Der gegenwärtig nur deutsche Stempel auf czechischen und po 
nischen Zeitungen und Kalendern ist das grellste unmittelbar wahrnelr 
bare officielle Zeichen unserer inferioren Stellung, der reine unnü i 
Gesslerhut, vor dem wir uns täglich, oft auch zweimal, zu verbeugen ha> 
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6. (OeflFentliche Yerkehrs-Anstalten.) Wir fordern bezüg- 
lich der öifeutlictheii VerkehfSanstalten (Eisenbahnen, Schifffahrt, 
Post, Telegraphen, Telephone), dass die Verordnung des Handels- 
ministeriums vom 23. Juni 1884 ß.-G.-B. No. 103, betreffend die 
Organisation der Staats-Eisenbahn Verwaltung in den im Reichs- 
rat he vertretenen Königreichen und Ländern, wornach (§ 7, AI. 3) 
die i]i Galizien aufgestellten Eisenbahn -Betriebsdirectionen und 

[die denselben unterstehenden, in .diesem Lande befindlichen 
Dienstesstellen sich in Gemässheit der dort in Kraft stellenden, 
auf Grund der a. h. Entsehliessung vom 4. Juni 1869 erlassenen 
Ministerial Verordnung vom 5. Juni 1869*) sich im Verkehre mit 
den landesfürstlichen niehtmilitärischen Behörden, Aemtern und 
Gerichten im Lande, wie auch mit den dortigen autonomen Be- 
hörden und Organen der polnischen Sprache zu bedienen haben, 
ditrch eine analoge, Böhmen, Mähren und Schlesien betreffende, 
. den bereits angeführten Forderungen entsprechende Bestimmung 
erweitert und dann auf alle übrigen vom Staate verwalteten 
Yerkehrsanstalten ausgedehnt werde ; — dass ferner die weiteren 
Bestimmungen desselben § 7 und zwar Alinea 4: »Die bei den 
Eisenbahn -Betriebsdirectionen einlangenden, in einer der in 
den Landestheilen , in welchen die der Betriebs-Direction zuge- 
wiesenen Bahnstrecken gelegen sind, gebräucnlichen landesüblichen 
Sprachen verfassten Eingaben und Zuschriften von Parteien und 
autonomen Behörden und Organen sind in derselben Sprache 
zu beantworten.« — Alinea 5: »Alle für das Publiciün bestimm- 
ten Mittheilungen (Kundmachungen, Aufschriften, Circulare etc.) 
sind in der deutschen und in der landesüblichen Sprache zu 
erlassen.« — Alinea 6: »Der Verkehr mit dem Publicmn hat in 
der deutschen und in den betreffenden landesüblichen Sprachen 
stattzufinden, je nachdem die Anfrage oder Aeusserung, welche 
hiezu Anlass gibt, in der einen oder in der anderen Sprache 
erfolgt ist,« auf die Verwaltungen aller jener öffentlichen Ver- 
kehrsanstalten, deren Linien in Böhmen, Mähren, Schlesien liegen, 
ausgedehnt — und gehandhabt werden. 

Gegenwärtig wenden — um nur das Eine hervorzuheben — die 
Verwaltungen der öffentlichen, nicht staatlichen östen^eichischen Eisen- 
bahnen bei schriftlicher Beantwortung der ungemein zahlreichen Parteien- 
anliegen — wenn ich sonst gut informirt bin — fast alle nur die deutsche 
und die italienische Sprache an und berufen sich hiebei darauf, dass diesbe- 
züglich thatsächlich keine gesetzliche Bestimmung besteht, da nicht einmal 
in -^em die Beschwerdeführung betreffenden § 4 des mit Verordnung des 
Ha ielsministers vom 10. December 1892 R-G.-B. No. 203 einj^efiihrten 
nei in Betriebs - Reglement : „Beschwerden können bei den Dienstvorge- 
set ten mündlich oder schriftlich angebracht, auch in das auf jeder Station 
bei dliche Beschwerdebuch eingetragen werden. — Die Verwaltung hat 
ba möglichst auf alle Beschwerden zu antworten, welche unter Angabe 



*) Z. 2354 galiz. L.-G.- u. V.-B. No 24. 
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des Namens und des Wohnortes des Beschwerdefuhrenden erfolgen...." 
gesagt wird, in welcher Sprache die eingebrachten Beschwerden zu beant- 
worten sind. 

Wörtlich so lautete auch der § 4 des alten Betnebs - Reglements 
(Verordnung des Handelsministers vom 10. Juni 1874 R.-G.-B. No. 75); 
dass diese Bestimmungen trotz der der Regierung bekannten Praxis der 
Eisenbahnverwaltungen und trotzdem für die Staats- Eisenbahn Verwaltung 
mit der oben auszugsweise mitgetheilten Verordnung des Handelsministeriums 
vom 23. Juni 1884 R.-G.-B. No. 103 anderes bereits statuirt war, dennoch 
wiederum in diesem Wortlaut in das neue Betriebs - Reglement aufge- 
nommen wurden und dass in der Verordnung des Handelsministeriums 
vom 1. November 1890 Z. 47510 über die Veröffentlichung der Tarife 
für den Personen- und Güterverkehr auf Eisenbahnen und die Abände- 
rungen derselben (Verordnungsblatt für Eisenbahnen und Dampfschifffahrt 
vom 4. November 1890 No. 128) davon, in welcher Sprache diese Ver- 
öffentlichung zu erfolgen hat, keinerlei Erwähnung geschieht, ist bezeich- 
nend, harmonirt jedoch vollkommen mit der üblichen Behandlung der 
österreichischen Slaven. 

Wie es mit den mündlichen Kundmachungen an das Publicum 
gegenwärtig steht, hatte ich gelegentlich einer vor Kurzem unternommenen 
Reise während eines mehrstündigen Aufenthaltes in Oderberg Gelegenheit 
zu sehen : in dieser in Schlesien gelegenen Kreuzungs-Station, in welcher 
vier grosse Eisenbahnlinien, Wien- Oderberg, Kaschau-Oderberg , Krakau- 
Oderberg und Berlin-Oderberg zusammenstossen und wo die Abfahi-t der 
Züge sachgemäss in deutscher, polnischer und czechischer und womöglich 
auch in magyarischer Sprache sollte angekündigt werden, geschah dies 
jedesmal lediglich in deutscher Sprache. 

7. (Yertretung der Monarchie nach Aussen.) Wir fordern 
bezüglich der Vertretung der Monarchie nach Aussen, dass die 
Anzahl der Functionäre, welche der czechischen Sprache mächtig 
sind, nicht nur unter den effectiven Beamten des Consular- 
Dienstes, sondern auch im Ministerium des Aeussern und bei 
den Missionen in auswärtigen Staaten grösser sei als gegenwärtig. 

Es ist entweder ein — schier göttlich — naiver Ausdruck der 
im Ministerium des Aeussern herrschenden Ansicht über die Bedeutung 
des czechischen Volksstammes für die Monarchie oder eine bestens depla- 
cirte Ironie, wenn in einem „Zur Kritik unseres Consularwesens in den 
Delegationen" überschriebenen Artikel der Nummer 43 des „Handelsmuseums'' 
vom 25. October 1894, Seite 593, zum Zwecke der Feststellung, „dass 
Beamte, welche Böhmen sind und böhmisch kennen, im Consulardienste 
in ausreichender Zahl vorhanden sind", gesagt wird: »Nach unseren 
Informationen, die sich auf Mittheilungen von competenter Stelle stütz n, 
finden sich unter den ungefähr 200 effectiven Beamten des Consul r- 
dienstes nicht weniger als 20, die der böhmischen Sprache mächtig sind.« - 

Es will mir auch scheinen, dass die durch Anführung dieser Zah n 
beabsichtigte „Feststellung" nicht nur mir als nicht gerade exemplarii li 
gut gelungen vorkommt, denn es sagt beispielsweise die „Neue F ie 
Presse", eine erklärte Freundin des Auswärtigen Amtes, welche "' n 
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Auszug ans dem angefühlten Artikel — bezeichnender Weise schon im 
Morgenblatte vom 26. October 1894 — brachte, in diesem Auszuge dies- 
bezüglich nur, dass die betreifenden Beschweiden ganz und gar unbe- 
gründet seien, »da die Zahl der czechisch sprechenden Functionäre dieses 
Dienstzweiges eine verhältnissmässig beträchtliche sei«, macht jedocli von 
den beiden so beweisenden Zahlen keinen Gebrauch. 
I In dem Artikel heisst es weiter: »Dieselben sind theils in lei- 

tender Stellung, theils zugetheilt bei verschiedenen Consnlaten in Russ- 
land, Rumänien, Serbien, Nordamerika, Griechenland, Bulgarien, Persien, 
China, in der Türkei und in der Schweiz.« Deutschland erscheint nicht 
angeführt, obwohl an einer weiteren Stelle gesagt wird, dass wegen der 
^fielen, in Hamburg und Harburg befindlichen Arbeiter, welche nur der 
böhmischen Sprache kundig sind, und wegen des nicht unbeträchtlichen 
Einlaufes von Schrift^stücken in böhmischer Sprache sofort bei der Eta- 
blirung des effectiven Amtes auf die Anstellung eines Beamten Bedacht 
genr>mmen wurde, welcher der böhmischen Sprache in Wort und Schrift 
mächtig ist, und dass sonach alle Parteien im mündlichen wie im schrift- 
lichen Verkehre mit dem Consulate in Hamburg nach ihrem Belieben 
auch der böhmischen Sprache sich bedienen können. Um zu sehen, ob 
die Anführung Deutschlands unter denjenigen Ländern, in welchen „Beamte, 
die der böhmischen Sprache mächtig sind, theils in leitender Stellung, 
theils zugetheilt bei verschiedenen Consulaten" sich befinden, nicht etwa 
nnr infolge eines Versehens unterblieb, schlug ich den Jahrgang 1894 
des trotz seiner Trockenheit so interessanten Hof- und Staats-Handbuches 
-Bach und fand folgenden Status: beim General - Consulat Hamburg: 
Dr. Stephani Albert, General-Consul , Dr. Sz,entmiklosy von Szentmiklos 
Eogen, Vice-Consul, Kanitzer Friedrich, Honorar - Secretär und Achenpohl 
Karl, Honorar - Secretär ; und bei den dem General -Consulat Hamburg 
untergeordneten Aemtern: Vice- Consulat Altona: Schwedeler-Meyer Johann, 
Honorar -Vice - Consul ; Viceconsulat Harburg: Francke Robert, Honorar- 
Vice-Consul; Consular-Agentie Cuxhaven (unbesetzt) und Consular-Agentie 
Kiel: Mohr Ferdinand, Honorar- Vice-Consul. Bedenkt man noch, dass in 
dem Artikel gesagt wird, dass wir »in Städten, wo wir keine Berufs- 
oder eigene Consuln haben, angewiesen sind, Honorar-Consnln zu nehmen, 
welche nicht Oesterreicher oder Ungarn sind, weil es dort keine solchen 
gibt. An solche Honorar-Consnln noch besondere Ansprüche in sprach- 
licher Hinsicht zu stellen, gienge wohl nicht an«, so kann man sich 
kaum der Annahme erwehren, dass jener Hamburger Beamte, w^elcher es 
ermöglicht, dass alle Parteien, im mündlichen und im schriftlichen Ver-. 
kehr mit dem Consulate in Hamburg nach ihrem Belieben auch der böh- 
mishen Sprache sich bedienen können, bei diesem Amte als Protocoll- 
füh 3r und Ober-Mundant angestellt ' ist und als solcher daselbst den 
ml aden Pohl bildet in der Erscheinungen Flucht. 

Ferner fand ich unter der Annahme, dass jeder mit einem nur 
hal w^egs czechisch klingenden Namen bezeichnete Beamte der czechischen 
Sp] che mächtig sei, die eiw'ähnten 20 Consular - Functionäre fast voll- 
zäl g und ausserdem noch das, dass — wenn nur nach dem Namen 
gei "^'^ilt wird — sich unter den ciica 162 Beamten des Ministeriums 
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nur 12 Czechen, hiervon jedoch 7 nur bei den diversen Hilfsämtern, und 
unter den circa 128 Beamten der auswärtigen Missionen nur 5 Czechen 
befinden; Magyaren sind, insl)esondere — oifenbar aus Paritäts - Rück- 
sichten — in den höheren Stellen nicht selten; im Ganzen jedoch scheint 
dieser Aemter-Complex noch eine Domaine der Deutschen zu sein. 

8. (Beichsrath.) Wir fordern bezüglich der sprachlichen 
Gebahrung des ßeichsrathes, dass zum Mindesten der Bestimmung 
des Alinea 2 des die stenographischen Berichte betreffenden § 51 
der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses vom 2. März 1875: 
> Dieselben haben die vollständige Darstellung der Verhandlung 
zu geben« durch Protokollirung der in den nichtdeutschen 
Sprachen Oesterreichs gehaltenen Reden oder, falls die iiicht- 
czechischen Nicht-Deutschen, wie z. B. die galizischen Polen, auf 
die Protokollirung der in ihrer Sprache gehaltenen Reden kein 
Gewicht legen, zum Mindesten durch Aufnahme der czechischen 
Reden in den stenographischen Bericht Rechnung getragen werde. 

Wir fordern dies inshesondere auch aus dem Grunde, weil das Ab- 
geordnetenhaus neben den Delegationen die einzige Stelle in Oesterreich 
bildet, wo es halbwegs möglich ist, über heiklere Angelegenheiten öffent- 
lich die Wahrheit zu sagen und zwar nicht so sein* für den Gebraut li 
des Hauses selbst, als nach Aussen, da nach dem letzten Alinea des § 28 
des Pressgesetzes: »Dagegen kann für wahrheitsgetreue Mittheilungen 
öffentlicher Verhandlungen des Reichsrathes und der Landtage Nieniafnl 
zur Verantwortung gezogen werden« über diese Verhandlungen in den 
Zeitungen berichtet werden darf. Nun werden aber gegenwärtig die 
Staatsanwaltschaften durch eine halsbrecherische, für dieselben jedoch 
dienstlich -autoritative Auslegung des das Strafverfahren in Presssachen 
regelnden XXVII. Hauptstückes der Straf prozess - Ordnung gezwungen, 
Berichte czechischer Zeitungen über czechische Reden im Abgeordneten- 
Hause pressgerichtlich mit der Begründung zu verfolgen, dass es einer- 
seits angeblich der berichtenden Zeitung obliege nachzuweisen, dass der 
Bericht eine wahrheitsgetreue Mittheilung einer öffentlichen Verhandlung 
des Abgeordnetenhauses ist, und dass andei-erseits bei dem Umstände, dass 
diese Reden in dem stenographischen Berichte des Hauses nicht vor- 
kommen, die Erbringung dieses Nachweises nicht möglich sei. Ausserdem 
könnten, wenn ein Justizminister noch, sagen wir, juristischer interpretiren 
würde als der Justizminister J. IT. Dr. Friedrich Graf Schönborn, die 
Staatsanwaltschaften auf ebendieselbe Art bemüssigt werden, mit eben- 
derselben Begriindung nichtdeutsche Zeitungsberichte über deutsche — 
also protokoUirte — Reden ?u verfolgen, d. h. zu conlisciren und rück- 
sichtlich der deutschen Zeitungs-Berichte zu bewirken, dass dieselben nicht 
vor dem Erscheinen der offtciellen Berichte veröffentlicht werden. . ut 
diese Weise könnte die Berichterstattung nichtdeutscher Journale ii er 
Verhandlungen des Reichsrathes imd der Landtage abgeschafft werc n, 
denn die Aufhebung der Confiscation macht die confiscirte Nummer n" lit 
mehr lebendig. 

Der bisher geübte Abusus, dass trotz der angeführten Bestinmv ig 
der Gescluiftsordnung die in den nichtdeutschen Sprachen Oesterr*^ is 
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gehaltenen Reden in den stenographischen Bericht nicht aufgenommen 
werden, beruht lediglich auf unbegründeten Entscheidungen der bisherigen 
Präsidenten des Abgeordnetenhauses, welche alle behufs „Begiiindung" 
dieser Entscheidungen sich stets darauf beriefen, dass das stenographische 
Bureau des Hauses nicht über geeignete Kräfte verfüge; da nun solche 
Kräfte, welche sowohl in deutscher, als auch in je einer der nichtdeutschen 
Sprachen Oesterreichs stenographiren können, erhältlich sind, so ist dies 
nur eine Geldfrage, welche dem Betrage nach bei dem Umstände, dass 
das Erforderniss für den Reichsrath in dem Staatsvoranschlage pro 1895 
mit 886 352 Gulden präliminirt erscheint, gar nicht ins Gewicht fällt. 

9. (Behandliini^ der Czechen im Heere.) Wir fordern be- 
züglicli des Heeres, dass Anlässe zu Klagen, welche über Miss- 
handhmgen und Beschimpfungen czechischer Soldaten von 
czefhischer Seite in den Vertretungskörpern so häufig erhobeii 
werden (vid. z. B. Stenographisches Protokoll über die Sitzung 
der österreichischen Delegation vom 5. Oktober 1894, auch „Neue 
Freie Presse^\ Morgeiiblatt vom 6. Oktober 1894, dann Steno- 
graphisches Protokoll über die Sitzungen des Abgeordnetenhauses 
vom 14. und 2i. Juni 1895) endlich beseitigt werden. 

Die Ueberzeugung des Reichs-Kriegsministers Edlen v. Krieghammer, 
der zufolge derselbe in der Delegationssitzung vom 5. Octoher 1894 
(Sten. Prot. S. 217) erklärt hat, »dass die Armee seit ihrem Bestände in 
der Behandlung ihrer Angehörigen ganz und gar keinen Unterschied der 
Nationalität kennt«, reicht hiezu nicht aus; denn entweder entspricht 
die Wirklichkeit dieser Ueberzeugung, dann bleibt zur Erklärung der 
erhobenen Klagen nur die Annahme übrig, dass wir Czechen in An- 
sehung des persönlichen Ehrgefühls feiner organisirt sind als z. B. die 
über dergleichen Misshandlungen und Beschimpfungen nie klagenden 
Deutschen; dann jedoch sind die feiner organisirten czechischen Soldaten 
als solche nach § 17, Artikel 101 des I. Theiles des Dienstreglements: 
»Die Behandlung der Untergebenen soll gerecht und wohlwollend, dabei 
consequent und den Eigenthümlichkeiten des Einzelnen an- 
gepasst sein« mit Misshandlungen und Beschimpfungen, da solche im 
ganzen Dienstreglement nirgends vorgeschrieben sind, insbesondere zu 
verschonen; — oder aber, es sind die Czechen in Ansehung des per- 
sönlichen Ehrgefühles nicht feiner organisirt als die Uebrigen^ dann 
bleibt zur Erklärung der erhobenen Klagen nur die Annahme übrig, dass 
die obige Ueberzeugung des Reichs-Kriegsministers der Wirklichkeit nicht 
entspricht und die czechischen Soldaten als solche bei Zufügung von 
Misshandlungen und Beschimpfungen begünstigt werden, obwohl das 
Dienstreglement I. Theil im Alinea 2) des Art. 103: »Der militärische 
Di( stbetrieb ist mit Schärfe zu handhaben und wo es Noth thut, ist 
zei gerecht mit Strenge einzuschreiten; diese darf jedoch nie in 
ei e herabwürdigende Behandlung des Untergebe ne na us- 
ar en« Misshandlungen und Beschimpfungen der Soldaten überhaupt 
ve lietet und im Punkte 107: »Der Vorgesetzte trachte auch, 
di Ehrliebe und das Selbstgefühl seiner Untergebenen 
t ;s rege zu erhalten und zum Besten des Dienstes zu verwenden ^< 
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das Gegentheil vob Misshandlungen und Beschimpfungen anbe&ehlt. — lu 
dieser Beziehung wäre strenge darauf zu sehen, dass die Bestimmung de» 
Alinea 1) des Punktes 109: »Der Vorgesetzte hat jeden Unter- 
gebenen mit „Sie" .... anzusprechen <k insbesondere auch von den 
jüngeren Officieren, Kadetten und Unter-Officieren schon deshalb einire- 
halten werden, weil man im Allgemeinen — man verzeihe das Beis[)iel 
— „Sie Esel" nicht so leicht sagt als „Du Esel". — Hiebei bemerke 
ich ausdrücklich, dass es uns nicht unbekannt ist, dass man beim Militäi» 
nicht jeden und nicht immer mit Glacehandschuhen anfassen kann ; dazu 
fehlt es oft geradezu an der nöthigen Zeit. Doch habe ich persönlich 
wiederholt die Erfahrung gemacht, dass die militärische Disciplin und tlii 
Stimmung der Mannschaft bei jenen Abtheilungen, wo wenig geschrieen 
und geschimpft wurde, weit besser waren, als bei jenen Abtheilungen, wo 
man der Ansicht war, dass man nicht einmal den Sonntags-Befehl 
geschweige denn irgend eine Uebung — ohne Schreien und Schimpfen 
verlaufen lassen dürfe. 

Von einer geradewegs kindlichen Auffassung der Sache zeugt es?. 
wenn laut des Stenographischen Berichtes über die Sitzung des Abgeord 
netenhauses vom 10. November 1894, Seite 15468, der Minister für Landes- 
vertheidigung F. Z. M. Graf Zeno V^elserheimb auf Ausführungen von Ab- 
geordneten über das Beschwerderecht der Soldaten und über Reprobationen 
€zechischer und jüdischer Einjährig-Freiwilliger bei den Reserveofficierj'- 
Prüfungen unter anderem erwiderte: ». . . . Ich erachte es für wichtig, 
hier die volle Aufklärung zu geben und es namentlich zu betonen, dass 
€s eine ganz irrthümliche Auffassung wäre, zu glauben, dass das Be 
schwerderecht von Seite der höheren militärischen ^'orgesetzten Liegend 
beeinträchtigt oder unterdrückt werden wollte. Es ist dies in den 
militärischen Vorschriften sehr klar, ausdrücklich und kategorisch zuiii 
Ausdruck gebracht, und die Gewährleistung existirt nicht nur mit Worten, 
sondern sie existirt thatsächlich . . . .« und weiter: ». . . . Es sind 
eben die Fälle von üngehörigkeiten glücklicherweise seltene Aus 
nahmen, und schon aus diesem Grunde konunt es natürlichei-weise selten 
zu einer Beschwerde. Es kommt aber auch manchmal ein anderes Moment 
dazu. Die Leute wollen sich manchmal deshalb nicht beschweren, weil 
sie recht gut fühlen, dass sie auch mit Veranlassung gegeben haben, 
w^enn die Vorgesetzten sich zu einer unrechten Aeussemng oder gar 7M 
einer Thätlichkeit hinreissen Hessen; und wenn es auch absolut nicht zu 
billigen ist und wenn auch dagegen strenge eingeschritten A\ird, so wird 
es manchmal menschlich begreiflich . . . .« und endlich (betreffs der 
Behandlung der Einjälmg - Freiwilligen bei den Prüfungen): »Ich kann 
versichern, dass mir absolut kein Umstand bekannt ist, aus welchem man 
schliessen könnte, dass eine verschiedene Behandlung in Bezug auf < oii- 
fession oder Nationalität Platz gegriffen hätte ; und ich kann w^eiters ei - 
sichern, dass derartiges ganz entschieden nicht nur nicht in den A ler- 
höchsten Intentionen, sondern ebensowenig in den Vorschriften begrü det 
ist, welche die Heeresleitung erlassen und deren Handhabung sie im- 
befohlen hat.<; 

Dass es ein Beschwerderecht der Soldaten gibt, weiss ja alle ^ ;^lt, 
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wenn auch nicht jedermann die §§14 und 90 des L Theiles des Dienst- 
Eeglements gelesen hat, ebenso gut, wie es allgemein bekannt ist, mit 
welchen Schwierigkeiten es für den Soldaten verbunden ist, Beschwerde 
gegen einen Vorgesetzten — und nur auf diese Beschwerden kommt es 
hier an — zu führen, und dass nur die wenigsten von denjenigen, derßn 
Beschwerdeflihrung zur Bestrafung des schuldigen Vorgesetzten geführt 
hat, es nicht bereut haben, sich überhaupt beschwert zu haben. — 

Dass das Beschwerderecht auch noch von Seite der höheren — 
sonach an der jeweiligen Beschwerde meritonisch nicht betheiligten militäri- 
schen Vorgesetzten irgend beeinträchtigt oder unterdrückt werden wollte, 
würde uns gerade noch fehlen; aber aus der negativen Fassung dieser 
Erklärung geht klar hervor, dass auch von den höheren militärischen 
Vorgesetzten zu dem Zwecke, dass einem Beschwerdeführer Recht werde, 
nur dasjenige gethan wird, was auf keine Weise sich umgehen lässt. — 

Wie so sehr klar, ausdrücklich und kategorisch die Pflicht, ge- 
gründeten Beschwerden abzuhelfen, gerade bezüglich derjenigen Vorgesetzten, 
gegen welche eine Beschwerde sich richtet — und nur auf diese Vor- 
gesetzten kommt es in der Hauptsache an — in den militärischen Vor- 
schriften zum Ausdruck gebracht ist, lässt sich am besten aus dem Wort- 
laut der betreifenden Vorschriften (Punkte 82 und 83 des § 14 des 
I Theiles des Dienst-Reglements) beurtheilen ; es lautet Punkt 82: »Allen 
Personen des Heeres steht das Recht zu, über erlittenes Unrecht Be- 
schwerde zu führen« und Punkt 83: »Jeder Vorgesetzte, der das Recht 
der Entscheidung hat, ist verpflichtet, gegründeten Beschwerden abzuhelfen. 
— Es kann dem Ansehen des Vorgesetzten keinen Abbruch thun, es 
wird vielmehr demselben nur zur Ehre gereichen, wenn er dieser Pflicht 
in einer seiner Stellung und den Verhältnissen angemessenen Weise auch 
in dem Falle gewissenhaft nachkommt, als die Beschwerde gegen ihn 
selbst gerichtet wäre." — Klar ist, dass, wer für diese Ehre gegebenen 
Falles Sinn haben würde, seine Untergebenen nie misshandelt oder be- 
schimpft, und dass derjenige Vorgesetzte, welcher seine Untergebenen 
misshandelt oder beschimpft, auf den ihm im Punkte 83 in Aussicht ge- 
stellten Zuwachs an Ehre gerne verzichtet. Und umgehen 'kann der Be- 
schwerdeführer diesen seinen Vorgesetzten nicht, denn nach Punkt 87 
und Punkt 77 »steht es nur bei der Frühjahrs-Inspicirung durch den 
Brigadier oder den sonst hiezu Berufenen jedem Soldaten des Mannschafts- 
standes nach ergangener Aufforderung frei, eine Beschwerde auch ohne 
Einhaltung des Dienstweges unmittelbar an den Inspicirenden zu richten,« 
und nach Punkt 86 »kann« der Beschwerdeführer, wenn sein unmittel- 
barer Vorgesetzter, sowie auch die höheren Zwischen- Vorgesetzten die 
Beschwerde nicht zu beheben vermögen, dieselbe beim Compagnie-Gommando 
^ rbringen, und wird auch hier die Beschwerde nicht berücksichtigt, so 
teht es dem Betreffenden zwar frei, die Entscheidung des Bataillons-, 
: ,ch Umständen auch des Regiments-Commandos im Dienstwege zu er- 
sten, er hat jedoch die ihm von den Zwischen- Vorgesetzten gegebene 
. ifklärung oder den ihm ertheilten Bescheid zuvor ruhig und leiden- 
1 laftslos in Erwägung zu ziehen.« — 

Die Ansicht, dass Misshandlungen und Beschimpfungen von Soldaten 
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oder — wie der Minister sich so zart ausdrückt — die Fälle von „Un- 
gehörigkeiten" glücklerweise seltene Ausnahmen sind und dass die 
Soldaten sich manchmal deshalb nicht beschweren wollen, weil sie selbst 
gut fühlen, dass sie auch mit Veranlassung gegeben haben, dass ein 
Vorgesetzter sich zu einer unrechten Aeusserung oder gar zu einer 
Thätlichkeit hiiireissen liess, nöthigt mir, sowie jedermann, der selbst im 
Mannschaftsstande gedient hat, nur ein trauriges Lächeln ab. Es ist bei 
der gegenwärtigen Erziehung und bei der ungeheueren Macht, welche 
jedem militärischen Vorgesetzten gegenüber dem Untergebenen zusteht, 
auch gar nicht möglich, dass Misshandlungen und Beschimpfungen von 
Soldaten seltene Ausnahmen sind, wenn sämmtliche Vorgesetzte aus. 
dem Munde des Ministers hören, dass gerade ihm es manchmal mensch- 
lich begreiflich wird, wenn ein Vorgesetzter sich zu einer unrechten 
Aeusserung oder gar zu einer Thätlichkeit hinreissen lässt. 

Die Versicherung des Landesvertheidigungs-Ministers, dass ihm absolut 
kein Umstand bekannt ist, aus welchem man schliessen könnte, dass eine 
verschiedene Behandlung der Einjährig-Freiwilligen in Bezug auf Con- 
fession und Nationalität Platz gegriffen hätte, ist angesichts der Aus- 
führungen, auf welche der Minister mit diesen Worten erwiderte, ein 
logisches Unding, und mit der weiteren Versicherung, dass derartiges 
ganz entschieden nicht nur nicht in den Allerhöchsten Intentionen, sondern 
ebensowenig in den Vorschriften begründet ist, welche die Heeresleitung 
erlassen und deren Handhabung sie anbefohlen hat, rennt der Minister ; 
offene Thüren ein, denn die Klage geht dahin, dass gegen die all- 
gemein bekannten Vorschriften gehandelt wird, und nicht dahin, dass 
richtige Intentionen, Vorschriften und Befehle nicht bestehen. 

10. (Sprachkenntniss der Offlciere.) Wir fordern, dass zu 
czechischen Truppenkörpeni nur solche Officiere versetzt werden, 
die der czechischen Sprache hinreichend mächtig sind, und dass 
vorerst zum Mindesten die Bestimmung der Beförderungsvor- 
selirift für die Personen des Soldatenstandes im k. k. Heere vom 
Jahre 1875 (Circular -Verordnung des k. k. Reichs - Kriegs- 
Ministeriums vom 24. December 1875, Präs. No. 5413, N.-V.-B. 
49. St., Separat-Ausgabe der k. k. Hof- und Staatsdruckerei 1893), 
Punkt 54: »Mit Vorbehalt des Ranges sind in der Beförderung 
zu übergehen : e) Diejenigen Kadeten und Offiziere, welche nach 
dreijähriger Verwendung in ihrem Truppenkörper eine der nicht- 
deutschen National-Sprachen desselben nicht in dem Grade erlernt 
haben, um der Mannschaft theoretischen Unterricht ertheilen zu 
können« bezüglich der czechischen Sprache streng gehand- 
habt werde. 

Dies schon deshalb, damit die nichtchargirte Mannschaft nicht ai ih 
noch den Unterofficieren auf Gnade nnd Ungnade anheim gegeben sei, ie 
ja bei der im § 86 des I. Theiles des Dienstreglements, Punkt 6- 1: 
(Disciplinar-) »Strafen dürfen niemals ohne gehörige Erhebung der a- 
^eschuldeten That und der wider sie sprechenden Beweise und erst n ;h 
Anhörung des Beschuldigten verhängt werden« vorgeschriebenen Anhör ig 
des Beschuldigten als Dolmetscher nicht zu umgehen sind und d in 
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zumeist die Functionen des Dolmetschers und des Anklägers in einer 
Person vereinigen. — Ausserdem liegt es auf der Hand, dass ein Be- 
schuldigter an die Möglichkeit eines gerechten Urtheiles — vcai anderen 
Voraussetzungen eines solchen ganz abgesehen — nur dann glauben 
kann, wenn er weiss, dass sein Richter das, was er, der Beschuldigte 
sagt, vollkommen versteht. 

Zu dieser selbstverständlichen Forderung, dass die Officiere der 

' Sprache der Mannschaft mächtig sein sollen, gelangt man auch schon auf 
Gnmd der Bestimmung des Alinea 2 im Art. 103 des § 17 des I. Theiles 
des Dienötreglements : »Der militärische Dienstbetrieb ist mit Schärle zu 
handhaben, und w^o es Noth thut ist zeitgerecht mit Strenge einzu- 
schreiten ; . . . « Denn es ist bekannt, dass strenge Behandlung von Unter- 
gebenen nur dann ohne Schädigung der Disciplin möglich ist, wenn sie 
gerecht ist; dass man trotz aller subjectiven Gerechtigkeit nur dann vor 
einem Danebengreifen gesichert und sonach auch objectiv gerecht sein 

^ kann, w^enn man weiss , um was es sich handelt , ist an sich klar ; und 
dass man nur dann mit Sicherheit weiss, um was es sich handelt, wenn 
man denjenigen, über den man urtheilen soll, unmittelbar und genau ver- 
steht, liegt auf der flachen Hand. 

11. (Sprache der OiBciere ausser Dienst.) Wir fordern, 
dass den czechischen Officiereii und den czechischen Einjährig- 
Freiwilligen nicht „nahegelegt'^, ,,empfohlen*' oder „bedeutet'^ 
werde^ sich auch ausser Dienst, insbesondere an öftentlichen 
Orten, nur der deutschen Dienstsprache zu bedienen. 

Abgesehen von dem unbesclu:*eiblichen Gefühl, welches die gegen- 
wärtige Praxis in jedem Czechen, der nicht Officier ist, erzeugt, ist hier 
insbesondere auch Folgendes zu erwägen. Der Officiers-Beruf hat im 
Allgemeinen auch für denjenigen, der denselben kennen gelernt hat, zahl- 
reiche schöne Seiten; auf die meisten jungen Leute wirkt derselbe infolge 
der gegenwärtigen Erziehimg der Jugend geradezu verlockend und ebenso 
auch auf die meisten jener Eltern, welche — ohne selbst den Officiers- 
Kreisen anzugehören — noch keinen Sohn im Officiers-Corps haben. Diese 
sehen niir, dass ihr Sohn, wenn er diese Laufbahn ergreift, als Lieutenant 
eine Ehrenstellung und einen ansehnlichen Gehalt schon in einem Lebens- 
alter erreichen kann, in welchem er als Student etwa in der Mitte der 
Hochschulstudien angelangt sein könnte und noch diesseits aller Prüfungen 
und der diesbezüglichen gehaltfreien Probejahre stehen würde, wissen 
jedoch nicht, dass unter den gegenwärtig bestehenden Verhältnissen ein 
fast eiserner Charakter dazu gehört, mit der Lieutenants-Gage allein aus- 
zukommen. Nun tritt ein solcher czechischer Junge in eine entsprechende 
Militärschule ein und wird im Laufe der Zeit Lieutenant. In der Schule 
fül b er den rück sichtlich der czechischen und der deutschen Sprache auf 
ilu — mit entgegengesetzten Tendenzen — geübten Zwang wenig, denn 
Sc lern ist Zwang nichts ungewohntes und in dem speciellen Falle dem 
Jn en dadurch erklärlich, dass er gerade in dieser Schule sich die 
de sehe Sprache, die ein solcher Junge in der Eegel noch nicht los hat, 
mi liehst gut aneignen soll. Als Officier jedoch fühlt er, zumal in den 
ge wärtigen national so bewegten Zeiten, das in der Form der „Nahelegung'' 
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practicirte Verbot des Gebrauches seiner Muttersprache nind empfindet 
diesen Zwang' insbesondere dann sehr tief, wenn er ein denkender Mensch 
ist; denn ein vernünftiger Zweck dieser Massregel ist ihm überhaupt un- 
erfindlich und ausserdem sieht er und zwar erst jetzt, dass dieser Zwang 
bezüglich der übrigen nichtdeutschen Sprachen nicht geübt wird.*) Em 
Verlassen der militärischen Laufbahn in diesem fortgeschrittenen Stadium 
ist nur in den allerseltensten Fällen möglich, zum grossen Theil auch 
deshalb, weil der Mann infolge der ganz besonders gearteten Ausbildung 
und Thätigkeit in einer solchen Art und in einem solchen Grade einseitig 
geworden ist, dass er fast für die sämmtlichen übrigen Berufe beinahe 
völlig unbrauchbar ist. Die Freude an dem auch zu Friedenszeiten oft 
sehr anstrengenden und auch nicht ungefährlichen, dem Geiste jedoch nicht 
übermässig viel Nahrung bietenden Berufe wird da den czechischen Offi- 
cieren durch eine zwecklose Extra-Massregel vergällt, welche überdies im 
directen Widerspruche steht mit dem bereits oben citirten Art. 107 des 
Dienstreglements: »Der Vorgesetzte trachte auch die Ehrliebe und das 
Selbstgefühl seiner Untergebenen stets rege zu erhalten und zum Besten 
des Dienstes zu verwenden.« Hiezu kommt noch der Umstand, dass die 
czechischen Offi eiere wissen, dass sie, wie alle übrigen nichtdeutschen 
Officiere, zwei Nationalsprachen der Monarchie thatsächlich beherrschen 
und sonach sowohl bei den deutschen als auch bei den czechischen 
Truppenkürpern vollkommen verwendbar, demnach thatsächlich weit ver- 
wendbarer sind, als die meisten der deutschen Officiere. — Wie angesichts 
aller dieser Umstände insbesondere jenen unter den czechischen Offi eieren 
zu Muthe ist, die das Leben ernst nehmen, das sich vorzustellen, kann, 
glaube ich, auch Nicht-Czechen nicht schwer fallen. 

Zum Schlüsse lasse ich als hieher gehörig noch folgen, was im 
Morgenblatt der „Neuen Freien Presse" vom 9. Juni 1995 auf Seite 6 
zu lesen ist: »Militärisches Verbot. Aus Brunn wird uns gemeldet: In 
allen hiesigen Kasernen wurde gestern ein Befehl verlesen, laut dessen 
den Officieren und Soldaten verboten wird, das hiesige czechische Vereins- 
haus zu besuchen. Augenscheinlich hängt diese Massregel mit der Ver- 
fügung zusammen, durch welche am 6. d. der Capelle des 8. Infanterie- 
Regiments verboten wurde, im Besedni dum zu concertiren, weil daselbst 
eine Sokol - Capelle panslavistische Lieder spielte, .welche vom Publicum 
demonstrativ bejubelt wurden. <^< — Auf eine diesbezügliche Bemei'kun^ 
antwortete (laut des Berichtes im Morgenblatte der „Neuen Freien Piesse'' 
vom 18. Juni 1895) der Reichs - Kriegsminister Edler von KrieghauniH! 
in der Sitzung des Budget - Ausschusses der österreichischen Deleanti^m 
vom 17. Juni wie folgt: »In Betreif des erwähnten, jüngst in Briinn 
erfolgten Geschehnisses muss ich vorausschicken, dass der dortige Stati-^ns- 
Commandant mir sofort von seiner Verfügung Meldung erstattet hat iinl 
dass ich, indem ich daran nichts zu ändern befand, die Verantwort ng 
für diese Massnahme übernehme. Ich halte es eben für meine Pfl^ ht. 

*) Ich habe nie zwei czechische Berufs- Officiere mit einander czecl ;ch 
reden hören ; dagegen sehr oft Magyaren magyariscb, Polen polnisch, Crc ;en 
croatisch und Italiener italienisch, sämmtliche auch in Wien. 
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die Armee von jeder politischen Emanation fern zu halten, also auch 
von einem Vereine, der Politik ti-eibt, aber keineswe^rs deshalb, weil dieser 
Verein ein czechi scher ist. Es bleibt für mich eine der wichtigsten Ob- 
liegenheiten, auch auf präventivem Wege dafür zn sorgen, ^dass Ofiiciere 
an politischen Demonstrationen keinen wie immer gearteten Antheil nehmen, 
und ich verweise darauf, dass es auch in anderen Staaten, welcher 
Regierungsfonn immer, in woldbegründeter Weise bei der Annee ganz 
ebenso gehalten wird. Dass die Deutschen aach in dieser Beziehung 
nie Klage erhoben haben, erklärt sich daraus, dass Officiere offenbar 
nirgends — auch in Biiinn nicht — deutsche Vereinshäuser besuchen. 

12. (Sprache der Militärbehörden nach Aussen.) Wir 
fordern, dass der Verkehr der Militärbehörden in Böhmen. Mähren 
imd Schlesien mit dem Einzelnen, den Gemeinden nnd den 
Cor[3orationen bezüglich der Sprache so geregelt werde, wie dies 
gegenwärtig bezüglich der magyarischen Sprache in Ungarn der 
Fall ist. 

13. (Sprache der Gendarmerie.) AVir fordern bezüglich 
der Gendarmerie, dass alle Mitglieder derselben in Böhmen und 
Mähren der deutschen und der czechischen und in Schlesien der 
deutschen und der czechischen oder polnischen Sprache mächtig 
seien, sich im mündlichen und schriftlichen Verkehre mit dem 
Einzelnen, den Gemeinden und den Corpoimtionen der Sprache 
derselben bedienen und dass jene* Dienstbücher, in welche die 
Ortsvorstände behufs Ermöglichung der Oontrole der vorge- 
schriebenen Begehung des Rayons Bestätigungen einzutragen 
haben, deutsch und czechisch und deutsch und polnisch textirt 
werden; hiebei wäre in Ansehung der geforderten sprachlichen 
Fähigkeiten behufs Vermeidung von Unbilligkeiten in den Ver- 
hältnissen des Einzelnen, insbesondere auch in den höheren Stellen, 
als Uebergangszeit die bei der Forderung der Zweisprachigkeit 
der öffentlichen Functionäre erwähnte fünfzehnjährige Frist 
festzusetzen. 

Gelegentlich der Verhandlung: des Gesetzes, betreifend die Gendarmerie 
der im Reichsrathe vertreteneii Königreiche und Länder, äusserte sich 
laut des stenographischen Berichtes über die vSitzung des Abgeordneten- 
hauses vom 17. December 1894 (Seite 16 495) der Minister für Landes- 
vertheidigung, Feldzeugmeister Graf Zeno Welserheimb, über die Forderung 
der Zweisprachigkeit der Dienstbücher der Gendarmerie — selbstverständ- 
lich ablehnend — wie folgt: > Der Herr Abgeordnete für Budweis liat 
über die Bestätigung der Gendarmeriedienstbücher gesprochen. Das ist 
eine Frage, die nicht zum erstenmale besprochen wird, und ich möchte 
da iber ein paar Worte sagen, vielleicht findet sich noch später Gelegen- 
he , darüber noch eingehender sich auszulassen. Es handelt sich hier 
nh it um den Zwang des Gebrauches einer Sprache, welche dem Gemeinde- 
vo Steher nicht geläufig wäre. Die Bestätigung ist ausdrücklich in der 
Sp Eiche gestattet, welche der Vorsteher überhaupt zu gebrauchen hat. 
Es landelt sich lediglich darum, dass eine Rubrik besteht im Dienstbuche, 
W( ihes ausschliesslich für den internen Dienstgebrauch bestimmt ist, in 
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welcher die Bestätigungen in der Sprache des betreffenden Gemeindevor- 
stehers eingetragen werden können. 

Diese Dienstbücher sind allgemein bekannt und kann dariiber nicht 
der mindeste Zweifel bestehen, w^as diese Rubrik betrifft. Der erste 
Fall, der diesbezüglich mir zur Kenntniss gebracht wurde, betraf auch 
einen Gemeindevorsteher, welcher früher als Unterofficier gedient hat und 
der deutschen Sprache vollkommen mächtig ist, welcher auch nicht des- 
halb seine Unterschrift verweigert hat, weil er nicht gewusst hatte, was 
dort steht, sondern aus principiellen Rücksichten, weil er sich nnter eine 
deutsche Rubrik nicht untersclireibe. 

Meine Herren! Die Regelung der Dienstsprache für die gesannnte 
bewaffnete ^Macht ist eine Angelegenheit, welche nach dem Gesetze über 
die gemeinsamen Angelegenheiten der Monarcliie ausscliliesslich dem 
Kaiser zusteht und als solche auch aufrecht erhalten werden muss. Das 
ist keine Principienfrage ttir das Haus, indem die Gesetzgebung selbst 
dem Kaiser dieses Recht anheimgestellt hat.« 

Nun, ich weiss, dass die Gendarmerie einen Bestandtheil des Heeres 
bildet, ich glaube auch, den Sinn des Wortes „Dienstsprache des Heeres" 
zu vei stehen, endlich glaube ich auch, für die Tendenz des Begriffes 
„Einheitlichkeit der Dienstsprache des Heeres" auch Sinn zu haben, wie 
dies weiter unten aus der Besprechung der Commando-Sprache der Land- 
wehr-Truppen klar hervorgeht; unerfindlich ist mir jedoch, was die von 
uns Czechen geforderte Zweisprachigkeit der Dienstbücher mit der Ein- 
heitlichkeit der Dienstsprache der Gendarmerie zu thun hat ; der Minister 
ninnnt an, und verlangt, dass man es glaube, dass das Dienstbuch „aus- 
schliesslich ttir den internen Dienstgebrauch bestimmt ist", w^ährend es 
jedermann klar ist, dass, solange die Ortsvorsteher als solche (noch) nicht 
einen Bestandtheil des Heeres bilden, das Gendarmerie-Dienstbuch nicht, 
— wie etwa das Protokoll oder die Instructionen — für den internen 
Gebrauch, sondern behufs Erreichung eines nicht einmal- ganz internen 
Zweckes eigens ttir den externen Gebrauch bestimmt ist,'^) und infolge 
dieses ('ardinal-Irrthums des Ministers liegt dessen ganze Argumentation 
neben der Sache, über welche derselbe sich hat äussern wollen. Doch 
auch dann, wenn man als nicht unmöglich annimmt, dass Jemandem, der 
nicht genau unterscheidet, die geforderte Zweisprachigkeit der Dienst- 
bücher als mit der Dienstsprache zusammenhängend erscheine — viel- 
leicht infolge der Gleichheit des Anfangswortes „Dienst** der beiden 
Hauptwörter — so ist die Begründung »der Ablehnung der Forderung 
durch den Minister mehriach, sachlich und formell, unrichtig. Ganz ab- 
gesehen nämlich davon, dass die Behauptung des Ministers, „Diese Dienst- 
bücher sind allgemein bekannt und kann darüber nicht der mindeste 
Zweifel bestehen, was diese Rubrik betrifft", in ihrem zweiten Theile, u . 
halbwegs richtig zu sein, lauten müsste: und kann darüber, ebenso v i 
über den nominellen Werth der österreichischen Staats- und Banknote , 

*) Eid nur ähnliches, jedoch thatsächlich ausschliesslich für den inten 
Dienstgebrauch bestimmtes Dienstbuch ist jenes der Eisenbahnzugs-Führer, 
welchem denselben von den Organen der Eisenbahn (und nicht von Dritt' 
die Zeit der Ankunft und der Abfahrt bestätigt wird. 
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fiir Jemanden, der deutsch lesen kann, nicht der mindeste Zweifel be- 
stehen, was diese Rubrik betriift, während die übrigen Staatsbürger hier 
me bei den Geldnoten .auf Treu und Glauben angewiesen sind — scheint 
der Minister thatsächlich der irrigen Ansicht zu sein, dass alle Oits- 
vi>r.^teher als solche so, als ob sie einen Bestandtheil des Heeres bilden 
würden, insbesondere dann, w^enn sie Unterofüciere gew'esen sind, der 
„Einheitlichkeit" der Dienstsprache zu Liebe entweder die Kenntniss der 
deutschen Sprache nach Möglichkeit, mindestens zum Lesen der Köpfe 
der Rubriken, zu prästiren oder auf Befehl blind zu unterschreiben haben. 
Ganz abgesehen endlich davon, dass der Minister mit der Be- 
hauptung, dass die Regelung der Dienstsprache tiir die gesammte bewaftiiete 
Macht ausschliesslich dem Kaiser zusteht, nur olfene Thüren einrannte, 
da dieses Recht der Krone von Niemandem bestritten ward — scheint 
mir, dass der Minister bei seinen Aeussemngen sich seiner Stellung als 
^linister, dessen Obliegenheit es ist, betreffs seines Ressorts gegebenen 
Falles auch über die sprachliche Einrichtung der Gendarmerie-Dienstliücher 
gerade so wie über eine Neuorganisation der Artillerie der Krone Vf>r- 
scWäge zu machen, nicht bewusst war, denn sonst hätte seine ablehnende 
Aeusserung lauten müssen etwa wie folgt: aus diesen oder jenen Gründen 
bin ich nicht in der Lage, der Krone, welcher allein die Regelung aller 
inneren Angelegenheiten des Heeres verfassungsmässig zusteht, Vorschläge 
betreffs der Einführung der geforderten Zweisprachigkeit der Gendarmerie- 
Dienstbücher zu machen; dann wäre die Aeusserung sachlich zwar un- 
richtig — denn dass die Zweisprachigkeit der Dienstbücher den gegebenen 
: Verhältnissen entsprechen würde und die Einsprachigkeit denselben nicht 
I entspricht, dürfte ja auch dem Minister klar sein — , jedoch wenigstens 
formell unanfechtbar gewesen. 

Doch kann der thatsächlichen Aeusserung des Ministers e i n Gutes 
nicht abgesprochen werden. Der Passus derselben: ^ Es handelt sich hier' 
nicht um den Zwang des Gebrauches einer Sprache, welche dem Gemeinde- 
vorsteher nicht geläufig wäre. Die Bestätigung ist ausdrücklich in der 
Sprache gestattet« (und diese Gestattung natürlich wiederum in der 
deutschen Sprache zum Ausdrucke gebracht), v welche der Vorsteher 
überhaupt zu gebrauchen hat^-^ illustrirt den ewigen deutsch - österreichi- 
schen Concessions-Standpunkt, von welchem aus man bei uns, wie im vor- 
liegenden FaUe, sogar dem Lahmen „ausdrücklich gestattet" zu hiiiken, 
ohne zu bedenken, dass eine Nichtgestatturig hier sachlich unmöglich ist ; 
'und die ganze Aeusserung illustrirt so gi-ell den ganzen Jammer der Stellung 
der Czechen und der übrigen Nichtdeutschen im Staate, da wir um etwas in 
der ganzen übrigen Welt selbstverständliches, dass nämlich demjenigen, 
d€ in einer Rubrik etw^as bestätigen soll, insbesondere dann, wenn dies 
VC amtswegen zu geschehen hat, die Möglichkeit geboten werde, die 
U" erschrift der betreffenden Rubrik lesen zu können, noch immer, weil 
st ; erfolglos, petitioniren müssen. 



Was jedoch die unter Hinweiss auf die magyarische (.'oin- 
m ^^o-Sprache bei den ungarischen Landwehr- (Honved-) Truppen 
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gestellte Forderung anbelangt, dass die Cominando-Sprache der 
ezeeliischen Landwehr-Truppen die czecliisclie sein soll, so stellt 
sich dieselbe angesichts der für Jedermann ^ offenkundigen That- 
sache, dass gegenwärtig die Landwehr sich von dem Heere ledig- 
lieh diuTh den Namen unterscheidet und bestimmt ist, gegebenen 
Falles gerade so wie das Heer und mit demselben auch ausser- 
halb der Monarchie verwendet zu werden, und angesichts der 
weiteren Thatsache, dass w^ir Czechen gegen die deutsche Dienst- 
sprache des Heeres keinen Einwand erheben, als eine thatsäcli- 
liche Inconsequenz dar und es ist von derselben rundweg ab- 
zulassen. 

Der Hinweis auf die magyarische Cominando-Sprache der Honved- 
Truppeu ist nicht stichhältig, denn die Einführung dieser Commando- 
Sprache stellt sich, weil die Honved- Truppen gerade so wie die Öster- 
reicliische Landwehr thatsächlich nur einen, wenn auch anders benannten 
Theil des Heeres bilden, aus ebendenselben Gründen als ein Fehler dar, 
auB welchen die Nothwendigkeit . der Einheitlichkeit der Dienstsprache des 
Heeres abgeleitet zu werden pflegt. 

Dass jedoch durch die Einführung der magyarischen Coiuniando- 
Sprache bei den Honved- Truppen der Glaube an die Stichhältigkeit der 
fiir die Nothwendigkeit der Einheitlichkeit der Dienstsprache des Heeres 
uns österreichischen Slaven stets vorgeführten Gründe sehr erschüttert 
wurde, gebe ich ohne Weiteres zu. 

14. (Volks- und Bürg:ei*schu1en.) Wir fordern bezüglich 
der Schulen, dass ein czechisches Kind in Böhmen, Mähren und - 
Schlesien und ein polnisches Kind in Schlesien in eine Volks- 
schule oder in eine Bürgerschule, deren Unterrichtssprache das- 
selbe in dem zum gedeihlichen Unterrichte erforderlichen Grade 
nicht mächtig ist, nur doii: aufgenommen w^erden dürfe, wo die 
diesbezügliche Anzahl der czechischen oder der polnischen Schul- 
kinder nicht die gesetzlich qualificirte Ziifer 40 erreicht und zu- 
gleich auch nicht grösser ist als die diesbezügliche Anzahl der 
nicht czechischen oder der nichtpolnischen Schulkinder. 

Der diesbezügliche § 59 des durch das Gesetz (Schulgesetz -Novelle) 
vom 2. Mai 1883 E.-G.-B. No. 53 abgeänderten Eeichs- Volksschulgesetzes 
vom 14. Mai 1869 K -G.-R No. 62 lautet in der abgeänderten FaybUiii,^ 
wie folgt: >Die Verpflichtimg ziu* Emchtung der Schulen« (Volks- imd 
Bttrger-Schiüen) >- regelt die Landesgesetzgebung mit Festhaltung des 
Grundsatzes, dass eine Schule unter allen Umständen überall zu errichten 
sei, wo sich im Umkreise einer Stunde und nach einem fünfjährigen Durch- 
schnitte mehr als 40 Kinder vorfinden, welclie eine über vier Kilom^^er 
entfernte Schule besuchen müssen.« 

AVir stellen diese Forderung insbesondere aus den nachstehei en 
zwei Gründen. 

Erstens wollen wir, dass die czechischen und die polnischen Kii er, 
von denen die meisten ausser der Volksschule keine andere allgeu] ne 
Schule besuchen, in der Volksschule etwas ordentliches lernen, wa in 
jenen Fällen, wo dieselben Schulen besuchen, deren UntemchtsspracV ne 
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fücht mächtig sind, nicht möglich ist, weil die Uiitenichtssprache das 
iHaupt\verk>;eug- bildet, mit dessen Hili'e das Kind seine Kenntnisse er- 
uirl>t, und weil sonach dasjenige Kind, welches gleichzeitig das Ziel und 
das Mittel zum Ziel anstreben soll, im besten Falle entweder viel mehi* 
lab die anderen Kinder angestrengt werden muss, wenn es dasselbe Ziel 
I erreichen soll, oder mit derselben Anstrengung und in derselben Zeit nicht 
180 viel Kenntnisse erwerben kann, wie die anderen. 

Am traurigsten sind jene nichtdeutschen Kinder daran, welche — 
suche vergeblich nach einem linderen entsprechenden Worte — dazu 
ammt sind, die Schulen des Deutschen Schulvereines zu besuchen. 
Schulen werden nämlich in jenen Orten errichtet, in denen die. 
Snzahl der deutschen und der jüdischen Kinder nicht jene Ziffer erreicht, 
Welche der obcitirte § 59 des Reichs- Volksschulgesetzes als Grundlage 
ur die obligatorische Errichtung einer öffentlichen Schule fordert, es sind 
es sonach, da die Deutschen wähi-end ilirer langjährigen Alleinherrschaft 
^berall, wo es nur halbwegs angieng, deutsche Volksschulen errichtet 
aben, solche Orte, in denen die deutsche Sprache nicht die ortsübliche 
st. Soweit diese Schulen zu dem Zwecke errichtet werden, damit den 
putschen und, da die Juden in Oesterreich sich zu den Deutschen zählen, 
^ch den jüdischen Kindern der Volksschul- Unterricht in der deutschen 
Sprache ertheilt werde, ist dies schon aus pädagogischen Gründen nur zu 
ftben. Soweit jedoch diese Schulen von den Gründern und Erhaltern der- 
telben, dem Deutschen Schulvereine in Wien und dem Allgemeinen Deutschen 
Schulvereine in Berlin, aus verschiedenen Gründen dazu benützt werden, 
bichtdeutsche Kinder, welche von ihren Eltern zu sehr kleinem Theile 
freiwillig, zum grössten Theile jedoch infolge des auf diese Eltern von 
deutscher und jüdischer Seite geübten erbarmungslosen Zwanges in diese 
liulen geschickt werden, den betreffenden nichtdeutschen Schulen zu 
Htziehen, stellen dieselben sich dar als eine Verkörperung der Sünde 
?en den heiligen Geist, welche hier in erster Linie an den nichtdeutschen 
nd in zweiter Linie auch an den deutschen Kindern begangen wird. 
}as nichtdeutsche Kind in einer solchen Schule hört aus dem Munde des 
ehrers eine ihm unverständliche Sprache, weiss nicht, um was es sich 
'handelt, kann an dem, was ä^r Lehrer sagt, kein Interesse haben, muss 
unaufmerksam und zerstreut werden, kann nicht umhin, sich mit anderen 
■hohen zu beschäftigen, stört die Aufmerksamkeit der Mitschüler, wird 
ppegen Unaufmerksamkeit, Zerstreutheit und Störung des Unterrichtes ge- 
straft und hiedurch zum Heucheln in der vSchule veranlasst ; die deutsche 
j Sprache selbst kann es nicht erlernen, weil es, da in den Orten der 
Schulvereins-Schulen die deutsche Sprache nicht die ortsübliche ist, dieselbe 
lediglich in der Schule hört, ist ausser Stande, von dem Lehrstoff etwas 
zu erlernen, weil es denselben nicht versteht und zu Hause ihm Niemand 
— nicht einmal beim Lesenlemen — helfen kann, wird wegen Xichts- 
können gestraft und hiedurch dazu gebracht, zu Hause zu lügen, verliert 
jeghclie Lust zur Schule und zur Arbeit und wird, wenn es gut ver- 
anlagt ist, zum unwissenden und, wenn es ein nur gewöhnlich be- 
gabtes Kind ist, zum verblödeten Schullumpen. Nur besonders gut 
tven üagte Kinder überwinden die ungeheure Schwierigkeit der fremden 
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Unterrichtssprache, erlernen jedoch,- wenn sie das Unglück haben, üi eiur 
der Schulen des Deutschen Schulvereines zu gehen, die nur in gros^^en 
Städten mehrklassig, in der Regel jedoch aber nur ein- und nur manchmal 
zweiklassig sind, etwa nur die Hälfte dessen, was sie in den betreif enden 
czechischen Schulen erlernen würden. 

Die Kinder mit dieser so überaus zweckmässigen Vorbereitung für 
das Leben und dessen Drangsale auszurüsten, dazu bietet der Deutsch- 
Schulverein in Wien und der Allgemeine Deutsche Schulverein in Berlin 
denjenigen, allerdings nicht zahlreichen nichtdeutschen Eltern, die ihie 
Kinder freiwillig in diese Schulen schicken, die Gelegenheit und diej;^^ 
Vorbereitung ihrer Kinder dulden zu müssen, dazu werden, wie w^eitei 
unten nachgewiesen wird, zahlreiche und gerade arme nicht deutsche Elteri 
am Ende des 19. Jahrhunderts in Oesterreich von Deutschen und Juden 
gezwungen; — welch' unaussprechliche Schmach! 

Ich habe mit Lehrern an solchen Schulvereins-Schulen gesprocheii. 
Wenn es bedauemswerthe Menschen gibt, so sind es solche Lehrer; jed*' 
noch so unangenehme Arbeit ist für den Arbeitenden mindestens mit 
einer Freude verbunden, mit der Freude am Erfolg der Arlbeit; den 
Schul vereins-Lehrem ist auch diese Freude versagt, denn, so sagten alk. 
die Anwesenheit nichtdeutscher Kinder wirke wie eine Bremse auf den 
Fortgang des Unterrichtes und der Anblick dieser Kinder, die man 
schliesslich doch links liegen lassen müsse, sei gerade iiir einen Kinder- 
freund — und dies sind oder werden die meisten Lehrer — fast un- 
erträglich. Und täglich, so sagte einer dieser Lehrer, bete er, dass Gott 
ihn oder diese Kinder aus dieser Schule erlöse. 

(Die kinderfreundliche Gesinnung der Lehrerschaft macht es viel 
leicht erklärlich, dass in dem Berichte des Morgenblattes der „Neuen 
Freien Presse" vom 13. April 1890, Seite 6, über die General- Versamm 
lung der Frauen- und Mädchen-Ortsgruppe „Leopoldstadt" des Deutselit^i 
Schulvereins auch folgendes zu lesen ist: ». . . Die Vorsitzende, Frau . . ., 
bedauerte zunächst die Theilnahmslosigkeit gewisser Kreise und theilte 
als drastisches Beispiel die Thatsache mit, dass von 140 zumeist au 
Lehrerinnen versendeten Beitrittseinladungen nur eine einzige von 
Erfolg gekrönt war . . .«, denn gerade iu der Wiener Leopoldstadt gibt 
es viele czechische Kinder und die Leopoldstädter Lehrerschaft weiss au- 
eigener Erfahrung, mit welchen Schwierigkeiten der deutsche Unten-iclu 
dieser Kinder verbunden ist, obwohl die deutsche Sprache daselbst ehv^ 
ortsübliche ist und die czechischen Kinder auch ausser der Schule Ge- 
legenheit haben, diese Sprache zu hören und zu sprechen.) 

Ich habe auch czechische Kinder kennen gelernt, die gezwungener- 
massen deutsche Schulen besuchten, und will hier einen typischen Fall 
anführen. 

Ein aufgeweckter, siebenjähriger, zutraulicher Knabe, der die erste 
Klasse der öffentlichen deutschen Volksschule einer der noch sogenannten 
deutschen Landstädte Mährens durchgemacht hat, antwortete, als ich, ohne 
zu wissen, dass er eine deutsche Schule besuche, ihn czechisch fragte, 
ob er schon rechnen könne, czechisch mit Ja. Als ich ihm mit der 
czechischen Frage, wie viel Finger das seien, zwei Finger entgegen stre* kte. 
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erhielt ich keiue Antwort; ebenso auch, als ich drei Finger und dann 
einen Finger vorwies. Als ich hierauf verwundert die daneben stehende 
Matter des Knaben, eine czechische Taglöhnersfrau, ansah, sagte dieselbe 
erröthend, er geht in die deutsche Schule. Nun fragte ich den Knaben 
in deutscher Sprache langsam und sehr deutlich: Kannst Du schon 
rechnen ? Keine Antwort, und auf seinem Gesichte war zu sehen, dass er 
die Frage gar nicht verstand; als ich zu ihm dann unter Vorweisung 
zweier Finger czechisch sagte: Sage mir deutsch, wie viel Finger das 
sind, erfolgte keine Antwort. Auf ' meine czechische Auffordening, er 
möge mir sagen, wie er anders rechnen könne (ich bemerke, dass der 
czechische Ausdruck für „rechnen" nur eine Zusammensetzung des 
czechischen Ausdruckes für „zählen" mit einer einsilbigen Präposition 
bildet), erhielt ich die erste . meritqrische Antwort; dieselbe lautete: 
„anzweitreivierfinfsexiepnachtneizehn". Als ich dann den Knaben czechisch 
aufforderte, er möge mir mit Fingern zeigen, wie viel „zwei" ist, starrte 
er nur seine Hand an und ebenso, als ich wissen wollte, wie Aiel 
„-eins" ist. 

Lesen konnte das Kind gar nicht, weder deutsch noch czechisch; 
von gedruckten Buchstaben kannte es nur jene der Selbstlaute aeiou, 
jedoch nur in dieser Reihenfolge, keinen einzeln. 

Schreiben konnte der Knabe keinen einzigen Buchstaben. — Das 
Jahr war für das Kind glatt verloren. Als ich nach Entfernung des 
Kindes die Mutter fragte, warum der Knabe die deutsche Schule besuche 
und nicht die böhmiscbe, gab dieselbe zur Antwort, dass der Herr Bürger- 
meister es verlange ; auf meine Verwunderung, was denn der Herr Bürger- 
meister sie angehe, antwortete die Frau, dass ihr Mann bei der Gemeinde 
in Arbeit stehe; sie brauchten auch kein Schulgeld zu zahlen und der 
Knabe habe auch diie Tafel und die Fibel bekommen und zu Weihnachten 
Kleider und Schuhe ; auf meine Frage nach dem Werth dieser Weihnachts- 
geschenke antwortete sie, um 4 Gulden 50 getraue ich mich es zu kaufen. 

Selbstredend muss ich es mir aus Rücksicht auf die betreifende 
Taglöhner-Familie hier versagen, die Namen der an diesem speciellen 
Falle geistiger Kindesmörderei Betheiligten oder auch nur den Namen 
des betreffenden der zahlreichen Neu -Bethlehems zu nennen: hingegen 
mll ich hier für alle allgemeinen Behauptungen den Beweis liefern. 

Dass die Deutschen wissen, mit welchen traurigen Folgen für Kinder 
der Besuch von Schulen verbunden ist, deren Unterrichtssprache dieselben 
nicht mächtig sind, dafür führe ich als classischen Zeugen den „Tages- 
boten aus Mähren und Schlesien", in dessen Nummer vom 3. November 
1890, Seite 4, in einem mit den Worten »Die Noth wendigkeit einer 
d""tschen Schule in Hussowitz« überschriebenen Artikel unter anderem 
V tlich gesagt wird: ». . . Was soll aber aus solchen Kindern werden, 
d tschechisch gar nicht verstehen? Ein deutsches Wort hören sie 
ii der tschechischen Schule das ganze Jahr nicht — und was der Lehrer 
t [lechisch sagt, verstehen sie nicht. Die Armen sitzen jahrelang theil- 
B mslos in der Schule, merken nicht auf und werden natürlich bei dem 
J Igel an Beschäftigung unruhig und dann unschuldig gestraft. Die 
^ ~^e ist für sie eine Marterkammer und mit Unlust und Weinen be- 
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Huchen die deutschen Kinder die tschechische Schule. So wie in der 
ersten Classe ^eht es natürlich auch in den anderen Classen. Die Kinder 
treten dann aus der Schule aus, können weder tschechisch noch deutsch, 
sie können nicht lesen und schreiben, sie können nicht rechnen, wissen 
nichts ans der Religion und können dann in keine Mittelschule, ja nicht 
einmal in eine Lehre -aufgenommen werden. . . .« — Ich bitte, dies 
n(»chmals zu lesen und hiebei die Worte „tschechisch" und „deutsch" 
jedesmal zu vertauschen! 

Dass zu den Mitbegründern und Miterhaltern der Schulvereins- 
Sehulen auch der Allgemeine Deutsehe Schulverein in Berlin gehört, dafür 
führe ich als classischen Zeugen die Hauptleitung diesefs Vereines, welche 
in ihrem Organ „Das Deutsch thum im Auslande, Mittheilungen des All- 
gemeinen Deutschen Schul Vereines", Berlin NW 62, Wichmannstrasse 2a, 
Juli-Nummer des Jahres 1894, auf Seite 4 die „Gesammtübersicht der 
Eintmhme und Ausgabe im Jahre 1893" veröffentlicht und darin unter 
Anderem ausweist: 

Gesammt - Einnahme (ohne Kassenbestand) 94^30 Mark, Ausgabe 
91 301 Mark. 

Im Jahre 1893 gezahlte Unterstützungen: 

Böhmen, ^ilähren, Schlesien. . . 21594 Mark 
Kärnten, Krain, Steiennark, Wien 3 790 „ 

Galizien, Bukowina 4 625 „ 

Tind . . . 16 241 „ 

Zusammen 46 250 Mark, 

sonach für Oesterreich mehr als die Hälfte und für die Länder der böh- 
mischen Kione allein fast ein Viertel der Gesammt-Eännahme. 

(Die Einnahme des österreichischen Deutschen Schulvereines selbst 
betrug — laut des Berichtes der „Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 
24. Mai 1895, Seite 2, über die am 23. Mai in Wien abgehaltene Haupt- 
versammlung des Deutschen Schulvereines — 284 547 Gulden im Jahre 
1893 und 274933 Gulden im Jahre 1894. Beide Schulvereine haben 
s(mach pro 1893 eingenommen: 94 430 Mark und 284 547 Gulden. 

Nun, angesichts der Anzahl der Deutschen überhaupt sowie der 
verhältnissmässig sehr grossen Anzahl jener deutschen Männer, Jünglinge, 
Frauen und Jungfrauen, die, an sich Nichts bedeutend, bei den Samm- 
lungen für diese beiden Vereine bestrebt sind, aus sich — local — etwas 
zu machen, angesichts der Unzahl der gehaltenen, oft wahrhaft demosthe- 
nischen Reden und der unzähligen, gelegentlich der diesbezüglichen Samm- 
lungen und \>r Sammlungen geleerten Biergläser und dann insbesondere 
angesichts der „Heiligkeit" des Zweckes kann man kaum umhin, diese 
Resultate für ziemlich unbedeutend, ja sogar für geradezu schäbig zu halt n. 

Denuftcli braucht man zur Erklärung dieser Resultate nicht et ^a 
anzunelimen, dass die Deutschen nur Gott fürchten und sonst Nichts j if 
der Welt ausser einem tüchtigen Griff in den eigenen Sack, denn wf ü 
es z. B. infolge grosser Elementarereignisse galt, menschliches Elend :tt 
lindern; haben die Deutschen sich stets ebenso bewährt wie alle übri ;n 
Volksstämme, wenn auch den Reichsdeutschen ein gewisses Massha^ in 
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anch liierin nicht abgesprochen werden kann, das jedoch seinen Grund 
in der kleineren Geldeinhet haben dürfte. Auch die Erklärung ist nicht 
richtig, welche — laut des vorstehend bezogenen Berichtes der „Neuen 
Freien Presse" über die Hauptversammlung des Deutschen Schulvereines 
der erste Obmann - Stellvertreter des Vereines, Dr. Victor v. Kraus zu 
geben vermochte: >. . . Die Zahl der Vereinsschulen ist von 29 mit 
69 Classen< (nebst 44 Kinderbewahr-Anstalten) >^auf 28 mit 67 Classen 
gesunken.^) lUich stellt dies keine Verschlechterung unseres Standes 

dar Zweitellos ist unserer Gebahrung die auf weiter gesteckte 

Ziele gerichtete und angesichts der wachsenden nationalen Gefahr zu 
steigernde Spannkraft abhanden gekommen. Das Uebel wurzelt in der 
anationalen deutschen Denkweise, die sich einmal in dem un verhüllten 
Hass unserer Stannnesgenossen gegen unsere nationale Arbeit, das andere 
Mal in der unausrottbaren Gleichgiltigkeit der grossen Massen in Dingen 
der nationalen Ehre, das drittemal in der Absonderlichkeit jener Freunde 
äussert, die uns statt durch Mittragen der Last und Darreichung mate- 
rieller Opfer durch oft unzeitgemässe, vor dem nationalen Gegner bloss- 
stellende und recht billige Rathschläge zu helfea glauben . . .« 

Es reicht zur Erklärung vollkommen hin die Thatsache^ dass den 
österreichischen Deutschen in nationaler Hinsicht nirgends in Oesterreich, 
mit Ausnahme Galiziens und Prags, etwas fehlt. ^) Dem heranwachsenden 
deutschen Staatsbürgern stehen überall Schulen jeder Art, von der Volks- 
schule angefangen bis zu den Hochschulen, in Hülle und Fülle zur Ver- 
fügung. 3) 



M Die Einnahmen des czechischen Schulvereines beti-ugen im Jahre 
1893 2-21943 Gulden, die Ausgaben 197 346 Gulden; derselbe erhielt ein voll- 
ständiges Ober - Gymnasium (18 501 Gulden). 40 Volksschulen und 37 Kinder- 
bewahr-Anstalten; die Verwaltungskosten betrugen 8 839 Gulden, um 16 910 
Gulden weniger als jene des Deutschen Schulvereines per 25 825 Gulden. 

^) In Galizien stehen den nicht sehr zahlreichen Deutschen einerseits 
nicht übermässig viele deutsche Schulen zur Disposition und andererseits 
werden denselben behördliche Bescheide und Enuntiationen zumeist nur in der 
polnischen Amtssprache intimirt; wie angenehm dies ist, das wissen seit neu- 
erer Zeit z. B. die Deutschen Biala's sehr gut. In Prag wiederum hat die 
ezechische Stadtverwaltung — im crassesten Widerspruche zu den Bestimmungen 
des Alinea 2 des Artikel XIX des Staatsgrunclgesetzes vom 21. Deceraber 1867 
R.- G.- B. No. 142 — einsprachische ezechische Gassentafeln allerdings nur zu 
dem Zwecke eingeföhrt, damit den Deutschen auch einmal Gelegenheit geboten 
werde , an sich selbst zu erfahren, wie gut es in dieser Beziehung den Nicht- 
deutschen in Brunn , Graz , Troppau , Reichenberg , Teschen und an anderen 
Orten geht, in denen die Verwaltungen deutsch und die Gassen tafeln ein- 
sprachig deutsch sind. 

^) Deutsche Volksschulen sind ausserhalb Galiziens nur in jenen Gemeinden 

ni t vorhanden , wo die Errichtung einer öffentlichen deutschen Volksschule 

tr z des besten Willens aller massgebenden Factoren übernaupt nicht möglich 

g( esen ist; wie weit die Möglichkeit gieng, werde ich später an dem Bei- 

8{ le Böhmens nachweisen. Der Deutsche Schulverein selbst erhält Schulen 

ni in 29 und Kinderbewahranstalten nur in 44 Orten, obwohl derselbe mit 

S€ 3n Einnahmen noch 8 bis 10 Schulen und 10 bis 12 Kindergärten insbe- 

sc ere dann sehr leicht erhalten könnte, wenn derselbe nicht Prämien für 

d( "^ -usuell seiner Anstalten zahlen würde. 
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Im sogenannten praktischen Leben kommt der deutsche Staatsbürg( 
mit der deutschen Sprache fast überall in Oesten*eich aus; bei allöi 
Behörden wird er in seiner Sprache gehört und erhält Antwort 
seiner Sprache ; beim Militär langt derselbe mit seiner Sprache nicht awt 
aus, sondern ist sogar sämmtlichen Nichtdeutschen um die Hauptbedingrmg 
zum Avancement voraus; fast alle öffentlichen und eine grosse Anzidil 
privater Dienstesstellen (Eisenbahnen, Banken, Geschäfte jeder Art) stetei 
ihm offen, während dieselben dem der deutschen Sprache nicht mächtigöll 
Nichtdeutschen bei sonst gleicher und besserer Qualification verschlossen sin4 

Dass den österreichischen Deutschen in nationaler Beziehung gai 
nichts fehlt, wird von allen jenen Angehörigen des deutschen Volks- 
stammes in Oesterreich, die nicht zu den Studirten gehören und — idi 
möchte fast sagen — ebendeshalb Sinn für die Gleichberechtigung 
Nichtdeutschen besitzen, sowie auch von denjenigen nicht zahlreichen untei 
den Studirten, die sich noch trauen, Sinn für diese Gleichberechtiguni 
zu haben, auch thatsächlich zugegeben und bildet den Grund dafür, dasi 
die breiten Schichten des deutschen Volkes für den deutschen Schnlvereii 
so wenig beisteuern, denn Demjenigen, der satt und ausserdem noch gut 
verproviantirt ist, erscheint es nicht recht begreiflich und auch nicht 
sehr zweckmässig, dass er für Nahrungsmittel noch Geld ausgeben solle 
Nur den Studirten unter den Deutschen ist es klar, dass den Deutsche! 
— aus irgend welchen, den Nichtdeutschen unbekannten Gründen - 
Oesterreich die Vorherrschaft gebühre, und man kann aus dem Umstandfli 
dass nur infolge dieser Ueberzeugung der studirten Deutschen nebei 
Allem, was sonst für die Aufrechthaltung dieser Vorherrschaft geschieh^ 
auch noch unter dem Titel der Schulvereinszwecke jährlich eine — voB 
diesem Gesichtspunkte aus betrachtet — so grosse Summe aufgebracht 
wird, darauf schliessen, wie stark bei dieser Gattung von Deutschen diese 
für Oesterreich so verderbliche Ueberzeugung ist.) 

Dass Schulen des Deutschen Schulvereines von nichtdeutschen Kindern 
besucht werden, dafür führe ich als classischen Zeugen <Jen Reichsrathi« 
Abgeordneten für Steiermark und Realschul-Professor dazu, Dr. Hofmaim 
von Wellenhof als gefertigten Autor des mit den Worten ,,Zur Aufklärung. 
Ein W^ort in Sachen des Deutschen Schulvereins" überschriebenen Artikds 
in der Grazer „Tagespost" vom 14. April 1887 No. 103 und ad 
No. 103. In diesem Artikel ist unter anderem Folgendes zu lesen 
1. Spalte ». . . . vSchon hat seine der nationalen Abwehr gewidmete 
Thätigkeit sichtliche Erfolge errungen . . . .« 2. Spalte:. ». . . . war 
im Vorjahre die Frage des Ahtisemitismus, welche Zwiespalt und Trennung 
in die bis dahin festgeschlossenen Reihen des Deutschen Schulvereines 
trug, so taucht seit Kurzem — im deutschen Munde wohlgemerkt — ein 
neues Schlagwort auf und gewinnt an Verbreitung, das geeignet ist, i ich 
dem Schulvereine wohlmeinende Gemüther zu verwiiTen und das Inter ssft 
des Vereines zu schädigen, das Schlagwort von der verkehrten, weil ; is- 
sichtslosen Germanisirungstendenz des Deutschen Schulven QS. 
Der Verein wird beschuldigt, seine Gelder nicht für deutsche, sonden? Ir 
slavische Kinder zu verwenden ; in übel angebrachter Germanisirungssi ht 
bringe er den slavischen Kindern in seinen Schulen die deutsche St» he 
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bei, ohne fefie dadurch zu E'reunden unseres Volkes zu machen: ja er 
ziehe in diesen, mit der gefährlichen Waffe der Zweisprachigkeit aus- 
}?emsteten Czechen und Slovenen die gefährlichsten Nebenbuhler und 
(xegiier der Deutschen gross. Steht die Sache so, dann kann man frei- 
lich mit Fu«' und Recht die Behauptung aufstellen, der Schulverein sei 
zwar ein cultur- und humanitätsfreundlicher« — (unzweideutiger Beleg 
hiefür ist der vorerwähnte Knabe als typischer Fall) — >^nur kein 
nationaler Verein, wofür ihn doch bis jetzt nicht nur allein seine An- 
Mnger, sondern auch seine zahlreichen Gegner angesehen zu haben 
heinen< — (und für einen politischen thatsächlich ansehen); und 
Spalte: > . . . . Und nun gehen wii* zu einer kurzen Würdigung der 
vorliegenden Thatsachen über. Wie verhält es sich in Wirklichkeit mit 
r schweren Verschuldung des Deutschen Schulvereins im Punkte der 
innanisatorischen Thätigkeit ? In Betracht ziehen können wir natürlich 
im* die eigenen Anstalten, Schulen und Kindergärten des Vereines, da 
Ir bei den öffentlichen Schulen, wenn er sie auch noch so ausgiebig 
Jmterstützt, keinerlei Ingerenz in Bezug auf die Nationalität der aufzu- 
feehmenden Kinder ausüben kann — ^ ein Moment, das gemeinhin bei jenen 
ÄJischuldigungen nicht gehörig beachtet wird. In den Vereins-An- 
It alten aber, bei welchen das Recht der Aufnahme der Vereinsleitung 
knsteht, verhält sich die Sache folgendermassen : Ende December 1886 
(befanden sich in den zalüreichen Vereins - Kindergärten Böhmens 80,3 ^/o, 
la jenen der südösterreichischen (alpinen) Thätigkeitsgebietes 70,3 ^/o 
Sieutsche Kinder; in den zahlreichen Vereinsschulen Böhmens 83,4 ®/o, in 
jenen des südösterreichischen Gebietes 75,i ^/o deutsche Kinder. In den 
•Vereins-Kindergärten von Semil und Senftenberg, in den Vereinsschulen 
Von Benetzko, Böhmisch Schumburg, Jablonetz, Röscha befand sich kein 
«inziges czechisches Kind, ferner, um nur noch einige Beispiele heraus- 
zugreifen, in den Kindergärten von Pilsen I. 1, von Neubistritz 2, von 
pokitnitz 3, von Bergreichenstein 5, in den Vereinsschulen von Podoli 1, 
von Wranowa 2, von Iserthal 4 (unter 138), von Böhmisch-Trübau 4 
«zechische Kinder u. s. f. . . . . 

Wenn an einzelnen Vereinsanstalten die Zahl der czechischen 
Inder verhältnissmässig grösser ist, so ist dies nicht im Mindesten der 
flussnahme der Vereinsleitung zuzuschreiben. Im Gegentheile! Von 
eser werden fortgesetzt Massnahmen ergriffen, um ihren oft genug 
eltend gemachten Grundsatz, dass die Vereinsschulen den deutschen 
indem gehören und wir für kostspielige Germanisirungs- Versuche derzeit 
or allem nicht die nöthigen Mittel haben, zur Geltung zu bringen . . . . « 
i Sonach gab es nach dem eigenen Geständniss des 

[Schul vereinstrotz der „vonder Vereinsleitung fortgesetzt 
vergriffenen Massnahmen" Ende December 1886 in den 
fVereins-Kindergärten in Böhmen 19,7 ^o» in dem südöster- 
Ireichi sehen Gebiet 29,8 ^/o, in den Vereins-Schulen in 
•Böhmen 16,6 ^/o, im südösterreichischen Gebiet 24,9 ^/o czechi- 
sche, beziehungsweise slovenische Kinder. 

Dass die Vereinsleitung auch nach dem Jahre 1886 fortgesetzt 
plas nahmen ergriff behufs Geltendmachung des Grundsatzes, dass die 

i 
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Vereiusschulen den deutschen Kindern gehören, und dass die erarriffenen 
Massregeln auch äusserst zweckmässig gewählt >\^irden, geht aus der 
nn Morgenblatte der ,, Neuen Freien Presse" vom 1. August 1889, 
Seite 6, in der Eubrik „Mittheilungeu aus dem Publikum" veröffentlichten 
Ausschreibung hervor, welche lautet: »Deutscher Schul verein. — An den 
Yereinsschulen mit Oeffentlichkeitsrecht in Königgrätz (Böhmen), Sclireiben- 
dorf (Mähren) und Königsberg (Schlesien) und ohne Oeffentlichkeitsrecht 
in Eisenberg (Mähren) und Lichtenwald (Steiermark) kommt mit Beginn 
des Schuljahres 1889/90 je eine provisorische Unterlehrer- St eile mit 
400 fl. Gehalt und 100 fl. Schulvereins-Zulage zu besetzen. Für Lichten- 
wald slo venische Sprachkenntniss noth wendig. Gesuche bis 20. Augut^t 
an die Vereinsleitung Wien, Stadt, Bräunerstrasse 9.*^^ Denn lür Lichten- 
wald wird die Kenntniss der slovenischen Sprache offenbar nur zu dem 
Zwecke gefordert, damit der betreffende Unterlehrer den slovenischen 
Eltern, welche ihre Kinder in die Lichten walder Schulvereins-Schule ein- 
schreiben lassen wollen, den „Grundsatz" der Vereinsleitung, dass die 
Vereinsschulen den „deutschen Kindern gehören," möglichst klar und deut- 
lich auseinandersetzen und so i„die der nationalefn Abwehr gewidmete 
Tliätigkeit" des Vereines möglichst ausgiebig fördern könne. ^) 

Dass auch im Jahre 1893 nichtdeutsche Kinder in die Schulvereins- 
Anstalten aufgenommen wurden, datur führe ich als classisehesten Zeugen 
den Obmann des Deutschen Schulvereines, Dr. Moritz Weitlof, der laut 
Berichtes im Morgenblatte der „Neuen Freien Presse" vom 29. April 
1893 in der Debatte über die für den Deutschen Schulverein beantragte 
Jahres-Subvention von 2000 fl. im niederösterreichischen I^andtage zur 
Begnhidung der Berechtigung dieses Antrages Folgendes sagte: 0.... 
Der Deutsche Schul verein sorgt dafür, dass die deutsche Nachkommen- 
schaft erhalten bleibe, und er fragt nicht, ob dieselbe katholisch, pro- 
testantisch oder jüdisch sei, sowenig als wir in sprachlich gemischten 
Bezirken nach der Nationalität der Eltern« (der die „deutsche Nach- 
konnnenschaft" bildenden) »Kinder forschen, und das tliun wir ohne 
Eücksicht darauf, ob es Ihnen (auf die Bechte deutend) gefällt . . . .< 
und dann weiter: ». . . . Der Deutsche Schul verein hält sich ferne von 
Politik, er will nur den deutschen Unterricht vermitteln an jene, welche 
ihn sonst nicht erhalten können . . . .« d. h. ohne Unterschied der 
Nationalität, und dennoch ist — nach Ansicht des Dr. Hoffmann von 
Wellenhof — der gegen den Deutschen Schul verein von deutscher 
Seite erhobene Vorwurf der Germanisirungs - Tendenz nicht berechtigt. 
(Die Subvention selbst wurde selbstredend bewilligt). 

Dass czechische Eltern gezwungen werden, ihre Kinder in deutsche 
Schulen zu schicken, dafür führe ich als classischen Zeugen den Pro- 
fessor Dr. Heinrich Herkner in Karlsruhe, der in einem mit den Wor m 

*j Nebenbei sei bemerkt, dass nach meinem czechischen Dafürhalten it 

den ausgeschriebenen Stellen zugleich auch eine solche an der Voreinsleit ig 

Wien, Stadt, Bräunerstrasse 9, hätte ausgeschrieben werden sollen, damit in 

Berufener die Vereinsleitung in Kenntniss setze, dass man in corroctem Deuts b, 

auch in Wien, nicht „kommt zu besetzen**, sondern „ist zu besetzen'' ( 3r 

„gelangt zur Besetzung" und nicht „slovenische Sprachkenntniss" sonr n 
„Kenntniss der slovenischen Sprache" sagt und schrei ot. 
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„Zur Frage eines deutsch - czechischen Ausgleiches in Böhmen" über- 
schriebenen Artikel in der Nummer 5 der in Wien ersclieinenden 
Wochenschrift „Die Zeit" vom 3. November 1894, Seite 5, sagt: „. . . . 
Deutsche Arbeiter, Bauern und Kleinbürger werden nie dulden, dass 
deutsche Fabrikbesitzer ihre sociale Uebermacht über ihre czechischen 
Arbeiter zu deren gewaltsamen Entnationalisiining missbrauchen. Den 
demokratisch fühlenden Deutschen empört es, wenn deutsche Fabrik- 
besitzer in czechischen Gegenden czechische Arbeiter 
unter Androhung der Entlassung nöthigen, ihreKinder in 
deutsche Schulen zu schicken, wenn diesen Kindern ver- 
boten wird, auf der Gasse czech^sch zureden, ja wenn sich 
ein Lehrer gegen sie sogar den Befehl herausnimmt, auch' 
mit den Eltern im häuslichen Verkehr nur deutsch zu 
sprechen . . . y< — (S. a. N.-A. 2.) 

Dass die Deutschen wissen, wie wehe es thut,- seine Kinder be- 
sonders in deren zartem Alter in eine Schule schicken zu müssen, deren 
Unterrichtsprache nicht die Muttersprache der Kinder ist, dafür führe ich 
als classischen Zeugen die Hauptleitung des Allgemeinen Deutschen Schul- 
vereines, welche in einer nicht datirten, mit dem Worte „ Weitergeben I " 
bezeichneten Beilage zu dem Organ „Zur Erhaltung des Deutschthums 
im Auslande des Allgemeinen Deutschen Schulvereines" (früherer Titel 
des Organs „Das Deutschthum im Auslande") auf Seite 4 sagt: ». . . . 
Wie muss einem Vater zu Muthe sein, der seine Kinder in eine tschechi- 
sche Schule schicken muss, weil er keine deutsche Anstalt am Orte 
hat? . . . .« — (und wie erst einem czechischen Vater der, nach Dr, 
Heinrich Herkner, seine Kinder in die deutsche Schule scliicken muss, 
trotzdem er eine czechische im Orte hat) — und weiter unten 
dann noch Martin Greif „singen" lässt: »Vieles kann ein Volk — (z. B. 
das czechische) — »entbehren, Wenn dazu die Noth es zwingt; Doch 
dem Feinde muss es wehren, Der es um die Sprache bringt. < — 

Der zweite Grund, aus welchem wir die obige Forderung stellen, 
besteht darin, dass wir wollen, dass dem auf die czechischen Eltern gegen- 
wärtig von Juden und Deutschen ausgeübten Zwange, ihre Kinder in 
deutsche Schulen zu schicken, endlich ein Ende bereitet werde. 

Gegenwärtig müssen von den czechischen Arbeitern, die ja als 
arme Leute von Niemandem etwas umsonst erhalten, sehr viele den oft 
sehr kargen Lohn nicht nur mit ausgiebiger Arbeit, sondern auch mit 
der geistigen Qual und Verkrüppelung ihrer Kinder bezahlen. 

15. (Constatirung der Muttersprache schulpflichtiger 
Kinder.) Wir fordern, dass die Constatirung der Muttersprache 
d^v schulpfliclitigen Kinder der nationalen Minoritäten nicht 
d roh den Ortssehulrath, sondern, und zwar auch in den Gre- 
I inden mit eigenem Statut, durch staatliche Organe vorge- 
I mmen werde. 

Da in solchen Gemeinden, wo die Errichtung einer Minoritäts-Schule 
a gestrebt wird, der Ortsschulrat der herrschenden Majorität angehört 
i l da femer der Aufwand für öffentliche Schulen in erster Linie die 
( ^inde trifft, so wird bei einer solchen Angelegenheit der Ortsschul- 
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ratli durch natiooale und ökonomische Motive zu Ungunsten der ange- 
strebten Schule beeinflusst. 

Bei dem Umstände, dass die Deutschen, wie schon oben ei-wähnt 
wurde, während ihrer Alleinherrschaft überall, wo es nur halbwegs angieng, 
deutsche Schulen errichtet haben, kommen dieselben, zumal sie auch stets 
klagen, dass das Deutschthum überall im Kückgange begrilßfen sei, selten 
in die Lage, die für die Errichtung einer neuen Schule erforderlichen 
Bedingungen zu prästiren und die Errichtung noch irgend einer neuen 
Schule berechtigterweise zu fordern, und der Effect der oberwähnten Be- 
einflussung des Ortsschukathes durch nationale und ökonomische Motive 
trifft uns Czechen. Thatsache ist, dass wegen einer jeden czechischen 
Minoritätsschule alle drei administrative Berufungs-Instanzen, Statthalterei, 
Ministerium und Verwaltungs- Gerichtshof angerufen werden müssen, so 
dass von jenem Augenblicke an, in welchem die diesbezügliche qualificirte 
Anzahl czechischer. Schulkinder vorhanden ist, durchschnittlich fünf bis 
sechs Jahre vergehejp, bevor die öffentliche Minoritätsschule errichtet wird, 
nota bene: wenn alles gut geht! 

Um durch ein typisches Beispiel — in memoriam — zu illustriren, 
wie die Deutschen in Angelegenheiten der Errichtung solcher czechischer 
Schulen vorgehen und welche Mittel dieselben zur Anwendung bringen, 
um die Anzahl der um eine solche Schule Petitionirenden herabzumindern, 
lasse ich liier folgen, was anlässlich einer im Jahre 1888 gestellten und 
im Jahre 1893 wiederholten Petition um Errichtung einer öffentlichen 
czechischen Volksschule in Teplitz diesbezüglich in der „Teplitzer Zeitung" 
zu lesen war. 

In der Nummer vom 29. Becember 1893, Seite 3, heisst es: 

»Oeffentliche tschechische Volksschule in Teplitz. Mit Eingabe vom 
12. März 18.93 haben 101 Insassen von Teplitz, Settenz, Kradrob und 
Neudöri'el um die Errichtung einer öffentlichen allgemeinen Volksschule in 
Teplitz mit tschechischer Unterrichtssprache angesucht. Von der Bezirks- 
liauptmannschaft Teplitz wurden unterm 19. November d. J. die Ein- 
schreiter, jedoch ohne Zuziehung der Vertreter der betheiligten Gemeinden 
einvernommen, wobei 92 Parteien auf ihrem Begehren beharrten. Am 
18. Decemher wurden die Vertreter der betheiligten Gemeinden einver- 
nommen, welche protocoUarisch vor Allem gegen obigen Vorgang unter 
ausfuhrlicher Motivtrung protestirten und Gestattung der Acteneinsicht- 
nahme und Abschriftnahme verlangten, sowie weiters beantragten, dass 
eine neuerliche Einvernahme der Parteien unter gleichzeitiger Anwesenheit 
der Vertreter der betheiligten Gemeinden gepflogen werde. Seitens der 
Bezirkshauptmannschaft wurde die Acteneinsicht gestattet und zu diesem 
Zwecke die commissionelle Verhandlung abgebrochen und auf den 
27. December vertagt. Die Namen der Einschreiter, sowie deren Wohl - 
ort und Wohnungsangabe etc. finden die Leser in einem auf Seite 5 
enthaltenen Verzeichnisse. Die Namen derjenigen Parteien, welche a a 
26. December bei dem Stadtrathe von Teplitz protocoUarisch erklärten, il r 
Ansuchen zurückzuziehen, sind mit einem * bezeichnet.« 

Das „Verzeichniss der Einschreiter um eine öffentliche tschechiscl 3 
Volksschule" auf Seite 6 — (auf Seite 5 befindet sich ein Aufruf i 
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Sachen des Deutschen Schulvereines) — hat die Rubriken: Nauie des 
Einschreiters — Beschäftigung — Wohnort — seit dem Jalire — An- 
zahl der Kinder — beschäftigt bei — wohnhaft bei, und weist 90 Ein- 
schi^eiter mit 146 Kindern auf. Besternt erscheinen 25 Parteien mit 
41 Kindern, und zwar: 6 selbstständige Gewerbsleute (3 Schuhmacher, 
% Schneider, 1 Bäcker und 1 Griessler), dann 5 Tagiöhner, 1 Aiheitei", 
4 Schneider, 2 Maurer, 1 Bergarbeiter, 2 Kutscher, 1 Schuhmacher, 
1 Tischler, 1 Ofensetzer und 1 Nähterin ; als Arbeitgeber sind augeführt ; 
frasfabrik Teplitz-Schönau — Teplitzer Kalkwerksgesellschaft — Eobert 
Adler, Schneider — Teplitzer Walzwerk — Jacob Glässner, Getreide- 
tiändler * — Brüxer Bergbaugesellschaft — David Bloch — Julius Heller, 
Fabrikant — Fürst Clary — Albert Blaufuss, Möbelhändler — Josef 
Fuchs, Tischlermeister — Karl Fischer & Comp. — Ludwig Löwner, 
Schneider ~ Gebrüder Pohl, Ofenfabrik — Frau Hoifmann. 

lieber die Fortsetzung der auf den 27. December vertagten Ver- 
landlung berichtet die Nummer der „Teplitzer Zeitung" vom 31. December 
Mif Seite 3 und 4, wie hier (mit einigen Zusätzen) folgt: »Am 27. December 
iand die Fortsetzung der commissionellen Einvernahmen in Sachen der 
tschechischen Volksschule statt, bei welcher namens der Stadtgemeinde 
äPeplitz die Herren Stadträthe Dr. Stradal und M. Dr. C. Müller, sowie 
lamens des Ortsschulrathes Herr Keginald Czermak intervenirten und 
iachstehende Aeusserung abgaben: „Wie sehr unser Begehren, dass wir 
ni der Einvernahme der Eltern, bezw. Petenten zugezogen und letztere 
p unserer Gegenwart einvernommen werden mögen, begründet gewesen 
it, illustriren nachstehende, urkundlich belegte Thatsachen: Nach Aus- 
eis des ProtocoUs, aufgenommen beim Stadträthe Teplitz" (also bei der 
artei) „am 26. December 1893, hat eine grosse Anzahl dieser angeb- 
ichen Petenten um eine öffentliche Volksschule mit tschechischer Unterrichts- 
pprache die Erklärung abgegeben, dass sie einverstanden seien, dass die 
Ischechische" (Privat-) „Schule wie bisher in Teplitz fortbestehen bleibe, dass 
ie aber durchaus nicht wollen, dass irgend eine (nejaka) tschechische 
ihule auf Unkosten der Stadtgemeinde Teplitz errichtet werde. Diese 
Irklärung wurde von den Parteien, welche das ProtocoU unterschrieben 
ben, freiwillig und ungezwungen abgegeben; es wurde auf diese Par- 
ien keine, wie immer geartete Pression ausgeübt ; weder in den Zeitungen 
lOch in anderer Weise hat unsererseits" (in den Tagen vom 18. bis 
6. December) „irgend welche Agitation stattgefunden, obwohl die Gegen- 
artei uns hinlänglich „berühmte Muster" zur Verfügung gestellt hat," 
Wer könnte auch trotz des Sprichwortes „qui s'excuse, s'acuse" irgend 
itwas Aehnliches auch nur vermuthen !) „Wir haben lediglich den Unter- 
fertigem des" (Stadtraths-) „ProtocoUs vom 26. d. klar und deutlieh aus- 
iinandergesetzt, um was es sich handelt" (ob sie nämlich aus der Arbeit 
entlassen werden wollen oder nicht) „und sie ersucht, sich von einii^^eu 
[Agitatoren, die leider hier ihr Unwesen treiben, nicht terrorisiren zu lassen ; 
|dies hat" (wie begreiflich) „genügt, um von mehr als einem Drittheile der 
jEmsehreiter die Erklärung zu erlangen, dass sie eine öffentliche Volksschule 
jinit tschechischer Unterrichtssprache nicht begehren, sondern mit dem Fort- 
[bestpude der tschechischen Privatschule einverstanden sind. Es scheint" 

8 
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(nur scheint?), „dass seitens der Agitatoren — natürlich in der lügen- 
haftesten Weise — den meist unwissenden und ungebildeten Einschreitern '* 
(die jedoch beim Stadtrathe merkwürdig rasch begriffen haben) „vorge- 
spiegelt worden ist, es solle die bestehende tschechische Privatschule aufge- 
hoben werden. Auf diese Weise ist es gelungen, Unterschriften zu 
erschleiclien, die nicht gegeben worden wären, falls man die Leute gehörig 
und wahrheitsgetreu aufgeklärt hätte" (wie wir, der Stadtrath, dies gethan 
liaben). „2. Wir schliessen ferner das ProtocoU, aufgenommen" (wiederum) 
„beim Stadtrath Teplitz am 26. d. bei, worin einer der Einschreiter, 
Josef Swoboda, wohnhaft in Teplitz No. 658, ausdrücklich erklärt, er 
sei ein Deutscher und habe keinerlei Interesse an der Errichtung einer 
böhmischen Schule in Teplitz. 3. Ebenso erhellt aus dem Protocolle, 
aufgenommen bei dem Geimeindeamte Kradrob, dass die Einsclu'eiter Frau/. 
wStastny" (nach dem angeführten Verzeichniss Taglöhner) , „Wenzel 
Hlodawetz" (Taglöhner) „und Josef Petru" (Maurer) „dieselbe Erkläining" 
(dass sie Deutsche seien u. s. w.) „abgegeben haben. 4. Wir schliessen 
ferner die amtliche Zuschrift des Gemeindeamtes Welbine vom 26. d. 
bei, woraus erhellt, dass nach den von diesem Gemeindeamte gepflogenen 
ämtlichen Erhebungen der Einschreiter Franz Pikert in Neudöi*fel gar 
nicht existirt, ferner der weitere Einschreiter Johann Dworzak gar keine 
schulpflichtigen Kinder hat, und endlich der weitere Einschreiter Johann 
Beran längst von Neudörfel, unbekannt wohin" (nach dem Verzeichniss 
nach Kradrob), „übersiedelt ist. 5. Aus dem Protocolle, aufgenommen 
beim Gemeindeamte Hundorf am 26. d. ergibt sich, dass die Einschreiter 
Anton Lebl" (Heizer) „und W^enzel Safranek" (Kutscher) „dieselbe Er- 
klärung abgegeben haben" (offenbar jene, dass sie Deutsche seien u. s. w.), 
„ferner dass der Einschreiter Martin Eures nicht in Settenz, sondern in 
Hundorf No. 71 wohnt, somit in den Bezirk der Schulgemeinde Huridoi-f 
fällt, ferner das der Einschreiter Josef Zivny von Settenz in den Bezii-k 
Kokycan übersiedelt ist. Rücksichtlich der in Teplitz angeblich wohn- 
haften Einschreiter ist ein grosser Tlieil — etwa ein Drittel — polizei- 
lich gar nicht auffindbar und weder amtlich gemeldet, noch sonst irgend 
wie bekannt. Wir müssen daher vor allem bitten, dass die heutige Ver- 
liandlung abgebrochen und auf etwa 14 Tage verlegt werden möge; der 
Erlass vom 20. d. Z. 2758 B. Seh. R. wurde uns erst unterm 21. December 
d. J. zugestellt und erst am 23. d. war es unseren Vertretern möglich, 
Einsicht in die Acten, insbesondere in das Protokoll vom 19. November 
d. J. zu nehmen; dazwischen fielen die Weihnachtsfeiertage" (und dem- 
nach war es auch nicht möglich, das offenbar der erwähnten Actenein- 
siclit entstammende Verzeichniss der Einschreiter in der „Teplitzer Zeitung" 
früher als am 29. December zu veröffentlichen). „Wenn es ungeachtet 
der Kürze der Zeit möglich war, zahlreiche, geradezu crasse Unwahrhei n\ 
in den Angaben der Einschreiter nachzuweisen, so ist zum Mindes ^n 
die Vermuthung sehr berechtigt, dass, wenn uns noch ein weiterer, a )h 
nur kürzester Zeitraum behufs Pflegung weiterer Erhebungen" (und ErtJ i- 
lung weiterer Aufklärungen an die noch nicht aufgeklärten Einschrei r) 
,. gegönnt wird, es uns möglich sein dürfte, das ganze Luftgebäude er 
Noth wendigkeit einer öffentlichen tschechischen Volksschule, welches ehe so 
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fanatische, als, wie es scheint, phantasievolle zugelaufene Agitatoren ohne 
jede gesetzliche Unterlage insceniren wollten, als eine sehr zur unrich- 
tigen Zeit — denn der Wind hat sich bekanntlich gedreht" (Coalition) — 
„aufgegangene Seifenblase, urkundenmässig" (offenbar durch weitere Proto- 
coUe des Teplitzer Stadtrathes und der genannten Gemeindeämter) „zu 
kennzeichnen." Der Commissionsleiter Herr St.-C.-P. Rozypal erklärte« 
(so heist es in dem Berichte weiter), »dass er sämmtlichen Herren Ver- 
tretern bei den am 18. und 27. d. abgehaltenen Commissionen die vollste 
Gelegenheit geboten hat, sich über die Angelegenheit um Errichtung einer 
öffentlichen allgemeinen Volksschule mit böhmischer Unterrichtssprache in 
Teplitz zu informiren und kann aus diesem Grunde dem gestellten Ansuchen 
um Verlegung der heutigen commissionellen Verhandlung auf 14 Tage 
keine Folge gegeben werden. Die Vertreter der betheiligten Gemeinden 
wie des Bezirksschulrathes erklärten sodann, sich die Beschwerde gegen 
die vorstehende Verfügung des Commissionsleiters ausdrücklich vorzu- 
behalten und nur unter Verwahrung dieses ihres Standpunktes ihre 
Aeusserung fortzusetzen, welche sie selbstverständlich als mangelhaft und 
ergänznngsbediirftig bezeichnen müssen, da man ein so umfangreiches 
Material beim besten Willen nicht innerhalb des Zeitraumes vom 18. bis 
27, December, in welchen drei Feiertage fallen, bewältigen« (und die er- 
forderliche Anzahl der Einschreiter durch die Gemeindeämter aufklären) 
-kann; sie behalten sich auch vor, die Resultate ihrer Erhebungen « (und 
Aufklärungen), »die selbstverständlich unausgesetzt gepflogen« (und ins- 
besondere nach der bereits erfolgten Veröffentlichung des Verzeichnisses 
der Einschreiter diesen von allen Seiten ertheilt) »werden sollen, wenn 
möglich nachträglich vorzulegen. Jedenfalls wurde bereits urkunden- 
mässig« (durch die genannten Protokolle der betheiligten Gemeindeämter) 
• dargethan, dass die im ProtocoU vom 19. November d. J. enthaltenen 
Angaben zahlreicher Einschreiter unwahr sind; schon aus diesem Grunde 
imd mit Rücksicht auf die gesetzlichen Bestimmungen beharren wir bei 
unserem bereits im Protocolle vom 18. December 1893 gestellten Be- 
gehren, dass eine neuerliche Einvernahme der angeblichen Einschreiter« 
(die wir Unterdessen aufklären oder aufklären lassen werden) »in Gegen- 
wart der Vertreter des Bezirksschulrathes lind der Vertreter der Gemeinde 
vorgenommen werden möge. Audiatur et altera pars! Dieses einfachste 
Gebot der Gerechtigkeit muss auch uns gegenüber zur Anwendung 
kommen.« (Diesen Passus lasse ich ohne Commentar.) »Unser Begehren 
ist umso begründeter, als in dem Protocolle vom 19. November 1893 die 
stabile Formel wiederkehrt. Einschreiter wünsche eine öffentliche tschechische 
Schule; wie unser ProtocoU darthut, haben die den untersten« (sonach 
ärmsten) »Schichten der Bevölkerung angehörigen Einschreiter gar nicht 
vei tanden, was eine öffentliche Volksschule ist« (bis wir sie danlber auf- 
klg ten, was das Petitioniren um eine solche bei uns für sie bedeute, 
un das haben die armen Schlucker allerdings ziemlich rasch begriffen) ; 
)>s] haben eben gegl-aubt, es handle sich um die Frage der Weiterexistenz 
dei bestehenden tschechischen Privatschule; als dieser Irrthum den Leuten« 
(ai unsere Art) »aufgeklärt wurde, hat ein grosser Theil derselben — 
vi( ProtocoU! — erklärt, dass er eine« (für ihn mit dem Verluste der 
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Arbeit verbundene) >^ öffentliche tschechische Schule gar nicht wolle und I 
mit dem Fortbestande der tschechischen Privatschule sich- (rebus sie , 
stantibus) >> zufrieden gebe. Wäre uns am 19. November d. J. die Mög- ii 
lichkeit geboten worden, mit den Einschreitern von Angesicht zu An- j 
gesiebt (aufklärend) »zu verkehren, dann hätte — ■ dessen sind wir : 
(und auch Andere) »überzeugt — der weitaus grösste Theil der Ein- 
schreiters (dem ja dann der Unterschied zwischen einer öffentlichen und 
einer privaten czechischen Volksschule in Teplitz schon klar gewesen 
wäre) ;^ erklärt, dass sie eine öffentliche tschechische Volksschule nicht 
wollen. Wir berufen uns diessfalls auf die Erfahrungen, die wir ira 
Jahre 1888 gemacht haben, wo die in unserer Gegenwart gepflogene 
Einvernahme der Parteien ebenfalls dazu geführt hat, dass das Missver- 
ständmss, in welchem dieselben sich« (über die Folgen ihres Petitionirenss) 
»befunden hatten, gründlich« (darüber besteht kein Zweifel) »aufzuklären. 
Insolange eine derartige Einvernahme« (und Aufklärung) »nicht statt- 
gefunden hat, müssen wir das ganze Verfahren als vom gesetzlichen 
Standpunkte lückenhaft und einer Ergänzung bedürftig bezeichnen. Wir 
beharren daher auf dem Verlangen einer neuerlichen* Einvernahme der 
Parteien in unserer Gegenwart« (behufs Aufklärung derselben), »protestiren 
im vorhinein gegen jede Entscheidung, welche etwa auf Grund der bis- 
herigen unvollständigen Erhebungen gefällt werden sollte,« (geben hiemit 
zu, dass auch wir nur eine den Einschreitem günstige Erledigung für 
möglich halten) »und beziehen uns im übrigen- auf unsere Aeusserung im 
Protocolle vom 18. December 1. J.« So geschehen im Jahre des Heiles 
1893. — (Die von den Czechen geforderte Schule wurde erst ira Jahre 
1895 — also nach 7 Jahren — eröffnet.) 

Und um ebenfalls durch ein typisches Beispiel — in memoriam — 
zu illustriren, welcher Art Mittel die Deutschen anwenden, um die Er- 
richtung von czechischen Privat -Schulen hintanzuhalten, lasse ich hier 
folgen, was anlässlich der Errichtung einer solchen Schule in der „Brüxer 
Zeitung" vom 18. Oktober 1890, Seite 3, zu lesen war: »Tschechische 
Schulschmerzen. Aus Dux wird uns berichtet: Die tschechisch-nationale 
Propaganda hat in der hiesigen Gegend neuerdings einen Schritt nach 
Vorwärts gethan und zwar insofern, als in der Nachbargemeinde Haan, 
welch' letztere eine ziemlich starke Bergarbeiterbevölkerung aufzuweisen 
hat, eine tschechische Volksschule errichtet werden soll. Schon lange 
tragen sich die dort ansässigen Tschechen mit dem Plane der Durch- 
führung dieses Projectes, immer aber scheiterte ihr Unternehmen an der 
Entschiedenheit der deutschen Bevölkerung von Haan, welche stets dafür 
zu sorgen wusste, dass die Tschechen für das projectirte Institut nicht 
nur keine Räumlichkeiten vermiethet erhielten, sondern, dass ihnen auch 
sammt und sonders von ihren Quartiergebern nahe gelegt wurde, 'ass 
ihnen allen die Wohnungen gekündigt würden, falls sie ihren Plan beti etfs 
der Grilndung einer tschechischen Schule auch wirklich zur Durchfülu mg 
bräcliten. Die Frage betreffs des Locales ist nunmehr gelöst; den) es 
venniethete die in Haan wohnhafte Wittwe K 1 i m p e 1 — nebenbei ge agt 
eine Deutsche! — den Tschechen geeignete Räume tür die Volkssc lüe 
in ihrem Hause und sofort wurden dann auch die nöthigen Schritt^ bei 
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den Behörden am Bewillung der Enichtang einer tschechischen Schule 

eingeleitet. — Anschliessend hieran sei mitgetheilt. dass der neue 

tschechische Kindergai1;en in Bruch, dessen Gebäude bereits fertiggestellt 

ist, demnächst eröffnet werden soll und dass die dortigen Tschechen nun 

[an die Errichtung einer tschechischen Schule für Bruch gehen wollen.« 

L Bekannt ist, dass es den Czechen in Brunn trotz ihres langjährigen 

[Sti^ebens bis nun nicht möglich geworden ist zu erreichen, dass daselbst 

^eine öffentliche czechische Bürgerschule errichtet werde, obwohl nach dem 

pon der k. k. statistischen Central-Commission 1885 herausgegebenen 

fSpecial-Orts-Repertorium von Mähren die deutsche Volkszählung in 

brünn am 31. Decemher 1880 neben 48 591 Deutschen auch 32 142 

PCzechen constatirt hat. 

I Angesichts dieser Thatsachen wirkt es auf denjenigen, der die 

5^ Verhältnisse kennt, fast erheiternd, wenn er in dem Organ des Allgemeinen 
) Deutschen Schul Vereines „Für das Deutschthum im Auslande", Nummer 2, 

^om November 1891, Seite 16, in einem mit „"Wiederbelebung der Orts- 
,c,Tuppe Hannover" tiberschriebenen Artikel liest, dass nach der „Hanno v. 
•Post" bei der zur Neubegründung des „eingeschlafenen" Zweigvereines 
1 abgehaltenen Versammlung der Oberlehrer Dahn-Braunschweig in einem 
1 längeren anziehenden Vortrage ausfülirte, .» dass in unserer Zeit mehr als 
isher für unsere im Auslande lebenden Brüder gethan werden müsse, 
sbesondere sei dies angebracht bei unseren in Böhmen wohnenden 
itammesgenossen. Aus deu'^c (deutschen) ->^ Zeitungen sei genügsam be- 
annt, in welcher unerhörter Weise das Deutschthum dort bedrängt werde. 
Das bezeichnete Ziel habe sich vor allem der Deutsche Schulverein gesetzt, 
welcher Mittel sammelt , um die deutschen Gemeinden bei Einrichtung 
leigener Schulen zu unterstützen. „Wer die Jugend hat, der hat die 
IZukunft! Nehme" (offenbar statt: nimm) „dem Kinde die Muttersprache, 
und du nimmst ihm die Nationalität." Der deutsche Schul verein« (wurde 
femer ausgeführt) »ist ohne politische Farbe, ohne confessio- 
nelles Gepräge und Hader . . . .^ 

(Für meiiie Behauptung, dass die Deutschen während ihrer Allein- 
herrschaft überall, wo es nur halbwegs oder nur zu einem Drittel an- 
gieng, oder eigentlich nicht angieng, öffentliche deutsche Volksschulen, 
sonach auf Kosten des Landes, errichtet haben, will ich hier speciell be- 
ügiich Böhmens aus der „Beschreibung der Volksschulen im Königi^eiche 
Ohmen" (Zusammengestellt nach amtlichen Daten. Prag 1894) den 
eweis erbringen durch folgende 6 Zusammenstellungen, in denen der 
erste Ortsnamen den Schulort, der zweite den Schulbezirk, die erste der 
drei angeführten Zahlen die Seite der „ Beschreibung ", die zweite 
die laufende Postzahl auf dieser Seite, die letzte Zahl die Anzahl der 
Schüler der Schule angibt und der Stern (*) die Bedeutung hat, dass 
die betreffende Schule ohne Industrial-Lehrerin überhaupt oder ohne eine 
«eigene Industrial-Lehrerin ist. 
F Es gibt in Böhmen: 

a) (8) öffentliche deutsche Volksschulen mit weniger als 2 1 Schülern in : 
: (>li schau. . . 64 11 14* Plan Werlsberg . . 34 7 18 Kaaden 

[ üb -^sgrüri . 20 44 17 Eger Branischau . . 88 6 18 Tepl 
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Stein 20 39 19 Eger ' \ Hennersdoif . 35 14 20 Kiiaden 

Himmelreich . 1 4 20 Asch Neumugel .. 65 36 20 Plan 

(per Schule 14,2 Schülei) 

b) (7) öffentliche deutsche Esposituren mit m eniger als 24 Schüleiii in: 
Gross-Lubigau 58 45 ll*Luditz Ströbl .... 86 40 ]9*Tachai. 
Silberberg . . 43 10 14*Klattatt Wittin .... 97 70 19*Tet 
Galtenstallunj^ 65 42 19 Plan Schüsselbauden 33 41 23 Hob 
Watzlaw . . , 66 2 19 Podersam elbe 

(per Schule 17,7 Schüler) 

c) (41) öffentliche deutsche Volksschulen mit 21 bis 30 Schülern 



Böhm. Borau . 


88 


5 


21 


Tepl 


Gabrielaliütten 44 


6 


30 Komot« 


Neschigau . . 


89 


30 


22 


n 


ülmbach , . 


. 46 


47 


29* „ • 


Wilkowitz . . 


90 


56 


27 


r 


Lindig . . . 


. 34 


9 


30 Joachima 


Wischkowitz . 


90 


57 


26 


n 


Kaltenbrurin 


. 63 


21 


29 Neuhaw 


Zeberhisch . . 


90 


62 


21 


r 


Motten . . . 


. 63 


27 


25 „ 


Gläsau . . . . 


64 


9 


21 


Plan 


Kolmen . . 


. 94 


2 


29 Tetscha 


Josefihütte . . 


64 


22 


27 


n 


Chai-watz . 


. 91 


4 


28*Teplitz 


Zeidlweid . . 


66 


59 


25 


n 


Mukow . . 


. 92 


37 


26 „ 


Konraditz . . 


85 


18 


28 


Tachau 


Wetzlau . . 


. 78 


46 


24 Saaz . 


Maschakotten 


85 


22 


29 


n 


Biniai . . . 


. 2 


3 


26 Aussig 


Rail . . . . . 


85 


37 


27 


r 


Proschwitz . 


. 8 


46 


30 B. Leipj 


Höfen . . . . 


21 


23 


29 


Falkenau 


Zwitte . . . 


. 9 


70 


30 „ 


Kohlinj»: . . . 


22 


34 


22 


r 


Messhals . . 


. 5 


15 


26 Bischof! 


Teschwitz . . 


23 


71 


23 


n 


Adlerhütten 


. 69 


1 


24Prachatii 


Stabnitz . . . 


20 


38 


22 


Eger 


Michow3^ . . 


. 83 


24 


30 Senfteiri 


Unterschossen 










Kl. Sclnvado- 








reuth . . . 


20 


45 


28 


n 


witz . . 


104 


48 


24 Tachau 


Grossmaul . . 


41 


16 


28 


Karlsbad 


Rennzähn . 


. 47 


15 


28 Königin] 


Killitz . . . . 


41 


23 


27 


r 


Riedersdort . 


. 51 


20 


29 Landski 


Müllei-s«^rün . 


41 


32 


24 


n 


Grafensteiii . 


. 72 


12 


26 Reicheirf 


Altengiiin . . 


29 


2 


30 


Graslitz 


Kaladai . . 


103 


24 


29*Moldatt< 


Scheft . . . . 


30 


25 


24 


n 


(per Schule 26,4 


Schüler). 



(Ferner 66 öffentliche deutsche Volksschulen mit 31 bis 39 Schulen 

d) (2) öffentliche zweiklassige deutsche \'olksschulen mit wenig 

als 37 Schülern in: 
Honositz ... 59 19 26 Mies Hadruwa . . 43 10 36 Klattaii| 

e) (2) öffentliche zweiklassige deutsche Volksschulen mit 37 

50 Schülern in: 
Drausendoif . 7 8 50 B.-Leipa j Kl. Priesen . . 45 28 50 Komoti 
(Ferner 6 öffentliche zweiklassige deutsche Volksschulen mit 51 bis 
und 29 öffentliche zweiklassige deutsche ^'olksschulen mit 61 
79 Schülern.) 

Es reichen sonach bei den Deutschen 14 Kinder in der Gern« | 
hin, damit eine öffentliche Schule, 11 Kinder, ilaiait eine öffentliche 
positur, und 26 Kinder, damit eine öffentliche zweiklassige Volksstf 
aus Landesgeldern erhalten werde. 

Nun, wir Czechen haben auch dagegen iiichts, denn, wenn ( 
solch' kleine deutsche Landesbrüder unverhältnissmässig viel Geld|J^ 
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so ist dasselbe doch überhaupt und, da die Eltern der Betreuenden wahr- 
scheinlich nicht durchwegs zu den übermässig reichen Leuten gehören 
dürften^ auch im Besonderen gut verwendet; dass jedoch gleichzeitig iiir 
die nachstellend angeiuhrten, 1 — 5 klassigen 31 czechischen Schulen: 



Sekarschen . 


5 


23 


34 Bischoft. 


Röscha . . 


. 66 2 


54 Podei^am 


Brüx .... 


11 


2 


253 Brüx 


Liebenau . 


. 73 23 


73 Reichenb. 


Peyreschau . 


14 


10 


65 Budweis 


Reichenberg 102 3 


135 


Liboch . . . 


16 


20 


107 Dauba 


Kaunowa . 


. 76 8 


72 Saaz 


Luckau . . . 


17 


9 


57Deutschbr. 


Postelberg 


. 77 22 


103 , 


Fi-auenthal . 


17 


7 


101 „ 


Rannay. . 


. 77 26 


91 „ 


D-.-Schützen- 








Saaz . . . 


. 77 28 


165 „ 


dort' . . 


17 


5 


66 


Pelechen . 


. 87 6 


48 Taus 


Ob.-Dubenetz 46 


2 


44 Königirih. 


Braunbusch 


. 87 1 


80 „ 


Niederemaus 


47 


13 


73 . , 


Bilin . . . 


. 90 1 


267 Teplitz 


Leitmeritz . 


53 


20 


168 Leitmeritz 


Hostomitz 


. 91 14 


384 „ 


Theresien- 








Kosten . . 


. 92 21 


175 „ 


stadt . . 


55 


55 


135 „ : 


Teplitz . . 


. 93 51 


338 „ 


Dobrzan . . 


59 


9 


193 Mies 


Turn . . . 


. 93 53 


378 „ 


Honositz . . 


59 


19 


54 „ 


&öglitz . 


. 95 12 


57 Tetschen 


Sulkow . . . 


60 


29 


114 „ 


Trautenau 


100 41 


76 Trautenau 


KoUeschowiz 67 


17 


39 Podersam 


(per Schule 129 Schüler), 


die mit Ausnahme j 


euer in Sulkow 


sämmtlich 


vom czechischen Schul- 



vereine unterhalten werden, und für die betreffenden 3999 kleinen czechi- 
schen Landeskinder als Czechen und weil deren Eltern ebenfalls nicht 
zu den übermäsig reichen Leuten gehören, sich im Budget des Königreiches 
Böhmen kein Platz findet, das zeigt den Grad des Helotenthums des C2rechi- 
schen Volkes in dem glorreichen Königreiche Böhmen ziffemiässig an. Am 
grellsten tritt dieses Messen mit der doppelten Elle hervor in Honositz, 
wo neben der czechischen Privat schule mit 54 Schülern für 26, sage 
Zwanzig Sechs, deutsche Kinder eine öffentliche zweiklassige 
Volksschule besteht. 

16. (Mittelschulen.) Wir fordern bezüglicli der Mittel- 
schulen, dass in Böhmen, Mähren und Schlesien für uns Czechen 
und für die schlesischen Polen die erforderlichen Schulen errichtet 
werden, ohne dass wir gezwungen wären, um die Errichtung 
dieser Schulen als um eine Gnade jahrelang — und da meist 
vergeblich — zu betteln oder solche Schulen jahrelang aus Privat- 
geldern zu erhalten. 

Welches Missverhältniss bei den vom Staate und vom Lande 
ei altenen Mittelschulen zwischen der überreichen Anzahl deutscher 
S< ulen und der nicht hinreichenden Anzahl czechischer, beziehungsweise 
p( lischer Schulen in Böhmen, Mähren und Schlesien herrscht und wie 
s( es kommt, dass zum Ausdrucke der Grösse dieses Missverhältnisses 
ni in Böhmen und Mähren eine endliche mathematische Grösse aus- 
Ti ht, während dasselbe in Schlesien nicht etwa nur bildlich, sondern 
m liemathisch unendlich gross ist, geht aus folgenden, dem „Schema- 
ti ^T der österreichischen Mittelschulen, Lehrerbildungsanstalten und 
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Staats -Gewerbeschulen" pro 1894/95 von Dassenbacher entnommenen 
Daten hervor. 



i 
Land 1 


Sprache 


Ein- 
wohner 
MiU. 


Er- 
hal- 
ter 


Gym- 
nasiön 


Real- 
schulen 


Leh- 
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ig 

|1 




Zu- 
sam- 




Ober junter 
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1 
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! 


deutsch 
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j 
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40 
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3 
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1 


3 
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czechisch 
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t) Nur in Mähren gibt es vom Lande erhaltene Mittelschulen. 

*) Darunter eine Ober-Realschule, die im Jahre 1898/4 erst 2 Classen zählte. 

Drückt man diese Verhältnisse in Percenten aus, so ergibt sich, 
dass erhalten werden: 

a) 1 n B Ö h m e n : 

für 37,2 Percent Deutsche 48,2 Percent Mittelschulen, aus Staatsgeldern, 
für 62,8 Pereent Czechen 51,8 Percent Mittelschulen, aus Staatsgeldern; 

b) in M ä h r e n : 

für 29,4 Percent Deutsche 53,3 Percent Mittelschulen, aus Staatsgeldern, 
für 70,6 Percent Czechen 46,7 Percent Mittelschulen, aus Staatsgeldern, 
für 29,4 Percent Deutsche 78,6 Percent Mittelschulen, aus Landesgeldern, 
für 70,6 Percent Czechen 21,4 Percent Mittelschulen, aus Landesgeldem, 

und zusammen: 
für 29,4 Per Cent Deutsche 61,4 Percent Mittelschulen, aus öffentl. Geldern, 
für 70,6 Percent Czechen 38,6 Percent Mittelschulen, aus öffentl. Geldern; 

c) in Schlesien: 

für 47,6 Percent Deutsche 100 Percent Mittelschulen, aus Staatsgelde n, 
für 22,2 Percent Czechen Percent Mittelschulen, aus Staatsgelde n, 
für 30,2 Percent Polen Percent Mittelschulen, aus Staatsgelde n. 

Hiezu ist noch zu bemerken, dass laut des erwähnten Schematis us 
pro 1894/5 und jenes pro 1885/6 wir Czechen aus Privatmitteln in 
Budweis eine Ober - Eealschule mit Oeffentlichkeits - Recht , welche 11 34 
eröffnet wurde, im Jahre 1885/6 in 2 Classen 106 Schüler zählt'^ eit 
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1890/1 vollständig ist und 1893/4 271 Schüler hatte, und in Troppau 
ein Ober -Gymnasium mit Oeifentlichkeits - Recht , welches 1883 eröffnet 
wurde, im Jahre 1885/6 in 3 Classen 213 Schüler zählte, seit 1890/1 
vollständig ist und im Jahre 1893/4 309 Schüler hatte, erhalten. Die 
üebemahme dieser beiden blühenden, seit 1890/1 vollständigen Anstalten 
in die Erhaltung des Staates können wir trotz des vorstehend dargelegten 
Missverhältnisses zwischen der Anzahl der vom Staate für die Deutschen 
und der Anzahl der vom Staate für die Czechen erhaltenen Mittelschulen 
nicht erlangen. (Gelegentlich einer diesfälligen Debatte im Abgeordneten- 
hause wurde gegen die geforderte Verstaatlichung des Troppauer Gym- 
nasiums von einem schlesischen Abgeordneten eingewendet, dass für die 
Stadt Troppau ein czechisches Gymnasium nicht erforderlich sei; mit 
Rücksicht auf die Ungeheuerlichkeit dieses Einwandes — das Gymnasium 
wurde für Schlesien und nicht für Troppau errichtet — führe ich den 
Namen des betreffenden Abgeordneten nicht an.) — (S. a. N.-A. 3.) 

Aus der obigen Zusammenstellung ist -* um nur auf zwei Momente 
hinzuweisen — ersichtlich, wie so gar wenig blöde die Deutschen in 
Mähren sind, wenn es sich um Verwendung öffentlicher Landesgelder für 
ihre Schulzwecke handelt ; denn dieselben erhalten aus öffentlichen Landes- 
geldem für sich 1 Ober- Gymnasium , 8 Ober- und 2 Unter-Realschulen, 
für die 70 Percent Czechen dagegen kein Ober- Gymnasium, und nur 2, 
beziehungsweise 3 Ober-Realschulen. Desgleichen ist ersichtlich, dass in 
Schlesien für die 48 Percent Deutsche 10 Mittelschulen aus Staatsgeldem 
erhalten werden, dagegen für die 22 Percent Czechen und die 30 Percent 
•Polen keine einzige, nicht einmal für diejenigen, die an den czechi- 
schen oder an den polnischen Volksschulen Lehrer werden wollen, eine 
czechische, beziehungsweise polnische Lehrerbildungs- Anstalt. Mit welchem 
Erfolge an diesen Volksschulen solche Lehrer wirken können, die von 
der ersten Gymnasial- oder Realschul- Classe an Alles, aueh die auf das 
eigentliche Lehrfach Bezug habenden Gegenstände nur deutsch gehört 
und nur deutsch gelernt haben, ist — denke ich — Jedermann klar. 
Damit jedoch das Deutsch dieser Lehrer nicht brachliege, wurde — wie 
ich wiederum loyal anführen muss — in Schlesien, in dessen Landtage 
die 52 Percent Slaven nur durch 6 Abgeordnete unter 31 vertreten sind, 
schon vor Jahren durch 2 Erlässe des Landesschulrathes bezüglich der 
nichtdeutschen Volksschulen (nichtdeutsche Bürgerschulen gibt es keine) 
die Einrichtung getroffen, dass an allen nichtdeutschen Volksschulen 
(auch an den einclassigen mit Halbtags-Unterricht) die deutsche Sprache 
als Unterrichtsgegenstand gelehrt und in den oberen Classen melirclassiger 
Schulen auch als Unterrichtssprache gehandhabt werde, eine Einrichtung, 
deren pädagogische Richtigkeit nach dem, was oben über den Unterricht 
in den Schulen des Deutschen Schulvereines gesagt wurde, in die Augen 
springend ist. 

Die betreffenden zwei Erlässe''') sind der Erlass des k. k. schlesischen 

*) Abgedruckt im ^Handbuch der Landesgesetze und wichtigen norma- 
tiven Verordnungen für das Volksschulwesen im Herzogthume Ober- und Nieder- 
Schlesien.* Wien, k. k. Schulbücher -Verlag 1888 — 60 kr. — auf Seite 75 
und 107. 
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Landesscliulrathes vom 16. Jänner 1873 Z. 3502 ex 1872, „womit 
Bestimmungen über die Behandlung des deutschen Sprachunterrichtes 
in den nichtdeutschen Volksschulen Schlesiens hinausgegeben werden." 
In diesem Erlasse ist unter Anderem Folgendes zu lesen: »Das Ziel des 
deutschen Sprachunterrichtes in den nichtdeutschen Volksschalen ist die 
Befähigung der Schüler : 1) mündliche und schriftliche Mittheilungen richtig 
zu verstehen; 2) ihre Gedanken in der deutschen Sprache mündlich und 
schriftlich correct auszudrücken.« Und dann: »Im 5., 6., 7. und 8. 
Schuljahre : Der Unterricht erhält mehr und mehr einen utraquistischen 
Charakter. In mehrclassigen Schulen dient die deutsche Sprache vorwiegend 
als Unterichtssprache. Das deutsche Lesebuch wird neben dem 
nichtdeutschen oder auch auschliesslich gebraucht und liefert den Stoff 
zur sachlichen und sprachlichen Behandlung. Alle Redetheile, sowie die 
wichtigsten Satzformen der deutschen Sprache werden in genauester' 
Wechselbeziehung zur Muttersprache nach und nach durchgearbeitet. -- 
Die Rechtschreibe- und die schriftlichen Uebungen in der deutschen 
Sprache werden neben denselben Uebungen in der Muttersprache weiter 
fortgesetzt. — Der Unterricht in den Eealien tritt in den Oberclassen 
im Anschlüsse an das deutsche Lesebuch auf. — In der geometrischen 
Formenlehre, im Zeichnen und im Turnen ist zunächst die Kenntniss der 
deutschen technischen Ausdrücke bei den Kindern stufenweise zu erstreben. 
Dann wird ohne besondere Schwierigkeit der ganze Unterricht in diesen 
Gegenständen deutsch ertheilt werden können, weil der für diese Unter- 
richtszweige erforderliche Wortreichthum nur ein beschränkterer ist.« 
Endlich im Schluss - Passus : »Es ist selbstverständlich, dass namentlich* 
in mehrclassigen solchen Schulen, an welchen Lehrer von hervorragenderer 
pädagogischer Thätigkeit wirken, der im Vorstehenden verzeichnete Lehr- 
gang für den deutschen Sprachunterricht beschleunigt werden kann und 
darf« (was als avis au lecteur* selbstverständlich von rückwärts zu lesen 
ist wie folgt: wer nach dem Bericht des Bezirks - Schulinspeclors den 
Unterricht in der deutschen Sprache an den nichtdeutschen Volksschulen 
beschleunigt, wird von mir, dem k. k. schlesischen Landesschulrathe, als 
ein Lelirer von hervorragenderer pädagogischer Thätigkeit angesehen, 
als solcher vorgemerkt und entsprechend berücksichtigt; wer nicht, 
nicht). 

Der zweite Erlass ist jener vom 19. September 1875 Z. 3229 
„betreffend die Stundenansätze für den deutschen Sprachunterricht an den 
nichtdeutschen Volksschulen". Der Schluss-Passus desselben lautet: »Aus 
diesen Plänen ist auch ersichtlich, dass an ein- und zweiclassigen Schulen 
sich eine Verringerung der Stundenzahl für die anderen Fächer nicht als 
nothw'endig erweist; an dreiclassigen Schulen jedoch kann eine Vc 
mindemng des für den Unterricht in der Muttersprache angesetzt 
Stundenausraasses um 1 bis 2 Stunden auf den oberen Jahresstufen ei 
treten« („Doch dem Feinde muss es wehren. Der es um die Spracl 
bringt!*' — dieses deutsche Verslein kommt aus friiheren Zeilen mir lii 
in den Sinn), »da durch den Unterricht in der deutschen Sprache au 
die sprachliche Bildung überhaupt gefördert wird;« — eine unbestrf 
bare Wahrheit, mit der man jedoch auch die Einführung des Unterri' 
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der chaldäischen 8pi-ache an den nichtclialdäischen Volksschulen Schleniens 
ebenso wirksam eutscliuldigen könnte. 

Dass die Leiter der czechischen und der polnischen Scluilen in 
Schlesien mit dem Kezirksschulrathe lediglich deutsch correspondiren, die 
Lehrer mit den Inspectoren lediglich deutsch verkehren müssen und dass 
bei den Lehrer-Conterenzen lediglich deutsch verhandelt wird, brauche ich 
wohl nicht mehr besonders nachzuweisen. 

Erwägt man nocli, dass mit Ausnahme einer im Jahre 1893 activirten 
. czechischen und einer erst im Principe errichteten polnischen landwirth- 
schaftlichen Schule niedersten Kanges (mit Volksschul - Charakter) alle 
Fachschulen lediglieh deutsch sind und das Alinea 3 des Art. XIX des 
Staatsgrnndgesetzes vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142 ,,über die 
allgemeinen Hechte der Staatsbürger für die im Reichsrat he vertretenen 
Königi-eiclie und Länder", zu denen auch Schlesien gehört, lautet: ; In 
den Ländern, in welchen mehrere Volksstämme wohnen, sollen die ötient- 
liehen üntemchtsan stalten derart eingerichtet sein, dass ohne Anwendung 
eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landessprache jeder dieser 
Volksstämme die erforderlichen Mittel zur Ausbildung in seiner Sprache 
erhält«, — so bekommt man einen Begriff davon, wie in Schlesien von 
Staats- und Landeswegen mit Hilfe der Schulen gemianisirt wird und 
welche Zustände daselbst herrschen. Und jedes Streben, statt dieser Zu- 
stände menschliche einzuführen, bezeichnen die schlesischen und die 
österreichischen Deutschen als „Störung des nationalen Friedens in 
Schlesien".*) 

(Nicht unerwähnt lassen will ich hier den Umstand, dass in Be- 
ziehung auf pädagogisches Wissen Bosnien dem Lande Schlesien den 
Vorrang abgelaufen hat, denn dort hat die ofticielle Pädagogik — wenn 
man der diesbezüglichen Nachricht des „Deutschen Volksblattes" trauen 
darf — auf empirischem Wege eine uralte pädagogische Wahrheit neu 
entdeckt, die in Schlesien noch nicht bekannt zu sejn scheint. Im Morgen- 



^ 



*) An der HerstelluDg und der Erhaltung dieser barbarischen Zuntände 
in Schlesien nahm und nimmt seit langen Jahren ungemein werkthiltigen 
Antheil auch Theodor Haase, theologiae et philosophiae doctor, Mitglied des 
Abgeordnetenhauses, des schlesischen Landtages und des schlesischen \ andes- 
schulrathes, in der übrigen Zeit auch Pfarrer der evangelischen Gemeinde in 
Teschen und Superintendent der mährisch-schlesischen Superintendenz A. C. 
indem er in totalem Gegensatze zu seinem Heiland und Meister, dem Anwalte 
aller, die da mühselig und beladen sind, und im crassesten Widerstreite gegen 
dessen den priesterlichen Beruf statuirendes Gebot ,, Gehet hin und lehret alle 
Völker . . . und lehret sie halten Alles, was ich euch befohlen habe** 
als einer der eifrigsten Eampfhähne bei der Niederhaltung der schlesischen 
ur l der österreichischen Slaven mitwirkt, ohne dass ihm — so viel bekannt — 
VC seinen Amtsbrüdem in Chrihto, die ja gegen Laien so überaus pflichteifrig 
eil l — sein dem Hauptgebote der Nächstenliebe geradezu Hohn sprechendea 
G« ahren irgendeinmal wäre verwiesen worden. 

Ich für meine Person veiüble dem Genannten sein Vorgehen insbesondere 
ar h deshalb, weil er mit zu denjenigen gehört, die bezüglich ihres Glauben«- 
bc enntnisses in Oesterreich noch nicht Gleichberechtigung mit den Uebrigen 
ge lessen, was sehr crass zu Tage tritt bei öffentlichen Anlässen, z. ß. bei der 
ül jhen Einweihung öffentlicher Gebäude, insbesondere öffentlicher Schulen. 
di ""'^ Katholiken, Juden und Protestanten bestimmt sind. 
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blatt des Wiener „Deutschen Volksblattes" vom 27. Februar 1895 ist 
Dämlich auf Seite 5 Folgendes zu lesen: »Die deutscheSp räche in 
Bosnien. Die Landesregierung in Bosnien hat mittelst Verordnung den - 
obligaten Unterricht in der deutschen Sprache in den dortigen Elementar- 
schulen aufgelassen. Als facultativer Gegenstand kann die deutsche 
Sprache in jenen Schulen beibehalten werden, wo dies besondere Verhält- 
nisse als wünschenswerth erscheinen lassen, oder wo dies die Eltern aus- 
drücklich wünschen. Als Grund für diese Verfügung wird angegeben, 
dass nach den bisherigen Erfahrungen mit der deutschen Sprache in den 
Volksschulen gar keine (?) Resultate erzielt werden konnten.« — Ich 
rauss hier wohl nicht erst ausdrücklich anführen, dass das Fragezeichen 
bei den Worten „keine Resultate" nicht von 'mir herrührt.) 

17. (Universität in Brunn.) Wir fordern bezüglich der 
Universitäten, dass neben der einzigen czechisclien Universität in 
Prag eine zweite in Brunn errichtet v^erde. 

Die czechische Universität in Prag ^- von der man, nach dem bis- 
herigen Tempo urtheilend, annehnien kann, dass sie noch vor Ablauf des 
zwanzigsten Jahrhunderts mit zulänglichen Localitäten versehen sein 
dürfte — zählte (nach Brachelli) im Winter-Semester 1891/2 108 Lehrer 
und 2240 Hörer und rangirt mit letzterer Zahl unter den 11 Universi- 
täten der Monarchie an dritter Stelle, denn in demselben Semester gab 
es an der Universität: 



in 


Lehrer 


Hörer 


in 


Lehrer 


Hörer 


Wien . . . 


. 303 


5931 


Innsbruck . . 


. 84 


956 


Budapest 


. 166 


3494 


Klausenburg 


. 64 


622 


Prag, czechisch 


. 108 


2240 


Agram . . . 


50 


404 


Graz .... 


. 102 


1473 


Czernowitz . . 


. 36 


310 


Prag, deutsch . 


. 110 


1457 








Lemberg , 


. 83 


1377 


Zusammen 11 


1190 


19 557 


Krakau . . . 


. 84 


1293 









Nach dem Inaugurations-Bericht über das Jahr 1893/4 haben auf 
der Prager czechischen Universität 344 Mährer studirt; laut der Ueber- 
sicht auf Seite 103 des Verzeichnisses der öffentlichen Vorlesungen an 
der Universität zu Wien im Winter-Semester 1894/5 wurde die Wiener 
Universität im Sommer-Semester 1894 von 566 Mährern besucht: recla- 
mirt man von diesen 566 Hörern nur 300 als Czechen und lässt man 
Schlesien ganz aus dem Spiel, so ist es klar, dass eine czechische Uni- 
versität in Bränn, welche auch die Wiener und die Prager Universitäten 
ein wenig entlasten würde, auf doppelt so viel Hörer rechnen kann, als 
deren die — selbstredend deutsche — Universität in Czernowitz hat, an 
deren philosophischer Facultät in einem der lezten Semester die Aozj ü 
der Hörer um ganze zwei Einheiten grösser gewesen sein soll als je le 
der Lehrer ; wie hoch ein solcher Hörer der philosophischen Facultät n 
Czernowitz den österreichischen Steuerträgem zu stehen kommt, ist i i- 
schwer zu schätzen 

Wie weit reichlicher in dieser Beziehung für die Deutschen i d 
für die Polen gesorgt ist als für uns Czechen, erhellt daraus, dass erha!^ n 
werden : 
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für die 5,4? ü Millionen Czechen 1 Universität mit 108 Lelirern, 
für die 3,5:» 8 Millionen Polen*) 2 Universitäten mit 167 Lelirern, 
für die 8,4gi Millionen Deutsche**) 5 Universitäten mit 635 Lehrern. 



Das, was den Gegenstand aller der vorstehend angeführten 
Forderungen bildet, ist ungefähr dasjenige, was uns Czechen zur 
nationalen Gleichberechtigung mit den Deutschen in Böhmen, 
Mähren und Schlesien fehlt und was wir erlangen müssen, damit 
wir endlich einmal das so überaus peinliche und demüthigende 
Gefühl los werden, dass wir seit der Schlacht am Weissen Berge 
in der ureigenen Heimath Hörige der Deutschen sind, und damit 
es uns endlich möglich werde, an unserer so grausam und so 
lange unterbrochenen Entwickelung frei von den unnützen, uns 
jetzt hemmenden xuid drückenden Fesseln mit dem Aufwände 
aller Kräfte zu arbeiten. 



*) polnincher Zählung. 
**) deutscher Zählung. 
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lY. Die Ursachen der bisherigen Erfolglosigkeit und 

der derzeitigen Aussichtslosigkeit der auf die Zu- 

standebringung eines Ausgleiches zwischen Deutschen 

und Czechen gerichteten Bestrebungen. 

Den bisher festgehaltenen, uns so selbstverständlichen Ge- 
danken, dass es irgend jemals in absehbarer Zeit möglich werden 
könnte, die nationale Gleichberechtigung mit den Deutschen in 
Böhmen, Mähren und Schlesien unter Zustimmung dieser und der 
übrigen österreichischen Deutschen zu erlangen, d. i. den Ge- 
danken an die Möglichkeit eines auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung fussenden sogenannten Ausgleiches mit den 
Deutschen — mit denen wir in so zahlreichen geschäftlichen, 
freundschaftlichen und verwandtschaftlichen Beziehungen stehen, 
mit denen uns so zahlreiche gemeinsame Interessen verbinden, 
mit denen wir stets werden zusammenleben müssen, Avenn wir 
nicht aus der Heimat auswandern wollen, und denen schon vor 
Jahren im böhmischen Landtage von unserer Seite ein weisses 
Blatt hingereicht wurde einerseits mit der Aufforderung, auf die 
eine Seite desselben zu schreiben, wie sie es in Böhmen für sich 
haben wollten, und auf die andere Seite die Worte „Gilt auch 
für die Czechen" zu setzen, und andererseits mit dem VersiDrechen, 
wir würden es unbesehen annehmen, — diesen Gedanken müssen 
wir, soweit ich die Deutschen kenne, gänzlich fallen lassen, nud 
zwar aus folgenden Gründen. 

1. (Coucessions-Standpunkt der Deutschen.) Erstens stehen 
die Deutschen noch immer auf dem Coucessions-Standpunkt*) und 
sind noch nicht zu der Erkenntniss gelangt, dass es in der ganzen 
Monarchie Nienjianden gibt, dem es möglich wäre, uns Czecheji 
und unseren nationalen Leidensgefährten als Staatsbürgern irgend 
welche Concessionen zu machen; möglich ist nur, uns 
Rechte vorzuenthalten. 



*) Wie dies so ungemein Mar hervorgeht z. B. auch aus dem Tone der 
folgenden Nachricht im Morgenblatte der „Neuen Freien Presse*' vom 4. Mai 
1895. Seite 3: ^Brünn, 3. Mai. Orig. Telegr. . . .Die" (deutsche) „(.Temeinde- 
vertretung von Mährisch-Ostrau" (wo laut des Special-Orts-Repertoriums von 
Mähren bei der deutschen Volkszählung am 31. December 1890 gezählt wurden 
5119 Deutsche. 10 706. sonach beinahe zweimal so viel Czechen und 2 1*> 
Andere) ^hat dem Drängen der Czechen nachgegeben und beschlossen, daselbst c ne 
czechische Mädchen-Bürgerschule zu errichten." (Der Beschluss wurde revor i\ 
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Ein zweiter Gruiul liegt im Folgenden. Um zu begreifen, 
dass einerseits uns Czechen und unseren Leidensgefährten es gar 
nicht möglich ist, die nationale Gleichberechtigung nicht zu 
wollen und dieselbe nicht mit allen Mitteln anzustreben, und 
dass die Möglichkeit, die geforderte Gleichberechtigung uns auf 
die Dauer vorzuenthalten, mit jedem Tage zum mindesten in dem 
Masse abnimmt, in welchem bei uns Czechen das Bewusstsein 
unseres Helotenthums in immer breitere Schichten des Volkes 
dringt und in welchem überall der Sinn für möglichste Rechts- 
gleichheit der Menschen zunimmt, und dass andererseits die Durch- 
führung der Gleichberechtigung mit den geringsten Schmerzen 
für die Deutschen verbunden wäre, wenn dieselbe unter ihrer 
Zustimmung würde vorgenommen werden: dazu besitzen die 
Deutschen — mit Ausnahme einiger, die nichts zu sagen haben, 
und einiger, die zwar etwas zu reden hätten, sich jedoch nicht 
trauen, etwas zu sagen — zu wenig von dem hiezu erforder- 
liehen Wissen, zu welchem auch die Erfahrung darüber gehört, 
wie Unterdrückten zu Muthe ist, und zu wenig Verstand. 

Die ganze Geschichte lehrt, dass die Unterdrückten, wenn 
sie von den Unterdrückern nicht von Zeit zu Zeit auf dem 
Schlachtfelde physisch niedergeworfen werden, stets und überall 
ihre Befreiung erlangt haben; ich verweise diesfalls — um nur einzel- 
nes hervorzuheben — auf die Plebs im alten B;Om, auf die Christen 
im Alterthum, auf die Kämpfe der Städte gegen den Adel, auf 
jene der Zünfte gegen die Geschlechter, auf den Protestantismus, 
auf die Befreiung des Bauernstandes aus der Hörigkeit, auf die 
Einführung des verfassungsmässigen Staatslebens, auf die Erfolge 
der Magyaren, auf unsere eigenen bisherigen Erfolge und auf 
jene der Irländer und der Socialisten. Dem Unterdrückten lässt 
eben seine Lage keine Ruhe, keine Rast und gutta cavat lapidem. 
Diese allgemeine Thatsache scheint unseren Deutschen unbekannt 
zu sein. 

Im Speciellen wissen dieselben, da sie national nie unter- 
drückt waren, nicht, wie uns Czechen zu Muthe ist, und schon 
aus diesem Grunde spreche ich den österreichischen 
Deutschen jegliche Berechtigung ab, über uns 
Czechen in dieser Beziehung überhaupt zu urtheilen. 

2. (Unwissenheit der Deutschen.) Doch auch sonst kennen 
unsere Deutschen uns Czechen nicht und, wie mir scheinen will, 
auch sich selbst nicht; dem Vogel Strauss vergleichbar bohren 
sie sich in die Vorstellung hinein, uns Czechen noch immer 
Ol ' burell überlegen zu sein, und deduciren aus dieser Illusion und 
ai einer zweiten, mir unbekannten Voraussetzung einen An- 
sj ach auf Hegenomie über uns oder, wie ihre üblichen Redens- 
ai 3n lauten, auf eine ihnen zukommende Führerschaft oder auf 
ei natürliches Recht auf Vorherrschaft : natürlich auf ein „natür- 
li' les" Recht, denn so neinit man immer Rechte, die man nicht 
b< "^ünden kann. Dabei sehen die Deutschen nicht nach rechts, 
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nicht nach links, lesen schon infolge des bis nun für sehr chic 
geltenden und ihrer Superiorität so überaus entsprechenden 
Mangels der Kenntniss der czechischen Sprache nur ihre eigenen 
Parteizeitschriften und diese lügen ihnen ex professo über uns 
Czechen Schlechtes und über die Deutschen Gutes vor, dass Gott 
erbarme. Lügen thut zum immensen Schaden der Parteien jede 
Partei-Presse, als ob die Leute darauf würden eingeschworeu 
werden; doch wer, wie die österreichische deutsche und die 
magyarische Presse nur Unrecht zu vertheidigen hat, der muss 
von den betreffenden, ihm bekannten Thatsachen viele todt- 
schweigen und den übrigen stets und überall widerspreclien, 
d. h. allerwegen lügen vom Morgen bis zum Abend und vom 
Abend bis zum Morgen, und das thut — die Buchdruckerkunst 
diffamirend — die österreichische deutsche Partei-Presse, ins- 
besondere die Residenz-Presse mit erschreckend wenig und nur 
temporären Ausnahmen gegen uns Czechen seit langen Jahren 
sehr wacker, wackerer noch als seiner Zeit gegen die Magyaren, 
deren Streben, sich von der Vorherrschaft der Deutschen zu be- 
freien, wir damals nach Kräften unterstützt haben. 

Ich will nicht aufzählen, was alles die deutsche Presse von 
uns Czechen systematisch todtgeschwiegen hat und wie viele 
nationale Rohheiten der Deutschen in Böhmen, Mähren und 
Schlesien — worüber ich weiter unten einiges nach deixtschen 
Quellen pro memoria mittheilen werde — insbesondere von der 
Residenz-Presse den Deutschen verschwiegen wurden; nur um 
zu illustriren, wie kleinlich dieses Todtschweigen oft war, er- 
wähne ich, dass in jener Nummer der Prager „Bohemia", des 
Hauptblattes der Deutschen in Böhmen, welche am Tage der 
Eröffnung der Prager Jubiläums- Ausstellung 1892 zur Ausgabe 
gelangte, von dieser Ausstellung nicht ein Wort zu lesen war. 

Mit welch' eiserner Consequenz die Methode des Todtschweigens 
seitens der deutschen Parteipresse stets und immer gehandhabt wird, 
dafür liefert die Nummer der „Neuen Freien Presse" vom 21. December 
1894 ein eclatantes Beispiel. In dem mit „Oesterreichische Volkskunde" 
tiberschriebenen Feuilleton hebt der Verfasser desselben, Dr. Michael 
Haberlandt, hervor, dass für die Volkskunde Museen in Berlin, Stockholm, 
Amsterdam, Moskau, ja auch „ganz in unserer Nähe, halb im eigenen 
Hause" in Serajewo bestehen, und klagt dann: »Nur in unserem Oester- 
reich — Ungarn macht seit einigen Jahren, insbesondere für seine 
Millenniums-Ausstellung, die gewaltigsten Anstrengungen auf diesem Ge- 
biete — sind wir noch im Kückstande. Wir haben freilich unsere Landes- 
und Ortsmuseen, welche thun, was in ihren Kräften steht; man arbeit b 
hier und sammelt dort, und eine wackere Schaar einsichtsvoller Volk ■ 
freunde müht sich jeder auf seinem einheimischen Flecke — im u • 
gleichen Kampfe mit dem unauflialtsam nivellirenden Fortschritt — u i 
die Bergung des volksthümlichen Schatzes. Aber sollen wir nicht au< i 
über unsere engen Grenzpfähle hinausblicken dürfen, den Nachbar v • 
der Thtir nicht sehen, die Verwandtschaftsreihe nicht versammeln dürf , 
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welche auf dem gleichen Boden des Vaterlandes mit uns haust? . . . .' 
Dasö damals in den Ländeni der böhmischen Krone breite Schichten des 
czechischen Volkes schon seit zwei Jahren eine überaus intensive Thätigkeit 
entwickelten, um den „volksthtimlichen Schatz" des czechischen A'olkes nicht 
nur zu bergen, sondern im Jahre 1895 auf der zu diesem Zwecke pro- 
jectirten ethnographischen Ausstellung in Prag geordnet zur Schau zu 
!. stellen, davon weiss das Feuilleton nichts, entweder weil dei* Autor hier- 
von thatsächlich nichts gewusst hat oder weil er hiervon nichts hat 
wissen dürfen ; denn auch das erstere wäre trotz der den Deutschen nach 
ihrer Behauptung eigenthttmlichen Gründlichkeit möglich, weil in der 
deutschen Presse von der projectirten Ausstellung bis dahin eigentlich 
nur damals Erwähnung geschah, als dieselbe („Neue Freie Presse'' in der 
Nummer vom 5. April 1894, Seite 4) aus Prag berichtete, dass > der 
Leitung der czecho - slavischen ethnographischen Ausstellung, welche im 
nächsten Jahre in Prag stattfinden soll, ein Erlass des Unteriichts- 
Ministeriums zugestellt wurde, wonach die angesuchte Subvention << (von 
60 000 Gulden) >für die Ausstellung nicht bewilligt wird, weil es sich 
um ein unternehmen handelt, welches nur Einem Volksstamme in 
Böhmen zu gute kommen soll, also um ein Unternehmen, welches nicht 
einen allgemeinen, sondern einen einseitigen Zweck verfolgt.^ 

(Nun, auch der Betrag, welcher dieser verweigerten Subvention 
gleichkommt, gegen deren Ertheilung der einzige mitcompetente Factor, 
das deutsche \olk in Oesterreich, meiner Ansicht nach ebensowenig ein- 
gewendet hätte, wie das deutsche Volk in Böhmen gegen die Bewilligung 
der Landessubvention eingewendet hat, wurde aus Privatmitteln aufge- 
bracht und es hätte das Unternehmen als solches den Abgang der erhofften 
Reichs-Subvention ebensowenig empfunden wie jenen des von der Prager 
Handels- und Gewerbekammer bewilligten Betrages, dessen Auszahlung 
die Kegierung jedoch nicht gestattet hat, wenn diese die projectirte 
Anzahl von 500 000 Losen der Ausstellungs-Lotterie nicht auf 200 000 
beschränkt hätte. Bei dem grossen Interesse, welches das czechische 
Volk der Ausstellung entgegenbringt, bedeutet nämlich diese Einschrän- 
kung — allerdings nur unter der Voraussetzung, dass die Ausstellung 
nicht noch vor dem ersten Wiederauftreten der Cholera in Lemberg, welche 
die Lemberger Ausstellung und die galizischen Monoever nicht behindert 
hat , prohhylaktisch gesperrt werden wird und dass nicht Alles schon an 
der durch die nnsiimig grosse Anzalü der 6216 Gewinnste bedingte Klein- 
heit des Haupttreffers (25 000 Kronen) scheitert — einen Entgang von 
60 — 70 Tausend Gulden. 

Für alle Fälle wurde hiedurch die Gefahr, dass die czechische ethno- 
graphische Ausstellung im Jahre 1895 gleich der Jubiläums- Ausstellung 
vo i Jahre 1891 mit einem Ueberschusse, statt mit dem für Ausstellungen 
üb chen Deficit, schliessen könnte, gründlich beseitigt und liiemit eine 
G( rissheit geschaffen, die als Calculations-Moment — selbs vom kauf- 
mi mischen Standpunkte aus betrachtet — für das Unternehmen unleug- 
bg einen nicht zu unterschätzenden Werth repräsentirt. 

Ausser den angefülirten Massnahmen jedoch, die in algebraischer 
A Irueksweise als negative Unterstützungen der Ausstellung bezeichnet 
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werden können, Hess und lässt die Regierung dem Unternehmen in letzter 
Zeit auch positive Untersttitzungen angedeihen, denn dem Comite gieng 
seitens der Regierung die Mittheilung zu, dass trotz des über Prag und 
Umgebung verhängten Ausnahmszustandes dennoch die Abhaltung der 
verschiedenen Sokol-, Sänger-, Feuerwehr-, Lelirer- und anderer Tage 
auf dem Ausstellungplatze bewilligt wird, falls zu denselben jeder 
Theilnehmer persönlich geladen und diesbezüglich legitimirt wird, dass 
die anlangenden Ausstellung-Züge und andere Expeditionen auf dem Aus- 
stellungsplatze bewillkommt werden können , dass ferner die Ausstellung 
Abends bis 11 Uhr geöifnet bleiben könne (offenbar ohne Rücksicht auf 
die Sonntagsruhe), und dergleichen mehr; alles mit den nachdrücklichen 
Beifügen, dass gegen die Ausstellung nichts werde unternommen werden, 
solange sich daselbst Demonstrationen oder stürmische Auftritte überhaupt 
nicht ereignen. Einem Bürger der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
dürfte diese der Ausstellung seitens der Regierung entgegengebrachte 
Opfenvilligkeit , die allerdings nicht so gross ist wie jene, welcher die 
Lemberger Ausstellung 1894 sich erfreute, w^ahrscheinlich nicht gar so 
exorbitant vorkommen ; wir Czechen jedoch, denen schon jetzt nicht unbe- 
kannt ist, mit welchen Mehrauslagen für die Polizei diese positiven 
Unterstützungen beiläufig verbunden sein werden — die genauen Ziffern 
wird die Regierung später der Buchhaltung der Stadt Prag nicht vor- 
enthalten — wissen diese Unterstützungen schon nach dem Grundsatze 
wer das Kleine nicht ehrt, ist des Grossen nicht werth, vollauf zu 
schätzen, ganz abgesehen davon, dass, wie neben der selbstverständlichen 
Tapferkeit Gehorsam des christlichen Ritters, so auch insbesondere 
Bescheidenheit des czechischen Volkes Schmuck sein soll neben dem 
obligaten unaufhörlichen Schwitzen von Steuern für Zwecke Dritter.) 

Dass die im Dezember 1894 erfolgte, durch das erwähnte Feuilleton 
angekündigte Gründung einer ethnographischen Gesellschaft für Oester- 
reich den Arbeiten für die ethnographische Ausstellung des czechischen 
Volkes ebenso nachgehinkt ist wie die Gründung des Wiener Mädchen- 
Gymnasiums jener des czechischen Mädchen- Gymnasiums „Minerva" in 
Prag, liegt auf der Hand. — Klar ist auch, und gereicht uns Czechen 
in der Subventions- Angelegenheit zum Tröste, dass die Verweigerung der 
erbetenen staatlichen Subvention ihren Grund hatte offenbar lediglich in 
dem „idealen" und sonach auch die Förderung einseitiger Zwecke per- 
horrescirenden Sinne, welchen der Unterrichtsminister I )r. Stanislaus Ritter 
Poraj von Madeyski öffentlich nicht nur einbekannt, sondern später auch 
dadurch bethätigt hat, dass er nicht etwa einseitig nur x\gnaten (Tochter 
via Tochtersmann), sondern auch entferntere Cognaten aussertourlich in 
gute staatliche Gehalte brachte. 

(Die Eröffnung der ethnographischen Ausstellung selbst hat a ch 
die „Bohemia" nicht ignorirt und widmete derselben in der am Eröffnui rs- 
tage erschienenen Nummer vom 15. Mai 1895 einen süss-saueren L it- 
ai'tikel; doch scheint derselbe nur zu dem Zwecke geschrieben worden zu 
sein, damit die „Bohemia"' in demselben zweimal Ausdruck geben kö ne 
der Besorgniss, ob die Ausstellung auch in Ordnung und Anstand ^ r- 
laufen werde. Ich für meine Person bin im Gegensatze zu der gc n- 
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wärtig lieiTSclienden Anschauung nicht der Ansicht, dass es Angehörigen 
verschiedener Völker als solchen eigenthümlich sei, bestimmte Handlungen 
zu begehen und z. B. treu oder verschlagen oder unehrlich zu liandeln, 
denn Urtheile sind nicht angeboren ; aber das ewige Rufen der Deutschen 
- nach Polizei, sogar ahf Yorrath, könnte auch mich zu der Ansicht bringen, 
(lass dies eine nationale Eigenthümlichkeit der Deutschen sei.) - (S. a. N.-A. 4.) 
In welcher Art in der österreichischen deutschen Partei- 
Presse gegen uns Czechen in k 1 e in e n Sachen gelogen wird, kann 
daraus entnommen werden, dass ein grosses Blatt mit Rücksicht 
auf den mir fast unbegreiflichen Umstand, dass es zahlreiche 
Leute gibt, welche die Erstaufführung eines berühmten Stückes 
an einem Theater für ein Culturereigniss ansehen, über solche 
durch das czechische National- Theater in Prag vorgenommene 
Erstaufführungen in drei verschiedenen Fällen so berichtete, dass 
dem deutschen Leser gar nicht in den Sinn kommen konnte, 
dass das aufführende und gelobte Theater nicht das deutsche 
Theater in Prag sei. — Wie die deutsche Presse gegen uns Czechen 
in wichtig e n Dingen für die grosse Oeffentlichkeit unisono lügt, 
will ich an einem in der unrichtigen Darstellung allgemein be- 
kannten Falle nachweisen. 

Am 15. Mai 1893 stand im böhmischen Landtage, dessen Sitzungen 
vor den auf den 21. und 22. Mai fallenden Pfingstf eiertagen geschlossen 
werden sollten, der Landesvoranschlag in Berathung. Die Regierung 
hatte eine Vorlage eingebracht, betreffend die von den Deutschen ver- 
langte, von den Czechen perhorrescirte Errichtung eines (deutschen) Kreis- 
gerichtes in Trautenau, und wollte es angesichts des ungestümen Drängens 
der Deutschen dahin bringen, dass diese Vorlage, für deren Annahme die 
erforderliche Majorität gesichert war, noch in der Frühjahrstagung des 
Landtages, sonach noch vor den Plingstfeiertagen, erledigt werde. Mit 
der Errichtung dieses Kreisgerichtes hatte im Sinne des Protokolles der 
Wiener Ausgleichs-Conferenz (Wiener Punctationen) dto. Wien, den 
19. Jänner 1890, Abschnitte VI bis IX, der Anfang gemacht werden 
sollen zu der von den Deutschen so heiss angestrebten Theilung Böhmens 
in einen deutschen Theil, in welchem bei allen Behörden nur die deutsche 
Sprache allein heiTschend und üblich, und in einen deutsch-czechischen 
Theil, in welchem die deutsche Sprache herrschend und neben derselben 
die czechische Sprache üblich hätte sein sollen. (Die Wiener Puncta- 
tionen*) selbst sind vereinbart worden zwischen der Regierung, einigen 
hiezu von einer ad hoc einberufenen Versammlung der Vertrauensmänner 
der Deutschen Böhmens delegirten Deutschen, einigen Vertretern des 
deutschen Grossgrund-Besitzes Böhmens und einigen Vertretern des soge- 
na nten czechischen Adels einerseits und zwischen dreien, hiezu ledig- 
lic von der Regierung designirten, von Niemandem bevollmächtigten, der 
all zechischen Partei angehörigen, sehr eindringlich gewarnten Privat- 
P( gonen, den Herren Dr. Ladislaus Rieger, Dr. Karl Matusch und 
Ol >kar Zeithammer, andererseits.) 

*) Abgedruckt in der Schrift ^Der böhmische Ausgleich" von Dr. Max 
M( -er, Stuttgart, Cotta 1891. 

9* 
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Wie die Dinge lagen, konnten und wollten die Jungczeclien durch 
Abhaltung von Obstructionsreden die Verhandlung dieser Regierungsvor- 
lage in der Frühjahrstagung hintanhalten. Es haben nämlich nach der 
Bestimmimg der Geschäftsordnung des Landtages Regierungsvorlagen den 
VoiTang vor allen andern Gegenständen, insoweit die Verhandlung dieser 
noch nicht im Zuge ist; stehen jedoch andere Gegenstände in Verhand- 
lung, so kann eine Regieioingsvorlage unter gleichzeitiger Unterbrechung 
der im Zuge befindlichen Verhandlungen nur dann verhandelt werden, 
wenn das Haus über einen diesbezüglichen Anti-ag den Beschluss auf 
Unterbrechung der im Zuge befindlichen Verhandlungen und auf Verhand- 
lung der betreifenden Regierungsvorlage fasst. Da es nun den jung- 
czecliischen Abgeordneten ziemlich alles eins war, ob sie die erforderlichen 
Obstructionsreden bei der Verhandlung über den Landesvoranschlag oder 
bei der Verhandlung über einen auf Unterbrechung der Budget-Debatte 
gestellten Antrag halten, waren dieselben angesichts der Bestimmungen 
der Geschäftsordnung ihrer Sache sicher. 

Und nun lasse ich hier die betreffenden massgebenden Stellen des 
„Stenographischen Berichtes" über die Sitzung vom 15. Mai 1893 und 
über die darauf folgende Sitzung vom 17. Mai 1893 wörtlich, respective 
in möglichst wortgetreuer Uebersetzung folgen. 

Laut Seite 835 des Berichtes (über die Sitzung vom 15. Mai) 
leitet ,der Oberst-Landmarschall (Fürst Georg Lobkowitz) den Uebergang 
zur Berathung der Tagesordnung ein mit den Worten; »Auf der Tages- 
ordnung steht die Fortsetzung der zweiten Lesung des Berichtes der 
Budgetcommission über den Landesvoranschlag.« 

Laut Seite 873 gelangte in dieser Sitzung die Budget- Verhandlung 
bis zur Abstimmung über die Capitel VI und VII. 

Laut Seite 875 setzt der Oberst-Landmarschall die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung fest wie folgt: »Auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung setze ich die zweite Lesung des Berichtes der Commission für 
Bezirks- und Gemeindeangelegenheiten, betreffend die Regierungs- Vorlage : 

a) auf Ueberweisung der Ortsgemeinden Gross-Borowitz, Stikau, Stupna 
und Widach aus dem Gerichtsbezirke Neupaka zu jenem in Arnau, 

b) auf Ueberweisung der Ortsgemeinde Hüttendorf aus dem Bezirke 
Starkenbach zu jenem in Hohenelbe und c) die Errichtung eines Kreis- 
gerichtes mit dem Amtssitze in der Stadt Trautenau für die Bezirks- 
gerichtssprengel Arnau, Hohenelbe, Marschendorf, Rochlitz, Schatzlar und 
Trautenau des Kreisgerichtssprengels Königgrätz, und dann die zweite 
Lesung des Berichtes über den Voranschlag für das Jahr 1893. 

Laut derselben Seite 875 beruft der jungczechische Abgeordnete 
Dr. Herold sich auf die Bestimmung des § 46 der Geschäftsordnung, 
welcher sagt, „dass Berichte über Regierungsvorlagen den Vorrang hal ^n 
vor allen übrigen Sachen, über welche die Verhandlung noch nicht e- 
gonnen hat'' und über das Budget sei schon verhandelt worden, i id 
bittet (Seite 876) den Landmarschall, die Verhandlung über die Regierun s- 
vorlage von der Tagesordnung abzusetzen. 

Laut derselben Seite 876 erwiderte hierauf der Oberst-Iiandmarscl II 
wie folgt: :. . . Ueber die Regierungsvorlagen besteht die Bestimu^ g 
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im Art. V des Zusatzes zur Landesordnung wie folgt: Berichte über 
dergleichen Vorlagen haben den Vortritt vor allen anderen Saclien, über 
welche die Verhandlung noch nicht im Laufe ist. Es bestellt sonach 
nicht der geringste Zweifel, dass der Regierung nicht zusteht zu ver- 
langen, dass ihre Vorlagen auf die Tagesordnung gesetzt werden unter 
Unterbrechung eines Gegenstandes, der sich gerade im Lauf befindet, 
und das schon wird vielleicht hinreichender Beweis sein, dass ich, wenn 
ich solches thue, dies nicht aus Rücksichten auf die hohe Regierung, 
sondern dass ich dies aus anderen Gründen thue. Meine Herren! das 
Amt, welches mir aufgetragen ist, die Tagesordnung zusammenzustellen, 
ist gewiss eines der schwierigsten und ist eine solche Pflicht, aus welcher 
für mich die höchste Verantwortung entsteht. Die ganze Zeit hindurch, 
in welcher ich die Ehre habe, dem hohen Landtage vorzusitzen, bestrebte 
ich mich, meiner Aufgabe in der Art zu entsprechen, dass ich mich in 
ITebereinstimmung mit der Mehrheit des hohen Landtages erhalte und 
dass ich, was die Verhandlungen des hohen Landtages anbelangt, soweit 
meine Kräfte gerade hinreichten, darauf sehe, dass die Verhandlungen 
dieses hohen Landtages möglichst erfolgreich seien. Deshalb bin ich, 
meine Herren, genöthigt, folgenden Umstand zur Sprache zu bringen: 
Vor Beginn der Special-Debatte über das Budget beehrten mich mit ihrem 
Besuche zwei Herren Abgeordnete, welche sich auf einen Beschluss ihres 
Clubs beriefen und sich mir als von ihrem Club abgesendet vorstellten. 
Dieselben gaben mir bekannt, dass ihre politischen Freunde heiss wünschen, 
dass die Vorlage, welche ich für die nächste Tagesordnung an die erste 
Stelle setze, nicht mehr durchverhandelt werde, und vermeldeten mir, 
dass, damit dieses Ziel erreicht werde, ihre Partei entschlossen ist, bei 
dem Voranschlag alle Mittel zur Verzögerung des Voranschlages zu be- 
nützen. Dieselben haben mir sonach amtlich, wenn ich so sagen soll, in 
officieller Art ihre Obstructions- Absicht angekündigt. Es g«5schah auf 
eine völlig loyale Weise, aber auch ich habe gegenüber dieser Partei 
völlig loyal gehandelt. Demzufolge habe ich mich informirt, welches die 
Ansicht der übrigen Parteien dieses hohen Landtages ist, und habe die 
Ueberzeugung gewonnen, dass die Mehrheit dieses hohen Landtages grosses 
Gewicht darauf legt, dass die Vorlage durchverhandelt werde und zwar 
(der Oberst-Landmarschall läutet) — vielleicht wird mir erlaubt sein zu 
reden — und zwar aus dem Grunde, w6il ich darauf Gewicht lege, dass 
ihnen öffentlich Gelegenheit werde, ihren Standpunkt klarzustellen. 
(Bravo, Bravo.) Infolge dessen, meine Herren, stand ich vor der 
Alternative: entweder gegen den Wunsch der Mehrheit dieses Landtages 
zu handeln und dem mir mitgetheilten Wunsche zu entsprechen, oder 
m*-h der Obstruction zu unterwerfen, welche officiell angekündigt worden 
w r. (Bravo.) Ich, meine Herren, bin der Ansicht, dass die Würde des 
h en Landtages erfordert, dass dahin gewirkt werde, dass derselbe seine 
A -gäbe möglichst vollständig beende. Aus diesem Grunde werde ich 
v< i meinem Rechte Gebrauch machen und setze diesen Gegenstand als 
61 ien auf die Tagesordnung (Ausrufe bei den Jungezechen : Gewalt gegen 
II] ! Grosse Unruhe) in der Ueberzeugung, dass ich auf diese Art die 
V -de des hohen Landtages besser hüte (Bravo) als es diejenigen thun, 
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die auf eine solche Art verhindern wollen, dass der Landtag jene grosse 
Anzahl von Aufgaben erledige, die ihm zukommen. (Grosse Unruhe, 
Lärm, Widerspruch, Bravo.) Das sind die Gründe und Ursachen, meine 
Heri'en, aus denen ich so handle und damit schliesse ich die heutige 
Sitzung. (Bravorufe.) Ich schliesse die Sitzung. (Stimme; Gewalt gegen 
Gewalt. Unruhe.) 

Schluss der Sitzung um 4 Uhr 15 Min. Nachmittag.« 

Laut des Berichtes über die Sitzung vom 17. Mai 1893 hält 
(Seite 884) der Oberst- Landmarschall — trotz des in dieser Sitzung von 
dem jungczechischen Abgeordneten Dr. Herold eingebrachten Protestes 
gegen die durch die eigenmächtige Festsetzung dieser Tagesordnung durch 
den Oberst- Landmarschall begangene Verletzung der Bestimmungen der 
Geschäftsordnung und trotz der eindringlichen Bitte des jungczechischen 
Abgeordneten Dr. Kutschera um Absetzung der Regierungsvorlage von 
der Tagesordnung — diese Tagesordnung aufrecht, ersucht (Seite 885) 
den Berichterstatter (den deutschen Abgeordneten J. U. Dr. Alois Funke), 
über die Regierungsvorlage den Bericht zu erstatten, dieser bringt es zu 
den Worten: v Hoher Landtag! In der Sitzung des hohen Hauses vom 
21. April dieses Jahres — — — wurde die Regierungsvorlage, be- 
treffend , < da unterbricht der Oberst-Landmarschall die Sitzung 

11 Uhr 25 Min., ersucht die Herren, das Haus nicht zu verlassen, er- 
öffnet 12 Uhr 30 Min. die Sitzung wieder und schliesst dieselbe mit den 
Worten: »Infolge eiligetretener Störung erkläre ich im Sinne des ersten 
Alineas des § 15 der Geschäftsordnung die Sitzung für aufgehoben.^ 
(Es war die letzte der vierten Jahres-Session). 

Die von dem Oberst-Landmarschall erwähnte „eingetretene Störung" 
bestand darin, dass die jungczechischen Abgeordneten — nachdem die 
Anwendung geistiger Waffen gegenüber dem Willen des Oberst-Land- 
marschalls, der Regierung, der Deutschen und ihrer Verbündeten sich 
als erfolglos erwiesen hat -^ zur ultima ratio regum, zu physischen 
Mitteln griffen und durch fortdauernde Erzeugung infernalischen Getöses 
und durch Anwendung von Brachialgewalt gegen den Berichterstatter imd 
die Stenographen die Verhandlung der unter Verletzung der Geschäfts- 
ordnung festgesetzten Tagesordnung unmöglich machten. 

Nun, klar ist, dass die bei Annahme der bona ffdes so überaus 
kindliche Ansicht des Oberst- Landmarschal Is , er dürfe auf Grund einer 
ohne Verhandlung und ohne Abstimmung vorgenommenen Information 
darüber, welches die Ansicht der Majorität des Hauses über die Unter- 
brechung einer im Zuge betindlichen Verhandlung zu Gunsten einer von 
der Minorität perhorrescirten neuen Sache sei, diese aus eigener Macht- 
vollkommenheit auf die Tagesordnung setzen — der Geschäftsordnung 
widerspricht ; klar ist auch, dass, wenn man schon Jemanden einf n 
Dritten zu Lieb' stranguliren will, man dies zum mindesten in allen Form n 
Rechtens ins Werk setzen soll und nicht auch noch unter Verletzu ^ 
der den Strangulanden gegen das sofortige Stranguliren noch schützend a 
gesetzlichen Bestimmungen; klar ist endlich auch die Antwort auf ( e 
Frage, was die Deutschen im böhmischen Landtage gethan hätten, we a 
mutatis mutandis der Zweck der Regierungsvorlage nicht die Erricht" ? 
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eines deutschen Kreisgerichtes, sondern beispielsweise die Einführung der 
czechisehen Staatssprache in Böhmen gewesen wäre: und wie ist trotz 
alledem in der Besprechung dieses hier nach authentischen Quellen dar- 
gestellten Nothwehr- Aktes der jongezechischen Abgeordneten von der 
deutschen Partei- Presse in die Oeflfentlichkeit hinein bis nun gelogen 
worden ! Wie wurde und wird da noch bei jeder Gelegenheit gejammert 
über die unerhörte Verletzung des parlamentarischen Anstandes und der 
parlamentarischen Sitte") — nota bene nicht etwa, wie vielleicht in 
allzu milder Auffassung des Geschehenen der Eine oder der Andere 
meinen könnte, durch den Oberst-Landmarschall und durch die Deutschen 
sammt Bundesgenossen, sondern durch die Jungczechen, die als Neu- 
Hussiten Erledigungen von Kegierangsvorlagen, die einen „Herzenswunsch" 
der Deutschen betreffen — so lieblich lantet nämlich der Gattungsname 
und die Begründung aller jener Bestrebungen der Deutschen, für welche 
dieselben keine stichhaltigen Gründe anführen können — einfach durch 
anormale Benützung von Schubladen vereiteln.**) Anstand und Sitte ! wie 
herrschen dieselben so unumschränkt, so lange es sich lediglich z. B. 
darum handelt, festzustellen, ob es regnet oder ob die Sonne scheint ; 
und wie verschwinden dieselben überall sofort, wenn Differenzen über 
wichtige Interessen sich ergeben oder wenn A sich bestrebt, dem B auf 
den Zehen herumzutreten; und nicht nur parlamentarischer Anstand und 
parlamentarische Sitte, sondern auch sogar pai^lamentarische Gesetze — 
und die Geschäftsordnung des böhmischen Landtages ist ein solches Gesetz 
— verschwinden, nur damit dann einer der so zahlreichen „Herzenswünsche" 
der Deutschen schon in Erfüllung gehen könne. — (Im Interesse der 
Wahrung des äusseren parlamentarischen Anstandes im böhmischen 



*) Welche C^uanta hiebei von der sittlichen, doch so ungemein billigen 
Leitartikel-Entrüstung aufgewendet wurden, kann man schon aus den Leit- 
artikeln der ^ Neuen Freien Presse" vom 1. und 3. Juni 1893 ersehen. 

**) Ein© „Herzenssache des deutschen Volkes" war — um ein neueres Beispiel 
anzuführen — auch das Begehren der Deutschen, dass das neu zu errichtende 
slovenische Unter-Gymnasium nicht in jenem Orte eriichtet werde, welchf^r in 
ganz Steiermark der einzige ist , wo diese Anstalt vernünftiger Weise 
überhaupt errichtet werden kann. Es sagte nämlich laut des Berichtes der 
„Neuen Freien Presse** vom 19. Juni 1895 , Morgenblatt, über die kritische 
Sitzung des Budget- Ausschusses des Abgeordnetenhauses vom 18. Juni der Ab- 
geordnete Dr. Victor Wilhelm Russ in seiner Rede auch Folgendes : „. . . Wir 
'TesinnuDgsgenossen im Hause und im Ausschusse haben so viel fruchtlose Mühe 
aufgewendet, um zwischen den wirklichen Culturbedürfnissen der Sloveueu 
einerseits* — (was nämlich zu den „wirklichen* Culturbedürfnissen der Slovenen 
gehört, bestimmen die Deutschen allein) — und andererseits den Pflichten der 
JSelbsterhaltung der Deutschen wie der Bewahrung des nationalen" (dem 
s^cliVsischen analogen) „Friedens in Untersteiermark ein Abkommen zu linden. 
un( wir haben es so oft betont, dass uns die Solidarität der Deutschen in 
Oe: erreich* (im Niederhalten der Slaven) „unsere Haltung gebieterisch vor- 
sct eibt* (sonst hätten wir ja den Slovenen schon drei Gymnasien errichtet), 
,di s mir heute nur noch erübrigt, hinzuzufügen, dass wir uns'* (in unserer 
gei )hnten Bescheidenheit) „befugt hielten,* — und jetzt folgt die Lyrik — 
.in einer Herzenssache des deutschen Volkes auf ein Entgegen- 
ko] nen der uns befreundeten politischen Parteien* (aufRechnung der Slovenen) 
,21 rechnen* (obwohl das (<egentheil unseres Herzenswunsches nicht nur ein 
He swunsch der Slovenen, sondern auch eine äusserst vernünftige Sache ist.) 
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Landtage wurde dafür Sorge getragen, dass den jungczecliischen Abgeord- 
neten das Mittel der abnormalen Benützung von Schubladen zur Ver- 
eitelung etwaiger künftiger geschäftsordnungswidriger Tagesordnungen 
nicht mehr zur Verfügung stehe, denn nach dem telegraphischen Berichte 
des Abendblattes der „Neuen Freien Presse" vom 27. December 1894 
über die an diesem Tage abgehaltene Sitzung des böhmischen Landtages 
ist der Landtagssaal restaurirt worden und hat eine vollständig neue 
Einrichtung erhalten. ». . . . Die Sitze der Abgeordneten sind bequemer 
als früher und die Pulte derart eingerichtet, dass die Schubladen nicht 
herausgezogen werden können.«) 

Dafür, dass von der deutschen Partei-Presse auch über zahl- 
reiche andere Angelegenheiten stets mit Rücksicht auf die 
czechischen Angelegenheiten referirt und geschrieben wird, ver- 
weise ich auf die Berichte dieser Presse und insbesondere auf 
jene der sogenannten deutschliberalen Presse über ungarische 
Angelegenheiten und insbesondere auch darauf, wie, die ^Neue 
Freie Presse" — unionistischer als die „Times" — über Irland 
schreibt; — alles pro domo. 

Dass die deutsche Partei - Presse Lügen schreibt wde Ovid 
Averse schrieb, ist klar zu ersehen aus dem Morgenblatte der 
j-Neuen Freien Presse" vom 16. December 1894. Auf Seite 5, Spalte Ij 
ist in diesem Detail-Berichte über die vom Justizminister in der Sitzung 
des Abgeordnetenhauses vom 15. December 1894 über die zweisprachigen 
Amtstafeln im Küstenlande gehaltene Rede wörtlich zu lesen : » . . . Die Trag- 
weite der Tafelaifaire wird von beiden Seiten tiberschätzt. Man sollte 
von der einen Seite doch berücksichtigen das Vorhandensein einer, wie 
gestern zugegeben wurde, numerisch sehr starken, in vielen Bezirken das 
numerische Uebergewicht bildenden Anzahl von Slaven. Von der anderen 
Seite sollte man eine totale Umgestaltung der Verhältnisse nicht stür- 
misch fordern, die mit dem historisch Gewordenen in Widerspruch kommen 
würde." Im summarischen Berichte jedoch — Seite 4, Spalte 2, 
derselben Nummer — wird dieses Moment der Rede des Ministers durch 
die „Neue Freie Presse" wiedergegeben wie wörtlich folgt: ». . . .er bat 
die Italiener, das Vorhandensein des starken sla vischen Elementes zu 
berücksichtigen, und er ermahnte die Slovenen, sie mögen nicht 
stürmisch eine totale Umgestaltung der Verhältnisse fordern . . .« Wie 
alles, was König Midas berührte, der Sage nach zu Gold ward, so wandelt 
in Wirklichkeit — man könnte fast schon sagen „sponte sua" — in Lüge 
sich, was die deutsche Partei-Presse berülirt. 

8. (Die Haupt-Lügen der deutsch-liberalen Partei.) Diese 
so erbarmungslos und ohn' Unterlass lügende Presse bildete T^nd 
bildet jedoch nur den würdigen Chor zu dem Gebahren 1er 
sogenannten fortschrittlichen, liberalen Deutschen; denn di ses 
stellt sich dar als eine einzige, grosse — Apollo verzeihe eu 
Missbrauch des nächstfolgenden Wortes — Symphonie' der Li ge, 
welche aiihub, als die Deutschen schon in dem constituiren eii 
ßeichstage im Jahre 1848 anfiengen, die übrigen Nationalitä ;eii 
durch ihi'e Ansprüche auf Hegemonie zu drangsaliren , und rst 
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endete, als die stets für Fortsehritt und Freiheit kämpfenden 
Deutschen im Jahre 1893 mit den übrigen conservativen und 
sänimtlichen feudalen und clericalen Elementen in die Coalition 
traten und — Farbe bekannten. 

Einige der Hauptlügen seien hier hervorgehoben. 
Lüge war von Uranfang an der Name der Partei, denn 
Fortschiitt und Freiheit Anderer haben die „fortschrittlichen'^, 
„freisinnigen", „liberalen" Deutschen nie gewollt, nicht einmal 
^ die aller Deutschen. 

Diesbezüglich ist in der bereits erwähnten „Geschichte Oesterreichs 
von 1848—1890" von Dr. D. Rauter auf Seite 8 und 9 sehr klar zu 
\ lesen: »Am 25. April 1848 erschien die so heiss ersehnte Vert'assuiigs- 
i Urkunde (Pillersdorff'sche Verfassung, Aprilverfassiing). 
j. Dieselbe erstreckte sich über« (!) »Böhmen, Mähren, Schlesien, Ober- 
I und Nieder-Oesterreich, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Tirol ein- 
, schliesslich Vorarlberg, Küstenland, Dalmatien, Galizien, Bukowina, also 
über die sogenannten deutsch-slavischen Länder oder Cisleithanien. Diese 
Verfassung befriedigte nicht. Die Wiener Liberalen hatten sich die 
; Freiheit so gedacht, dass der deutsche Mittelstand (Bürgerclasse) in der 
. Leitung der inneren und äusseren Angelegenheiten des gegenwärtigen 
I Cisleithaniens von Adel und Geistlichkeit unabhängig sein soll, das also 
1 in allen staatlichen Angelegenheiten die deutche Mittel- 
I classe ausschlaggebend sein soll. Als Mittel zu diesem Zwecke 
wünschte man eine Reichs Vertretung, in welcher die Abgeordneten des 
deutschen Bürgerstandes die unentziehbare Mehrheit besitzen. Das 
Schwergewicht der Verfassung legte man infolge dessen darauf, dass die 
Wahlordnung so gemacht wird, dass das Ergebniss der jedesmaligen 
Wahl für die Reichsvertretung, möge dieselbe aus einer oder zwei Ab- 
theilungen (Kammern) bestehen, eine Mehrheit der Abgeordneten des 
deutschen Bürgerstandes ist. Das jeweilige Ministerium sollte die Rolle 
eines vollziehenden Ausschusses dieser deutschen Parlamentsmehrheit 
haben. ImG rossen undGanzen bildet diesesZiel auch noch 
heutzutage das bisher unerreichte staatsrechtliche Ideal 
der Deutschen Oesterreichs. Dieser Absicht lief nun die Pillers- 
f dorff'sche Verfassung schnurstrack entgegen.« — Das ist doch klare 
Rede ! Und ebenda wird gelegentlich der Besprechung des kaiserlichen 
[ Diploms vom 20. October 1860 auf Seite 36 und 37 gesagt: Was 
I die Haltung der Deutschen zu dem föderalistischen Octoberdiplome 
betrifft, so war dieselbe durch ihre geographische Vertheilung dictiert. 
\ Die Deutschen beherrschen nämlich nur im Donauthale und dessen benaeli- 
! harten Berglandschaften ein ausgedehntes Sprachgebiet ; ihr nächstgrösster 
Bezirk zieht sich fern im Norden an den Reichsgrenzen entlang (Eger- 
land und Reichenberger Gegend); sonst sind sie fast über die ganze 
Grundfläche des Staates zerstreut. Weit mehr als ein Drittel ihrer 
Volkszahl wird gebildet von Minderheiten, die getrennt von dem Haupt- 
stock des österreichischen Deutschthums wohnen. In dieser tenitorialen 
Vertheilung der Deutschen liegt ihre Stärke , falls ein Centralparlament 
m '• weitgehenden Befugnissen (centralis tische Verfassung) besteht, und 
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ilire Schwäche, falls eine föderalistische Staatsverfassung ist. In letz- 
terem Falle würden nämlich die deutschen Minderheiten unter nicht - 
deutsche Mehrheiten gelangen und der sicheren Entdeutschung überliefert. < 
(Merkwürdig schönes Deutsch!) »Durch die Preisgebung der Minder- 
heiten würde aber nicht einmal der Stillstand des Verdrängungskampfes 
für den Hauptstock des deutschen Volksthums erkauft werden. Man 
denke sich in Mähren die deutschen Einflussgebiete politisch vernichtet, 
die deutschen Culturstätten gefallen, welche Fülle freigewordener slavi- 
scher Kraft müsste sich dann nicht auf Nieder-OesteiTeich werfen! Und 
im Süden? Wenn die deutschen Vorwerke in üntersteiermark einge- 
büsst, die deutschen Minderheiten in Krain im Stiche gelassen, weite 
Gegenden jenseits der kämtisQhen Grenze slovenischer Alleinherrschaft 
ausgeliefert wären, so würde es nicht lange dauern, bis die windische 
Sprachbewegung tief nach Kärnten hinein vordringen und Klagenfurt und 
Villach umfassen würde, die bisher unbestrittene deutsche Bollwerke 
waren. Die Staat srechtlichenZiele der liberalenDeutschen 
Oesterreichs blieben dieselben, wie sie imJahre 1848 ver- 
fochten wurden, nämlich: Aufrechterhaltung einheitlicher 
politischer Organisation, Verwaltung und Regierung; 
freiheitliche Einrichtungen auf der Grundlage einer ehr- 
lichen« (!) » und wahrhaften parlamentarischen Verfassung; 
führende <^ (!) »Stellung in Oesterreich und durch Oester- 
reich in Deutschland« (welche Bescheidenheit nach allen Rich- 
tungen!). »Die Deutschen konnten sich daher mit dem 
Octoberdiplom nicht befreunden, wie sie sich denn aus dem 
angeführten Grunde der nationalen Selbsterhaltung über- 
haupt nie mit der föderalistischen Gestaltung des Reiches 
werden befreunden können« (mit Ausnahme der Theilung der 
Monarchie in Oesterreich und Ungarn und etwa noch der Ausscheidung 
Galiziens und Dalmatiens aus Oesterreich). 

Und dieser so überaus bescheidenen Partei zu Liebe und nur aus 
diesem Grunde wird in Oesterreich nicht nur centralistisch, sondern auch 
ohne Gleichberechtigung der übrigen österreichischen Nationen regiert, 
wenn auch die nationale, religiöse, culturelle und historische Gestaltung 
Oesterreichs nach törderalistischer Organisation förmlich schreit.*) 

Lüge ist, dass die österreichischen Völker die Einführung 
des Constitutionalismus den österreichischen Deutschen zu danken 
haben, denn dieselbe war Folge der unwiderstehlichen Einwirkung 
des Zustandes des übrigen cultivirten Europas auf die Einsicht 
der Krone und der Ereignisse des Jahres 1866. 

Lüge ist, dass die von den österreichischen „liberale ^ 
Deutschen gemachte Verfassung an sich eine freiheitliche ist. 

Zum Beweise hiefür wdll ich hier nur einige der diesbezü ^- 
lichen Momente anführen. 



*) Wie dies bei den Verhandlungen des Abgeordnetenhauses über < bs 
Gesetz , betreffend die Sonntagsruhe . wiederum so besonders greifbar u 
Tage trat. 
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Das Staatsgrnndgesetz vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger statuirt im Artikel VIII 
zusammen mit dem Gesetze vom 27. Oktober 1862 E.'-G.-B. No. 87 über 
den Schutz der persönlichen Freiheit, dass Niemand seinem gesetzlichen 
Richter entzogen werden darf; daneben jedoch sind nach ^% 62 und 63 
der Strafprozess-Ordnung vom 23. Mai 1873 R.-G.-B. No. 119 die Ge- 
riclitshüfe zweiter Instanz und der Cassationshof berechtigt, aus Eück- 
sichten der ötfentlichen Sicherheit oder ans anderen wichtigen 
Gründen ausnahmsweise dem zuständigen Gerichte Strafsachen abzu- 
Dehmen und sie einem anderen Gerichte derselben Art zuzuweisen ; ausser- 
dem besteht noch immer die kaiserliche Verordnung vom 20. April 1854 
E.-G.-B. No. 96, nach welcher neben vielen unterschiedlichen Handlungen 
Dach § 11 auch v jede demonstrative Handlung, wodurch Abneigung gegen 
die Regierung oder Geringschätzung ihrer Anordnungen ausgedrückt 
werden soll, unvorgreiflich der etwa eintretenden strafgerichtlichen Be- 
handlung mit einer Ordnungsstrafe von Einem bis einschliesslich Ein- 
Imndert Gulden Conventions-Münze oder von sechstündiger bis vierzehn - 
f tägiger Anhaltung geahndet wird, je nachdem die eine oder die andere 
f Busse nach Umständen angemessener oder wirksamer erscheint. < — 
^ Das Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. l4 4 
Bber die richterliche Gewalt bestimmt im Artikel 1 1 : bei den mit 
■pkweren Strafen bedrohten Verbrechen, welche das Gesetz zu bezeichnen 
^at, sowie bei allen politischen oder durch den Inhalt einer 
Druckschrift verübten Verbrechen und Vergehen ent- 
scheiden Geschworene über die Schuld des Angeklagten. ^ Daneben 
kann jedoch nach § 1 des zur > Ergänzung« des vorstehend dem ganzen 
Wortlaute nach citirten und allem Anscheine nach einer „ Ergänz ung<^ 
nicht bedürfenden Artikels 11 erlassenen Gesetzes vom 23. Mai 1873 
^.-G.-B. No. 120 die Wirksamkeit der Geschworenengerichte hinsichtlich 
■Her ihnen zugewiesenen strafbaren Handlungen oder einzelner Arten 
Hbrselben zeitweilig und zwar längstens auf die Dauer einer Jahres für 
Kein bestimmtes Gebiet durch eine Verordnung des Gesammt-Ministeriums 
r eingestellt w^erden, w enn daselbst Thatsachen hervorgetreten sind, welche 
dies zur Sicherung einer unparteiischen und unabhängigen Rechtsspre- 
chung als nothwendig erscheinen lassen; ausserdem besteht betreffs der 
durch den Inhalt einer Druckschrift verübten strafbaren Handlungen im 
l§ 493 der Strafprozess-Ordnung vom 23. Mai 1873 R.-Ci.-B. No. 120 
pdie Bestimmung, dass der Staatsanwalt, auch wenn er (entgegen den Be- 
stimmungen des § 34) gegen keine bestimmte Person eine Anklage er- 
! hebt, im öffentlichen Interesse begehren kann, dass das Gericht (Gerichts- 
bof erster Instanz oder bei Uebertretungen Bezirksgericht) darüber er- 
rken le, ob der Inhalt einer Druckschrift eine strafbare Handlung begiünde, 
und dass es in diesem Falle das Verbot der weiteren Verbreitung der 
Dri ^.kschrift ausspreche. -— 

Laut Artikel 6 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 
R.- .-B. No. 144 über die richterliche Gewalt sind die Richter in Aus- 
übr y ihres richterlichen Amtes selbstständig und unabhängig, können 
nur 1 den vom Gesetze vorgeschriebenen Fällen und nur auf Grund 
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eines förmlichen richterlichen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt nnd 
wider Willen an eine andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt 
werden ; doch — ganz abgesehen davon, dass nach dem letzten Alinea des 
Artikels 6 diese Bestimmungen auf jene Uebersetzungen und Versetzungen 
in den Ruhestand, welche dorch Veränderungen in der Organisation der 
Gerichte nothwendig werden, keine Anwendung finden, und ganz ab- 
gesehen auch davon, dass nach § 49 des Gesetzes vom 21. Mai 1868 
R.-G.-B. No. 46 die zeitweise Verwendung richterlicher Beamten ausser- 
halb ihres Amtssitzes zur Supplirung und Aushilfeleistung gegen die ge- 
setzlich zustehende Entschädigung, welche Verwendung gegen den Willen 
des Betreffenden nur innerhalb des Sprengeis seines Oberlandesgerichtes 
und nicht über die Dauer von sechs Monaten (während der ganzen 
Dienstzeit?) verfügt werden kann, der unfreiwilligen Versetzung an einen 
anderen Dienstposten (trotz dieses Charakters) nicht gleichzuhalten ist, 
— steht nirgends geschrieben, dass ein Richter nach Ablauf einer be- 
stimmten Zeit in eine höhere Gehaltsstufe vorrücken muss. Eine Dienstes- 
Pragmatik besteht eben noch immer nicht, nicht einmal für richterliche 
Beamte, geschweige denn für die übrigen Staatsbeamten. — 

Das Staatsgi'undgesetz vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger statuirt die persönliche 
Freiheit (Art. VIII), die Unverletzlichkeit des Hausrechtes (Art. IX) und 
des Briefgeheimnisses (Art. X), das Recht der Staatsbürger, sich zu ver- 
sammeln und Vereine zu bilden (Art. XII) und das Recht «ledermanns, 
durch Wort, Schrift, Druck oder durch bildliche Darstellung seine 
Meinung innerhalb der gesetzlichen Schranken frei zu äussern (Art. XIII), 
und daneben im Art. XX zusammengenommen und mit dem Gesetze vom 
5. Mai 1869 R.-G.-B. No. 66 die Befugniss der Regierung, im Falle 
eines Krieges, sowie wenn der Ausbruch kriegerischer Unternehmungen 
unmittelbar bevorsteht, dann im Falle innerer Unruhen, sowie wenn in 
ausgedehnter Weise hochverrätherische, oder sonst die Verfassung be- 
drohende oder die persönliche Sicherheit gefährdende Umtriebe sich offen- 
baren, zeitweilig und örtlich die obangeführten Rechte ganz oder theil- 
weise zu suspendiren und Ausnahms Verordnungen zur Handhabnng der 
Polizei- und Strafgewalt mit verbindender Kraft zu erlassen. Nach § 11 
des letztgenannten Gesetzes hat das (Gesammt-) Ministerium bei sonstigem 
Erlöschen der getroffenen Verfügungen dem Reichsrathe, wenn er ver- 
sammelt ist, sofort, ausserdem aber sogleich bei seinem nächsten Zu- 
sammentritte, und zwar in beiden Fällen zuvörderst dem Hause der Ab- 
geordneten in dessen erster Sitzung unter Darlegung der Gründe über 
die Ausnahms Verfügungen Rechenschaft zu geben und die Beschluss- 
fassung des Reichsrathes einzuholen. Ganz abgesehen nun davon, ^'^ss 
es nach § 19 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 R.-G B. 
No. 141 über die Reichsvertretung ganz in der Macht der Regier ig 
liegt, die beiden Häuser des Reichsrathes, wenn sie versammelt s d, 
zu vertagen und wann immer auch aufzulösen und dann die betreffen sn 
Ausnalims - Verordnungen zu erlassen — ist, selbstredend absichtl h, 
nirgends bestimmt, was die Regierung mit der eingeholten BeschJ s- 
fassung und mit den Ausnahmsverfügungen machen soll, wenn di'' e- 
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schliissfassung beider Häuser des Reicbsrathes ablehnend lautet, und was 
zu geschehen hat, wenn das eine Haus den Ausnahmsverfügung eu zu- 
stimmt, das andere dieselben jedoch ablehnt. — 

Nach dem Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 R.-ü.-B. 
No. 143 über die Errichtung eines Reichsgerichtes steht diesem unter 
anderem auch (Art. 3, b) die entgiltige Entscheidung zu über Beschwerden 
der Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch die Verfassung ge- 
währleisteten politischen Rechte, nachdem die Angelegenheit im gesetzlich 
vorgeschriebenen administrativen Wege ausgetragen worden ist, und nach 
§ 35 des Gesetzes vom 18. April 1869 R.-G.-B. No. 44 über die 
Organisation des Reichsgerichtes, das Verfahren vor demselben und die 
Vollziehung seiner Erkenntnisse, hat das Erkenntniss über solche Be- 
schwerden auszusprechen, ob und in welchem Umfange in dem zur Ent- 
scheidung vorgelegenen Falle die behauptete Verletzung eines politischen 
Rechtes des Beschwerdeführers stattgefunden habe. Während nun be- 
züglich der Erkenntnisse des V e r w a 1 1 u n g s gerichtshofes der § 7 des Ge- 
setzes vom 22. Oktober 1875 R.-G.-B. No. 36 ex 1876 bestimmt, dass 
l' der Verwaltungsgerichtshof, wenn derselbe die Beschwerde gegründet 
I findet, die angefochtene Entscheidung oder Verfügung unter Angabe der 
j Gründe als gesetzwidrig aufzuheben hat und dass die Verwaltungs- 
I behörden verpflichtet sind, in der Sache die weiteren Verfügungen zw 
i treffen, »wobei sie an die Rechtsanschauung gebunden sind, von welcher 
[ der Verwaltungsgerichtshof bei seinem Erkenntnisse ausgegangen ist<, 
I enthält § 39 des genannten Gesetzes vom 22. Oktober 1875 R.-G.-B. 
f No. 36 ex 1876 die Bestimmung: »wegen des Vollzuges der Erkenn t- 
■ nisse des Reichsgerichtes, sofeme sie einem solchen unterliegen, haben 
sich die Betheiligten an die zuständigen Gerichts- und Verwaltungs- 
i behörden zu wendeiv.« üass diese Behörden diese Erkenntnisse zu voll- 
ziehen haben, ist jedoch nirgends gesagt und selbstredend ist dies, 
. wie die Piaxis lehrt, nicht. — 

Nach § 21 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 
i R.-G.-B. No. 141 über die Reichs Vertretung ist jedes der beiden Häuser 
des Reicbsrathes berechtigt, die Minister zu interpelliren ; es ist jedoch 
kein Minister verpflichtet, die an ihn gestellten Interpellationen zu be- 
antworten, denn die diesbezügliche Bestimmung des § 12 der Geschäfts- 
ordnung des Reicbsrathes (Gesetz vom 12. Mai 1873 R.-G.-B. No. 94) 
lautet: »der Interpellirte kann sogleich Antwort geben, diese für eine 
spätere Sitzung zusagen oder mit Angabe der Gründe die Beantwortung 
ablehnen. « 

Diese hier angeführten principiellen Untreuen der bestehen- 
den Verfassung — (Niemand kann seinem ordentlichen Richter 
entzogen werden — wenn nicht ein anderer Richter delegirt 
wird, in Press-Sachen urtheilen Geschworene — wenn nicht das 
T^objeetive'^ Verfahren eingeleitet wird, der Richter ist selbst- 
ständig und unabhängig — wenn er hinreichendes Privatverm()gen 
besitzt, die verfassungsmässigen Rechte bestehen — wenn sie 
nicht aufgehoben werden — zum mindesten auf dem Papier, die 
Ei :enntnisse des Reichsgerichtes sind exequirbar — wenn sie 
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nicht politische Eechte zum Gegenstände haben. Interi>eIlatiouen 
sind von Ministem zu beantworten — wenn es diesen beliebt) — 
illustriren die den Deutschen angeblich eigenthümliche besondere 
Treue der Macher der Verfassung, der sogenannten deutsch- 
liberalen Partei in einer eigenthümlichen Weise und waren — 
wenn ich nicht gänzlich irre — eine der Hauptiirsachen davon. 
dass im Jahre 1892 das 25-jährige Jubiläum dieser Verfassung 
• trotz aller Anstrengungen der deutsch-liberalen Partei so überaus 
kläglich ausfiel. Und fragt man nach der Ursache dieser Un- 
treuen, so ist dieselbe zwar nicht mit den Händen zu greüeii, 
denn dazu ist sie zu grob, wohl aber mit den Füssen. In der 
Meinung, dass die Regierungen in Oest^rreich selbstredend stets 
deutsche sein werden und zum Wohle OesteiTeichs auch sem 
müssen, hat die stets für Fortschritt und Freiheit kämpfende 
deutsch-liberale Partei in der richtigen Voraussicht, dass es ziim 
Zwecke der Erleichterung der Geschäftsführung dieser Regie- 
rungen sich empfehle, über verfassungsmässige gesetzliche Mittel 
zur Niederhaltung der übrigen österreichischen A\^lksstämine. ins- 
besondere der Czechen, zu verfügen, neben den bereits erwähnteii 
Wahlordnungen auch die obigen Bestimmungen in die Verfassung 
hineingenommen und dieselben dann insbesondere gegen uii^ 
Czechen energisch gehandhabt. Thatsächlich ist von diesen der 
Regierung verfassungsmässig, beziehungsweise factisch zustehen- 
den Befugnissen, Gerichte delegiren zu lassen, Geschworenen- 
gerichte aufzuheben, Zeitungen im objectiveii Verfahren zu 
confisciren, Richter und andere Staatsbeamte an der Bethätignng 
ihrer Gesinnung, z. B. bei den Wahlen, zu hindern, Ausnalniis- 
zustände zu verhängen und Interpellationen, mit allgenieiiieii 
Redensarten oder gar nicht zu beantworten, seit dem Bestehen 
der Verfassung insbesondere von der Verfassungs-Partei ein 
derart ausgiebiger Gebrauch gemacht worden, dass. soAveit diese 
Bestimmungen der Verfassung in Frage kommen, die Richtig- 
keit der schon erwähnten Behauptung, die Verfassung habe sitli 
im czechischen Volke bereits eingelebt, allerdings nicht bestritten 
werden kann. 

(Hingegen hat sich eine der Hauptbestimmnngen der Verfassung, 
ja man kann sagen die Hauptbestimmung derselben, nämlich jene des 
Artikels VII des Gesetzes vom 21. December 1867 R.-G.-B. No. 142 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, lautend: > Jeder ünter- 
thänigkeits- und Hörigkeits verband ist für immer aufgehoben«, noch nicht 
überall eingelebt und zwar bei den galizischen Polen nicht, denn iß 
Galizien wird, wie schon erwähnt wurde, der Bauer noch immer als 
Unterthan und Höriger behandelt, und dann gerade bei den verfassuugS" 
getreuen Deutschen nicht, denn der Führer derselben, Finanzrainister' 
Dr. Ernst Edler von Plener sprach in vollem Ernst von Unterthaneii* 
Qualität der österreichischen Staatsbürger, als er während der Debatte 
über die Steuerreform im Abgeordnetenhause laut des Stenographis ;lufl 
Protokolles über die Sitzung vom 11. Mai 1895, Seite 18 771 die 
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Personal-Einkommen-Steuer charakterisiite wie folgt: >. . . Ich glaube 
vom staatsrechtlichen Standpunkte ans ist diese Exemtion vollkommen 
begründet; denn ich möchte sagen, theoretisch liegt es in der Natur des 
Souveräns, dass er einer Leistung, welche als in der Unterthanen- 
qnalität gelegen verlangt wird, nämlich der personalen Steuerleistung 
nicht unterworfen ist . . .«) 

Angesichts der geschilderten Untreuen der österreichischen Ver- 
fassung sei es mir erlaubt, mich für einen Augenblick und selbstredend 
nur ad hoc auf den Standpunkt der von dem deutschen Abgeordneten 
Dr. Richard Foregger in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 
22. Mai 1888 entwickelten — neuartigen - Psychologie zu stellen, 
um an den Genannten — der sich (laut Seite 8791 des Stenographischen 
ProtokoUes) als einen Mann von jener Objectivität bezeichnet hat, »die 
man auch dem Feinde gegenüber bewahren muss, und die sich jemand, 
der sich sein Ijebelang mit dem Rechte befasst hat, gerne bewahrt -^^ — 
die Frage zu richten, ob er angesichts der angeführten, schon damals be- 
standenen Untreuen der von den Deutschen gegen die Nichtdeutschen 
gemachten Verfassung in dem Schluss-Satze des Passus seiner Rede 
(Seite 8793): ». . . und dieses zerstezende Element ist der Slavismus. . 
Die Verwüstungen treten nirgends klarer hervor, als gerade auf dem 
Gebiete des Rechtslebens, weil der Slave in seinem Grundcharakter nicht 
die Anlage zum Rechtssinne besitzt-^c nicht am Ende — bei der ihm als 
einem Deutschen eigenthümlichen besonderen Treue allerdings ohne jeg- 
hchen Hintergedanken — die Slaven mit den Deutschen verwechselt 
hat. -^ Dass objectiv hier thatsächlich eine solche Verwechslung vorliegt, 
geht auch aus Folgendem hervor. Gelegentlich des Dienstantrittes des 
gegenwärtigen Statthalters von Mähren wurde die Aufgabe desselben in 
dem Leitartikel der „Neuen Freien Presse" vom 4. Oktober 1893 — 
selbstredend nur im Interesse des Reiches — festgestellt wie folgt: 
». . . Jene Mission, die relativ günstigen Verhältnisse in Mähren« (die 
70,6 ^/o Czechen werden von den 29,4 ®/o Deutschen majorisirt) >^zu 
erhalten und vor feindseligen Störungen zu bewahren, ist eine politische 
Mission. In Mähren« (von welchem vor einigen Jahren ein österreichischer 
deutscher Minister erklärt hat, er lasse es nicht czechisiren !) »ist alle 
Ursache vorhanden, das in dem Regierungsprogramm gegebene Versprechen 
der Erhaltung des nationalen Besitzstandes im Reichsinter esse zu erfüllen, 
das reichstreue Cultur-Element, welches die Deutschen in Mähren bilden, 
nicht untergehen zu lassen, und wenn das geschehen soll, dann muss die 
ganze Administration bis in ihre untersten Verzweigungen von diesem 
Bestreben erfüllt sein. Nicht Parteinahme für die Deutschen in Mähren 
miithen wir dem Statthalter zu« (das widerspräche ganz unserer Natur!), 
^a Br Verständniss für die Bedeutung, die ihnen vom Reichsstandpunkte 
au zukommt, Verständniss dafür, dass es nicht gleichgiltig ist, wenn 
di( uralten deutschen Gemeinwesen in Mähren eines nach dem andern 
de Czechisirung und nationalen Agitation anheimfallen, und dieses Ver- 
sti idniss muss mit der Gerechtigkeit in der Administration sich paaren« 
(u" I kann dies nur wie Gel mit Wasser!), »wenn seine politische Auf- 
ga » erfüllt werden soll.« Dagegen wurde laut Seite 3 derselben 
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Nummer der „Neuen Freien Presse" vom 4. Oktober 1893 in den 
czecliischen Parteizeitschriften die Forderung der Czechen formulirt wie 
folgt : >/ Wir wollen nicht, dass Baron Spens unser Parteimann werde, 
er darf aber auch nicht der Parteimann der Deutschen werden. Im 
Dienste des Gerichtes lernte er nach der Wage der Gerechtigkeit urtheilen; 
wir wollen sehen, ob er auch in der politischen Verwaltung Mährens das 
Gleiche thun wird.« 

Lüge ist ferner, dass die Deutschen Oesterreichs „unentbehr- • 
liclier Kitt^ seien, oder dessen „Säule" oder wie sonst noch die betref- 
fenden deutschen Epitheta alle lauten; thatsächlich sind die 
Deutsehen das fermentum morbi dieses Staates, weil sie constant 
und überall die Entwickelung der übrigen Nationen nach Mög- 
lichkeit zu hemmen bestrebt sind und diese hierduch zu Kämpfen 
zAvingen, die so lange dauern werden, so lange die Deutschen 
von ihrer Hegemonie nicht ablassen, denn die nocht nicht gleich- 
berechtigten Volksstämme sind gar nicht im Stande, von ihrem 
Streben nach Gleichberechtigung abzulassen, ebensowenig wie 
Hungrige im Stande sind, nicht essen zu wollen; und so lange 
wird „viribus unitis" ein Traum bleiben und „viribus disparsis'* 
wahr* sein. 

Lüge ist, dass die Deutschen zu den staatserhaltenden 
Parteien gehören; denn sie sind, geradezu die den Staat ver- 
derbende Partei, da sie durch ihr Streben, ihre Hegemonie, trotz 
aller eingetretenen Aenderungen der Verhältnisse noch immer 
aufrechtzuerhalten und womöglich bei jeder staatlichen Mass- 
regel eine Stärkung ihrer Hegemonie herauszuschlagen, sich und 
die übrigen Volksstämme zwingen, jede solche Massregel nicht 
vom saclilichen, sondern vom nationalen Standpunkte zu be- 
trachten. 

Sehr bezeichnend heisst es diesfalls in dem Leitartikel der „Neuen 
Freien Presse" vom 8. October 1893: ». . . Ihr« — der sogenannten 
deutschliberalen Partei — »Bemühen, in allen Dingen die allgemeinen 
Interessen voranzustellen« (!), »eine Staatspartei« (!) »zn ^ein, hat ihr 
nur Spott eingetragen. So sei sie denn eine Partei wie die anderen 
Parteien, die sich von nichts leiten lässt, als von den Interessen des 
Deutschthums und der Freiheit, die sie vertritt.« — Ja wohl, der Feiheit, 
die sie vertritt und wie sie sich dieselbe nach der oben angeführten 
Stelle aus Dr. Rauter's „Geschichte Oesterreichs von 1848 — 1890" so 
schön gedacht hat und denkt. 

Lüge ist — wenn sonst man der „Neuen Freien Presse'^ 
trauen darf — der uns Czechen bei jeder Gelegenheit gemachte 
Vorwurf des „Panslavismus", denn in dem Leitartikel der „Nei n 
Freien Presse" vom 3. September 1890, in welchem den Serl n 
Rathschläge ertheilt werden, ist wörtlich zu lesen: >. . . Wol n 
die Serben ihre eigenen Interessen begreifen, wollen sie aus ^r 
Geschichte lernen und anstatt phantastischen Schwärmereien '^ n 
einer slavischen Solidarität nachzuhängen, die nie 1 - 
standen hat und nicht besteht, sich die Pflege der gn n 
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Beziehungen mit Oesterreich - Ungarn angelegen sein lassen, so 
werden sie die Monarchie dazu immer bereit finden . . .t . 

Lüge ist die ebenso aufdringliche wie merkwürdige Besorg- 
niss der Deutschen um das Schicksal des czeehischen Volkes, 
welche so oft unter Aeusserungen herzlichsten Mitleids und unter 
Ertheüung völlig unerbetener Rathschläge zum Ausdrucke ge- 
bracht wird. 

So ist beispielsweise in dem Leitartikel der „Neuen Freien Presse" 
vom 31. August 1884 zu lesen: ». . . Das Krankhafte, das Wahnsinnige 
der Bewegung, welches in den Meetings nackt zu Tage tritt, hat eine 
unbeschreibHch versöhnende Kraft. Zu sehen, wie ein ganzes, tüchtiges, 
begabtes Volk einer unglaublich läppischen Phrase zujubelt, wie von 
einer Epidemie ergriffen im bacchantischen Reigen um dieses unsinnige 
Kviczala'sche Zwangsgesetz tanzt, es feierlich als seinen höchsten Wunsch 
erklärt, dass die Staatsgewalt ihm eine neue Fessel anlege und seine 
Kinder nicht blos für den Staat, sondern auch schon für die Nationalität 
recrutire — das kann nicht Zorn und Entrüstung, das kann nur inniges 
Mitleid einflössen . . .« 

Nun, die Hauptbestimmung des im böhmischen Landtage einge- 
brachten „unsinnigen" Kviczala'schen Zwangsgesetzes ist abgedruckt auch 
in dem zweiten Leitartikel der „Neuen Freien Presse" vom 9. Jänner 
1887 und lautet daselbst: »In Schulgemeinden, in welchen sich öffent- 
liche Volksschulen mit czechischer Unterrichtssprache und öffentliche 
Volksschulen mit deutscher Unterrichtssprache befinden, sollen schulpflich- 
tige Kinder nur in jene Schule aufgenommen werden, deren Unterrichts- 
sprache sie verstehen. In Schulgemeinden, in welchen sich neben öffent- 
hchen Schulen auch Privatschulen befinden, sollen in die Privatschulen 
nur solche Kinder aufgenommen werden, welche dieser Unterrichtssprache 
mächtig sind.« 

Ich glaube, dass nicht einmal der Kampf, den die Deutschen behufs 
Erhaltung ihrer Hegemonie gegen uns Czechen führen und in welchem 
dieselben zur Niederhaltung des czeehischen Volkes der verwerflichsten 
Mittel sich bedienen, es erfordert, dass wir Czechen von deutscher Seite 
mit Mitleid und mit Rathschlägen nicht sollten verschont werden. 

Lüge ist — wenn sonst man der „Neuen Freien Presse" 
trauen darf — die immer und immer wiederkehrende Behauptung, 
dass der Deutsche Schul verein nur ein nationaler, jedoch kein 
politischer Verein sei, wie dies auch in der bereits erwähnten 
Sitzung des niederösterreichischen Landtages vom 28. April 1893 
von dem Obmanne des Vereines Dr. Moritz Weitlof laut Be- 
richtes der „Neuen Freien Presse" vom 29. April 1893 mit den 
^ orten: >Der Deutsche Schul verein hält sich fern von Politik t 
t hauptet wurde; nun heisst es aber in dem Leitartikel der 
y, euen Freien Pi^sse" vom 3. October 1894: ». . . Ist denn 
d ) nationale Wirksamkeit wirklich von der politischen zu 
t mnen, hätte denn die Stärkung des deutschen Nationalgefühls 
d rch die Vereine einen Werth, wenn es sich nicht auch politisch 
ä isern würde? . . .t — 

10 
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Lüge ist es, wenn die Deutschen in öffentliclien deutschen 
Schulen und in den Schulen des Deutschen Schulvereins nicht- 
deutsche Kinder mit dem diesen unverständlichen Unterrichte 
martern und zugleich in dem mährischen Slovaken eTan Arnos 
Komensky, oder, wie derselbe der damaligen Uebung gemäss 
lateinisch sich schrieb, Amos Comenius, einen der berühmtesten 
Pädagogen feiern, von welchem in der „Neuen Freien Presse" zu 
lesen ist: in dem Feuilleton der Nummer vom 24. März 1892: >.. . 
des Mannes zu gedenken, der nach übereinstimmendem Urtheil der wissen- 
schaftlichen Forschung als der Vater der modernen Volksschule zu be- 
trachten ist. Es ist dies kein Anderer als Comenius, der Bischof der 
böhmischen Brüder, dessen Geburtstag (28. März 1592) in diesen Tagen 

zum dreihundertsten Male wiederkehrt Vom sechsten bis zum 

zwölften Lebensjahre reicht die „muttersprachliche Schule" (Schola 
vemacula), also genau das, was wir heute Volksschule nennen. Dieselbe 
soll allen zugänglich sein. Kinder beiderlei Geschlechts sollen da unter- 
richtet werden. Alles soll zunächst in der Muttersprache < (wie in den 
Schulen des Deutschen Schul Vereines) »gelehrt und so viel als möglich 
soll die Anschauung dabei herangezogen werden. . . . Lesen und Schreiben 
soll zugleich beigebracht, die grammatischen Kunstausdrücke alle in der 
Muttersprache« (wie in den Schulen des Deutschen Schul Vereines) »ge- 
lehrt werden . . .« ; dann in dem Berichte der Nummer vom 27. März 
1892, Seite 3, über die am 25. März in der Budapester Akademie ab- 
gehaltene Comenius-Feier, wonach der Präsident der Akademie Baron Lorand 
Eötvös unter Anderem sagte: ». . . Wir feiern das Andenken Comenius', 
die ganze gebildete Welt feiert es. Der Mann, der die Ausbildung der 
Muttersprache« — auch der ungarischen Nicht-Magyaren ! — zur ersten 
Aufgabe der Schule gemacht hat, verdient es, dass die Feier für ihn 
eine nationale sei . . .« ; endlich in dem zweiten Leitartikel der letzt- 
genannten Nummer : » . . . Nicht das Verbot der Bischöfe, nicht das Ver- 
bot der Regierung, nein, der Czechismus in seinem ganzen fanatischen 
Wesen, mit seinen verlogenen Mitteln, seiner Treulosigkeit gegen die 
eigene Vergangenheit« (Gegen - Reformation 1621 — 1781, Germanisation 
1621 — 1895+ ?) »macht eine Comenius-Feier, wie so vieles Andere, 
wie den nationalen Frieden im Lande, unmöglich. Der Deutsche feiert 
Comenius« (durch Quälen nichtdeutscher Kinder mit deutschem Unterricht 
in den Schulvereinsschulen) »wie er Keppler, Galilei, Spinoza und die 
Märtyrer der Wissenschaft und Cultur feiert. Die Czechen haben sich 
innerlich, geistig, Comenius entfremdet« (insbesondere durch die Ein- 
bringung des erwähnten „unsinnigen" Kviczala'schen Gesetzes im böhmi- 
schen Landtage) » — und das ist ihr Verhängniss . . . und an ein^^r 
früheren Stelle desselben Leitartikels: ». . . Und erst das Jungezecht ■ 
thum, das sich des Namens Komensky zu den läppischesten Demc • 
strationen bedient! W^äre diese Agitation weniger brutal wir würd i 
darin einen Schalk erblicken, aber in guten Treuen hat auch das Jur • 
czechenthum nie das Andenken des Amos Comenius bewahrt. Wie hä ^ 
man sonst es gewagt, einer Winkelschule im zehnten Bezirke Wiei 
(im Schuljahre 1893/4 besucht von 762 Kindern) »den welthistorisc' i 
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Namen zu geben. Comeuius als NamenspatroQ einer Privatschule in 
Favoriten ! « (in welcher czechischen Kindern der Unterricht in czechischer 
Sprache ertheilt wird). >^ Fürwahr eine Persiflage! Und Graf Harrach 
sein Protector ! Könnte der wunderliche Heilige sprechen, er würde über 
[die Freundschaft der Czechen mit dem Feudalismus und Clericalismus« 
(den beiden später so liebwerten Coalitionsgenossen und letzten Rettungs- 
ankern des stets für Fortschritt und Freiheit kämpfenden deutschen 
Liberalismus) »sein Fluch wort sprechen, er würde über die nationale 
(Tthässigkeit seiner Landsleute gegen die Deutschen'^ (die dem czechi- 
schen Volke seit jeher in einem beinahe unvernünftigen Grade wohlgewollt 
haben und auch jetzt fast in ebendemselben Grade noch wohlwollen) 
sich mit stärksten Worten der Verwunderung« (insbesondere darüber, 
dass der Komensky - Schule wider alle Gesetze das Oeffentlichkeits-Eecht 
noch immer vorenthalten wird) »und Verachtung aussprechen« (dagegen 
aber — allem Anscheine nach — das den Czechen von den Deutschen 
stets werkthätig bewiesene Wohlwollen im Allgemeinen, und das Unter- 
richten czechischer Kinder mittels der deutschen Sprache im Besonderen 
segnen). — 

4. (Das Streben der Deutschen nach Erhaltung der Hege- 
monie.) Echt und wahr ist bei den österreichischen nicht- 
conservativen Deutschen ausser ihrem Streben, die Hegemonie 
der Deutschen über die österreichischen Slaven, inbersondere 
pber uns Czechen, mit allen Mitteln und um jeden Preis auf- 
recht zu erhalten, nur noch die eiserne Stirn, mit welcher die- 
selben alle die obenangeführten Lügen stets verbreitet haben 
luid aus alter Gewohnheit auch dann noch zu verbreiten suchten, 
als sie, coalirt mit den übrigen conservativen und sämmtlichen 
feudalen und clericalen Elementen, daim, w^enn wie in causa 
Brentano (siehe die Morgenblätter der ,, Neuen Freien Presse" 
vom 2., 5., 8. und 15. December 18Ö4) die von ihnen angeblich 
stets hochgehaltenen fortschrittlichen Cardinal-Principien princi- 
piell und praktisch zur Gänze negirt wurden, einfach — nun — 
schwiegen, wie ich, statt das hier einzig passende allbekannte 
Fremdwort zu gebrauchen, mich linde ausdrücken will. 

Ja, falls die Coalitionsgenossen der angeblich nichtconservativen 
Deutschen angesichts der schönen Gelegenheit die Vollendung der Wieder- 
Confessionalisirung der Volksschule hätten forciren wollen und sich zu 
diesem Zwecke ins Einvernehmen gesetzt hätten mit den jungczechischen 
Beichsrathsabgeordneten — die ja in reiflicher Erwägung der Sachlage 
wid unter der Einwirkung des demoralisirenden Beispieles dieser Deutschen 
am Ende doch, etwa um den Preis der Einführung der Gleichberechtigung, 
für die confessionelle Schule hätten zu haben sein können — , so würden, 
naeiner Ansicht nach, die stets für Fortschritt und Freiheit kämpfenden 
[ Deutschen sogar auch für die gänzliche Confessionalisirung der Schule 
gestimmt. 

Wenn jedoch trotz dieser Beschaffenheit des damaligen 
: Entwickelungs-Zustandes der Partei der deutsche Abgeordnete 
l -Dr. Alois Funke laut des Stenographischen ProtokoUes über 
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die Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 20. December 1894,i 
Seite 16 755, noch in dieser Sitzung, somit nach Absohnmng 
einer mehr als einjährigen Coalitions-Dienstzeit, ohne Widerspracht 
&^ von Seite seiner Partei erklärt: ». . . unsere Grundsätze ä 

'< . offen und bekannt, und es wird uns gar nichts, die gröbsten 

}■ . Angriffe ebensowenig wie die liebensiwürdigsten Grüsse, abhalten, 

r einzutreten für die Freiheit und die freiheitliche Entwickelmig 

unseres Volksthums, für welches wir immer eingetreten sind 
(z. B. durch unsere Action gegen die Einführung des allgemeinen 
Wahlrechtes) »und eintreten werden . . .« (z. B. durch die Aus- 
führung unseres Planes, mit Hilfe des Plener'schen Wahlrefonn- 
Vorschlages und der Steuer-Reform den gegenwärtigen ^ Fünf- 
Gulden-Männern '^ das denselben gegenwärtig zustehende Walilrecht 
zu entziehen), so ist das nicht Lüge mehr, sondern bereits Selbst^ 
täuschung. 

Dass die österreichischen Deutschen zu Verstand kommen 
■ und einsehen sollten, dass ihr Ziel, die Hegemonie der Deutscliefl 

in Oesterreich aufrecht zu erhalten, im Widerspruche steht mit 
dem nicht aufzuhaltenden Fortschreiten der Entwicklung dei 
; * übrigen Volksstämme Oesterreichs und sonach etwas widersinnig« 

ist, dies ist, insbesondere angesichts der Wirkungen der erfolgten 
Einigung Deutschlands, vorerst ausgeschlossen. Die letzte, aller- 
dings minime Hoffnung, die ich diesfalls — angesichts des Uni' 
Standes, dass unter den österreichischen Deutschen zalilreiclie 
deutsche Stämme vertreten sind, mit Rücksicht daraiif, dass einer- 
;' seits man Völker mit Individuen zu vergleichen pflegt mid 

andererseits ein deutsches Sprichwort für Angehörige eines der 
deutschen Stämme als Termin für das Eintreffen des Verstandes 
das vierzigste Lebensjahr fixirt — festgehalten habe wie der 
Ertrinkende einen Strohhalm, musste ich aufgeben, als im Jahre 
1886, somit 38 Jahre nach dem constituirenden Reichstage von 
1848, die Deutschen in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 
9. Februar 1887 den Entwurf eines Gesetzes zur Feststellung 
der deutschen Sprache als Staatssprache in Oesterreich (mit Aus- 
schluss Galiziens und Dalmatiens, § 27 des Entwurfes) einbrachten, 
obwohl sie wussten, dass allen österreichischen Nicht-Deutschen 
durch die magyarischen Zustände in Ungarn bekannt war, was 
die Einführung einer Sprache als Staatssprache für die anders- 
sprachigen Staatsbürger bedeute. 

Dass in dieser Angelegenheit laut des Stenographischen Protokolles 
über die Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 28. April 1887, Seite 497o, 
einer der polnischen Abgeordneten für Galizien, Dr. Michael Bobrzjßski) 
erklärte: ». . . Was den Entwurf des Gesetzes über die Staatssprache 
anbelangt, so ist heute noch nicht der Zeitpunkt gekommen, dass ^^r 
Polen das letzte Wort über denselben zu sagen in der Lage wären. . • 
Wir legen zwar keinen übergrossen Werth der gesetzlichen Feststellung 
einer Sache bei, welche in den reellen Verhältnissen und in einer höheren 
Nothwendigkeit eine viel festere Stütze findet. Im gegebenen Falle 
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würden wir aber vielleicht — womit ich unserer künftigen Stellungs- 
nahme nicht vorgreifen will — einer derartigfen Regelung des Gebietes 
der deutschen Sprache keinen principiellen Widerstand entgegensetzen . . .^<, 
kann Niemanden Wunder nehmen; könnte ja doch den galizischen Polen 
nichts Anderes eine seltnere Gelegenheit, etwas Ausgiebiges auf Reichs- 
kosten zu erlangen, bieten als eben eine Verhandlung und Abstimmung 
über diesen Gegenstand, denn, käme es zu einer solchen Verhandlung, 
so würden weder die Deutschen noch die Czechen sich weigern, den 
galizischen Polen aus jenem Theile der Reichsmittel, um welchen die 
Deutschen und die Czechen dem Staate mehr geben als sie vom Staate 
zurückerhalten, demnach aus deutsch-czechischen Geldern, Beliebiges zu 
bewilligen, die Czechen für die Ablehnung des Gesetzes, die Deutschen 
füi- die Annahme eines solchen. Der Annahme selbst würde dann auf 
Seite der galizischen Polen nichts im Wege stehen, weil die übliche 
galizische Exemtions-Clausel von den stets auch für die Einheit des 
Staates kämpfenden Deutschen in den von ihnen eingebrachten Entwurf 
offenbar nur zur AValirung der Einheit des Staates bereits aufge- 
nommen wurde. 

5. (Angst der Deutschen vor der Dankbarkeit des ezechiseheu 
Yolkes.) Der dritte (Triiiid dafür, dass wir Czechen den (Terlaiiken 
an . einen auf Gleichbereelitigung fnssenden Ausgleich mit den 
Deutschen angesichts der jetzt noch bestehenden Verhältnisse 
endgiltig müssen fallen lassen, ist das l^öse ( Gewissen unserer 
Deutschen. 

Denselben erscheint es nämlich undenkbar, dass die Czechen 
dort, wo ihnen nach erfolgter Durchführung der (Gleichbe- 
rechtigung die Entscheichmg zustehen würde, nicht sollten — 
schon um das oft drückende Gefühl der Dank barkeitsp flicht los- 
zuwerden — alle jene Wohlthaten den Deutschen vergelten 
wollen, ^velche diese dem czechischen Volke seit Menschen- 
gedenken stets erwiesen und insbesondere dort haben zukommen 
lassen, wo den Deutschen bej*echtigter oder unbei*echtigter Weise 
die Entscheidung thatsächlich zustand; vor dieser, an sich nicht 
imdenkbaren Dankbarkeit der Czechen graut den Deutsclieii an- 
gesichts der Menge und der Grösse der von ihnen den Czechen 
erwiesenen allbekannten AVohlthaten. Da sie stets nui- Wind 
gesäet, fürchten sie, Sturm zu ernten. — 

Bei dieser Gelegenheit will ich, da die gj-ossen Partei blätter 
der Deutschen darüber, wie die Deutschen mit den einzelnen 
lor^len czechischen Minoritäten umspringen, principiell fast nie 
et as in die grosse Oeffentlichkeit gelangen lassen, das Vorgehen 
ur erer. Deutschen gegen solche Minoritäten hier an einigen Bei- 
sp den durch den Inhalt der Parteiorgane der betreuenden 
G: Lppen von Deutschen und durch Enuntiationen dei* einer 
Pi teinahme für uns Czechen unverdächtigen Regierungen und 
de ^n Organe darlegen — in memoriam, speciell auch der all- 
se o-en Superiorität unserer Hegemonen. 
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a. (Sokol-Fest in Troppau am 7. September 1890.) in dem' 

Leitartikel der in Troppau erscheinenden „Freien Schlesischen Presse", 
Wochenausgabe vom Mittwoch, den 10. September 1890, betitelt „Zum 
Sokolisten-Fest in Troppau", ist wörtlich zu lesen: »Das Fest, welches 
fremde Tschechen am Sonnlag in Troppau veranstalteten, ist vorüber, die 
schlesische Landeshauptstadt zeigt wieder ihren rein deutschen Charakter 
und ihre Bewohner gehen wieder in ungestörtem Frieden je nach ihrer 
Art ihren Beschäftigungen nach. Keine Thräne wurde geweint, als die 
Sokolisten Troppau den Rücken kehrten und in ihre gewaltsam slavisirten 
Heimathorte Schlesiens oder in die Hütten der Hannakei zurückkehrten 
Sie mögen in nnserer Stadt nicht jene festliche Stimmung gefunden haben, 
die sie auf Grund der in Grossmacht sträumen schwelgenden Tschechen- 
blätter erwarteten. . . . Die laute Stimme der Oeffentlichkeit hat gegei 
die Zulassung des tschechischen Trutzfestes, bei welchem der Deutschen 
hass seine Orgien feierte, früh genug gewarnt; sie wurde massgebenden 
Ortes nicht gehört und nach diesem Orte wälzt sich die Last der Ver- 
antwortung für jene Vorfälle, welche sich am Sonntag innerhalb Troppa»^ 
abspielten. Die aufregenden Scenen, welche sich zwischen Sokolisten nni 
Deutschen abspielten, sind bedauerlich und werden kaum eine wohlthiiende 
Erinnerung an den vergangenen Sonntag zurücklassen. Aber wer waf 
es, der so blind sein konnte, die Scenen nicht vorauszusehen? Unsen 
Stadtvertretung hat die Verantwortung für diese Geschehnisse rechtzeitig 
abgelehnt; der Protest gegen die Bewilligung des Tschechenfestes wurd< 
trotz der Bitte um eiligste Erledigung desselben vom Ministerium bi^ 
zur Stunde nicht beantwortet. Auch das ist ein Cabinetsstückchen iunere] 
österreicliischer Politik. Man Hess es beim Ministerium des Innern mit 
Gelassenheit daranf ankommen, dass sich die deutsche Landeshauptstadt 
Schlesiens dagegen wehre, dass ihr Wapjien von den beiden Schweifen 

des böhmischen Löwen geschlagen werde Nur möge sie (die 

Regierung) sich hiebei nicht auf die Berichte der Tscheclienblätter ver 
lassen, denn dieselben werden — und dies sei schon heute angekündigt — 
in der masslosesten Weise die Wahrheit aus der Welt zu schaffen 
suchen. 

In derselben Nummer heisst es auf Seite 3 unter „Deutsche Kund*^ 
gebuD«en'', Troppau, den 9. September: > . . . Am Sonntag ergriff die 
Bevölkerung Troppau's Besitz von dem Seitens der Stadtgemeinde ange- v 
kauften „Drei Hahnen"- Etablissement. . . . Auch der gestrige Abend 
stand dem ersten in keiner Weise nach, ja wir können kühn behaupten 
er habe denselben übertrumpft. . . . Gegen Ende des Programmes erhob 
sich Dr. Fuss - (Hubert, damals Reichsrat hsabgeordneter für Troppau und 
Gymnasial-Professor in Wien für die classischen Sprachen), >^um eir'^e 
Worte an die Anwesenden zu richten. Aus allen Ecken und aus en 
Nebensälen strömte das Publikum nach dem grossen Saal, um, dicht e- 
drängt, zu lauschen den kernigen Worten des Redners, demselben oft id 
oft mit grossem Beifall unterbrechend. Redner dankte vor Allem für ie 
warme Begrüssung, welche ihm und seiner Gemahlin geworden und koi nt 
auf den glänzenden Erfolg der beiden deutschen Demonstrationsabendr su 
sprechen. Er begrüsst die Troppauer Bürgerbevölkerung in ihrem H' n, 
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das dank dem energischen Einschreiten unserer deutschen Stadtvertretung 
noch rechtzeitige vor dem Eindringen feindlicher Elemente geschützt wurde. 
Redner weist hin auf die „Herrlichkeiten", welche der vorgestrige ,,gros8- 
f^artige" Festzug geboten. (Heiterkeit.) Wir hatten nicht nur Gelegen- 
heit, einen Zug von Turnern zu sehen, welche keine Turngeräthe be- 
sitzen, wir konnten auch einen Sokolistenfestzug ohneSok allsten 
ibewundem. (Grosse Heiterkeit.) Wäre ein Fremder zufällig nach Troppau 
^gekommen, er hätte jedenfalls annehmen müssen, dass irgend einFeuer- 
fwehrfest hier abgehalten würde. Und noch dazu von Feuerwehren, 
welche die sonderbare Eigenschaft besitzen, bei etwaigen Bränden be- 
ritten auszurücken. (Erhöhte Heiterkeit.) Will man nun gar von den 
Ehren Jungfrauen dieses Festzuges sprechen — (der Rest dieses 
^Satzes wird erstickt durch schallende Heiterkeit). Wenn wir von Ehren- 
jungfrauen sprechen wollen, so brauchen wir uns nur in diesem Saale 
^umzublicken. Zahllos sind sie herbeigeströmt, die deutschen Frauen und 
Mädchen unserer Stadt und haben, sich . an der grossen deutschen De- 
Imonstration betheiligend, sich als echte und wahre Ehrenfrauen 
Knd Ehrenjungfrauen erwiesen. (Stürmischer Beifall.) Das in Prag 
?in deutscher Sprache . erscheinende Tschechenblatt, welches unsere herr- 
f liehe Sprache in die Cloake zerrt, hatte die Stirne, zu behaupten, dass 
fder Ankauf des ,.Drei Hahnen "-Etablissements in der Troppauer Be- 
^völkerung allgemeine Entrüstung hervorgerufen hätte! (Laute 
f Oho ! - Rufe.) Wir konnten das leider gestattete Sokolistenfest nicht 
'verhindern, aber, was wir thun konnten, das ist geschehen! 
(Grosser Beifall.) Redner will nicht weitschweifig werden, denn es könnte 
ihm leicht imputirt werden, dass er die harmlose, friedliebende 
Bevölkerung aufreizen wolle (grosse Heiterkeit), aber, — wer 
weiss, ob es heute nicht schon an jener Stelle bereut wird, die Ver- 
anlassung zu solchen Demonstrationen gegeben zu haben. (Beifall.) 
Redner gelobt es der Troppauer Bürgerschaft, als Reichsrathsabgeordneter 
und Vertreter der deutschen Stadt Troppau an einem anderen Orte 
das ^"orgehen jener Kreise richtig zu beleuchten! (Stürmischer lange 
anhaltender Beifall.) Die Troppauer Bürgerschaft hat sich selbst geehrt, 
\ indem sie bewiesen hat, dass bei Wahrung ihrer nationalen Interessen 
auch der Kostenpunkt nicht in die Wagschale fallen darf, dass kein 
[ Opfer zu gross sein darf, wenn es gilt, feindlichen Elementen entgegen- 
E zutreten. (Lauter Beifall.) Redner schliesst unter stürmischem Jubel 
i mit den Worten des Dichters: „Nichtswürdig ist die Nation, die nicht 
I ilir Alles setzt an ihre Ehre!" — Nicht enden wollender Beifall und 
I zahlreiche Beglückwünschungen lohnten den Redner für seine herrlichen 
'■ Worte. Die Stadtcapelle intonirte: „0 du mein Oesterreich" und den 
ßadetzkymarsch" ; es war eine Steigerung des Jubels fast zur Unmöglich- 
keit geworden und nur schwer konnte man sich trennen von der Stätte, 
welche, vor wenigen Tagen noch bedroht, in deutschen Farben geschmückt, 
den Sieg verkündete der deutschen Sache, einen Sieg, wie er glänzender 
nicht erfochten werden konnte und mit ehernem Griffel unvergänglich 
eingegraben bleiben wird zur Ehre der deutschen Bevölkerung Troppau's 
in '»dem deutschen Herzen für alle Zeiten.« 
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Hiezu noch das Feuilleton der „Freien Schlesischen Presse", Tages- 
ausgabe, vom 13. September 1890: »Schnüiferl über das Tscheckenfest. 
Geehrter Herr Eedakteur! ' „Am 8. September, Maria Geburt, fliegen die " 
Schwalben wieder fürt." Vorliegendes Motto ist eine uralte Geschichte, 
und unsere gefiederten Sommergäste halten diesen Zeitpunkt gewöhnlich 
mit der exactesten Bauernregelmässigkeit ein. Medardus pluvins hatte 
es zu toll getrieben im heurigen Sommer, so dass die armen Thierchen 
befürchteten, wenn sie noch länger mit der Eeise nach der Winterfrische 
zögern, wüi'de ihre Flügelthätigkeit einfrieren ; nichts desto trotz wollten sie 
ausharren bis zum Geburtstermin Mariens — aber da geschah etwas Grosses, 
Unerhörtes! Die Tschechen hatten den „Drei Hahnen "-Saal gepachtet, 
und sollten am 7. September ihr Fest darinnen feiern! Das war den 
guten Schwalben zu viel; diesen Tag wollten sie in Troppau nicht er- 
leben, weshalb sie sich heuer früher als gewöhnlich auf die Flügel 
machten, denn sie wären gestorben vor Schmerz, hätten sie die drei 
Hahnen in der Grätzerstrasse ,^Nazdar" krähen gehört. Und so sind sie 
fortgezogen in ferne Weiten, schmerzlich bewegt, ohne zu ahnen, dass 
nach ihrem Auszug die „Drei Hahnen" verstadtlicht wurden und deutsch 
geblieben sind, deutsch für alle Zeit! 

Wenn die Schwalben wiederkommen, 
Die werd'n schau'n, die werd'n schau 'n! 
Und die Tschechen sind gekommen, um zu feiern ein grosses, ein ge- 
waltiges Fest! Dieses bietet so viel des Interessanten, des Beachtens- 
werthen, dass jedes andere Ereigniss dagegen in den Hintergrund tritt. 
Kein Mensch denkt mehr an das abgebrannte Tokay, wo ganze Wein- 
keller brannten und nur Glühwein vorzufinden war, wenige nur ge- 
denken der gewässerten Hoschützergasse und des beinahe zum zweiten 
Male in*s Wasser gefallenen heiligen Johannes von Nepomuk in Prag, 
ja selbst die neuen Briefkästen sind nicht im Stande, jene Sensation her- 
vorzurufen, welcher sie ansonsten sicher gewesen wären, denn es gibt nm* 
e i n Ereigniss der Woche und dieses nennt sich „Przemysl." Dieser melodisch 
süsse Name entringt sich allen Lippen, er verdient es aber auch, denn 
das Sokolistenfest war etwas noch nicht Dagewesenes ! Die umfassendsten 
Vorbereitungen sind dazu getroffen worden ; leider ist den armen Turnern, 
welche das Schicksal zu „Freiübungen" verurtheilt hat, nicht alles ganz 
nach Wunsch gelungen. Ihren Appetit auf die „Hahnen" konnten sie 
nicht stillen und mussten sich mit Hahnenfedern begnügen, welche auf 
ihren neckischen Mützen prangten. Auch beabsichtigten sie, den im Früh- 
jahre bei Stiebrowitz als Wolf geschossenen Hund, welcher sich zur 
Zeit im Schlacker Museum befindet, beim Festzug als böhmischen Löwen 
zu verwenden, aber es war ihnen nicht möglich, einen zweiten Schw if 
aufzutreiben, denn kein deutscher Hund wollte den seinen herleihen, i id 
die tschechischen Hunde haben sich selbst an dem Festzuge betheiligt. ] ie 
Regierung hatten sie um ihren Schutz und Schinn angefleht, welc" 3r 
ihnen auch bewilligt wurde, wobei die deutsche Bevölkerung wacker n t- 
half. Die Regierung liess ihnen ihren Schutz angedeihen und die '. e- 
völkerung ihren Schirm; denn so viel Schirme wurden noch nie r r- 
hauen als am Sonntag. Von der Beseda wehte die grosse tschechi' le 



Digitized by VjOOQIC 



'3 



— 153 — 

Fahne, somit war die Stadt festlich geschmückt, und Alles aufs Beste 
vorbereitet. Der Festzug, diese Glanznummer der gewaltigen Feier, 
konnte beginnen. Unter der schwarz-roth-goldenen Flagge der „Drei 
Hahnen" versammelten sich die treuen Söhne Swatopluks und mit freude- 
ig;eschwellter Brost setzte sich der Zug in Bewegung. Die Assecuranz- 
^enten hatten in den letzten Tagen in den verschiedenen tschechischen 
Orten die besten Geschäfte gemacht, Alles hatte sich „feuerversichern" 
lassen, denn sämmtliche Feuerwehren mussten nach Troppau ausrücken, 
^ es vorauszusehen war, dass beim Skolistenfest mancher Durst zu 
Röschen** sein würde. Hoch zu Boss kamen sie angerückt, die „Männer 
[von der Spritzen**, die Spritzen selbst aber hatten sie zu Hause g^elassen, 
dass der Wirth der Beseda allein aufs „Spritzen" angewiesen war. 
'estjungfrauen eröffneten den Zug. Das waren wirklich „feste" Jung- 
uen! Beim Anblick derselben fiel mir ein ähnlicher tschechischer 
'estzug ein, welchen ich einmal vor — 'nzehn Jahren in — anderswo mit 
gesehen. Dort gab's auch solch' feste Jungfrauen! Und eine der- 
hen wurde von den dortigen Sokolisten besonders geelirt, da sie sich 
[das Verdienst erworben hatte, einem deutschen Weltbürger tschechische 
Huttersprache einzuflössen. Diese Jungfrau war nämlich kurz vorher 
jAmme in einem deutschen Hause. 

i Der Festzug verlief grossartig. Der Himmel wies am Vormittag 

an banger Ahnung dessen, was da kommen würde, einige „blaue Flecke" 
jauf, auf welche er jedoch später zu Gunsten der Sokolisten verzichtete, 
piese konnten die „Beschirmung" der Deutschen gar nicht erwarten, denn 
p:aum war der ehrenwerthe Pater Gruda mit der Festpredigt, in welcher 
•'er anlässlich des von der kaiserlichen Regierung protegirten Festes 
[den König citirt hatte, zu Ende, als auch schon die guten Sokolisten 
"Alles aufboten, um den auf jedem Sokolistenpropramm stehenden Skandal 
heraufzubeschwören. Dieser gelang über alles Erwarten. Ein kühner 
Reitersmann verliess sein Pferd, und — Ross und Reiter sah man nie- 
mals wieder — wenigstens nicht in so inniger Gemeinschaft wie vorher. 
Eine wilde Flucht begann nach der Ratiborer -Vorstadt: die Tschechen 
voran (weil sie die erste Nation der Welt sind), die Deutschen hinter- 
drein, es war das reinste „Internationale Rennen". Auch deutsche 
t Mädchen und Frauen verfolgten die Flüchtlinge mit diversen Haus- 
*geräthen, welche im Allgemeinen zum „Auskehren" verwendet werden, 
80 dass die Tschechen ruhig und voNbewust behaupten können, es seien 
i Urnen in Troppau die schönsten Mädchen und Frauen nachgelaufen. Was 
weiter erfolgte, erzählen uns die tschechischen Blätter in erscliüpfender 
Weise. Der Olmützer „Nasinec" schreibt, dass der Redacteur einer 
hiesigen Zeitung am Niederring getanzt hätte. Nun frage ich, ist es 
nicht jammerschade, dass der Mann nicht beim Radfahrerkränzchen er- 
schienen ist, dass er seine „Tanzkunst" nur am Niederring loslässt? Es 
ist sehr möglich, dass Director Arlt, wenn er den „Nasinec" zu Gesicht 
bekommt, diesen flotten Tänzer zur Mitwirkung in der Puppenfee oder 
dergleichen heranziehen wird- — Am selben Abend fand die Einweihung 
der „Drei Hahnen" statt. Und wem haben wir es zu verdanken, dass 
dieres Etablissement der Stadt gehört? Dem Gemeinderathe! Die 
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Tschechen behaupten zwar, der Gemeinderath bestehe nur aus „Hauers" 
und „Flö^els" — ich aber sage, unsere Stadtvertretung besitze auch gar 
manche Perl, und unter Freude und Scherz und den Tönen der Fiedler 
ist das Local Eigenthum der Stadt und ebenso eingeweiht worden. Es 
waren herrliche Demonstratibnsabende ! Ja die Demonstration gieng so 
weit, dass man nur einzig und allein Troppauer Bier consumirte und 
sogar das „Pilsner" verschmähte, weil dieses tscheohischer Geburt ist. Es 
würde gespielt und gesungen und gesprochen, alles stehenden Fusses. 
Wo man singt, da lass dich ruhig nieder! Nun — es wurde gesungen 
und wir haben uns niedergelassen. Der Männergesangverein Iiat ge- 
sungen , das Publikum hat gesungen , sogar der Hahnenwirth hat ge- 
sungen und zwar angesichts des überfüllten Saales . das schöne Lied : 
„Ach wenn es doch immer so bliebe!" 

Nun ist die Festesstimmung ein wenig verrauscht, nur die Zeitungen 
sind es noch, welche fleissig über die sensationellen Tage berichten. 
Die deutschen Blätter schreiben die Wahrheit, die tschechischen dagegen 
sind gross im Erfinden; es ist kaum zu glauben, dass alle die Lügen 
erst in den letzten Tagen fertig gemacht wurden; es dürften wohl viele 
derselben bereits vor Wochen gedichtet worden sein. Die Troppauer 
Bevölkerung aber kann manches Liedchen summen hören und unlängst 
erst klang jenes populär gewordene Lied mit etwas verändertem Text 
— woher, das weiss ich nicht mehr genau — an mein Ohr: 

Wenn die Tschechen wiederkommen. 

Die werden g'h . . ., die werd'n g'h . . .! 

Womit ich verbleibe Ihr ganz ergebenster Schnüfferl.« 

Schliesslich ist zu dem zuerst Angeführten noch in der „Freien 
Schlesischen Presse", Wochenausgabe, vom 17. September 1890, auf 
Seite 4 zu lesen: »Abgeordneter Dr. Fuss und die tschechi- 
sjchen Ehren Jungfrauen. Die „Deutsche Zeitung" veröffentlicht 
folgenden, ihr aus Troppau zugekommenen Eigenbericht: „Zu den zahl- 
reichen, perfiden Lügen, mit welchen von tschechischer Seite, insbesondere 
durch die Prager „Politik", anlässlich der durch den tschechischen 
Sokolisten - Trutzfestzug in unserer kerndeutschen Stadt hervorgerufenen 
Vorfälle nunmehr auf die öffentliche Meinung eingewirkt wird, gehört 
auch die mit besonderer Vorliebe in den verschiedensten Variationen 
wiederholte Behauptung, die bei der Fahnenweihe des hiesigen tschechi- 
schen Turnvereins fungirenden tschechischen Ehrenjungfrauen 
seien von dem Abgeordneten unserer Stadt „buchstäblich mit Koth 
beworfen und beschimpft worden." Ein jeder der nahezu taus nd 
Theilnehmer an den zwei deutschen Protestversammlungen bei den .,] rei 
Hahnen" hörte ganz genau, dass der Reichsrathsabgeordnete Dr. Fusf in 
seiner am zweiten Abend infolge dringlicher Aufforderung gehalte en 
längeren Ansprache bei der Kritik des Tags vorher stattgehabten ts le- 
chischen Provocations - Festzuges unter Anderem einfach auch der T it- 
sache Erwähnung that, dass der deutschen Stadt Troppau das bi ler 
ungewohnte Schauspiel einer festlichen Auffahrt tschechischer E^ n- 
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Jungfrauen g^eboten wurde*) ; Niemand jedoch hörte, da der Redner über- 
haupt keinerlei weitere Bemerkung über diese Ehrenjungfrauen anknüpfte, 
sondern lediglich darauf hinwies, dass sich unsere deutschen Frauen 
und Mädchen durch ihre zahkeiche Theilnahme an den beiden deutschen 
Demonstrations-Concerten als Ehrenfrauen und Ehrenjungfrauen in des 
Wortes edelster Bedeutung bewährt hätten, auch nur ein einziges Wort 
der Beschimpfung. Bezeichnenderweise war auch die im Combiniren, Er- 
dichten und Denunciren so gewandte tschechische Presse bisher nicht im 
Stande , auch nur einen einzigen Ausdruck namhaft zu machen , durch 
welchen der angeblich so schwer verletzten Ehre der tschechischen Ehren- 
jungfrauen irgendwie nahegetreten worden wäre. Trotzdem wird in leicht 
zu erkennender Absicht iiber „Beschimpfung und Besudelung" der erwähn- 
ten Damen durch unseren Abgeordneten wacker fortgelogen, über „Infamie" 
geklagt, die sich Dr. Fuss den tschechischen Kranzeidamen gegenüber 
unter dem „wüsten" Beifalle der zahlreich versammelten Troppauer und 
Troppauerinnen habe zu Schulden kommen lassen, und so der Versuch 
gemacht, Troppau in der öffentlichen Meinung als eine Art deutsches 
Kuchelbad oder Königinhof darzustellen, in welchem nicht der 
harmloseste Tscheche seines Lebens sicher, ja nicht einmal wehrlose 
Mädchen vor einer Insultirung durch den Abgeordneten der Stadt 
gefeit seien, wiewohl jeder oberflächliche Kenner des deutschen Volks- 
charakters zur Genüge weiss, dass Ritterlichkeit gegen das zarte Geschlecht 
gerade ein Grund zu g deutschen Wesens ist. Hiebei wird jedoch 
in den Spalten der „Politik" mit den beleidigendsten Ausdrücken gegen 
unsere deutschen Frauen und Mädchen Troppaus losgezogen und ein 
von flagranten Ehrenbeleidigungen strotzender, vom Ausschusse des 
hiesigen tschechischen Turnvereins gefertigter „offener Brief" an unseren 
Reichsraths-Abgeordneten Dr. Huss publicirt, der aller Wahrscheinlich- 
keit nach ein für die Verfasser recht unangenehmes Nachspiel vor den 
Schranken des hiesigen Gerichtes finden dürfte, lieber die angesichts 
der geschilderten Sachlage lächerliche Flunkerei, mit welcher nun schon 
mehrere Tage nacheinander in verschiedenen tschechischen Blättern ange- 
kündigt wird, Dr. Fuss werde wegen der erlogenen „Beschimpfung" der 
tschechischen Kranzeidamen „gefordert" (! !) werden, sowie über die freche 
Entstellung von Thatsachen, mit welcher der hiesige tschechische Turn- 
verein sich soeben an die schlesische Landesregierung nach bekannter 
Weise geriebener Denuncianten heranzudrängen wagte**), sei heute nichts 
weiter gesagt, da ja unser in seiner Gesammtheit auf ehrenrührigste 
Weise in jüngster Zeit von tschechischer Seite angegriffene Gemeinderath 
es gewiss nicht unterlassen wird, in einer pragmatischen Darlegung das 
tschechische Lügengewebe zu zerreissen und die famose „petition of right" 
de hiesigen Tschechen-Agitatoren nach Gebühr zu beleuchten.« 

*) Die betreffende Stelle des im Vorhergehenden wörtlich angeführten 
Be chtes der „Freien Schi esi sehen Presse", Wochenausgabe, vom 10. September 
18 ) lautet: „Will man nun gar von den Ehrenjungfrauen spiechen — 
(dl ■ Rest dieses Satzes wird erstickt durch schallende Heiterkeit)." 

**) Eingabe des Ausschusses des czechischen Turnvereins in Troppau 
vo U. September 1890, abgedruckt in der „Politik'' vom 14. September 1890. 
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b. (Deutsche Volkszählungs-Theorie.) In dei vom „Deutscheii 

Vereine" in Prag herausgegebenen Broschüre: „Die Volkszählung 1890. 
Ein Mahnwort an das deutsche Volk in Böhmen" ist zu lesen, auf 
Seite 6 und 7: ». ... Es ist äusserst nothwendig, nothwendiger als 
je, gerade bei der bevorstehenden Zählung, dass die deutsche Bevölkerung 
von allen diesen im Gesetze ihr eingeräumten Rechten Gebrauch mache; 
denn nie hat noch eine Volkszählung in so engem Zusammenhange ge- 
standen mit den grossen Angelegenheiten unseres Stammes in diesem seinem 
Vaterlande Böhmen. , 

Uns Deutschen ist ja« (weil wir das Ganze nicht mehr so, wie 
früher, beherrschen können) » nur an dem Einen gelegen, durcli eine den 
Thatsachen entsprechende Abgrenzung des deutschen und tschechischen 
Gebietes und eine entsprechende Einrichtung der Verwaltungsbehörden 
den lang vermissten Frieden zwischen beiden Stämmen des Landes auf 
einer dauerhaften Gnindlage herzustellen. Jeder Theil soll in seinem 
Gebiete ungestört leben dürfen, keiner aber den anderen beherrschen« 
(z. B. wie in Mähren und Schlesien). »W^ährend wir für dieses Streben 
alles eiiisetzen und zu jedem Opfer bereit sind« (hier sind oft'enbar die 
Wiener Punktationen vom 19. Januar 1890 gemeint, denen gemäss 
Böhmen, wie schon erwähnt wurde, in einem rein deutschen und in einen 
deutsch-czechischen Theil hat dauerhaft getheilt werden sollen!); »wollen 
unsere nationalen Gegner von Freiheit und Frieden« (wie wir diese 
beiden Dinge verstehen) »nichts wissen . . . :« — dann auf Seite 9: 
». . . . Um unser heiliges Recht werden uns allerdings alle diese Künste, 
in denen wir dem Gegner die Meisterschaft zuerkennen müssen, nicht zu 
bringen vermögen, wohl aber wird jeder kleine Erfolg an der Sprach- 
grenze aufs Neue dazu dienen, eine billige Gebie-tsabgrenzung, 
welche für uns die einzige Grundlage des Friedens bedeutet, zu er- 
schweren oder selbst zu hintertreiben . . .« — ferner auf Seite 10: 
» . . . Demi gegenüber brauchen wir zu unserem Schutze nichts als eine 
sinngemässe und gerechte Handhabung des Gesetzes. . . . Die Spalte 11 
des Zählungsformulars hat die Ueberschrift Umgangs spräche — nicht 
Muttersprache, nicht Nationalität ! . . . Unter dem „ gewöhnlichen 
Umgange" ist aber zweifellos der im Hause des Brotgebers, nicht nicht 
der am Röhrkasten oder der in der Kneipe zu verstehen, denn sonst 
könnte über denseben nicht das „Familienhaupt" zu befragen sein. Es 
wird auch nicht gefragt, ob jemand diese Sprache besser spricht, als 
eine andere; genug, dass er sich im Hau«e verständigt. Es liegt also 
nur am Familienhaupte, welche Sprache er in seinem Hause, in seiner 
W^erkstatt dulden will, und diese wird die „Umgangssprache" seines 
Gesindes sein! . . .« — dann auf Seite 15: ». . . Das Familienliai it 
muss am besten wissen, welche Umgangssprache in seinem Hause i id 
seiner Werkstatt herrscht, und wenn er ein Mann ist, so wird er ie 
auch mit Erfolg vorzuschreiben wissen. . . .« Von offenbarem Man el 
an Selbsterkenntniss zeugt es, wenn ferner noch (Seite 12) gesagt wi l: 
:>. . . Welche Mittel, um unbequeme Minoritäten scheinbar verschwin« n 
zu lassen, angewendet werden können, erfährt man ja, wenn man ie 
Wahlen für gewisse Handelskammern studiert oder in den Spalten ir 
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1 tschechischen Blätter aus jener Zeit nachforscht, als vor zehn Jahren 
die Volkszählung „vorbereitet" wurde . . .« 
Die „Deutsche Zeitung" schrieb in der Nummer vom 19. December 
1890 auf Seite 5: . . . Nur auf einige wenige Momente möchten wir 
noch das Augenmerk lenken. Für uns Deutsche besonders wichtig ist 
die Ausfüllung der Rubrik „Umgangssprache". Es ist bei der letzten 
I Zählung vorgekommen und wird ohne Zweifel auch diesmal wieder ver- 
f sucht, aus slavischen Gegenden zum Beispiel nach Wien Eingewanderte, 
die schon seit vielen Jahren im Hause und selbstverständlich auch nach 
aussen nur deutsch verkehren, zu bewegen, statt der Umgangssprache die 
^Muttersprache" in die Zählbogen einzuschmugeln,, das heisst die Sprache 
ihres Heimathsortes. Das ist ganz falsch. Wer im deutschen Wien 
lebt und mit aller Welt deutsch spricht, der bedient sich als „tkngangs- 
sprache" des Deutschen und hat dies einzubekennen, nicht aber künst- 
lich« (!) x^die Zahl der Tschechen, Slovenen oder anderer interessanten 
Nationalitäten zu vermehren. Nur wer, des Deutschen unkundig, sich 
blos in seiner Muttersprache auszudrücken versteht, hat diese als Um- 
gangssprache einzuzeichnen. Wird das Wort „Umgangssprache" sinngemäss 
angewendet, so wird sich eine weit geringere Zahl von Tschechen in 
Wien« (scheinbar) »vorfinden, als im Jahre 1880, trotz der seither nicht 
geringer gewordenen Zuwanderung. Was von Wien gilt, hat selbst-' 
verständlich auch für alle deutschen Gemeinwesen mit fremdsprachiger 
Bevölkerung zu gelten. . . .« 

In dem von den Abgeordneten Dr. August Weeber, Dr. Adolf 
Promber und Dr. Hugo Fux in der Nummer des „Tagesboten aus Mähren 
und Schlesien" vom 20. December 1890 veröffentlichten Aufruf „An die 
Deutschen in Mähren" heisst es: ». . . Es tritt damit an alle Deutschen 
des Landes die ernste Pflicht heran, sich hiebei auch wirklich als Deutsche 
zu bekennen. Wichtige schwerwiegende Folgen knüpfen sich an die durch 
die Volkszählung amtlich zu constatirende Zahl von Deutschen und 
Slaven in unserem engeren Heimathlande. -^^ (Merkwürdig! offenbar müssen 
die genannten drei Juris-Doctoren weder die amtliche Belehrung über die 
Ausfüllung der Anzeigezettel, noch auch die Belehrung des „Deutschen 
Vereines in Prag" gelesen haben, denn bei der Volkszählung handelte 
es sich ja um die „Umgangssprache, nicht Muttersprache, nicht 
Nationalität"!) »Auf Grund der hiebei festzustellenden Resultate könnten 
die Slaven, falls die Ziffern in den einzelnen Orten zu ihren Gunsten 
sprächen, für sich neue Einrichtungen, wie z. B. selbst dort, wo ein 
wirkliches Bedürfniss nicht vorhanden ist, neue Schulen oder Schul- 
erweiterungen begehren« (beispielsweise in Brunn, wo die deutsche Volks- 
zählung 1880 laut des Special-Orts-Repertoriums nur 32 142 Czechen 
gej änüber 48 591 Deutschen constatirt hat und wo sonach für eine 
ez( Msche Bürgerschule ein wirkliches Bedürfniss nicht vorhanden ist, die 
Er chtung einer czechischen Bürgerschule), »womit neue flnancielle Opfer 
vei mnden wären. . . . Deutsche in Mähren ! Thut Euere Schuldigkeit bei 
dei Volkszählung am 31. December 1890. Brunn, am 19. December 1890.« 
Damit nun kein Deutscher im Unklaren darüber bleibe, worin diese 
„S niidigkeit" zu bestehen habe, brachte dasselbe Blatt in seiner Nummer 
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vom 27. December ,1890 auf Seite 5 einen Artikel, in welchem unter 
Anderem gesagt wird: »Von tschechischer Seite werden alle Anstrengungen 
gemachtj bei der am 31. December stattfindenden Volkszählung ein 
möglichst günstiges Ergebniss für die tschechische Umgangssprache zu 
erzielen j obwohl diese in Brunn nur ein ganz geringes und sehr be- 
schränktes Geltungsgebiet besitzt, während die deutsche Sprache in der 
mährischen Landeshauptstadt den gesammten gesellschaftlichen und ge- 
schäftlichen Verkehr beherrscht. Die Mittel, welche die czechischen 
hiebei anwenden, sollten für die Deutschen eine Lehre und Mahnung sein^ 
dem Acte der so wichtigen Volkszählung die allergrössteAuf merk- 
sam keit zuzuwenden. Selbst der sogenannte „tschechische Pegasus" 
ist förmlich von der Tarantel gestochen und schlägt mit allen Vieren 
aus. l)ie tschechischen Blätter bringen an der Spitze rührende Gedichte, 
man verkauft „Zuckerln" mit Knittelversen, in Massen werden die zehn 
Gebote der Volkszählung verbreitet, der tschechische Theaterzettel ist ein 
Plakat für die Volkszählung und alle diese possirlichen, komischen Sprünge 
der tschechischen Frau Muse haben nur den einen Zweck : Bekennt Euch " 
nicht zur deutschen Umgangssprache, auch dann nicht, wenn Ihr das 
ganze Jahr deutsch sprecht und tschechisch nur radebrecht! . . . Die 
Hauptsache und das einzige Volkszählung s-Gebotder Deutschen 
ist aberj dass in der Spalte „Umgangssprache" die d e u t s c h e U m g a n g s - 
spräche u. zw. für alleHausgenossen, die in der Wohnung wohnen 
(Dienstboten, Lehrlinge, Gehilfen u. s. w.) angegeben wird. Sollte von 
irgend jemandem ein Druck im Sinne der tschechischen Agitation, oder 
eine Fälschung der Anzeigezettel versucht werden, so ist allsogleich die 
Anzeige beim Volkszählungsamt (Rathhaus) zu erstatten. Begründete 
Klagen und Beschwerden finden auch in unserem Blatte Aufnahme. 
An die deutschen Bewohner der Brünner Vororte Karthaus, Hussowitz, 
Schimitz und Julienfeld richten wir die dringende Mahnung, sich durch 
nichts von der Bekennung der deutschen Umgangssprache abhalten zu 
lassen. Für ihre nationale Existenz und Sicherheit ist es von weit- 
tragender Bedeutung, dass die Deutschen in diesen ^'ororten bei der 
Volkszählung in möglichst stattlicher Zahl zur Zählung gelangen. Jede 
Behinderung bei der Volkszählung daselbst ist zur Anzeige zu bringen. 
Von den Deutschen des Vorortes Kumrowitz und den deutschen Nachbar- 
gemeinden Gerspitz, Mödritz, Priesenitz, Maxdorf u. s. w. lässt sich wolil 
erwarten, dass sie ihre nationale Pflicht vollauf erfüllen werden.« 

Zu ebendemselben Zwecke schrieb die in Brunn erscheinende deutsch- 
nationale Zeitschrift „Deutsches Blatt", zubenannt „Der treue Eckart", 
in seiner Nummer vom 24. December 1890 auf Seite 1 und 2 Folgendes: 
». . . Hier gilt der Spruch, den Nelson vor der Schlacht bei Trafali^^ar 
mittels Signalflaggen als Losung aufhissen Hess : „Das Vaterlaid 
erwartet, dass jedermann seine Schuldigkeit thue!" I er 
ist es unser Volk st hu m, dem wir Gefolgschaft zu leisten haben, l id 
da gilt es, dahin zu wirken, dass Alles sich zur deutschen U i- 
gangssprache bekenne, was da deutsch spricht, und ;u 
sprechen verpflichtet ist. 

Wir stehen einem verschmitzten, ränkevollen und rücksichtsl^ ^n 
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Gegner gegenüber . . . < (während die Czeclien es nur mit dem „treuen 
Eckart** zu thun haben, der von Bücksichtslosigkeit nichts weiss). 

c. Deutsche Volkszählungs- Praxis. So viel über die von den 
Deutschen propagirte Theorie der Volkszählung; wie diese Theorie 
von Deutschen practicirt wurde, dafür will ich hier Einiges aus den 
flicht confiscirten Nummern der Reichenberger „Deutschen Volks- 
zeitimg" vom Monate Jänner 1891 wörtlich mittheilen. 

Nummer 2 vom 2. Jänner 1891, Seite 1, Leitartikel: ^ Uner- 
hörte tschechische Frechheit in Reichenberg. Wir sind als Nationale 
keineswegs Gegner eines lebendigen Nationalgefühls , wenn es sich auch 
bei anderen Völkern äussert, und wir sind auch durchaus nicht ge- 
lohnt, bei jeder temperamentvollen Aeusserung desselben, wenn sie sich 
hei den Tschechen vollzieht, zu jammern und nach der Polizei zu 
schreien. 

Im Gegentheile haben wir immer die rege und elastische Volks- 
energie des tschechischen Volkes als einen Vorzug der tschechischen 
Eigenart hingestellt. 

Allein es gibt in der Bethätigung des eigenen Volksthums gewisse 
Grenzen, die immer festgehalten werden müssen, welche aber kein Volk 
so gerne überschreitet als das tschechische Volk , unter dessen Aus- 
schreitungen kein Volk so viel Leid ertragen muss als das deutsche, 
da beide Völker auf ein nachbarliches Zusammenleben in ihren Wohn- 
sitzen angewiesen sind. 

Allein, die tschechische Kampfnatur, welche die Deutschen immer 
und immer wieder zum Neidkampfe herausfordert, scheint sicli immer 
Hiehr dem Punkte zu nähern, wo ein ruhiges Bei einander sein 
aufzuhören beginnt, weil es zur Unmöglichkeit wird. Was eine tschechi- 
sche Minderheit an verwegener Angriffslust und aufbäumendem Hen*schafts- 
•^qMü leisten kann, das hat anlässlich der stattfindenden Volkszählung 
die Haltung vieler Tschechen bewiesen. Wenn wir in unseren weiteren 
Ausführungen die Haltung der „hiesigen Tschechen" besprechen, so 
nehmen wir selbstverständlich alle Jene aus, welche stets in vornehmer 
Besonnenheit ein friedliches Verhältniss mit den Deutschen einem ewigen, 
alle Lebensbeziehungen zerstörenden Rassenkampf vorziehen. 

Wir meinen damit vor Allem jenen Grosstheil von Beamten, welche 
Angehörige des tschechischen Volkes sind und sich so viel noblen Sinn 
bewahren, um sich als Parteigänger der Samanek'schen Heilslehre zu 
degradiren. 

Die hiesige Rollgasse, in welcher Samanek*) „arbeitet", gleicht 
einem völligen Feldlager. Und wer durch diese Strasse geht glaubt sich 
nicl in Reichenberg, in einer Stadt, welche vorläufig 30 000 Deutsche zählt. 

In grossen Placaten, dick Roth auf Weiss, steht es an den Fenstern 
to tschechischen Schule geschrieben, dass dort die Küche ist, wo man 
sich die „Recepte" für die Volkszählung holen kann. Die friedliche 



*) Gemeint ist der Führer der Reichenberger Czechen, Med. Dr. Wenzel 
Sam -^k, gegenwärtig auch Reichsrathsabgeordneter. 
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Bildungsstätte ist rasch durch eifrige, des Kriegshandwerkes kundige 
tschechische Reissige in ein Heerlager gewandelt worden. Man be- 
merkt deutlich die Absicht des ganzen ,, Arrangements**, die auf eine 
Provokation der Deutschen gerichtet ist, denen man einen Gessler- 
hut aufpflanzen will, vor dem sich der Deutsche beugen soll. 

Nicht um eine stille, geräuschlose Organisation anlässlich 
der Volkszählung handelt es sich den Herren allein, die wir ihnen, sobald 
sie sich innerhalb der gesetzlichen Schranken bewegt, auch nicht ver- 
wehren möchten, sondern um eine geräuschvolle Herausforderung, 
nm eine auffallende Provokation, welche den friedlich gestimmten 
deutschen Wanderer tief demtithigen und erbittern soll. Denn 
Niemand kann bei den derzeitigen nationalen Verhältnissen 
und bei den bekannten Absichten des Samanek gegen den deutschen 
„Erbfeind" daö ganze „Arrangement" in der Rollgasse anders auffassen. 
Tim das zu begreifen, braucht man nicht erst die grinsenden Gesichter 
und das edle Mähnenhaupt des tschechischen Lehrers sammt Genossen bei 
den Fenstern zu sehen, denen es offenbar viel „Spass'* macht, dass sich 
der herausgeforderte „Erbfeind" uTiten auf der Strasse recht tief ge- 
troffen fühlt. 

Tliatsächlich hat sich auch der deutschen Bevölkerung eine unge- 
wöhnliche Aufregung bemächtigt, die noch gesteigert wurde, als man ver- 
nalun, dass Deutsche auf der Strasse von dem gesammelten Anhange 
Samanek's wiederholt in gemeinster und frechster Weise in sultirt vnirden. 
Tschechische Parteien, welche in das tschechische „Auskunftsbureau" kamen, 
wurden mit Beifallsgetrampel und lautem Hailoh begrüsst, Deutschen 
wurden Volkszählungsbogen aus der Hand gerissen, tschechische Gehilfen 
beschimpften die Volksgenossen ihrer deutschen Meister. Was 
sich da vollzog, kann unmöglich in einem deutschen Dorf geschehen, wo 
die Deut sehen nur um einenKopf die Mehrheit haben. Aber es konnte 
in Reichen berg geschehen, wo 30 000 Deutsche gegen eine Handvoll 
Tschechen eine Langmuth übten und üben, die wir gerne anders bezeichnen 
möchten. Aber nicht genug, dass die Tschechen die Deutschen in ex- 
cessivster Weise reizten, so hat die echt tschechische Kampfesweise 
sich selbst übertroffen, indem sie beim Statthalter telegraphisch um 
Hilfe ersuchten. 

Diese Kriegslist war in dem tschechischen Kampfplan des Samanek 
in vorhinein beschlossen. Das ist der alte planmässige Humbug! Die 
eine Hand geballt zur Faust, um den „Erbfeind niederzuschlagen", die 
andere zur heuchlerischen Bitte des Zufluchtheischenden gefaltet!« (Eine 
Hand?) > Das ist zwar die Perfidie in der höchsten Potenz, aber sie 
ist bei den Herren nicht neu! Wir glauben allerdings, dass Seine 
Exellenz der Herr Statthalter bei seinem Hiersein unmöglich von < en 
lüesigen Tschechen ein Bild gewonnen haben kann, wie es in den Farl en 
das Herrn Samanek gemalt wird, und wir würden der Behörde ge: ne 
einen Einblick gewährt haben, wie Herr Samanek sein Haus ausgertu et 
und armirt hat, um in seinem Sinne ein „richtiges** Volkszählungsresu at 
zu erzielen. Als auf Beschwerde von Passanten die Polizei die fi ie 
Passage vor der tschechischen Schule herstellte und einige tschechii he 
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Mitbürger von dem Eingange der Schule abwehrte, da wandten sich die 
Schlauen zu der angrenzenden Klause des Altbewährten und der aus- 
kunftsreiche Samanek geleitet schmunzelnd die Schützlinge auf den Dach- 
boden seines Hauses und spedirte auf dem Wege einer angelehnten Leiter 
die tschechischen Brüder hinüber in das „Auskunftsbureau" der tschechi- 
Bchen Schule, die sie dann, nachdem auf solche Weise die „tschechische 
Umgangssprache" hergestellt war, hohnlächelnd auf dem gewöhnlichen 
Wege verliessen. Auf solche Weise kamen und kommen die Resultate 
der Volkszählung zusammen, wenn es nach dem Willen des Herrn Samanek 
und aller jener Hetzer, deren Namen wir von nun an gewissenhaft 
im Laufe der Zeit feststellen werden, ginge. Auf solche Weise 
will man Reichenberg den Purpurmantel der ersten deutschen Stadt 
herunterreissen und auf solche Weise gedenkt man die tschechische 
Amtierung unserer Stadt zu erzwingen. Auf solche Weise sollen Eeichen- 
berg, wie tschechische Agitatoren in Wirthshäusem in ruhmrediger Weise 
sich brüsten, seine 13 000 Tschechen aufgebeizt werden, und auf dem 
Wege vom Dachboden des Samanek zur tschechischen Schule sollen 
13 000 Tschechen in Reichenberg erstehen, welche dann das Andere, be- 
treffend den deutschen Charakter der Stadt, schon besorgen werden. 

Freilich vergessen die Hennen, dass die 13 000 Tschechen nur in 
ihrer Phantasie und in ihrem kranken Gehirn bestehen, denn es ist sogar 
zweifellos, dass verhältnissmässig die Zahl der Deutschen 
gestiegen und die der Tschechen gesunken ist. Denn so 
leicht, wie die Herren es sich denken, kann es nicht gehen- 

Die Methode, dass man Todte zählt, ist allerdings ein alter 
Wahl kniff der Tschechen und liess sich ja recht gut bei der Volks- 
zählung verwenden, wenn es eben keine Prüfung des Resultates gäbe. 
Wenn die Tschechen Kinder zählen, die gar nicht anwesend und in 
einem Falle ein eingetragener Sohn gar in der Türkei ist, wenn tschechi- 
sche Gehilfen (traurig genug, wenn deutsche Meister als Brotgeber auf 
solche Gesellen keinen Einfluss üben, noch trauriger, wenn sie ihn nicht 
üben wollen), die nur mit Deutschen verkehren und nach den ganzen 
Beziehungen nur verkehren können, ihre tschechische Umgangssprache 
sich unbedingt gönnen wollen, so vergessen sie das Eine, dass es noch 
eine Behörde« (gemeint ist hier insbesondere der Magistrat von 
Reichenberg, einer der Städte mit eigenem Statut) »und eine auf die 
absichtliche Irreführung derselben gesetzte Strafe gibt. Und 
die gesetzlich dazu verpflichtete Behörde wird auf Anzeigen und Mel- 
dungen hier in einzelnen Fällen selbst durch Confrontationen fest- 
zustellen haben, ob all' die tschechisch eingetragenen Kinder, die gar 
k( n Wort tschechisch verstehen, auf einmal zu den Zwecken der 
Ti 3hechisirung Reichenbergs von dem heiligen Geist und den feurigen 
Zi Igen der Bibel erfasst wurden, oder ob die plötzliche, angebliche 
Sj "achenkenntniss nur auf den hl. Geist in der Rollgasse zurückzu- 
fü ren ist. 

Und es wird sich dann auch zeigen, ob entgegen dem Wort- 
la^.te und dem Geiste der gesetzlichen Bestimmungen 
Si anek und der tschechische Lehrer in ihrer. Liebenswürdigkeit so und 

11 
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so viele dazu berechtigte Hauseigenthümer in der Ausfüllung der 
Zettel zu „unterstützen" berufen sind. 

Ebenso kann nach unserer Ansicht — soll das ganze Zählungs- 
werk nicht dadurch illusorisch werden — nach den gesetzlichen 
Bestimmungen kein Volkszählungsprüfer zur AnnahAe tschechisch ausge- J 
füllter Bogen gezwungen werden, weil dann er ausser Stande wäre, die 
Angaben zu prüfen und diejenigen Tschechen, welche sonst recht gut 
deutsch verstehen, auch die Angabe der betreifenden Daten in deutscher 
Sprache nicht verweigern dürfen.« (Offenbar nach einem ßeichenbergei 
deutschen geheimen Stadtrecht; denn in den öserreichischen Reichs- und 
Landes -Gesetzen und Verordnungen kommen solche „gesetzliche Bestim- 
mungen" nicht vor.) 

'>AVas aber die tschechische Agitation und diejenigen tschechischeu 
Hetzer anbelangt, welche den Krieg mit den Deutschen wollen, so können 
die Herren versichert sein, dass wir Deutsche in Reichenberg endlich 
ihnen zurufen : Bis hieher und nicht weiter ! Und dass es anders werden 
m u s s j darauf können sich Herr Samanek und Genossen heilig verlassen ! 
Diejenigen aber, welche den Frieden mit uns wollen, werden uns stets 
willkommen sein! 

Das ist ein ehrlicher Standpunkt und den werden wir nie verlassen! 

Nummer 3 vom 3. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 2 (in einer 
Polemik gegen einen Bericht der „Politik" über die Volkszählung, nach 
welchem unter Anderem die Reichenberger Czechen die Statthalterei tele- 
graphisch um Schutz ersucht haben): ». . . Wir können auf Treii und 
Glauben erklären, dass die Ausführungen der „Politik" „von den 
fanatisirteu Deutschen" und von der „provocirenden Polizei" bornirte 
Dichtungen und elende Lügen sind, so bornirt und gehässig, dass man 
sie nur einem Blatte von der notorischen Infamie des Hetzblatt« > 
„Politik" zutrauen kann. Es ist nicht nur kein „unerhörter Act" von 
Seite der Deutschen vorgefallen, und die Polizei ist nicht nur nicht 
provocirend aufgetreten, sondern die deutsche Bevölkerung vex- 
misst geradezu ein Einschreiteij der Polizei zum Schutze 
der von tschechischenHetzbubeninsultirten Deutschen. . .. 
Was aber die Veröffentlichung tschechischer Firmen anlangt, so kann 
die „Politik" sicher sein, dass wir dies nicht unterlassen werden. . . .« 

Nummer 4 vom 4. Jänner 1891, Seite 4, Spalte 1: »Es- 
wird immer besser. Nach einem Telegramm soll Herr P 1 e w a beab- 
sichtigen, über Vergewaltigung tschechischer Minoritäten, insbesondere in 
Reichenberg, zu interpelliren< (im Landtag*). »Da hört sich wohl alles 
auf, aber man sieht, dass die Tschechen es verstehen, die Er- 
reichung ihrer Wünsche zu betreiben. Hoffentlich wird dem Herrn heim- 
geleuchtet, denn Reichenberg ist weder Kuchelbad noch Königinhof.« 

Nummer 6 vom 6. Jänner 1891, Seite 4, Spalte 1: >Be- 
schlagnahme. Unser gestriges Abendblatt wurde wegen des Leit- 
artikels „Unerhörte tschechische Frechl>eit in Reichenberg" von der 
Staatsanwaltschaft mit Beschlag belegt.« (Was muss das. enthal en 



*) Geschehen in der Sitzung vom 3. Jänner 1891. 
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haben?) — Dann > Mittheilungen der Schriftleituug. Herrn 
K. S. hier. Derselbe ist Mitglied der Beseda ... Henn 0. N. hier. 
Kiiiidigen! — Herrn W. R. hier. Nichts kaufen! . . . Herrn H. F. 
hier. Kündigen und Nichts kaufen! . . .'< 

Nummmer 7 vom 7. Jänner 1891, Seite 2, Spalte 1: ^. . . 
Wir Inüssen allerdings der „Politik" das Leid anthun mit der Mit- 
theilung, dass sich die Zuschriften, die wir von verirrten Tschechen 
erhalten, welche zur Einsicht und zum Frieden mit den Deutschen zurück- 
kehren wollen, geradezu häufen. — Bei den hartgesottenen Samane- 
keanem dagegen wird das böse Princip immer sieghafter, die Verblendung 
immer grösser, und die edelste Waffe, welche man jetzt schwingt, ist 
der schmutzige Drohbrief, die Leibrüstung des tückischeu Feig- 
hngs. — So erhielt unter Anderen der Leiter des hiesigen ^lelduiigs- 
amtes, ein wegen seiner strengen Unparteilichkeit und seiner 
gerechten Amtsführung selbst bei den Tschechen geachteter Be- 
amte, Herr Johann Grüner, eine wunderbare Auslese von Schmähungen 
und Drohungen, die selbst dem gröbsten Anarcliisten nicht geläulig sein 
können. ... — Da wir veisprochen haben, die Organisation unserer 
Volkskraft mit sicherem Blick und fester Hand durchzuführen, ersuchen 
wir alle Stammesgenossen, sich auch ferner an die Schriftleitung zu 
wenden, welche mit Rath und That jedem Deutschen und Freund des 
Friedens beizustehen sich verpflichtet fühlt. Insbesondere ersuchen wir, 
uns jederzeit alle Zettelungen des Samanek unverweilt mitzuth eilen , da- 
mit wir im Stande sind, die nöthige Abwehr selbst zu führen oder zu 
veranlassen. Wir werden ja zum Schlüsse doch sehen, wer stärker ist, 
die 2 000 Tschechen in Eeichenberg , beziehungsweise deren friedens- 
brecherischer Bruchtheil, oder die 28 000 Deutschen. ^< — Dann 
»Mittheilungen der Schrift leitung. . . . Zur Aufklärung an 
Viele. Auf viele Anfragen bringen wir als Beispiel, dass das hiesige 
Postamt die deutsche Umgangssprache hat . . .« 

Nummer 8 vom 8. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 1: >/Volks- 
zählungs-Ergebniss. Einer oberflächlichen Zählung nach zählt 
Reichenberg nach dem Stande vom 31. December v. J. ohne Hinzu- 
rechnung des Militärs 30 305 Einwohner, darunter 1407 Tschechen. Die 
Ziffer dürfte jedoch nach genauer Sichtung des Materials noch eine Er- 
höhung erfahren. Die 1880er Volkszählung ergab eine Einwohnerzahl 
von 27 746, ohne Militär, darunter 2488 Tschechen.« — Dann Mit- 
theilung der Schriftleitung Herrn A. W. hier. Post- 
wenzel . . .« 

Nummer 9 vom 9. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 2: ^>Volks- 
zi hlungsergebniss. Armer Samanek! Nach einer oberflächlichen 
ui 1 beiläufigen Zählung hat Reichenberg 30 305 Einwohner und davon 
si d nur 1407 Tschechen. So schwinden die Träume des Lebens! 
S( ist der Traum und die fixe Wahnidee des Herrn Samanek von der 
ki aftigen Herrschaft des tschechischen Elementes zerronnen. Während 
in Jahre 1880 die Einwohnerzahl der Tschechen 2488 betrug, beträgt 
si heute — insofern sie nach der Umgangssprache beurtheilt werden 
m "ste« (welch' ein köstlicher Zwischensatz!) — »die Hälfte wie vor 

11* 
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zehn Jahren, wonach das tschechische Element absolut und relativ 
zurückgegangen ist . . . « Dann » Mittheilungen der Schriftleitung. 
. . . Herrn A. B. hier. Das Gesetz versteht unter Umgangssprache die 
Sprache des Verkehrs und diese kann in deutschen Städten wie Saaz, 
Gablonz, Reichenberg, sowohl in dienstlicher als au ss erdienst- 
licher Beziehung nur die deutsche sein . . .« ' 

Nummer 10 vom 10. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 2 : »Schreck- 
liches aus Reichenberg und Umgebung. Die „Politik" schreibt: 
„. . , Dieses auf eine so niederträchtige Art zu Stande gebrachte 
Resultat beweist aber die Werthlosigkeit der Volkszählung in Bezug auf 
die Nationalität, und das böhmische Volk muss sich mit aller Entschieden- 
heit dagegen verwahren, dass man aus derart erzielten Daten irgend 
welche Consequenzen zieht. ... In Rosen thal und Franzensdorf bei 
Reichenberg sollen gleichfalls slovakische Rastelbinder mit der deutschen 
Umgangssprache eingetragen worden sein." .... Wir verweisen die 
„Politik" auf die heutige Erklärung des Herrn W. He jduk, aus welcher 
hervorgeht, auf welcher Seite die „niederträchtigste Art" liegt. 
Auf Seite desjenigen, welcher die tschechische Bevölkerung durch falsche 
Belehrungen verhetzt und sie in's Elend bringt, oder auf Seite der 
Deutschen, welche sich nur dagegen verwahren, dass die Umgangssprache 
in Reichenberg die tschechische ist. Wir gönnen der „Politik" den 
Wahn von den 7 — 8Q00 Tschechen in Reichenberg, denn eine fixe 
Idee müssen die Herren ja doch haben, gewiss aber ist, dass keine 
hundert Tschechen in Reichenberg mit Fug und Recht als Verkehrssprache 
die tschechische eintragen durften. Dass die „Politik" sich endlich der 
Rastelbinder erinnert, ist ein Beweis, dass ihr der „Stoff" schon ziemlich \ 
auszugehen beginnt. Darum zum Schlüsse die Räubergeschichten von 
Franzensdorf und Rosenthal.« — Dann Seite 3, Spalte 3: »Volkszählung. 
Wir erhalten von Herrn Wenzel Hejduk, Bäckermeister hier, folgende 
Erklärung: ,,lch erkläre, dass die in dem Volkszählungsbogen von mir 
als tschechisch eingetragene Umgangssprache auf einem Irrthum infolge 
nicht richtiger Belehrung beruht, und dass ich diesen Irrthum bereits 
richtig gestellt habe, weil mein und meiner Familie Umgangssprache, da 
wir nur mit Deutschen verkehren, richtig die deutsche ist. Ich bitte die 
hochgeehrte friedliebende deutsche Bewohnerschaft der Stadt Reichenberg 
und insbesondere unsere verehrten Kunden, mich und meine Familie dieses 
höchst bedauerliche Missverständniss nicht entgelten zulassen. 
Reichenberg, den 3. Januar 1891. Wenzel Hejduk." — Zugleich hat 
Herr Wenzel Hejduk der Schriftleitung der „Deutschen Volkszeitung" 
25 FL zu Gunsten der deutschen Herberge übermittelt und erklärt des 
Weiteren, dass unsere mündliche Behauptung, dass seine Gattin "er 
hiesigen Frauenortsgruppe des tschechischen Schulvereines angehöre, nf 
einer irrthümlichen Information und auf einer Verwechslung mit e er 
beinahe gleichnamigen Dame beruhe. Das Versprechen des Herrn Heji k, 
dessen tschechische Eintragung in den Volkszählungsbogen auf die i- 
berufene „Belehrung" eines hiesigen k. u. k. Postbeamten zur i- 
zuführen ist, stets die deutsche Sache zu fördern und das Einverneh s» 
mit der deutschen Bevölkerung zu pflegen, veranlasst uns, die oben s- 
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§:esprocheiie Bitte des Herrn Hejduk (dessen Eander die deutsche Schule 
besuchen) an die deutsche Bevölkerung und seine Kunden zur allgemeinen 
Kenntniss zu bringen.« — Dann >'Mittheilungen der Schrift- 
leitung: HeiTn \V, F. hier. Wir können in dieser Correctur im 
Zälihmgsbogen noch keineswegs einen vollgiltigen Beweis des Ge- 
sinnungsumschlages des Herrn P — k erblicken und werden erst 
weitere Erfahrungen abwarten müssen. Ueberhaupt werden wir dafür 
Sorge tragen, dass es unmöglich wird, dass die Herren vielleicht nur 
Einkehr heucheln. Was wir wünschen, ist eine dauernd geänderte 
Haltung . . .« 

Nummer 11 vom 11. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 1: >An 
die Deutschen von Reichenberg. Die hohe Regierung und ins- 
besondere die hohe k. u. k. Statthalterei scheint — wie aus vielen Um- 
ständen hervorgeht — der Ansicht zu sein, dass die hiesige deutsche 
Bevölkerung sich gegen die hiesigen Tschechen ins Unrecht gesetzt hat. 
So beleidigend dies für uns ist, bitten wir unsere Gesinnungsgenossen 
dennoch über die fortwährenden Ausschreitungen und Provocationen der 
hiesigen tschechischen Agitatoren wie bisher mit vornehmer Ruhe hin- 
wegzugehen, wenn wir auch nicht abwarten können, bis die massgeben- 
den Kreise besser informirt sind.« — Dann Seite 4, Spalte 2: Die 
Volkszählung im gemischten Sprachgebiete. Darüber sclireibt 
die „Politik" : „Die „Deutsche Volkszeitung" in Reichenberg befasst sich 
nun mit cynischem Behagen mit dem Volkszählungs-Ergebnisse daselbst 
und constatirt mit scheinheilig-unschuldvoller Miene, dass die Zahl der 
böhmischen Bewohner gegen 1880 auf die Hälfte — „zurückgegangen" 
ist. . . . Die Reichenberger Böhmen, welche den thatsächlich heroischen 
Muth besassen, sich zur böhmischen Umgangssprache zu bekennen, sind 
noch immer den gröbsten Misshandlungen von Seiten des geehrten 
Strassenpöbels von Reichenberg ausgesetzt : man beschimpft und insultirt 
sie auf alle mögliche Weise, ohne dass dieselben irgend welchen Schutz 
finden würden." . . . Wir rufen aber die ganze Bevölkerung von Reichen- 
berg zum Zeugen auf für die Schmach, welche Reichenberg dadurch an- 
gethan wird, dass dieses — Blatt von einem Reichenberger Strassenpöbel 
spricht, welcher die Reichenberger Böhmen insultirt und misshandelt. 
Wir appelliren an die Bewohnerschaft von Reichenberg und fragen, wer 
in aller Welt denn misshandelt wurde? Muss es denn das Gefühl und 
Empfinden der deutschen Bevölkerung von Reichenberg nicht auf das 
tiefste verletzen und aufstacheln, wenn man ihr die Schandthaten zu- 
schreibt, die ihr völlig ferne liegen, was auch dadurch zum Ausdruck 
kommt, dass in Reichenberg eine wahrhaft idyllische Ruhe herrscht, die 
im völligen Gegensatze zu den gehässigen Tendenzmeldungen der „Politik" 
stel t. Wir richten hiemit an die hohe k. u. k. Statthalterei bezieliungs- 
weiie an Seine Excellenz den Ministerpräsidenten, bei welchem sich der 
Mej ige tschechische Agitator Samanek beschwert hat, die ergebenste An- 
fraß e, ob es noch weiter gestattet sein kann, dass die hiesige ordnungs- 
liet inde deutsche Bevölkerung durch die Wühlarbeit tschechischer 
Agcatoren und gefälschter Zeitungsartikel« (dieser ist damit nicht ge- 
mei *;) »bis zum Aeussersten aufgewühlt wird, und ob es im Interesse 
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der öffentliclien Euhe und Sicherheit liegt, dass in Reichenberg ein 
Zustand geschaffen wird, welcher dem jetzigen ganz entgegengesetzt ist. 
Die deutschen Bürger von Eeichenberg richten an die hohe Regierung 
den dringenden und hochemsten Appell, sich von der Ruhe der herrschen- 
den Zustände zu überzeugen und den tschechischen Uebergriifen ein Ende 
zu machen. Wenn aber die Regierung, wie es den Anschein hat, der 
Ansicht ist, dass ein „anderer Geist" in die Bevölkerung von Reichen- 
berg einziehen soll, als es der jetzt herrschende ist, dann könnten aller- 
dings in Keichenberg Verhältnisse eintreten, welche . . .; die Reichen- 
berger Bevölkerung, welche niemals die Interessen des Staates verleugnet 
und die Schranken der Ordnung und Ruhe niemals übertreten hat, hat 
nur einen Aufschrei der Empörung und Entrüstung darüber, 
dass man ihre Friedensliebe und ihre besonnene Haltung zu entgegen- 
gesetzten Anwürfen benützt, welche nur geeignet sind, in der 
Jiiesigen Bevölkerung böses Blut zu erzeugen und keineswegs die herr- 
schende Ruhe zu befestigen. « — Dann »Mittheilungen der Schrift- 
leitung: . . . Herrn A. M. hier. Jetzt müssen wir umsomehr, da es 
ja so wie so heisst, dass wir Deutschen die hiesigen Tschechen provocirt 
haben, die betreifenden Massnahmen durchführen. — ... Herrn A. R. 
hier. Der hiesige Lohnfuhrwerksbesitzer W. Z. ist ein Tscheche. Wenn 
hiesige Deutsche und selbst „Deutschnationale", darunter Doctoren, mit 
dem Herrn W. Z. fahren, so erinnern wir hiemit diese Herren daran, 
dass es in Reichenberg noch ehrliche deutschnationale Lohnfuhrwerks- 
besitzer gibt, und bitten sie, sich ihrer deutschnationalen Pflicht zu 
erinnern. << 

Nummer 13 vom 13. Jänner 1891, Beilage, Seite 1, Spalte 2: 
». . , Dass die Herren k. u. k. Postbeamten Niclitschek und Eybel 
und andere hier ebenfalls im Amte nur ,,tschechisch umgehen", 
ist eine besondere Abnormität, da wir immer der Ansicht waren, dass in 
Reichenberg das Postamt die deutsche Verkelirssprache hat, entspricht 
aber ganz einer gewissen Tradition einiger Herren in dem hiesigen 
Postgebäude, der dieselben so sehr anhängen, dass man all die schönen 
Märchen über die gewaltthätigen Deutschen von Reichenberg, welche 
in der „Politik" so breitgesponnen werden, einige Tage vorher in 
rührender Uebereinstimmung in dem hiesigen Postamte vernehmen kann. 
Da wir der Ansicht sind, dass die vorgesetzte Behörde und insbesondere 
das hohe k. u. k. Handelsministerium keineswegs der Ansicht sein wird, 
dass wegen der Haltung einiger Herren der Verkehr und das Amt leiden« (?) 
»soll, wird es dem Einschreiten vieler Parteien an das hohe Ministerium 
vielleicht doch gelingen, dass „einige Herren"^ sich etwas mehr Reserve 
auferlegen werden. . . ,« — Dann »Mittheilungen der Schrift- 
leitung. Deutschnationaler, liier. Wir bitten, sich zu beruhi en 
und die betreifende Localnotiz aufmerksam zu lesen. Wir haben le* g- 
lieh den Fall Hejduk „zur Kenntniss" unserer Leser gebracht, weil er 
bezeichnend ist für die Intervention des Herrn Postbeamten Pinsker. He 
vSpende für die deutsche Herberge zurückzuweisen, sind wir n ht 
berechtigt. Niemand hat Herrn Hejduk als Deutschen erklärt, da rü* 
an seine Erklärung überhaupt keine weiteren Consequenzen knüpften nd 
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sie; bloss den Les^ii mittheilten. Im Gegentheile liaben wir im Falle 
Panek unseren bezüß:lichen Standpunkt bereits gekennzeichnet. Wenn 
Sie also deswegen sagen, Sie „können deshalb die „D. V." schon bald 
nicht melu* lesen", so können wir Ihnen nicht helfen. Wir haben den 
deutschnationalen Standpunkt anlässlich der Volkszählung so vertreten, 
wie kein zweites Blatt, allerdings scheinen Sie keine Ahnung davon zu 
haben, was das heisst. . . .< 

Nummer 14 vom 14. Jänner 1891. Zweite Auflage, 
Seite 4,* Spalte 2 : »Beschlagnahme. Unsere heutige Nummer wurde 
wegen eines Berichtes aus Gablonz und eines aus Schumburg von .der 
Staatsanwaltschaft beschlagnahmt. < — Spalte 1: v Gabel, 12. Januar . . , 
Ein Finanz wach- W^enzel. . . . Auch der hiesige Finanzwa<h- Bezirks- 
leiter hatte nichts Eiligeres zu thun, als sich zur tschechischen Unigangs- 
sprache zu bekennen. Sehr sonderbar. Eiir Beamtei-, dessen Dienst- 
sprache die deutsche, der ausschliesslich mit deutschen Parteien zu ver- 
kehren hat, bekennt sich zur tschechischen Umgangssprache. Gewiss leidet 
der Herr Bezirksleiter an Grössenwahn, der so häutig bei unseren lieben 
Landsleuten- zu finden ist; er denkt sich das Ideal eines grossen selbst- 
ständigen tschechischen Königreichs erfüllt u. s. w. Als genannten Herrn 
der Volkszählungs-Commissär auf den Widerspnich zwischen der ange- 
gebenen Umgangs- und der Dienstsprache aufmerksam machte, sjjrach der 
edle Wenzel die denkwürdigen Worte: „Ich bin ein Tscheche". Lassen 
wir ihm die Freude!« — Dann Seite 4, Spalte 2: »B. -Schumburg, 
12. Januar. Ein Schulwenzel. Ein echter Jünger Dr. Samanek's 
in Reichenberg ist der Unterlehrer an der tschechischen Volksschule in 
B.-Schumburg bei Tannwald . . . Von der Gemeinde SchumVjurg hat 
derselbe schon ein Freiquartier erhalten, aber er verlangte nun von der 
deutschen Gemeindevertretung in einer tschechischen Eingabe auch noch 
freie Beheizung seiner Wohnung! Hoifentlich wird ihm deutsch die ge- 
bührende Antwort gegeben werden. <'■ — Dann * M i 1 1 h e i 1 u n g e n de r 
Schriftleitung. Deutschnationaler ! ! ! Freund, hier. Spiegel1)erg (Post- 
wenzel) ich kenne Dir! . . .< 

N u nym er 15 vom 15. Jänner 1891. Seite 4, Spalte 3 : 
»Braun au, 13. Januar. Volkszählung . . . Endlich sind sie 
vorüber die aufregenden Tage der Volkszählung Wie überall, hat auch 
bei uns das Häuflein Tschechen sich gereckt und gestreckt und kein 
Mittel unversucht gelassen, um möglichst viele für sich zu gewinnen. 
Und nun, da die Arbeit vorüber, da prahlen die guten Wenzelssöhne, 
in kurzer Zeit werde man es ihnen verziehen-^ (!!) »haben, tschechisch 
als Umgangssprache angegeben zu haben. Allerdings guckt bei uns in 
nationaler Beziehung die Schlafmütze noch immer hervor und alles rennt 
z m tschechischen Schuster, der um 2 kr. billiger arbeitet, dem deutschen 
G rber aber schon jahrelang Leder schuldet und nichts bezahlt. Da ist 
a ch eine Mehlhändlerin, der Name thut nichts zur Sache, deren Tcichter, 
e ite dralle Töchter Libuschas, mit Vorliebe und Nachdnick der tschechi- 
s len Weltsprache sich bedienen. Besagte Frau kam vor etlichen Jahren 
h Ther und konnte — Braunauerisch zu sprechen — ihren Sonnenkram 
d imal übers Kloster weifen: heute stehen die Sachen ganz anders. Ein 
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anderes Beispiel ! Lebt hier ein Sattler, dem magyarischer Grössenwahn 
in den Kopf gefahren ist; denn er behauptet, in Böhmen müssen die 
Deutschen so von der Bildfläche verschwinden, wie in Ungarn. In letzter 
Zeit erwarb er sich durch die Concession für eine Leichenbestattungs- 
anstalt ziemlichen Credit und gibt natürlich sammt seiner Familie tschechi- 
sche Umgangssprache an. Das beste ist, dass seine Kinder höchstens 
Küchenböhmisch sprechen. Sein würdiger Gevatter, Schmied und Wagen- 
bauer hier, beeiferte sich, seinem Beispiele zu folgen und führte sogar 
seinen Lehrburschen, der von Weckelsdorf stammt, als tschechisch au. 
Bekannt ist, dass Samanek aus Eeichenberg bis hierher ' seine Fühlhörner 
ausgestreckt hat, und sind demnach alle diese Erscheinungen auf deren 
Rechnung zu schreiben. Andere Beispiele führen wir ein nächstes Mal 
an. Die Bevölkerungsziffer erreichte rund 7000, davon 200 Tschechen 
. . .^< — Dann >^Mittheilungen der Schriftleitung . . . HeiTn 
E. H., hier . . . Anonyme Zuschriften können um so weniger berück- 
sichtigt werden, als wir den Kampf des deutschen Volkes als einen 
Kampf des Rechtes betrachten und in diesem Kampfe verlangen wir 
offenes Yisir.« (Das klingt ja schier so, als ob es möglich wäre, den 
Kampf des deutschen Volkes als etwas anderes zu betrachten!) 

Nummer 16 vom 16. Jänner 1891, Seite 4, Spalte 2: 
>Liebenau, 14. Januar . . . Einer der gi^össten Agitatoren unserer 
Stadt ist der Drechsler Hag ; nichtsdestoweniger liefert er seine Erzeug- 
nisse an eine deutsche Firma in Gablonz. Ein weiterer Hetzbruder ist 
bekannt unter dem Namen pan Petr. Derselbe hat in unserer deutschen 
Stadt sein Vermögen gesammelt und durch mehr als zwanzig Jahre nur 
mit Deutschen verkehrt, welcher Umgang ihm sein Vermögen einbrachte. 
Diesen beiden Wackeren reihen sich würdig an die Bäckermeister Wanek 
und Zelezni, welche deutsche Kundschaften haben. Auch eines Fiakers, 
unter dem Namen „August'^ bekannt, sei hier noch rühmlichst erw^ähnt. 
Als Knecht verdiente er durch viele Jahre bei deutschen Parteien sein 
Brot und ermöglichte es durch seine hier gemachten Ersparnisse sich 
Pferd und Wagen anzuschaffen und das Lohnfuhrwerk selbstständig zu 
betreiben. Wir bitten unsere Stammesgenossen, diese Umstände zu be- 
rücksichtigen, da ja insbesondere an der gefährdeten Sprachgrenze die 
gegenseitige Unterstützung der Deutschen zur Voraussetzung des Daseins 
wird. — Dann : Mit t heil ungen der Schriftleitung. Herrn J. F., 
hier. Wir bitten um nähere Einzelheiten über den Postwenzel, womöglich 
bis Montag 10 Uhr Vormittags. — . . . An alle Deutsche! Wh* 
ersuchen uns möglichst viel Stoff über Post- Wenzel und die verschiedenen 
Kategorien „von Wenzeln" bis längstens Sonntag zuzusenden. — ... 
He^rn W. K., hier. Wir werden die Firmen veröffentlichen, und die 
Namen der Besedamitglieder feststellen ; — Herrn A. B., hier. Je le 
tschechische Schule ist eine Gefahr für das Deutschthum. — HeiTn T. \, 
hier. Die hiesige tschechische Schule kostet jährlich 4000 fl. — ... 
Herrn A. G., hier. \Vir werden, soweit es uns noch möglich ist, an h 
der tschechischen Schule unser Augenmerk zulenken. . . . Vielleicht Jt 
es uns doch noch möglich, dieselbe . . .^^ 

Nummer 17 vom 17. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 1 : >F n 
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MnsterwenzeL Die letzte Volkszählung in Josefsthal vom Stande 
des 31. December 1890 hat ergeben, dass Josef stlial 2009 Einwohner 
zählt, . . . Von den 2009 Einwohnern gibt ein Enziger als Umgangs- 
sprache „Tschechisch" an! Käthsel! Mit wem mag dieser Einzige wohl 
„umgegangen" sein, wenn alle übrigen „deutsch" verkehren?!« — Dann 
Spalte 2: »Glückliches Spittelgrund. Die Volkszählung in Spittel- 
grund, welches im Jalu*e 1880 482 Einwohner hatte, hat nach dem 
Stande vom 31. December eine Bevölkeningsziffer von 499 Einwoliner 
ergeben, darunter kein einziger Wenzel! — Kein Wenzel. Die Ort- 
schaft Pass, welche im Jahre 1880 146 Einwoliner zählte, hat nach 
dem Stande vom 31. December 131 Einwohner, welche durchwegs die 
deutsche Umgangssprache eintrugen. Also ebenfalls kein Wenzel!« 

Xu mm er 18 vom 18. Jänner 1891, Seite 6: >/retschen, 
16. Januar. Die Volkszählung . . . Einige Tschechen, so der Socialist 
Schuhmacher Brabec, erhielten bereits ihre Wolmungen gekündigt, da sie 
sich mit tschechischer Umgangssprache eingetragen haben. Die höchste 
Gemtithlichkeit in nationaler Sache leistete ein sächsischer Zollbeamter, 
indem er seinen tschechischen Ktichendragoner mit tschechischer Umgangs- 
sprache in die Rubrik eintrug. Wie mag wohl der biedere Sachse mit 
der Marianko verkehren V^ 

Nummer 20 vom 20. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 1: >Die 
Verw^enzeluug des deutchen Sprachgebietes. Wenn je, so 
hatten wir insbesondere jetzt zur Zeit der Volkszählung Gelegenheit ge- 
habt, diejenigen kennen zu lernen, die die gewaltigsten und ausgespro- 
chendsten Gegner des Deutschthums sind und die dasselbe systematisch be- 
kämpfen, ohne auch nur die geringste Rücksicht zu nehmen auf ihre 
gesellschaftliche und ölientliche Stellung. Wenn wir die uns bisher zu- 
gekommenen Berichte über die Volkszählimg in deutschen Städten und 
Gemeinden einer genauen Priifung unterziehen, so muss uns vor allem 
die ungeheuer grosse Zahl römisch-katholischer Priester auffallen, die, 
trotzdem sie in deutschen Orten ihres Amtes walten und nur mit Deutschen 
umgehen und zu verkehren haben, dennoch als Umgangssprache die 
„tschechische" bezeichneten. Noch ist es nicht lange her, dass der 
Bischof von Leitmeritz einen Hirtenbrief erliess, indem er sich über die 
Nationalitätenfrage äusserte und den Nationalitätenkampf<< (den unser 
Blatt propagirt und deutscherseits in der Nummer vom 15. Jänner als 
einen „Kampf des Rechtes" erklärt hat) »verdammte. Aber von den 
Priestern tschechischer Nationalität hat sich keiner, oder doch nur sehr 
— sehr wenige an seine Ermahnung gehalten. Nun wollen wir das 
Verhalten einzelner dieser Herren des Näheren betrachten. . . . Wir 
erinnern daran, dass die altkatholische Bewegung im Jeschken-Isergebirge 
und deren staunenswerthe Erfolge zum grössten Theile auf Rechnung des 
deutschfeindlichen Auftretens der Clericalen zu setzen sei. 
„Wer Wind säet, wird Sturm ernten!" Im übrigen müssen wir unserer 
Verwundening darüber Ausdruck geben, dass auf dem fürstlich Rohan'- 
schen Patronate eine so ansehnliche Menge tschechischer Priester des 
Amtes walten, selbst dort, wo keiner noth wendig wäre. — Ein weiteres 
Goi tingent für die tschechische Umgangssprache liefert der Beamtenstand. 
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Hierin tliaten sich besonders die Po stbeamten hervor. Wir brauchen 
bei diesem Capitel nicht länger zu verweilen, es ist genugsam besprochen 
worden. Aber auch andere Staatsdiener in deutschen Gegenden liessen 
die Zeit nicht vorüberstreichen, ohne ihren Trumpf auszuspielen. So 
meldet man aus L e i p a , dass der dortige Staatsanwalt Janecek, der doch 
mit Beamten und Parteien zumeist deutsch verkehren muss, sich mit 
tschechischer Umgangssprache zeichnete ; die Deutschen von Leipa schlössen 
denn auch diesen Herrn aus deutschen Kreisen aus und der Herr Staats- 
anwalt ist jetzt auf den Umgang mit den Landesbrüdern tschechischer 
Nationalität beschränkt. In A u s c h a hat der Bezirksgerichtsadjunkt Dr. 
Maly die tschechische Sprache als seine Umgangssprache angegeben. Der , 
genannte HeiT ist übrigens ein Neife des Leitmeritzer Bischofs S c h ö b 1 , 
wodurch freilich manches erklärlich erscheint. In Cxablonz fanden es 
die k. k. Beamten Adjunkt Sole, der Auscultant Gottlieb Smrcka, sowie 
der Controlor Kosendorf ebenfalls für nothwendig, sich mit ts,chechischer 
Umgangssprache zu zeichnen. Nachdem wir jedoch durchaus nicht ge- 
willt sind, uns noch einmal mit diesen Herren eingehender zu befassen, 
so überlassen wir es unseren Lesern, sich selbst ein Urtheil über das 
Vorgehen der Genannten zu bilden und zu erwägen, was heutzutage in 
einer deutschen Stadt alles geschehen kann. Der Friedländer Bezirks- 
richter Sommer ist bereits unseren Lesern vorgeführt worden, weshalb 
wir heute über diesen Herrn nichts weiter erwähnen. Die Deutschen 
Friedlands wissen ja ohnehin, was sie zu thun haben; jedenfalls werden 
sie dem Herrn Sommer zu Liebe nicht tschechisch lernen. Traurig sieht 
es in Roclüitz aus, wo sich das gesammte Personale desBezirks- 
g e r i c h t e s mit einer einzigen Ausnahme - zur tschechischen Umgangs- 
J^prache bekannte, trotzdem Rochlitz ein deutscher Ort ist Es ist 
geradezu besorgnisserregend für die Deutschen des deutschen Bezirkes, 
wenn solche Fälle vorkommen. Und da schreit die ganze tschechische 
Pressmeute auch noch von einer Unterdrückung der Tschechen! Sache 
unserer Abgeordneten aber wird es sein, mit allem Nach- 
druck auf Beseitigung solcher Zustände zu dringen, die 
mit Recht die deutsche Bevölkerung beunruhigen und sie um ihre nationale 
Existenz besorgt machen müssen. Der Deutsche kann nur einen deutschen 
Richter wünschen, gerade wie der Tscheche dasselbe« (gemeint ist — 
wenn ich sonst das geradezu grässliche Deutsch dieser Artikel der 
„Deutschen Volkszeitung" richtig deute — offenbar: analoges) »verlangt!^ 
(Di^^!^ Verlangen, dass Czechen nur von czechischen Richtern Recht ge- 
sprochen werde, ist von uns Czechen nie gestellt worden.) »Ein weiteres 
Contingent für die tschechische Umgangssprache lieferten die Eisenbahn- 
beamten und Eisenbahnbediensteten. Wir hatten schon Ge- 
legenheit, die beiden Bahnwenzel in Li eben au, den Stationsc ef 
Fiedler, sowie seinen Magazineur Saske, ferner den Tannw^al er 
Stationschef Cechowsky festzunageln. Viele und berechtigte Klagen wen m 
geführt über die Bahnwenzel der Dux-Bodenbacher-Bahn, die e- 
kanntlich rein deutsches Gebiet durchschneidet.« — Dann »Mitth« i- 
lungen der Schriftleitung. Herrn Dr. A., hier. Ob in der Drucke ei 
der Gebrüder Stiepel die Umgangssprache die tschechische ist, is 
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wissen wir nicht. Es gilt zu unserem grossen Leidwesen, da wir 
die Sache nur völlig vom Standpunkte der nationalen Volkssache be- 
trachten, und ein anderer Zweck uns fem liegt, erwiesen, dass die 
Zeitungssetzer der „Reichenberger Ztg." (deutschnationales Organ tur 
Nordböhmen) H o r n o f Franz und Vacek Wenzel als Umgangssprache die 
tschechische eingetragen haben. HeiT H a j e k Franz ist bei Tag Ober- 
maschinenmeister bei Gebrüder Stiepel, seine freien Stunden aber widmet 
er dem Aufschwung der hiesigen Beseda, wo er neben Samanek sitzt. - 
So sieht es in einer Druckerei aus, die den Deutschen so viel zu danken 
hat. Das ist wirklich nicht mehr zu qualiiiciren ! -^ 

Nummer 21 vom 21. Januar 1891, Seite 3, Spalte 3: ^Ziel- 
bewusste nationale Arbeit. Unter diesem Titel schreiben die 
„Nationalen Blätter": In Reichenberg, wo eine stramme deutschnationale 
Gemeindevertretung waltet < (dieselbe fungirt, weil Reichenberg zu den 
Städten mit eigenem Statut zählt, für Reichenberg-Stadt auch als Bezirks- 
hauptmannschaft), »hat die jüngste Volkszählung 30 305 Einwohner und 
darunter nur 1407 Tschechen ergeben. Im Jahre 1880 zählte Reichen-: 
berg 27 746 Einwohner • und darunter 2488 Tschechen. Während also 
1880 die Zahl der Tschechen nahezu 9 p. Ct. betrug, beläuft sich dieselbe 
heute nur noch auf 4,g p Ct. Dies ist der Erfolg der zielbewussten Arbeit 
der deutschnationalen Partei, welche vor Allem die Lehrlings- und die 
Gesellenvermittlung für das Kleingewerbe stramm in die Hand nahm, den 
deutschen Charakter der Stadt in allen Beziehungen zu wahren bestrebt 
war und nun auch bei der Volkszählung siegreich alle Ränke des 
Tschechenführers Dr. Schamanek überwand. Es verdient hervorgehoben 
zu werden, dass die tschechischen Hetz- und Flugschriften Dr. Schamanek' s 
in Sachen der Volkszählung in der Druckerei der altliberalen „Reichen- 
berger Zeitung" hergestellt waren . . .« 

Nummer 22 vom 22. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 3: 
»Tschechische Drohbriefe. Aus Rosenthal wird uns geschrieben, 
dass man daselbst an verschiedenen Stellen tschechische Schmähbriefe 
gefunden hat , in welchen sich nebst verschiedenen Liebenswürdigkeiten 
die im consonantenreichen Idiome Libusas besonders „kräftig" klingen 
auch sinnige Illustrationen aus der Thierwelt befinden. Insbesondere scheint 
das Porträt eines wegen seines Fettes und seines Mangels an Reinlich- 
keitsgefühl bekannten Borstenviehes das beliebte Monogramm der e — dien 
Urheber zu sein. Dass die von den Schmähbriefen heimgesuchten deut- 
schen Bewohner sich aus den Stilübungen tschechischer Büberei wenig 
machen werden, ist gewiss. Und auch uns handelt es sich nur darum, 
wiederum eine von einigen verkommenen tschechischen Existenzen ver- 
übte Gemeinheit anzunageln. — — — Wie „schlecht" rauss es solchen 
i }ermüthigen Gesellen im geschlossenen deutschen Sprachgebiete gehen ! < — 
] ann »Tschechisches. Dass ein Individuum, wie der hiesige Agitator 
l xmanek stets auf neue Ränke sinnt, war wohl zu erwarten. Sein Gehirn 
^ jrfiel wieder auf eine neue Idee, welche dem in der neuesten Zeit in 
j iwissen tschechischen Kreisen zu Ehren gekommenen irischen Muster- 
1 Ide vollkommen gerecht wird. Vorgestern Früh waren an deutschen 
< 'Schäftsläden in verschiedenen Theilen der Stadt weiss-rothe Fähnchen, 
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welche auf dem weissen Felde einen zweigeschwänzten Löwen und einen 
Todtenkopf trugen, befestigt. Das vor uns liegende Fähnchen hat eine 
Länge von 40 Ctm. und eine Breite von 18 Ctm. und ist infolge des 
Contrastes der weiss -rothen Farben ungemein auffallend. Wie uns mit- 
getheilt wurde, werden mit diesen Fähnchen diejenigen deutschen Geschäfts- 
häuser markirt, bei welchen die« — (4,6 p. Ct.) — »Tschechen nicht 
kaufen sollen. Man sieht, wie weit die unerhörte, gewaltthätige Frech- 
heit einiger tschechischer anarchistischer Individuen geht. Das erinnert 
ja an die Zeiten der Vehme oder an die neapolitanische Maffia, da die 
Urtheile einer geheimen Gesellschaft an die Thüren und Thore geheftet 
wurden. Man sollte thathsächlich nicht glauben, dass die Frechheit von 
einigen friedensstörerichen Individuen sich bis zur Proscription und 
Yervehmung« (die wir hiesigen czechischen Gewerbetreibenden gegenüber 
in unserem Blatte nie geübt haben) »ruhiger deutscher Bürger versteigen 
könnte. Wohin soll das führen, wenn von diesem herrlichen Bunde 
schliesslich Alles vervehmt wird, was ihm nicht gerade passt? Wir 
machen die Behörde auf diese Thatsachen aufmerksam und fragen, ob es 
denn weiter so fortgehen kann, dass die deutsche Bevölkerung« (28 892) 
»durch einige Spiessgesellen fortwährend beunruhigt, gereizt und — 
wie es jetzt wieder geschehen ist — sogar vergewaltigt wird? Die 
nöthigen Betrachtungen zu .dieser neuesten Heldenthat der tschechischen 
Thäter wollen die geehrten Leser selbst anstellen, denn mit Eücksicht 
darauf, dass es uns trotz aller Herausforderungen nicht gestattet wird, 
einem tschechischen Individuum etwas Unangenehmes zu sagen« (nun, 
als Flattousen kann man das Gesagte gerade nicht nehmen), »wollen 
wir unserer Pressfreiheit durch inhaltvolles Schweigen gerecht werden. « — 
Dann »Mittheilungen der Schriftleitung. Herrn W. F., hier. 
Lieber deutsch sterben, als tschechisch verderben! Darum nicht tschechich 
lernen! Eventuell eine Weltsprache (französisch oder englisch) — ... 
Herrn A. S. , hier. Wir danken Ihnen vielmals für Ihre freundlichen 
W^orte. Leider ist es mit denv Bewussten wie im Falle Panek. Wir 
geben Ihnen volkommen Recht, wenn Sie behaupten, dass Sie die Hasen- 
rücken zu demselben Preise bei deutschen Fleichhauern kaufen, 
da wir das, was wir im Blatte schreiben, auch ehrlich meinen. . . .« 

Nummer 23 vom 23. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 3: 
»Tschechisches. In der letzten Sitzung des Aussiger Gemeinde- 
Ausschusses ereignete sich nach einem Berichte der „Tetschen-Bodenbacher 
Zeitung" ein Vorfall, welcher allgemeine Beachtung verdient. Nach Ver- 
lesung und Genehmigung des Protokolles der letzten Sitzung ergriff St.-V. 
Maresch das Wort zu einer Interpellation: Ein Schrei der Entrüstung 
sei durch die ganze Stadt gegangen, als es hiess, dass der derzeitige 
Pfarrverweser in Aussig anlässlich der Volkszählung die Rubrik Umgang ■ 
spräche mit „böhmisch" ausgefüllt hat. ... Ich frage, ist es wahr, das 
der Pfarrverweser von Aussig die tschechische Sprache als seine Umgang - 
spräche bezeichnete und was gedenkt man zu thun, um derStait 
Aussig eine deutsche Verwaltung des Kirchenwesens zi 
verschaffen? (Beifallsrufe auf der Gallerie.) . . . Der Vorsitzen^ ;, 
Stadtrath Kögler, sagt: „Ich bin nicht in der Lage, zu sagen, ob ^ r 
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hiesige Pfarrverweser die deutsche oder die böhmische Sprache als Umg-angs- 
sprache angegeben, weil ich den betreffenden Volkszählungsbogeu nicht 
gesehen habe. Was das zweite anbelangt, kann ich versichern, dass 
schon vorher an das bischöfliche Consistorium die Mittheilung gegangen, 
dass wir mit dem Auftreten des Herrn P. Lasch nicht einverstanden 
sind , weiter , dass , nachdem es uns zur Eenntniss gelangt , dass er den 
Zählungsbogen tschechisch ausgefüllt, neuerdings Schritte gethan werden 
müssen. Dass diese nicht schon erfolgt sind, hat seine Gründe darin, 
dass wir auf die erste Einlage noch keine Antwort erhielten. Es wird 
uns dies aber nicht abhalten, eine zweite Eingabe an das Consistorium 
zu richten über die Folgen und ich glaube, es wird dies wohl dazu 
führen, dass eine Aenderung Platz greift." . . . Herr Bürgermeister 
Lange betont, dass auch andere hiesige Herren bekannt sind, denen 
die deutsche Umgangssprache fremd ist und dass man diese zu 
finden wissen werde! (Bravo! Anm. d. Schriftl.)« — Dann Seite 
4, Spalte 1: »Volkszählung in Franzendorf. . . . Auf jene 
Leute, welche unter Deutschen Brot und Wohnung fanden« — (offenbar 
gratis) »und sich trotzäem zur tschechischen Umgangssprache bekannten, 
wollen wir ein nächstes Mal zu sprechen kommen. (Wir würden sehr 
darum bitten! Anm. d. Schriftl.)« 

Nummer 24 vom 24. Jänner 1891, Seite 4, Spalte 1: :^Be- 
schlagnahme. Unsere heutige Nummer verfiel wegen des Local- 
berichtes : „Neue Ränke" und wegen einer Briefkasten-Notiz abermals der 
Confiscation. — . . . VomSamanek: Dr. Samanek fordert mittelst 
grosser roth auf weiss geschriebener Aufrufe, die in den Fenstern der 
tschechischen Schule in der Rollgasse befestigt sind, die Tschechen Reichen- 
bergs auf, die Volkszählungsbogeu auf dem Meldeamte zu revidiren und 
sich diesfalls bei ihm Raths zu erholen. Wir haben dieses neue Hetz- 
stücklein Samanek's besprochen und verfielen deshalb der Confiscation.« - — 
Dann »Mittheilungen der Schriftleitung. Herrn G. J., hier. 
Koncinsky Franz (Butter- und Eierhandel) No. 60-2, hat sich tschechisch 
eingetragen. Der Musiker des Stadttheaters, Zentner Franz Karl, hat 
sich, sowie der Musiker Janac desselben Theaters, tschechisch einge- 
tragen. — Herrn G. R. Der Lackierer Fuksa Johann, No. 43-2, hat 
sich tschechisch eingetragen. « — Dann Seite 3fJ Spalte 3 : » T s c h e c h i- 
sches. . . . Aus Iglau wird gemeldet: . . . Dieser geringe Zuwachs ist 
aber auch wieder nur, da die Sterbeziffer grösser ist als die der Geburten, 
durch Zufluss von Aussen herbeigeführt worden, und unter diese 500 
gehören auch die 177 Bewohner des Strafarbeitshauses, säninit- 
liehe wie wir hören, mit tschechischer Umgangssprache. — Um diese 
Srmme beiläufig mag sich auch die Zahl der Tschechen hier 
überhaupt vermehrt haben; ob sie auf den Zuwachs stolz 
siid, wissen wir nicht, doch gönnen w^ir ihnen diese Ge- 
nossenschaft gerne. — Mehrere Tschechen wurden wegen unge- 
h ) r i g e n Vorgehens bei der Volkszählung zu Geldstrafen venirtheilt. 
M ie überall, so sind auch liier wieder zahlreiche Fälle zu verzeichnen, 
dj-'s tschechische Beamte und Professoren in deutschen Aemtern 
ui Anstalten ihre Umgangssprache als tschechische bezeichneten und so 
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dadurch den Werth und die Bedeutung der deutsclien 
Sprache, der sie ihr Amt und Brod verdanken, absichtlich 
schädigen. Heisst es doch, dass auch der Religions-Professor an 
der deutschen Landes-Oberrealschule seinen Zählungsbogen in tschechi- 
scher Sprache ausgefüllt habe. Der Landesausschuss wird gut thun, 
wenn er in Zukunft nur solche Priester an deutschen Anstalten zu 
Eeligionslehrern ernennt, die, wenn sie genöthigt sind, die ganze Zeit 
hindurch fast ausschliesslich deutsch zu reden, bei der Zählung der Wahi'- 
heit gemäss auch ihre Umgangssprache als die deutsche bezeichnen. . . .«^ 

Nummer 25 vom 25. Jänner 1891, Seite 6, Spalte. 1: 
»Tschechisches. Der Postmeister in Polaun, wo fast ausschliess- 
lich Deutsche wohnen, hat sich zur tschechischen Umgangssprache 
bekannt. Wenn er um seine Muttersprache befragt worden wäre, hätte 
er wohl das Tschechische als solche angeben können. Umgangssprache 
ist und bleibt auf dem Postamte in Polaun, wo nur Deutsche verkehren, 
die deutsche Sprache. Die Deutschen fühlen sich durch die verhetzende 
Haltung des Postwenzels .anlässlich der Volkszählung sehr verletzt und 
hofft man, dass es noch möglich sein wird, den Uebergriffen des Post- 
wenzels zu begegnen. ... — Aus Mährisch-Trüb au wird unterm 
19. Januar gemeldet: Soweit bisher die Ergebnisse der Volkszählung 
bekannt geworden sind, haben sich in der inneren Stadt etwa 86 Personen 
zur tschechischen Umgangssprache bekannt. Darunter sind 32 Private, 
ferner Dienstmädchen, Gehilfen, Schüler u. dgl. Unter den sich angeblich 
der tschechischen Umgangssprache Bedienenden befindet sich auch der 
k. k. Professor am hiesigen deutschen Staatsgymnasium Herr F.Greg r, 
der Administrator der hiesigen Post, Herr A. Bohac und die beiden 
Capläne Herr P. Johannes Maiwald und P. Franz Zapletal. Es ruft in 
allen Kreisen der hiesigen Bevölkerung gerechtfertigte Verwunderung 
hervor, wie ein Professor an einer deutschen Lehranstalt in einer ganz 
deutschen Stadt, wie der Postadministrator in derselben Stadt, 
in der wohl kaum Briefträger und Postillone des Tschechischen mächtig 
sein dürften, endlich die Seelsorger eines ganz deutschen Pfarrsprengels, 
in welchem bis jetzt noch keine tschechischen Predigten gehalten werden, 
sich des Tschechischen als Umgangssprache bedienen. . . . Die Entrüstung 
über das herausfordernde Vorgehen der obenerwähnten Seelsorger ist all- 
gemein so gross, dass selbst einige fromme Frauen bestimmt erklärten, 
zu denselben nicht mehr zur Beichte zu gehen.« — Dann »Mitthei- 
lungen der Schriftleitung. . . . Herrn W. H. hier. Der Schuh- 
macher Johann Jacik No. 21-2, der Obsthändler Johann Swoboda 
No. .70-2, der Schneidermeister Josef Horak No. 100, haben sich 
tschechisch eingetragen. --- Herrn W. S. hier. Der Schuhmacher K o s t ? k 
Josef No. 43-2 hat sich tschechisch eingetragen. — Herrn E. A. hi r. 
Der Schneider Sluka Nikolaus No. 88-2 hat sich tschechisch ein^ 3- 
tragen. — ... Herrn A. G. hier. Nichts kaufen ! — Herrn M. L. hi r. 
Kündigen ! . . . « 

Nummer 27 vom 27. Jänner 1891, Seite 3, Spalte 2: »B - 
schlagnahm e. Unser gestriges Abendblatt wurde wegen des Le :- 
artikels „Tschechisches aus Reichenberg" mit Beschlag belegt.« 
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Nummer 28 vom 28. Jänner 1891, Seite 4, Spalte 1: >^Die 
Leibdruckerei des Samanek. Bekanntlich war es die hiesige 
bnickerei Gebrüder Stiepel („Reichenberg^er Zeitung", deutsch-nationales 
Organ), welche die Brandrede des hiesigen Agitatoren Wenzel Samanek 
an seine saubere Garde in Druck gelegt hat. . . . Wie muss sich ein 
Samanek, dem es das grösste Hochgefühl bereitet, wenn er sieht, wie der 
Deutsche eines schnöden Judaslohnes wiegen seines nationalen Stolzes 
sich entkleidet, freuen, dass die nationale Gesinnung eines deutsch- 
nationalen Zeit ungs Unternehmers so feil ist. Dann freilicüi ist 
es ganz einfach lächerlich, wenn man noch von deutscher Treue und 
deutschem Mannesstolze spricht« — (das ist nicht nur dann, sondern 
überh aup t lächerlich) — , »denn würden alle Deutschen so ihre nationale 
Pflichterfüllung auffassen, wie es — was wir im deutschen Volksinteresse 
recht tief und schmerzlich bedauern — die Herausgeber der „Eeichen- 
berger Zeitimg" gegenüber Samanek zu thun scheinen, dann wäre deutsche 
Ehre allerdings leerer Schall und der deutsche Name Spott mid Hohn. 
Hoffentlich besinnt man sich in der HeiTengasse noch rechtzeitig und 
denkt an die Umkehr,, was allerdings recht bald geschehen möchte. ^^ — 
Dann Spalte 2: >Die Interpellation der böhmischen Land- 
tag sab g.eor de ten. Einige böhmische Landtagsabgeordnete haben es 
für nothwendig befunden, den alten Kohl von der Bediückung der 
tschechischen Bevölkerung in Reichenberg anlässlich der Volkszählung 
vorgestern wieder aufzuwärmen. Es wäre geschmacklos, die unwahren 
Behauptungen nochmals zu widerlegen, da sie ja immer und immer wieder 
mit Berechnung und wohlbekannter Absicht erhoben werden. So sehr 
die deutschen Minderheiten nach vorliegenden Meldungen im Innern 
Tschechoviens brutalisirt und sogar an ihrer körperlichen Sicherheit 
bedroht wurden, so lässt es doch die moralische Veranlagung des 
deutschen Volkes^: — (wider eine neue specielle Eigenschaft der Deutschen) 
'— »nicht zu, dass seine Vertreter das Vorbringen von unbeglaubigten 
Märchen in ausgesprochener tendenziöser Absicht zum Mittel zur plan- 
mässigen Ergatterung von nationalen Vortheilen erheben. Was speciell 
Reichenberg betrifft, so werden die Herren stets das Gegentheil von dem 
erreichen, was sie anstreben. Wir lassen uns n ic h t e i n s c h ü c h t e r n , 
denn unser Programm und das , was wir durchführen w^oUen und werden, 
die gegenseitige wirthschaftliche und ge sellschaftliche Unter- 
stützung unserer Stammesgenossen kann uns keine Polizei und 
keine Regier unng verbieten. Es wirkt überhaupt sehr lächerlich, 
wenn Leute wie ein Erwin Spindler, der ein Blutbad über Deutschböhmen 
ausgiessen möchte, nach der Polizei rufen. Leute, die einem solchen 
H'^rrn, als er behauptet hat: „Die Wiener Vereinbarungen (J)ekanntlich 
m Ai kaiserlichem Ausspruche eine Staatsnothwendigkeit) können nur 
ai ; einem Blutbade hervorgehen", Beifall geklatscht haben, sind hin- 
re chend - gekennzeichnet und gerichtet. Ihnen zu Liebe lassen wir uns 
di Frechheiten eines Individuums, wie Samanek es ist, keineswegs gefallen. 
^^ e man in den Wald ruft , so schallt es zurück ! « — Dann » M i t - 
tl 3ilungen der Schriftleitung. . . . Herrn T. M., hier. Herr 
A -^n Jina, Schneider (Altstädterplatz 14) hat sich und seine Frau 
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Bert ha Jina, eine geborene Eeiclienbergerin , tschechisch eingetragen. 
— Herrn J. L., hier. Der betreffende Schneider J. A. hat sich deutsch, 
dagegen den Schuhmacher Josef Klo f atz tschechisch eingetragen. — 
Herrn J. N. Der Zimmermann Josef Straka 19-2, der Tischlergehilfe 
Franz Lahoda 19-2, der Schneidergehilfe Mathias Dusch ek haben sich 
tschechisch eingetragen.« 

Nummer 30 vom 30. Jänner 1881, Seite 3, Spalte 3: »Be- 
schlagnalune. Unsere gestrige Nummer wurde in der elften Vormittags- 
stunde wegen einer Correspondenz aus Tetschen-Bodenbach, betitelt ,,Nach- 
ahmensweither Beschluss", mit Beschlag belegt.« (Angesichts der Reich- 
haltigkeit des für meine Zwecke ungemein brauchbaren Theiles des Inhaltes 
der mir vorliegenden confiscirten Nummer möchte ich die Coniiscation 
derselben fast bedauern.) — Dann »Mittheilungen der Schrift- 
leitung. Herrn K. H., hier, . . . Der Krämer Josef Klim es ch 229-2 
hat sich mit sechs Personen tschechisch eingetragen. — Herrn A. B.^ 
hier. Der Zimmermann Franz Klaban 314-1 hat sich sammt Frau 
und Kind tschechisch eingetragen. — Herrn E. B., hier. Der ScMh- 
machermeister Prokop Anton 212-2 hat sich, seine drei Kinder und 
zwei Bettgeher tschechisch eingetragen. Der Obsthändler Franz Cap 
219-2 hat sich mit sechs Personen tschechisch eingetragen.« 

Nummer 31 vom 31. Jänner 1891. »Mittheilungen der 
Schriftleitung. . . . Herrn K. V., hier. Der Kürschner Jaroslav 
H r u s c h k a hat sich mit vier Personen tschecliisch eingetragen. — Herrn 
M. P., hier. Der k. k. Zollamtsassistent Karl Velich hat sich tschecliisch 
eingetragen. — Herrn K. Seh. , liier. Der Instrumentenmacher - Gehilfe 
Franz David (314-1) hat sich nebst seiner Frau und zwei Kindern 
tschecliisch eingetragen. . . .« 

Nummer 32 vom 1. Februar 1891, Seite 5, Spalte 3: 
»Leipa, 28. Januar. . . . Von verschiedenen Wenzeln. . . . Der 
Herr Stationsvorstand der böhmischen Nordbahn in Straussnitz hat bei 
der Volkszählung als Umgangssprache die tschechische angegeben, trotz- 
dem er die Gesuche um Schulgeldbefreiung seiner Söhne, welche die 
Leipaer deutsche Communalrealschule besuchen, recht gut in deutscher 
Sprache abzufassen versteht. Der Schulausschuss der Leipaer Gemeinde- 
vertretung wird sich die Handlungsweise dieses Tschechen im Gedächt- 
nisse behalten. Die Namen der hier von deutscher Kundschaft lebenden 
Tschechen, welche bei der Volkszählung als Umgangssprache die tschechi- 
sche angegeben , sind leider noch immer nicht alle ermittelt , um sie der 
Oeifentliclikeit übergeben zu können . . .« (unrichtig statt: um der 
Oeffentliclikeit übergeben werden zu können). — Dann »Mit heil un gen 
der S c li r i f 1 1 e t u n g. Herrn A. K. , hier. Der Tischlenneir^er 
Wenzel Hajek, No. 282-1, sammt Frau und fünf Kindern hat i ch 
tschechisch eingetragen. — Herrn N. N., hier. Der Herrenschnei er 
Ignaz Navesnik, No. 286-1, hat sich sammt Frau, vier Kind m 
und einem Gehilfen tschechisch eingetragen. — Heri'n S. L., 1 *!*• 
Der Kürschner Franz Matpaschka, No. 260-2, hat sich mit l nf 
Personen tschechisch eingetragen. — Herrn C. B., hier. Der Victual n- 
händler Josef W" n d r a k , Windgasse 3, hat sich sammt Frau tschec^ -h 



Digitized by VjOOQIC 



- 177 — 

eingetragen, — Herrn A. W., hier. Der Schneidermeister Josef Wlk, 
Wienerstrasse 19, hat sich deutsch eingetragen. Deutschen Gruss ! . . .<- 
Zum Schlüsse dieser Darstellung der deutschen — so grässlich 
rohen — Yolkszählungs-Praxis bemerke ich, dass ich von dem, was in 
den bezogenen Nummern der Reichenberger „Deutschen Volkszeitung" 
über die Volkszählung in diesem Tone geschrieben wurde, hier bei- 
läufig ein schwaches Drittel angeführt habe. 

d. (Vorgänge in Reichenberg im OIctober 1891.) Laut des 

Stenographischen ProtokoUes über die Sitzung des Abgeordnetenhauses 
Tom 20. Februar 1892 (Seite 5402 — 5407) sagte der Ministerpräsident 
Graf Eduard Taaffe in Beantwortung mehrerer Interpellationen unter 
Anderem auch Folgendes: »In den Sitzungen des hohen Hauses vom 8., 
15. und 20. Oktober v. J. haben die Herren Abgeordneten Tilser, Eim 
und Genossen, Spindler und Genossen, Krumbholz und Genossen ver- 
schiedene im Oktober v. J in Keichen]berg stattgefundene Vorgänge zum 
Gegenstande von Interpellationen gemacht, in welchen sie über die von 
der Regierung zur persönlichen Sicherheit der böhmischen Minderheit der 
dortigen Bevölkerung getroffenen Verfügungen Auskunft verlangen. Anderer- 
seits haben« (allerdings erst) »in den Sitzungen des hohen Hauses vom 
22. Oktober und 2. December v. J. die Herren Abgeordneten Prade und 
Genossen Interpellationen eingebracht, in welchen sie die Anfrage stellen, 
welche Schritte zum Schutze der deutschen Bevölkerung Reichenbergs, 
der dortigen politischen Behörde und ihrer Beamten gegen die denselben 
widerfahrenen Beschimpfungen und Verdächtigungen eingeleitet wurden, 
beziehungsweise in welchen sie die Zurückberufung der zur Unterdrückung 
der gedachten Vorgänge nach Reichenberg entsendeten Statthalterei- 
Commission begehren. 

Ich habe die Ehre, diese Interpellationen in Folgendem zu be- 
antworten : 

Was zunächst die Behauptung betrifft, dass der böhmischen Be- 
völkerung R'eichenbergs, ihren Vereinen und Corporationen verwehrt wurde, 
Seine Majestät den Kaiser gelegentlich Allerhöchst dessen Aufenthaltes in 
Reichenberg am 1. Oktober v. J. im Festspalier zu empfangen, und dass 
die bezüglichen Reclamationen sowohl bei den Stadtbehörden« (welche 
zugleich auch als politische Behörde I. Instanz fungiren), »als aucli bei 
der Statthalterei unberücksichtigt blieben, so muss auf Grund der dies- 
falls gepflogenen Erhebungen vor Allem bemerkt werden, dass die Fest- 
setzung der Spalierordnung anlässlich der Ankunft Seiner Majestät in 
Reichenberg nicht direct durch den Magistrat oder Stadtrath erfolgte, 
sondern von dem aus diesem Anlasse« (durch den Stadtrath) »eingesetzten 
Festausschusse einem besonderen Ordnungscomite überwiesen wurde, .dessen 
( )mann mit der Aufgabe der Ausarbeitung der Spalierordnung den 
]S igistratsrath« (!) »Grüner betraute, welcher hierüber dem Comite 
r Perirte. . . . Nachdem die Direction der böhmischen gewerblichen 
I »rtbildungsschule und die böhmischen Vereine« (folgen die Namen von 
s chs Vereinen) »ihre Betheiligung am Spalier beim Magistrate, beziehungs- 
1 'ise beim Stadtrathe in Reichenberg schriftlich mit dem ausdrück- 
1 Ken Ersuchen um Anweisung eines Platzes angemeldet haben, hätte 
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|;,y, • denselben allerdings auf die bezüglichen Anfragen auch eine schriftliche 

oder doch eine mündliche Antwort ertheilt werden sollen. 

Andererseits darf nicht unbemerkt gelassen werden, dass die ge- 
dachten Corporationen immerhin sich beim Magistrate, beziehungsweise 
beim Stadtrathe um das Schicksal ihrer schriftlichen Eingaben erkundigen, 
beziehungsweise die Erledigung derselben urgiren konnten, wodurch der 
Magistrat, beziehungsweise der Stadtrath« (vielleicht) >^ veranlasst wordea 
wäre, ihnen eine Antwort zu ertheilen oder sie an den Ordnungsausschuss 
zur Auskunftsertheilung zu verweisen. Uebrigens wurde noch am Vor- 
abende der Ankunft Seiner Majestät des Kaisers in Eeichenberg den 
behufs Instruirung der Ordner einberufenen Feuerwehren und Turnern vom 
Magistratsrath Grüner unter ausdrücklicher Hinweisung auf einen Erlass 
des Statthalters vorgehalten, dass den böhmischen Vereinen die Betheilignag 
am Spaliere keinesfalls verwehrt werden dürfe« (man muss den letzten 
Satz noch einmal und langsam lesen: dass den böhmischen Vereinen 
— die Betheiligung — am Spaliere zu Ehren des Kaisers ■ — keines- 
falls — verwehrt werden — dürfe; diese paar Worte — als Bestand- 
theil einer Interpellations - Beantwortung — charakterisiren besser als 
ganze Bücher den ganzen Jammer unserer Parias-Stellung!) »und dass 
denselben Plätze anzuweisen wären. Es wurden sohin auch die Plätze 
bestimmt, welche diese Vereine einzunehnien hätten, falls dieselben« (ob- 
wohl ohne Nachricht gelassen, trotzdem wider alles Erwarten) »zur 
Spalierbildung erscheinen sollten, was aber nicht geschehen ist. . . . 

, . . Hinsichtlich jenes Circulars, in welchem die Hausbesitzer 
Keichenbergs aufgefordert worden sein sollen, allen Parteien, welche ihre 
Kinder in böhmische Schulen schicken, zu kündigen, konnte durch die 
eingeleiteten Erhebungen nicht mehr in Erfahrung gebracht werden, als 
dass ein solches Rundschreiben in Zittau in Sachsen gedruckt und in ver- 
siegelten Couverts in Eeichenberg versendet wurde. (Hört! rechts.) Ich 
kann diesen Vorgang im Interesse des nationalen Friedens nui' lebhaft 
bedauern, darf jedoch bei diesem Anlasse nicht verschweigen, dass auch 
seitens eines böhmischen Vereines, nämlich des Vereines „Jednota 
severo^eskä" ein in Theresienstadt gedrucktes, gleichartiges Rundschreiben 
ergangen ist, welches die Aufforderung enthält, die Kinder ja nicht in 
die deutsche, sondern in die böhmische Schule zu schicken (Abge- 
ordneter Dr. Russ : Nun also ! — Widerspruch und Gelächter rechts und 
Rufe: Das ist etwas anderes!)« 

Hier will ich einer merkwürdigen Gepflogenheit unserer Deutschen 
und unserer bisherigen Regierungen Erwähnung thun. Wenn wir Czechen 
den Deutschen wegen irgend eines ungehörigen Gebahrens gegen uns 
einen Vorwurf machen oder uns über ein solches bei der Regierung be- 
schweren, so wird seitens der Deutschen . und seitens der Regierung das 
betreffende Gebahren der Deutschen zuerst geleugnet, wenn dies nm' 
irgend möglich ist; hilft jedoch das Leugnen nichts oder kann das be- 
treffende Gebahren überhaupt nicht geleugnet werden, so wird je nach 
der Beschaffenheit des gerügten Gebahrens sowohl seitens der Deutscheu 
als auch seitens der Regierung entweder eine Mitschuld der Czechen ui 
diesem Gebahren, oder aber das Vorhandensein eines ebensolchen '' e- 
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bahrens der Czechen gegen die Deutschen behauptet und hiebei seitens 
der Regierung mit Vorliebe von disjunctiven Sätzen Gebraucli gemacht. 

Die Czechen machen in den vom Grafen Taaffe erwähnten Inter- 
pellationen vom 8., 15. und 20. Oktober 1892 den Deutschen ungehöriges 
Gebahren gegen die Czechen in Keichenberg zum Vorwurf; weil nun diese 
Interpellationen eingebracht wurden und das gerügte Gebahren nicht zu 
leugnen ist, bringen die Deutschen und zwar erst am 22. Oktober und 
am 2. December G e g e n -Interpellationen ein, in denen sie Schutz gegen 
das Gebahren der czechischen Minorität in Reichenberg, wo nach der 
deutschen Volkszählung von 1890 unter 30 305 Einwohnern 1407 
Czechen sind, fordern. 

Die Czechen beschweren sich, dass den czechischen Vereinen in 
Reichenberg in dem Spalier zum Empfange des Kaisers keine Plätze an- 
gewiesen wurden; die Thatsache ist nicht zu leugnen und der Minister- 
präsident sagt: »den böhmischen Corporationen hätte allerdings auf die 
bezüglichen Anfragen auch eine schriftliche oder doch mündliche Antwort 
ertheilt werden sollen. Andererseits ^< — das ist des disjunctiven Satzes 
zweiter Theil mit dem bei den Haaren herbeigezogenen Mitverschulden 
der Czechen — »darf nicht unbemerkt gelassen werden, dass die ge- 
dachten Corporationen immerhin sich um das Schicksal ihrer schriftlichen 
Eingaben erkundigen, beziehungsweise die Erledigung derselben urgiren 
konnten.« — Nebenbei bemerkt, eine echt bureaukratische Anschauung, der 
gemäss im Verkehre mit den Behörden jeglicher Art die Parteien über 
ungemessene Zeit verfügen. 

Die Eegierung kann niciit leugnen, dass von deutscher Seite in 
Keichenberg ein Circular versendet wurde, in welchem die deutschen 
Hausbesitzer aufgefordert worden »sein sollen«, allen Parteien, welche 
üire Kinder in czechische Schulen schicken, zu kündigen, und der Minister- 
präsident sagt: »Ich kann diesen Vorgang im Interesse des nationalen 
Friedens nur lebhaft bedauern, darf jedoch« — das ist des disjunctiven 
Satzes zweiter Theil mit der Behauptung eines gleichartigen (!) Gebahrens 
der Czechen gegen die Deutschen — »bei diesem Anlasse« (der bestehen- 
den Gepflogenheit gemäss) »nicht verschweigen, dass auch seitens eines 
böhmischen Vereines ein gleichartiges Rundschreiben ergangen ist, welches 
die Aufforderung« (an czechische Eltern) »enthält, die Kinder« (in Gemäss- 
heit der pädagogischen Principien des Jan Amos Komensky) »ja nicht in 
die deutsche, sondern in die böhmische Schule zu schicken.« — Dassi die 
„Gleichartigkeit" der beiden von einander so himmelweit verschiedenen, 
völlig disparaten und incommensurablen Circulare nur darin bestand, dass 
beide gedruckt und in Keichenberg versendet wurden, hinderte die 
Re<>-ierung nicht, der beschwerdeführenden Partei gegenüber auszusprechen, 
das > die beiden Circulare sich compensiren, ja diese „Gleichartigkeit" der 
Cii ulare genügte — wie aus dem Ausrufe: „Nun also!" des deutschen 
Ab j-eordneten Juris Doctor Victor Wilhelm Russ hervorgeht — oifenbar 
au< \ allen, allerdings nicht übertriebenen, Ansprüchen, welche die Logik 
dei Genannten an die meritorische Gleichartigkeit von Circularen stellt. 

Macht man den Deutschen den Vorwurf, dass sie in den Schulen 
det r»eutschen Schulvereines nichtdeutsche Kinder mit einem diesen un- 
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verständlichen Untemchte martern, so leugnen sie zuerst das Vorhanden- 
sein nichtdeutscher Kinder in diesen Schulen; weist man ihnen diese 
Thatsache nach, so berufen sie sich auf den czechischen Schulverein, 
obwohl an diesem Vereine, wenn man denselben diesbezüglich mit jenem 
in einem Athem nennt, ein Sacrilegium begangen wird. '. 

Ja, die in Rede stehende Gepflogenheit geht sogar soweit, dass es 
in den Gründen des in der Nummer 16 der Reichenberger „Deutschen 
Yolkszeitung" vom 16. Jänner 1891 veröffentlichten Erkenntnisses des 
k. k. Kreisgerichtes Reichenberg vom 9. Jänner 1891, Z. 121 Strf. über 
die Beschlagnahme der Nummer 5 der „Deutschen Volkszeitung** heisst: 
> In dem beanstandeten Artikel werden die Einwohner der Stadt Reichen- 
berg zu feindseligen Partheiungen gegen einander aufgefordert, daher der 
Tliatbestand des Vergehens . . .,<^ obw^ohl es nach den auf den vorher- 
gehenden Seiten mitgetheilten Proben aus der genannten Zeitung jeder- 
mann klar ist, dass diese Zeitung nur die deutschen Einwohner der 
Stadt Reichenberg zu feindseligen Parteiungen gegen die czechischen 
Einwohner daselbt auffordert und dass derselben nichts ferner gelegen 
ist, als die czechischen Einwohner, die ja dort kuschen sollen, zu 
feindseligen Parteiungen gegen die deutschen Einwohner aufzufordern. 

So wird uns statt der uns gebührenden, so selbstverständlichen 
Gleichstellung in Rechten stets und überall sowohl seitens der Deutschen 
als auch seitens der Regierungen eine unverdiente Gleichstellung in 
nationalen Scjilechtigkeiten zu Theil, gegen die wir uns verwahren; 
denn so bornirt sind wir nicht, um nicht einzusehen, dass in dieser 
Beziehung die Deutschen uns thatsächlich über sind. — 

Weiter sagte der Ministerpräsident: ». . . Bei diesen Einverneh- 
mungen« (czechischer Zeugen) »hat sich der Magistrat« (der die Stelle einer 
landesfürstlichen politischen Behörde vertritt) »allerdings die Bestimmungen 
des § 2 der Sprachenverordnung vom 19. April 1880 nicht gegenwärtig ge- 
halten, wonach protokollarische Erklärungen der Parteien in jener Landes- 
sprache aufzunehmen sind, in welcher die Erklärung abgegeben wurde. 
In dieser Beziehung wurde auch die geeignete Bemerkung gemacht.« 
(Wie zart das doch Alles ausgedrückt wird! „Hat sich die Bestimmungen 
nicht gegenwärtig gehalten,** statt: hat, trotzdem die Bestimmungen ihm 
gegenwärtig waren, absichtlich gegen dieselben gehandelt; und dann die 
Wendung: „die geeignete Bemerkung wurde gemacht** — fast wie des 
Abendwindes kosendes Säuseln!) ». . , Auf Grund des nunmehr vor- 
liegenden Erhebungsoperates kann ich constatiren, dass der Reichenberger 
Magistrat bei den anlässlich der gedachten Vorfälle gepflogenen Erheb- 
ungen im Grossen und Ganzen« (im Kleinen und im Detail also, und 
das triilt werkwürdiger Weise immer die Czechen, nicht) »correct y^^- 
gegangen ist (Widerspruch seitens der Jungezechen) und auch seitens r 
Functionäre desselben ein wie immer gearteter Zwang bei der Ein^ '- 
na lim e der Parteien nicht ausgeübt wurde, sowie das insbesondere r 
gegen den Magistratsrath Gregor Grüner erhobene Vorwurf eines M ;- 
brau dies der Amtsgewalt ein durchaus unbegründeter ist, wie der >- 
nannte denn auch vom« (deutsclmationalen) »Bürgermeister von Reicl i- 
berg« (über dessen Verwaltung in den czechischen Interpellationen i- 
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schwerde greMut wii'd) vals pfliclitgetreuer Beamter bezeichnet wird, 
gegen welchen während seiner mehr als vierzigjährigen Dienstleistung bei 
der Gemeinde lieichenberg niemals eine Beschwerde vorgekommen ist. 
Allerdings darf ich nicht verhehlen, dass der genannte Magistratsrath 
jenen besonderen Rücksichten nicht immer im vollen Masse Rechnung ge- 
tragen hat, welche die Nationalitätsverhältnisse in Reichenberg auf Seite 
der sämmtlichen Functionäre erheischen '^ (und doch ist „während seiner 
mehr als vierzigjährigen Dienstzeit niemals eine Beschwerde vor- 
gekommen") . . . 

»Es lässt sich nicht leugnen, dass in den letzten Monaten zwischen 
Deutschen und Böhmen in Reichenberg einzelne Conflicte vorgekommen 
sind, welche leider im nationalen Antagonismus'^^ (statt: in der nationalen 
Bedrückung der Czechen) >^ ihren Ursprung haben, wozu indess nicht wenig 
die Haltung der Presse beider Nationalitäten beigetragen hat. (AVieder 
die übliche Gleichstellung!) »Die dortigen Verhältnisse sind jedoch lange 
nicht so geartet, dass, wie in einigen der erwähnten Interpellationen be- 
merkt wird, die öffentliche Ruhe und Ordnung gefährdet, insbesondere die 
böhmische Minorität der Bevölkerung in ihrer persönlichen Freiheit und 
Sicherheit, sowie in ihren '^ (spärlichen) > nationalen Rechten ernstlich be- 
droht, oder gar das Leben und Habe derselben recht- und schutzlos preis- 
gegeben angesehen werden könnte. 

Ebensowenig < (wiederum die übliche Gleichstellung) wird aber 
ernstlich behauptet werden können, dass die deutsche Bevölkerung 
Reichenbergs, sowie der Magistrat und seine Beamten derart bedroht 
seien, dass ein vennelirter staatlicher Schutz für dieselben erforderlich 
sei. Inwieweit durch die oberwähnten Vorfälle in Reichenberg besondere 
Verfügungen geboten erscheinen, wurden dieselben entweder bereits ge- 
troffen oder doch die erforderlichen Schritte hiezu eingeleitet. Insbeson- 
dere wurde der Bürgermeister von Reichenberg seitens des Statthalters 
angewiesen, alle zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung und 
der Sicherheit der Person noth wendigen Massnahmen mit Umsicht und 
Energie zu treffen, damit Excessen, welche von der Presse stets auf 
nationale Motive zurückgeführt werden, soweit als nur hnmer thunlich 
vorgebeugt und so zur Beruhigung der Gemüther und zur Sicherstellung 
des nationalen Friedens vor Störungen ernster Art das Möglichste bei- 
getragen werde.« 

Laut Seite 5407 des Protokolles wurde der von dem czechischen 
Abgeordneten Franz Tilser gestellte Antrag auf Eröffnung der Debatte 
über diese Interpellations - Beantwortung — mit den Stimmen der Deu- 
tschen — abgelehnt. 

In welcher verständniss vollen Weise der Bürgermeister von Reichen- 

1 rg dieser ihm laut Aussage des Ministerpräsidenten vom 20. Februar 

92 seitens des Statthalters „insbesondere'' ertheilten Anweisung schon 

i Sommer 1892 Rechnung getragen hat, ist in dem folgenden Capitel 

( rgestellt. 

e. (Verbot der czechischen Sprache im Reichenberger öffent- 

I len Bade.) In der Nummer 231 der Reichenberger „Deutseben Volks" 
; ^ung" vom 23. August 1892 ist auf Seite 4 zu lesen: ;Beschlag- 
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|;(. nähme Die gestrige Abendausgabe unseres Blattes wurde von der 

^u' k. k. Staatsanwaltschaft wegen eines Aufsatzes betreffend die von dem 

r* • k. k. Bezirkshauptmann und Statthaltereirathe Schlögl angeordnete Ent- 

^;^ ' fernung einer Tafel in der städtischen Badeanstalt in Eosenthai 1. Tbl. 

\t-[ auf Grund des § 300 St.-G. mit Beschlag belegt. Den nicht der Be- 

^ schlagnah me verfallenen Theil dieses Aufsatzes — es sind dies der Titel 

l und die von uns an die Thatsache der Entfernung und den Auftrag des 

Herrn k. k. Bezirkshauptmannes geknüpften Bemerkungen — lassen wir 

hier folgen : 

„Vor zwTi Jahren hat die Stadtgemeinde Reichenberg auf ihre 
^ eigenen Kosten in der Gemeinde Rosenthal eine Badeanstalt errichtet, 

die sich des lebhaftesten Zuspruches erfreut. Seit der Eröffnung des 
Bades wurde es jedoch immer mehr und .mehr unangenehm fühlbar, dass 
'). • sich an dieser, mit deutschem Gelde von der Stadtgemeinde Reichenberg 

- geschaffenen Stätte das tschechische Element in einer Weise breit machte, 

' ' dass es den Deutschen beinahe unmöglich wurde, von der geschaffenen 

Wohlthat Gebrauch machen zu können. Nachmittags und Abends fanden 
\ sich, offenbar in der bestimmten Absicht, zu provociren, so viele, zum 

fl> Theil den niedersten Volksklassen angehörige Tschechen ein" (nach der 

', deutschen Volkszählung 1890 zählt Reichenberg 1407 Czechen unter 

I,. 30 805 Einwohnern), „dass sie durch ihr unverfrorenes lautes und aut- 

^ . reizendes Geplauder, durch ihr rohes Gebahren und durch die bekannten, 

dem tschechischen Volke anklebenden Eigenschaften die Deutschen aus 
dem Bade einfach moralisch verdrängten und diesen den Besuch des Bades 
verleideten. Infolge einer von fünfzig ständigen deutschen Besuchern der 
Badeanstalt eingebrachten Beschwerde, w^elche alle diese Misstände ein- 
gehend erörterte, fand sich der Stadtath" (Reichenbergs, sonach einer 
Stadt, deren Vertretung zugleich auch als Bezirkshauptmannschaft füi* 
Reichenberg-Stadt fangirt) „veranlasst, im Innern der Badeanstalt folgende 
Aufschrift anbringen zu lassen: 

Zur D a r n a c h a c h t u n g ! 

In dieser Badeanstalt darf nur deutsch gesprochen werden. Da- 
widei'handelnde werden aus derselben ausgewiesen. 

Der Reichenberger Stadtrat h. 

Die Tafel mit dieser Inschrift wurde in der vergangenen Woche 
angebracht. 

Am gestrigen Tage erschien nun der Gemeindevorsteher von Rosen- 
thal I. Thl. in Begleitung eines Gendarmen in der Badeanstalt und ent- 
fernte über Auftrag des Herrn k. k. Bezirkshauptmannes" 
(für Reichenberg - Umgebung) „und Statthaltereirathes Karl 
Schlögl diese Tafel. Am gleichen Tage (Nachmittag) wurde dem 
Herrn Bürgermeister Dr. Schücker in seine Wohnung eine Abschrift de.s 
dem Gemeindevorsteher von Rosenthal I. Theil von dem Herren Bezhks- 
hauptmann und Statthaltereirathe zugegangenen Auftrages zugestellt. 
Dieser Auftrag lautet: 
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.,An den Herren Gemeindevorsteher in Rosenthal I. Thl. 

In dein der Eeichenberger Stadtgemeinde gehörigen, in der Ge- 
meinde Rosenthal I. Thl. gelegenen Volksbade ^\'urden in den letzten 
Tagen Tafeln mit folgender Aufschrift angebracht: 

Zur Damachachtung! 

In dieser Badeanstalt daif nur deutsch gesprochen werden. Da- 
widerhandelnde werden aus derselben ausgewiesen. 

Der Reichenberger Stadt rath. 

Da mit Rücksicht auf die localen Verhältnisse mit diesem Verbote 
offenbar die Absicht verbunden ist, den Gebrauch der zweiten Landes- 
sprache, d. i. der böhmischen, in diesem Volksbade auszuschliessen, ein 
solches Verbot aber bei der jetzt ohnehin schon bestehenden Gereiztheit 
zwischen beiden Nationalitäten dieses Lands nur geeignet ist, die auf- 
geregte Stimmung und den Hass zwischen der Bevölkerung noch mehr ' 
zu verschärfen und zu steigern, das fragliche Volksbad eine öffentliche 
Badeanstalt ist, welche, da sie in der Gemeinde Rosenthal L Thl., somit 
im hiesigen politischen Verwaltungsbezirke gelegen ist, in öffeiitlieli- 
polizeilicher Beziehung der Ueberwachung des Gemeindevorstandes von 
Rosenthal I. Thl. und beziehungsweise der k. k. Bezirkshauptniannschaft 
imterliegt, sehe ich mich aus öffentlichen Rücksichten veranlasst, den 
Herrn Gemeindevorsteher hiemit aufzufordern, die Beseitigung der be- 
merkten Tafeln in dem im dortigen Gemeindegebiete betindliclien öffent- 
lichen Volksbade sofort zu verfügen und w^eise ich zugleich die k. k. 
Gendarmerie an, falls nöthig, hiebei entsprechende Assistenz zu leisten. 

lieber den Vollzug dieser Anordnung ist mir unverzüglich zu be- 
richten und sind die abgenommenen Tafeln dort in Aufbewalirung zu 
nehmen. 

Der Herr Bürgermeister der Stadt Reichenberg" (zugleich Bezirks- 
haiiptmann fRr Reichenberg- Stadt) „wird von dieser meiner Verfügung 
unter Einem von hieramts verständigt. 

Reichenberg, am 21. August 1892. 

Der k. k. Statthaltereirath und Bezirkshauptmann 
Schlögl nup." 

Die Stadtvertretung hat angeordnet, dass von heute an der Besuch 
des« (Öffentlichen) >-> Bades nur gegen Vorzeigung von auf Namen 
lautenden, nicht übertragbaren Eintrittskarten gestattet ist. Gegen die 
Verfügung des Herrn Bezirkshauptmannes wird die Stadtvertretung die 
erforderlichen Schritte einleiten. Weitere Bemerkungen müssen wir, um 
nicht neuerlich confiscirt zu werden, vorläufig unterlassen.« 

So sieht der Reichenberger Bürgermeister aus, von dem ein halbes 
Jahr früher laut des Stenogi-aphischen Protokolles über die Sitzung des 
A igeordnetenhauses vom 20. Februar 1892, Seite 5407, der damalige 
i aisterpräsident Graf Eduard Taaffe in Beantwortung mehrerer Inter- 
p lationen über Reichenberger Zustände und zur Bekräftigung seiner Er- 
k irung, dass, inwieweit durch die von ihm erwähnten Vorfälle in 
I ichenberg besondere Verfügungen geboten erscheinen, dieselben ent- 
V 1er bereits getroffen oder doch die erforderlichen Schritte hiezu ein- 
g Mtet wurden, Folgendes erzählte: »Insbesondere wurde der Bürger- 
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meister von Eeichenberg seitens des Statthalters angewiesen, alle zur 
Erhaltnng der öffentlichen Ruhe und Ordnung und der Sicherheit der 
fi. Person nothwendigen Massregeln mit Umsicht und Energie zu treffen, 

^x damit Excessen, welche von der Presse stets auf nationale Motive zurück- 

t\ geführt werden, soweit als nur immer thunlich vorgebeugt und so zur 

f-: Beruhigung der Gemüther und zur Sicherstellung des nationalen Fdedens 

►', vor Störungen ernsterer Art das Möglichste beigetragen werde. < 

^" Schon angesichts der oben geschilderten, zur Sicherstellung d^ 

nationalen Friedens vor Störungen ernsterer Art in dem öffentliclien 
i Volksbade in Rosenthal I. Tbl. allerdings sehr tauglichen Massregel des 

' Reichenberger Stadtrathes, an dessen Spitze der Reichenberger Bürger- 

meister steht, fällt es — zum mindesten mir — ziemlich schwer, den 
; Inhalt jenes Theiles ebenderselben Erzählung des ^linisterpräsidenten 

t Grafen Eduard Taaffe, in welchem derselbe sagte: »Die dortigen Ver- 

i hältnisse sind jedoch lange nicht so geartet, dass, wie in einigen der 

r erwähnten Interpellationen bemerkt wird, die öffentliche Ruhe und Ordnung 

gefährdet, insbesondere die böhmische Minorität der Bevölkerung in 
ihrer persönlichen Freiheit und Sicherheit, sowie in ihren nationalen 
[ Rechten emsUich bedroht, oder gar das Leben und Habe derselben recht- 

'*' und scliutzlos preisgegeben angesehen werden könnte« für wahr zu halten, 

\ wie es für mich, als einen der beschränkten Unterthanen überhaupt 

und als Czechen insbesondere, sich eigentlich unbedingt geziemen würde. 

; f. (Erklärung eines Reichenberger Polizei - Commandanten.) 

Pass jedoch nicht nur der Reichenberger Stadtrath, sondern auch die 
• städtischen Polizei - Organe im Sinne der dem Bürgermeister seitens des 

Statthalters ertheilten Weisung Alles thun, um Unordnungen und Aus-, 
schreitungen zu verhüten, geht aus dem in der Nummer 247 der Reichen- 
berger „Deutschen Volkszeitung" vom 8. September 1892 auf Seite 5 
verölfentlichten „Eingesandt" klar hervor, denn dasselbe lautet: »Löbliche 
Schriftleitung! Da ich es unter meiner Würde halte, den von der Prager 
„Politik" über mich veröffentlichten Lügen durch eine Berichtigung in 
jenem Blatte entgegenzutreten, so bitte ich Sie um Veröffentlichung fol- 
gender Zeilen behufs Aufklärung über die Vorgänge vor der hiesigen 
Beseda am 1. September. 

Um Unordnungen und Ausschreitungen zu verhüten, waren vor und 
in der Nähe der Beseda« (statt: vor der Beseda und in der Nähe der- 
selben) >an jenem Abend von 8 Uhr an 15 Polizeiwachmänner unter 
meinem Commando aufgestellt. Da ich wiederholt aufreizende Reden und 
Rufe aus den Räumlichkeiten der Beseda hörte, begab ich mich zur 
offenen Thür des Saales, in welchem einige Hundert Personen anw^esend 
gewesen sein dürften. Meine Absicht war natürlich, die Leute zur Ruhe ^ 
zu ennahnen und alle Provocationen nach aussen hin zu verliüten. 
Dr. Schanianek kam mir bei der Thür entgegen, frug mich, was ich 
wolle, und bedeutete mir, dass hier eine geschlossene Gesellschaft sei, zu 
welcher nur geladene Gäste Zutritt haben. Ich antwortete dem Dr. Schamanek, 
dass ich, nachdem der Lärm auf der Strasse Aufsehen en^egt, mich als 
behördliches Organ für verpflichtet erachte, nachzusehen, was vorgebe. 
Dr. Schamanek wehrte mir den Eintritt , die Thüren wurden vor ' lir 



Digitized by VjOOQIC 



d 



— 185 — 

zngeschlairen, worauf ich mich, um nicht uniiöthige Sceiien hervorzurafen^ 
ruhig xind ohne ein A\'ort zu sprechen, entfernte. 

Es ist daher unrichtig: und erlogen, dass ich gerufen hatte: „Ich 
weMe mich rächen, ich muss mich rächen!" Die „Politik'* hat die 
Stime, mich als „Renegaten" zu bezeichnen. Dieser Vorwurf verdient 
keine Erwiderung; er beruht ebenso auf Böswilligkeit, wie die vorhei- 
;;^ehende Entstellung. Ich bin ein Deutscher und hatte nie Anlass, meine 
Nationalität zu verleugnen. Der Vorwurf „Renegat" ist einfach lächerlich. 

So, wie der auf mich bezügliche Theil des famosen Berichtes der 
„Politik" erlogen ist, ist auch alles Uebrige erfunden und erlogen. Die 
Polizeiwachmannschaft ist im vollsten Umfange ihrer Pflicht, die Ordnung 
aufrecht zu erhalten, nachgekommen, hat die Ansammlungen vor der 
Beseda in Ruhe zum Auseinandergehen bewogen und auf jeden der aus 
der Beseda nach Hause Gehenden beruhigend eingewirkt. Dass die ]\rit- 
theilung, die Gendarmerie sei mit gefälltem Bajonett eingeschritten, eine 
I Lüge ist, wurde in Ihrem Blatte bereits festgestellt. 

Wenn ich gegen die „Politik" keine gerichtlichen Schritte unter- 
nehme, so geschieht dies, wie erwähnt, nur aus dem Grande, weil ich es 
unter meiner Würde erachte, mit diesem perfidesten aller Blätter Oester- 
reichs in irgend welche Berührung zu treten. 

Ich zeichne achtungsvoll 

W. Netschasek, 
städt. Polizei -Wachtmeister. ^< 

g. (Eine Interpellations-Beantwortung des Grafen Thun.) Die 

über diese und zahlreiche andere Vorgänge in Reichenberg (z. B. auch 
über angebliches Einschlagen der Fenster der Beseda gelegentlich der 
am 1. September 1892 in Reichenberg abgehaltenen Sedan-Feier) seitens 
der czechischen Landtagsabgeordneten im böhmischen Landtage einge- 
brachten, concrete Angaben enthaltenden zwei Interpellationen (fünf 
Spalten des stenographischen Berichtes) beantwortete der Stattlialter Graf 
Franz Thun laut des stenographischen Berichtes über die Sitzung des 
böhmischen Landtages vom 23 September 1892, Seite 161, gelegentlich 
der Beantwortung anderer Interpellationen, wie folgt: »In der am 9.< 
(recte 10.) »September d. J. abgehaltenen Landtagssitzung liaben die 
Herren Abgeordneten Trojan und Genossen, und in der Landtagssitzung 
vom 13. September d. J. haben die Herren Abgeordneten Krumliholz und 
Genossen Interpellationen wegen angeblicher Bedrückungen und Verge- 
waltigungen der böhmischen Minorität in Reichenberg seitens der dortigen 
deutschen Majorität an mich gerichtet. — Ich erlaube mir, darauf zu 
ant vorten , dass ich über die Grundhältigkeit der in den beiden Inter- 
pel itionen enthaltenen Beschwerden sofort die eingehendsten Erhebungen 
ein eleitet habe, deren Ergebniss ich jedoch heute nocht nicht zur Hand 
hal i, so dass ich in der Sache selbst dem hohen Landtage keine näheren 
Mil uheilungen zu machen in der Lage bin. So viel kann ich heute schon 
aul Grund verlässlicher, theilweise bereits durchgeführter Erhebungen mit 
Bei immtheit erklären, dass einige« (!) »der in den Interpellationen ent- 
hal -Rn Angaben mit den Thatsachen nicht übereinstimmen. Das hohe 
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Haus wolle schliesslich die Versicherung entgegennehmen, dass ich nach 
reiflicher , gründlicher und objectiver Erwägung des den einzelnen Be- 
schwerdepunkten zu Grunde liegenden Sachverhaltes die nothwendigen 
Massnahmen treffen w^erde, damit dem Recht und Gesetz Geltung ver- 
schafft werde« — (w^as selbstredend nur gegen die stets bethätigten 
gegentheiligen Intentionen der die Functionen einer Bezirkshauptmann- 
schaft versehenden Vertretung der Stadt Reichenberg geschehen könnte). 
Dass die „Neue Freie Presse" in ihrem telegraphischen Berichte 
über diese Interpellations - Beantwortung (Abendblatt vom 23. September 
1892, Seite 2) sagt: ». . . Ferner beantwortete der Statthalter die 
Interpellation Trojan wegen Bedrückung der czecliischen Minorität m 
Reichenberg, wobei er hervorhob, dass viele« (!) »in dieser LittTpellation 
angeführten Thatsachen unwahr seien . . .«, während der Statthalter 
von „einigen" mit den Thatsachen nicht übereinstimmenden Angaben 
sprach, ist . . . nun sagen wir — selbstverständlich, weil systemgerecht, j 
und ;iugleich ein Beispiel dafür, wie auf unsere, der Czechen, Kosten der 
Welt und den Deutschen über uns Czechen und über unsere Deutschen 
systematisch gelogen wird. 

h. (Vorgänge in Stecken und Antonienthal am 15. August 1893.) 

Laut des stenographischen Berichtes über die Sitzung des böhmischen 
Landtages vom 23. September 1892, Seite 159, beantwortete der Statt- 
halter Graf Franz Thun die auf die Vorgänge in Stecken und Antonien- 
thal vom 15. August 1892 bezügliche Interpellation deutscher Abgeord- 
neter wie folgt: »In der am 10. September 1892 abgehaltenen Jjand- 
tagssitzung haben die Herren Abgeordneten J. U. Dr. Schmeykal und 
Genossen eine Interpellation an mich gerichtet, welche den am 15. April 
1. J. von dem böhmischen Studenten verein „Säzavan" veranstalteten Aus- 
flug nach Stecken, bezw. den am Abend desselben Tages in der Nähe 
der Glashütte Antonienthal (Ortsgemeinde Wonau) vorgekommenen Conflict 
zwischen den von Stecken nach Jglau heimkehrenden Ausflüglem deutscher 
Nationalität und den böhmischen Arbeitern der genannten Glashütte zum 
Gegenstande hat. Am Schlüsse dieser Interpellation stellten die Herren 
Interpellanten an mich die Frage: 

1. welche Massregeln die Regierung zu ergreifen gedenkt, um die 
deutschen Bewohner vor derlei Gewaltthaten ihrer czechischen Nachbarn 
zu schützen, und 

2. ob die Eegierung insbesondere Vorsorge zu treffen gedenkt, da- 
mit provocatorische Versammlungen und Veranstaltungen czechisch-nationaler 
Vereine in deutschen Städten und Orten, welche geeignet sind, das für 
den Frieden und das Wohl des Landes wünschenswerthe Einvernehmen 
der beiden Volksstämme auf das Tiefste zu erschüttern, in Zukr~ift 
unterbleiben. ^ 

Ich erlaube mir, diese Interpellation zu beantworten wie folgt: 

Auf Grund der mir vorliegenden amtlichen Berichte steht vor AI *ni 

fest, und stimmt damit auch die in der Interpellation enthaltene Ang be 

vollständig überein, dass der Verein „Säzavan" den Auaflug nach Stec en 

der politischen Bezirksbehörde angezeigt hat, und dass dieser Ausf i^, 

da kein gesetzlicher Grund vorlag, die Abhaltung desselben zu u' st- 
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sagen, mit gewissen Einschränkungen auch behördlich bewilligt worden ist. 

Die Präventinnassregeln der Bezirkshauptmannschaft Deutsch-Brod 
beluifs ungestörten Verlaufes dieses Festes konnten unter diesen Umständen 
mir dahin gehen, einen landesfiirstlichen Commissär nach Stecken zu ent- 
senden und für die Anfrechterhaltung der Ruhe und Ordnung daselbst 
durch Concentrirung einer ausreichenden Gendarmeriemannschaft vorzusorgen. 

Ausserdem wurde der \^orstand der böhmischen „Beseda" in Stecken 
ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, dass nur eine gesellige Unter- 
haltung gestattet sei ; es ist weiter erhoben , dass das auf den 
Marktplatz führende Thor des Besedagebaudes abgesperrt und der Zugang 
lediglich durch eine Seitenthür gestattet wurde*), so dass sich die gesellige 
Unterhaltung zu einer rein internen Lustbarkeit gestaltete und jedes 
provocatorischen Charakters entbehrte. 

Andererseits ist erwiesen, dass der Ausflug Iglauer Deutscher nach 
Stecken der Bezirkshauptmannschaft Deutsch-Brod nicht angezeigt wurde, 
und es lässt sich kaum bezweifeln, dass die deutschen Ausflügler, denen 
die Anwesenheit der Böhmen in Stecken an diesem Tage wohl bekannt 
^var, in demonstrativer Absicht dahin gekommen sind. Es deutet darauf 
nicht nur der in der Nummer 92 des „Mährischen Grenzboten" veröff'ent- 
lichte Aufrufe — (folgt weiter unten im Wortlaut) — :4iin, mittels 
dessen die Deutschen aufgefordert wnirden, an dem bestimmten Tage nach 
Stecken zu konmien; es deutet darauf auch der Umstand, dass sich die 
deutschen Ausflügler auch in der Stadt demonstrativ benommen haben, 
indem sie im sogenanten Gänsemarsche die Stadt durchzogen, liiebei Pfui- 
Rufe ausstiessen und ausspuckten und an das Besedagebäude heranzu- 
kommen versuchten, woran sie von der Gendannerie gehindert wurden. 

Die Behauptung der Herren Interpellanten, dass es bereits am Nacli- 
inittage des 15. August in und bei Stecken zwischen Deutschen und 
Czechen zu verschiedenen Eeibungen gekommen ist, erscheint insofern 
unrichtig, als von solchen Conflicten amtlich gar nichts bekannt ist; 
amtlich erhoben wurde in dieser Richtung lediglich, dass einer der Kutsher, 
welche die Ausflügler geführt hatten, wegen excessiven Benehmens ver- 
haftet wurde, und dass einer der deutschen Theilnehmer, ein Student, 
welcher sich gegenüber einem Gendarmen ungebührlich benommen hatte, 
zur Ruhe verwiesen werden musste. 

Es war übrigens dadurch, dass Gendarmen auf der ärarischeu 
vStrasse zwischen den beiden Wirthshäusern , woselbst die Deutschen und 
die Böhmen sich unterhielten, aufgestellt w^aren, beiden Parteien die 
Möglichkeit gegenseitiger Reibungen benommen. 

Es ist auch nicht einmal zu einem Wortwechsel zwischen denselben 
ge nnmen, es müsse denn sein, dass die Herren Interpellanten unter den 

*) Wie dies während der Gegen - Reformation bis zur Erlassung des 

To ranz - Patentes Kaiser Josef II. vom 13. Oetober 1781 auch bezüglich aller 

^a itholischer^ Bethäuser — „Kirchen" durften dieselben nicht einmal 

he s s e n — der Fall war, nur brauchte das auf den Markt oder eine grössere 

Sti ,sse gehende Thor nicht gesperrt zu werden . weil ein solches nicht vor- 

ha l.en sein durfte. — Daher rührt auch die auffällige und sonst fast uner- 

kli *>he Abgelegenheit älterer protestantischer und jüdischer Kirchen. 
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angeblichen Reibungen zwei kleine Zwischenfälle, die sich wirklich ereig- 
neten, verstehen sollten, indem ein deutscher Ausflügler einmal ein Pereat 
ausrief, und einer der vor dem Casino stehenden deutschen Studenten bei 
der Abfahrt der Iglauer Czechen denselben die Worte : „Höchste Zeit !" zuriet. 

Es ist weiter, wie amtlich erhoben wurde, unrichtig, dass einer in 
Stecken anwesenden deutschen Gesellschaft der beim anw^esenden Vertreter 
der politischen Behörde erbetene Schutz verweigert worden wäre ; dem 
politischen Beamten ist überhaupt gar nicht bekannt, dass noch eiii*^ 
zweite Gesellschaft aus Iglau an diesem Tage in Stecken anwesend ge- 
wesen wäre; andererseits muss constatirt werden, dass der anwesende 
politische Beamte, um Conflicte zwischen den Angehörigen der beiden 
Nationalitäten in Stecken selbst hintanzuhalten, den nickkehrenden Aus- 
flüglern, und zwar sowohl den Deutschen, als auch den Böhmen, am 
Abende des 15. August bis an die Grenze des Stadtgebietes durch Gen- 
darmen das Geleite geben, und die ausserhalb der Stadt in dem Wirths- 
hause „auf der Spitze" noch zechenden Ausflügler^ ermahnen Hess , die 
Rückfahrt in Ruhe anzutreten. 

Weitere Vorsichtsmassregeln zu treff'en und den deutschen Aus- 
flügiern auch ausserhalb des Stadtgebietes von Stecken Gendarmen als 
Begleitung mitzugeben, hielt der politische Beamte füi* unnüthig, weil die 
Iglauer Czechen bereits , ungefähr zwei Stunden vor den Deutschen weg- 
gefahren sind, der Weg über Wonau durch das deutsche Sprachgebiet 
führt und die Deutschen in einer solchen Zalü (über 30 Personen) vor- 
handen waren, dass an einen Ueberfall Niemand denken konnte. 

Uebrigens hätte der betreifende Gendarm, der die Deutschen be- 
gleiten sollte, bis Wonau 4 Kilometer neben dem Waagen gehen müssen, 
und es ist kaum anzunehmen, dass den Deutschen selbst eine sohlte 
Begleitung erwünscht gewesen wäre. 

W^as den Zwischenfall bei der Glashütte Antonien thal selbst anVie- 
langt, so bin ich heute nicht im Stande, dem hohen Hause eine klare 
Darstellung des ganzen Vorganges, wie es sich da abgespielt hat, za 
geben, da die Zeugenaussagen, wie dies in solchen Fällen fast durchaus 
zu sein pflegt, einander vollständig widersprechen, die diesbezügliche Ver- 
handlung übrigens seitens der Gerichte gepflogen wird und bisher nicht 
abgeschlossen ist. 

So viel kann ich den Herren mittheilen, dass thatsächlich sechs 
Verhaftungen vorgenommen wurden und mehrere andere Personen der 
Mitschuld verdächtig sind. 

Ich zweifle nicht daran, dass es den eifrigen Bemühungen der 
Gerichtsbehörden gelingen wird, Klarheit in die Sachlage zu bringen, und 
dass die Schuldtragenden der gerechten Strafe werden zugeführt werf^eu. 

Wenn nun die Herren Interpellanten an mich die Frage stel en, 
welche Massregeln die Regierung zu ergreifen gedenkt, um die deuts( len 
Bewohner vor derlei Gewaltthaten ihrer czechischen Nachbaren zu schilt 3n, 
so kann ich hier nur, wie bereits zum wiederholtenmale die Versiehe] ng 
geben, und können die Herren aus dem Vorgehen der politischen Behöi en 
im vorliegenden speciellen Falle selbst die Ueberzeugung schöpfen, iss 
die Regierung die ihr obliegende Aufgabe, jfedem Staatsbürger ohne IJ- 3r- 
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schied der Nationalität das gleiche Recht und den gleichen Schutz ange- 
deihen zu lassen , stets mit Ernst und voller Gewissenhaftigkeit erfüllt 
hat^ dass sie in gleicher Weise auch fernerhin ihrer Pflicht getreu nach- 
kommen und dem verletzten Gesetze Sühne verschaffen wird. 

Was die zweite Frage der Herren Interpellanten anbelangt, ob die 
Regierung insbesondere Vorsorge zu treffien gedenkt, dass provocatorische 
Versammlungen und Veranstaltungen czechisch - nationaler Vereine in 
deutschen Städten und Orten in Hinkunft unterbleiben, so muss ich hiezu 
nur bemerken, dass für das Vorgehen und die Massnahmen der Behörden 
in einem jeden solchen einzelnen Falle einzig und ausschliesslich die 
Vorschriften des Vereins- und des Versammlungsgesetzes massgebend sein 
können und die Bewilligung oder Untersagung solcher Versammlungen 
und Veranstaltungen nur nach Massgabe der Vorschriften dieser beiden 
Gesetze zu erfolgen hat, wobei die politischen Behörden — das kann 
ich die Herren versichern — in jedem einzelnen Falle auf die localen 
und nationalen Verhältnisse besondere Rücksicht nehmen und denselben, 
soweit es vom Standpunkte des Gesetzes zulässig erscheint, nach Thun- 
lichkeit Rechnung tragen.« 

(In dem telegraphischen Berichte der „Neuen Freien Presse" über 
diese Interpellations-Beantwortung Abendblatt vom 23. September 1892,) 
wird gesagt: »Der Statthalter Graf Thun beantwortete heute die Inter- 
pellation des Abgeordneten Schmeykal bezüglich des Ueberfalles 
deutscher Ausflügler in Stecken und Antonienthal unter lautem Beifalle 
der Czechen, indem er die Vorfälle bei Stecken als Folge der Demon- 
strationen der Deutschen darstellte und schliesslich erklärte, es seien 
noch bezüglich der Vorgänge dort und in Antonienthal die gerichtlichen 
Untersuchungen nicht abgeschlossen.«) 

Der in der Interpellations - Beantwortung bezogene Aufruf erschien 
in dem Iglauer „Mährischen Grenzboten" vom Donnerstag, den 11. August 
1892, No. 92, Seite 3, und lautet: »Stecken. (Zur czechischen Demon- 
stration.) Nunmehr ist uns auch das Programm des grossen Rummels 
bekannt: Am 14. grosser Maskenaufzug in Iglau, am 15. grosses 
Mittagessen in der Beseda zu Iglau (per Couvert 60 kr.), nachmittags 
grosse czechische Maskenauffahrt nach Stecken, daselbst grosse Reden, 
grosses Gartenfest u. dgl. mehr. Uns freut nur, dass dieses Fest 
auch wirklich stattfinden wird und von Seiten der k. k. Bezirkshaupt- 
mannschaft nicht verboten wurde, wir würden sonst um ein Vergnügen 
gekommen sein. Zwar ist ein grosser Theil der Bevölkerung sehr auf- 
gebracht über eine solche czechische Provocation und wendet sich der 
Groll gegen die Beseda und ihre Faust voll Leute, denn sie geben ja 
dip Stätte und das Publicum dazu her. Wer sich da in den Reigen 
st llt, exponirt sich und muss es sich schon gefallen lassen, wenn das 
P }licum und die öifentliche Meinung entsprechend Notiz davon nehmen. 
V • der Hand sei zur Beurtheilung des Charakters dieser zu erwartenden 
C2 chischen Demonstrationen Eines gegeben: Pater Kratochwil kommt! 
A zh ein gewisser Her P . . . ., der seinerzeit in Stecken als grosser 
che und Staatsbeamter wirkte, wird erwartet. Nun, das wird ja ein 
hl es Vergnügen! 
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Die gesammte Bevölkerung unseres deutschen Bezirkes Stecken 
wird hiemit aufmerksam gemacht, sich zur Besichtigung dieses Rummels 
Montag nachmittags in Stecken einzufinden! Deutsche Gäste aus Iglau 
werden ebenfalls da sein!« — 

• In derselben Nummer des „Mährischen Grenzboten" war auf Seite 4 
in einem mit den Worten: Gründungs-Commers der „Cimbria" über- 
schriebenen Artikel unter Anderem Folgendes zu lesen : ». . . Herr Bürger- 
meister und Landtagsabgeordneter Dr. Fritz Popelak, mit lautem Jubel 
begrüsst, dankte vorerst für die der Stadt Iglau und deren Vertretung, 
an dessen Spitze zu stehen er die Ehre habe, dargebrachte Ehrung. . . . 
Es ist heute eine bittere Zeit. (Rufe : Leider !) Von allen Seiten beginnen 
unsere nationalen Gegner, die bisher nur in unscheinbarer Minirarbeit 
den Boden des Deutschthums in Iglau zu untergraben suchten, jetzt in 
offenen Schaaren anzustürmen gegen die alte deutsche Veste Iglau 
(Stürmisches „Pereant !").*) Konnten wir der Minirarbeit gegenüber nur 
schwer die richtigen Gegenminen legen, so sollen uns unsere Gegner in 
offener Feldschlacht Brust an Brust finden. Dort wollen wir iliren An- 
sturm zurückweisen, wenn — uns unsere Jugend an der Seite steht. . . .« 
Das hat diese Jugend offenbar gut verstanden und stand am 15. August 
auf dem Ausfluge nach Stecken den Alten zur Seite. 

Und als nach dem Ausfluge überall, wo deutsche Parteiblätter treu- 
deutsch lügen, ein Sturm der höchsten Entrüstung über die Gewaltthaten 
der Czechen gegen die deutschen „Ausflügler" brauste, der sich erst nach 
der angeführten, am 23. September 1892 erfolgten Beantwortung der be- 
treffenden Interpellation ein wenig legte, da liess sich — wie die 
„Deutsche Zeitung" vom 19. August 1892, Seite 3, berichtete — der- 
selbe „Mährische Grenzbote", der am 11. August „die gesa'mmte Be- 
völkerung unseres deutschen Bezirkes Stecken aufmerksam machte, sich 
zur Besichtigung dieses Rummels Montag nachmittags in Stecken ein- 
zufinden!" vernehmen wie folgt: »Die Blutnacht bei Wonau: Der 
Würfel ist gefallen! Das Blut unserer Landsleute ist ge- 
flossen! Und die es vergossen, sind tschechische Arbeiter, die, auf- 
gehetzt von ihrem eigenen Brotgeber, vielmehr aufgehetzt von Jenen, 
die ihre gegen Iglau gerichteten Pläne vereitelt und sich zum schmäh- 
lichen Rückzug genöthigt sahen, gleich Strassenräubern den von Stecken 
heimkehrenden Studenten und Turnern auflauerten und sie mit eisernen 
Stangen niederschlugen. Das Blut unserer liandsleute ist geflossen! Der 
Rubicon des Uebermuthes unserer nationalen Gegner ist überschritten und 
ein gebieterisch: „Bis hieher und nicht weiter!" malmt uns Deutsche, 
dass wir nicht einmal mehr sicher sind im eigenen Hause, da die Tücke 
dieser unserer Gegner uns aus jedem Gassen winkel, aus jedem Strass'^n- 
graben, hinter jedem Baume hervor erreichen kann. Bis hieher ^ id 
nicht weiter !< 

i. (Czechische Nlinoritäts-Schulen.) Nachdem schon bei ei ir 
früheren Gelegenheit an der Hand der „Teplitzer Zeitung" vom 29. d 



*) Laut des Special-Orts-Repertoriums für Mähren zählte Iglau nach ir 
deutschen Volkszählung 1890 neben 19 325 Deutschen 4117 Czechen. 



Digitized by VjOOQIC 



— 191 — 

31. December 189o und der „Brüxer Zeitung" vom 18. Oktober 1890 
dargestellt worden ist, von welchen Mitteln unsere Deutschen Gebrauch 
machen, um di^ Emchtung czechischer öffentlicher und privater Minoritäts- 
Schiilen hintanzuhalten, seien hier noch folgende Beiträge zu diesem 
Capitel angeführt. 

In der Nummer 127 des Iglauer ,^ährischen Grenzboten" vom 
1. November 1890 ist auf Seite 3 zu lesen: »Die czechische Schule 
in unserer Stadt. Dank dem letzten Auftrage des mährischen Landes- 
schulrathes in Form russischer Ukase besitzt nun unsere Stadt eine 
czechische Schule.*) Einem dringenden Culturbedürfnisse ist hiemit ent- 
sprochen und den jungen Wenzelssöhnen und Töchterleins ist nach Ansicht 
ibrer Väter der Weg zum czechischen Himmel unbedingt eröffnet. Man 
inuss angesichts dieser und ähnlicher Thatsachen nur über die Frechheit 
gewisser Czechen staunen, mit welcher sie von Germanisirung sprechen 
und darüber ihr Volk belügen. 

„Das czechische Volk ist verhetzt," sagte unser erhabener Kaiser 
in richtiger Erkenntniss der Sachlage. So ist es überall und so auch 
hier. Wir werden dies im Verlaufe dieser Zeilen zu beweisen suchen 
und sehen uns zu dem Zwecke die Leute an, die ihre Kinder in die 
czechische Schule schicken. 

Unter den Beamten finden wir den k. k. Gerichtsadjuncten AI. 
Grimm ich und seinen Amtscollegen Tvarousek. Der erstgenannte 
Herr ist unseren Lesern bereits bekannt als der Präses des Vereines zur 
Enichtung czechischer Volksbibliotheken in Iglau und Umgebung. Wir 
finden es ganz begreiflich, dass dieser Herr seine Kinder in die czechische 
Schule schickt, ist doch ihm, wie man allgemein hört, das Amtieren in 
deutscher Sprache sehr unangenehm. 

Wir wünschen von ganzem Herzen, dass er sobald als möglich dieser 
Unannehmlichkeit überhoben und in eine Stadt versetzt werden möge, wo 
nicht mehr der verhasste deutsche Laut, sondern das so süss klingende 
czechische Idiom an sein Ohr schlägt. Zur Bevölkerung der czechischen 
Schule trägt auch Dr. Scheichl bei; nun vom uns bekannten Anwalt 
der czechischen Privatschule Hess sich was anderes gar nicht erwarten, 
imd es soll uns freuen, wenn seine Kinder niemals deutsch lernen. 

Anders verhält es sich aber mit den anderen Czechen, die unserer 
Gemeinde eine zumeist aus deutschem Gelde erhaltene Schule aufgenöthigt 
haben. Wir meinen jene Leute, welche in deutscher Hen-en liohn und 
Arbeit stehen, also direct deutsches Brod essen, und czechische Gescliäfts- 
leute, die, so lange sie arme Schlucker waren und von der Gnade und 
[Grossmuth der deutschen Bevölkerung abhingen, sich als gute Deutsche 
ausgaben, jetzt aber, da sie infolge deutscher Gutmüthigkeit zu einem 
Besitze gelangt sind, nicht wissen, wie sie es anfangen sollen, um nur 
als rechte Wenzelssöhne zu gelten. 

Wir konnten uns natürlich nicht alle Geschäftsleute anmerken, 
welche wir bei der Einschreibung der Kinder in die czechische Schule 

*) „Nun" heisst 1890, obwohl laut des Special- Orts-Repertoriums für 
Mäh en Iglau, wie schon erwähnt wurde, nach der deutschen Volkszählung 
1880 eben 18 745 Deutschen 3450 Czechen zählte. 
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gesehen; nennen, können wir mit Bestimmtheit den Bäckermeister Endolf 
Cerny, Bäckermeister Karl Step an, Anstreicher Karl Harr er, 
Drechsler Karl K o Ö v e r a , Buchbinder W. W r b a , Kürsclmer Franz Mach, 
Bildhauer Kudolf Lhota, Tischlermeister Wenzel Schleiss, Kaufmann 
Anton Formann und Bürstenbinder Nowosad. 

Die Deutschen Iglaus werden doch endlich einsehen, wohin deutsche 
Gleichgiltijrkeit führt, und wie deutsche Gutmüthigkeit von den Czeclien 
gelohnt wird. 

Das gTösste Contingent von Kindern für die czechische Schule 
liefern Tagiöhner und Hilfsarbeiter, die zumeist bei deutschen Herren in 
Dienst und Lohn stehen; sie füllen die czechische Schule mehr als 
zur Hälfte. 

Wenn schon angenommen w^erden muss, dass gar manche von den 
Geschäftsleuten durch fanatische Hetzerei allein dazu vermocht wurden, 
ihre durch viele Jahre genossene deutsche Gastfreundschaft auf diese 
echt czechische Manier zu lohnen, so muss das um so mehr bei den Tag- 
lühnern und Hilfsarbeitern angenommen w^erden. Die czechischen 
H . . . äupter unserer Stadt rechneten eben dabei auf die deutsche Ge- 
müthlichkeit, auf die deutsche Gleichgiltigkeit in nationalen Dingen. 
Und in der That, sie haben sich nicht getäuscht. Deutsche Herren geben 
solchen Leuten Dienst und Brod, während einzelne czecliische Herren ihre 
deutschen Bediensteten nöthigen, die Kinder in die czechische Schule 
zu schicken. 

A^'ir glauben, wenn die Verhältnisse so stehen, so wäre es nur 
nationale Pflicht der Deutschen, Gleiches mit Gleichem zu lohnen, und 
dann wollen wir sehen, wer den Kürzeren zieht. 

Die czechischen Häupter, die eben diese armen Leute dazu ver- 
mocht haben, die Petition um eine czechische Schule zu unterfertigen und 
dann ihre Kinder in diese Schule zu schicken, hatten dabei ganz gewiss 
nicht das Wohl der Taglöhner und Hilfsarbeiter im Auge. 

Um selbst eine Eolle spielen zu können und vielleicht einst im 
czechischen j^Iärtyrer-Kalender verzeichnet zu stehen, versprechen sie heute | 
dem annen Manne goldene Berge, wenn er seine Kinder in die czechi- | 
sehe Schule schickt, dabei wissen sie gar gut, dass sie ihm nicht einmal j 
einen Kieselstein geben können. Der wohlhabendste Czeche weiss ganz | 
wohl, dass man ohne gründliche Kenntniss der deutschen Sprache nicht . 
weiter kommt und schickt seine Kinder später in deutsche Schulen ; aber | 
die annen, verhetzten Leute kümmern ihn gar wenig, wenn sie aucb 
später zu Grunde gehen. Nur Herrsucht und Fanatismus ist die Trieb- 
feder ihrer Handlungsweise. Wenn später der Sohn des armen Tag- 
löhners, der durch die Hetzer vermocht wurde, denselben in die czechi- 
sche Schule zu schicken, wegen Mangels der deutschen SprachkenntB isse 
in seinem Fortkommen auf Hintemisse stösst, so kümmert das den He :zer 
sehr wenig, ja gar nicht ; er lebt ja gut und liegt auf Flaumen ; für den 
Annen ist ja ein harter Strohsack oder ein Brett auch gut genug, and 
er soll sich mit einer harten Brotkrume begnügen. 

Das sollten jene armen Leute wohl bedenken, ehe sie den ver- 
lockenden Tönen vom alleinseligmachenden Czechenthum aufhorchen, und 
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die ^'esuncle Vernunft würde das Volk auch so handeln machen, wenn 
es eben nicht „verhetzt" wäre. Wir sehen es als eine Ptlicht aller 
deutschen Herren an, ihre Unterg-ebenen darauf aufmerksam zu machen 
und ihnen nahezulegen, dass sie nur zu ihrem eigenen und zum Xach- 
theil ihrer Kinder deutsche Gastfreundschaft mit Undank lohnen. 

Zum Schluss noch Eines : Wenn die Czechenhäuptlinge eine czechische 
Schale für die Seligkeit ihrer Kinder für unbedingt nothwendig erachten, 
so sollen sie sich eine solche selbst bezahlen. Wenn einige Leute den 
Standpunkt einnehmen, es sei nur christlich, wenn den Eltern Gelegen- 
heit geboten werde, ihre Kinder in ihrer Muttersprache unterrichten zu 
lassen, so sei ihnen darauf ein gewiss ebenso gutes, in unseren Augen 
aber noch viel christlicheres Gesetz vorzuführen : Du sollst nicht begehren 
des Nächsten Gutl^^c — (Dass die Deutschen bei den Volkszählungen 
und für ihre Schulen den Nächsten ganz, sammt seinem Gut, be- 
gehren, ficht den „Mährischen Grenzboten" selbstredend nicht an.) 

»Wie kommen die Deutschen dazu, für czechische Taglölmer eine 
Schule zu erhalten. Wollen diese Leute unbedingt ihre Kinder in der 
czechischen Sprache unterrichten lassen, dann sollen sie dahin gehen, 
wo eine Schule aus czechischem Gelde erhalten wird. — Man darf darauf 
etwa ja nicht entgegnen, dass in czechischen Gemeinden auch deutsche 
Schulen aus Gemeindemittelm bezahlt werden; denn erstens gibt es der- 
artige Schulen in sehr geringer Zahl und zweitens ist die Steuerleistung 
der Deutschen überall so gross, dass ihre Schale aus dem deutschen 
Steuer gülden bezahlt werden kann.< — 

In derselben Nummer des „Mährischen Grenzboten" vom 1. November 
1890 ist auf Seite 3 zu lesen: »Olmütz, 27 Oktober. (Eig. Bericht.) 
Wie man czechische Schulen mit Schülern versorgt Ueber 
dieses bereits öfter behandelte Capitel wird ein neuer Fall berichtet, 
welcher wohl geeignet war, Aufregung und Erbitterung hervorzurufen und 
den Beweis erbringt, dass die Herren Czechen überall in gleiclier Weise 
vorgehen und grösstentheils die „hoch würdigen Herren" ihre Hand im 
Spiele haben. Ueber den betreifenden Fall erhalten wir folgende Mit- 
theilung: In der am 22. stattgefundenen Sitzung des Bezirksschulrathes 
für den Stadtbezirk Olmütz machte ein Mitglied dieser Körperschaft die 
Mittheilung, dass der Cooperator bei St. Mauritz, P. Skalka, einen hier 
wohnhaften Slaven zwingen« (!) »wollte, sein Kind aus der deutschen 
Schule herauszunehmen und in die slavische Volksschule zu geben. Gleich- 
zeitig wurde die bei der Stadtgemeinde Olmütz abgegebene protokollarische 
Aussage der betreffenden Partei vorgelesen. Diese hat folgenden Wort- 
laut: „Am Anfange des heurigen Schuljahres Hess ich meinen Sohn Franz 
Pitrucha in die zweite Classe der fünfclassigen Knabenvolksschule ein- 
S( reiben, nachdem es mein Wunsch ist, dass sich mein Sohn auch die 
d( itsche Sprache aneignet. Dies that ich aus meinem freien Willen, ohne 
d; s mich Jemand hiezu gezwungen oder überredet hätte. Gestern, den 
2 . September 1. J., Hess mir der hiesige Cooperator bei St. Mauritz, 
P Skalka, durch meinen Sohn sagen, ich möge zu ihm auf die Pfarrei 
k nmen. Wie ich zu demselben kam, sagte er mir, ich sollte meinen 
S n Franz. aus der deutschen Schule herausnehmen und in die böhmische 

13 
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Schule einschreiben lassen, dass der Knabe in der deutschen Schule nur 
verdorben wird und nichts lernt und dass, wenn ich den Knaben in die 
böhmische Schule nicht gebe, derselbe in die erste Classe rückversetzt 
und man ihn dort sitzen lassen wird. Ich bin damit nicht einverstanden, 
dass sich der genannte Geistliche in meine Angelegenheit mischt und es 
ist mein Wunsch, dass mein Sohn in der deutschen Schule bleibt, weil 
er dort gut lernt. Pitrucha m. p. Kornauth m. p. Secretär*), Halma 
m. p. Schriftführer." Die Vorlesung dieses authentischen Schriftstückes 
eiTegte in der Sitzung des Bezirksschulrathes nicht geringe Sensation. 
Der Bezirksschulrath beschloss, dieser unerhörten Agitation gegenüber nicht 
unthätig zu bleiben, sondern den Probst von St. Mauritz, Dr. Josef Hanel 
zu ersuchen, dass er dem Cooperator Skalka ähnliche Agitationen ein für 
allemal untersage und denselben in seine Schranken zurückweise. <^ — 

Ueber einen analogen, ebenfalls von einem czechischen Priester und 
zwar in Iglaü ausgeübten „Zwang" war in der „Neuen Freien Presse" 
vom Sonntag, den 18. September 1892 auf Seite 3 zu lesen: »Iglau, 
16. September. (Ein czec bischer Caplan.) Unsere Stadt besitzt in 
der Person des P. Isidor einen Caplan nach dem Herzen der czechischen 
Agitatoren. Trotz der Beschwerde, welche die deutsche Bevölkerung bei 
der geistlichen Oberbehörde gegen seine nationalen Hetzereien erhoben 
hat, setzt er seine Thätigkeit auf diesem Gebiete unermüdlich und unbe- 
hindert fort. Der „Mährische Grenzbote" berichtet, dass ein czechischer 
Schuster von den behördlichen Organen angehalten wurde, weil er in 
Iglau Flugblätter vertheilte, welche einen Aufruf an alle Eltern enthielten, 
ihre Kinder in die czechische Schule zu schicken. Einvernommen, erklärte 
der Schuster, die Flugschrift, 300 Stück, von P. Isidor erhalten zu haben. 
In derselben heisst es: „Du begehst aber eine Sünde gegen dein eigenes 
Blut und Vaterland, verkaufst dein Kind, wenn du es in die deutsche 
Schule schickst, wo das Kind auf seine liebliche Sprache, auf sein glor- 
reiches Vaterland vergisst, wo das Kind, der Unterrichtssprache unkundig, 
in den Kenntnissen nicht fortschreiten kann, wie in der czecliischen Schule 
und auch oft — verdummt. Dein Kind vergisst dann, dass sein Vater 
oder seine Mutter aus czechischem Blute sind, es schämt sich seiner 
Sprache und seines Landes, und es wird aus ihm ein Renegat, welcher 
seine eigenen Eltern verspottet."« — 

In den „Saazer Nachrichten % Gratis - Beilage zu No. 11 des 
„Deutschen Volksblattes" vom 6. Februar 1894, ist auf Seite 2 zu lesen: 
»Verzeichniss der in der Saazer tschechischen Privat- 
schule eingeschriebenen Kinder. A. Knaben: . . .« (folgen in 
alphabetischer Reihenfolge die Namen von 84 Knaben in der Fassung: 
»Jirowec Josef, Sohn des Josef Jirowec, Schmiedes«) und »B. Mädchen: . . .« 
(folgen in alphabetischer Reihenfolge die Namen von 69 Mädchen in 
analoger Fassung). — 

Dass den Czechen in Wien bezüglich der czechischen priva m 
„Komensky-Schule", welche — wie schon früher erwähnt — im Sei 1- 

*) Welcher wohl derjenige ist, dem die drei stilistischen Schnitzer in jr 
protokollarischen Aussage des Herrn Pitrucha zur Last fallen. 
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jähre 1893—4 von 762 Kindern besucht wurde, noch immer verweii^ert 
mrä nicht nur die Umwandlung dieser Schule in eine öffentliche Volks- 
schule, obwohl die nach dem Gesetze hiezu eiforderlichen Bedingung-en 
vorliegen, sondern auch die Ertheilung des Oeffentlichkeitsrechtes, obwohl 
die Schule allen gesetzlichen Anforderungen Genüge leistet, — ist 
notorisch. 

(Das letzte Ansuchen um Umwandlung dieser Schule in eine öffent- 
liche — überreicht schon 1889 von 519 Petenten des X. Bezirkes in 
Wien bezüglich 638 Kinder' — wurde mit Entscheidung des niederöster- 
reiehischen Lande sschulrathes vom 10. December 1890 abschlägig be- 
schieden. Den gegen diese Entscheidung an das Ministerium für Caltus 
und Untemcht ergriffenen Kecurs Hessen die beiden Minister Baron 
Gautsch und Ritter von Madeyski offenbar nur aus Vorliebe für Privat- 
schulen als solche oder in Ausübung der justitia prohibitiva oder wegen 
Schwierigkeit des Falles infolge allzu grosser Klarheit desselben durch 
volle vier Jahre liegen. Endlich gelang es dem Protector der Schule, 
dem Grafen Harrach, der sonach über colossale Konnexionen verfügen 
muss, zu erwirken, dass der Recui-s überhaupt — wenn auch propter 
coalitioneu abschlägig ■ — erledigt werde, damit die Angelegenheit über- 
haupt vor den Verwaltungsgerichtshof gebracht werden könne. Die 
ministerielle abschlägige Erledigung erfolgte mit dem Erlasse vom 
1. Februar 1895, Zahl 15 044 aus dem Jahre 1891, und wurde laut 
Seite 1 der „Oesterreichischen Volkszeitung** vom 27. Februar motivirt 
wie folgt: »Die im Art. XIX, Alinea 3, des Staatsgrundgesetzes über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger normirte besondere Einrichtung der 
öffentlichen Unterrichts- Anstalten kann nur in jenen Ländern ohne weitere 
Voraussetzung zur Anwendung gelangen, wo das Wohnen mehrerer Volks- 
stämme als unanfechtbare Thatsache feststeht; wo dies aber nicht der 
Fall ist, ist die Anwendung der vorbezogenen gesetzlichen Bestimmungen 
davon abhängig, dass die thatsächlichen Verhältnisse das Wohnen mehrerer 
Völksstämme zweifellos erscheinen lassen. Dies trifft nun bezüglich der 
czechischen Bevölkerung in Wien nicht zu ; denn weder die Gesammtzahl 
I der in Wien wohnenden Angehörigen dieses Volksstammes im Entgegen- 
, halt zur Gesammtziffer der Bevölkerung, noch die Verhältnisse, unter 
, denen sich derselbe in Wien aufhält, weisen jene Merkmale nach, an 
welchen sich erkennen Hesse, dass in Wien, speciell im zehnten Bezirke, 
der czechische Volksstamm wohne, beziehungsweise dass seine Sprache in 
Wien die landesübliche ist. < 
f Das wohlwollende Entgegenkommen, welches der Unterrichtsminister 

Dr. Stanislaus Poray Ritter von Madeyski den Wiener Czechen gegen- 
. über schon dadurch bewiesen hat, dass er, obwohl den' österreichischen 
Behörden Fristen nur für sehr wenige Amtshandlungen vorgeschrieben 
sind, zu denen die Erledigungen von Recursen nicht gehören, den frag- 
lichen Recurs schon nach wenig mehr als einem Jahre überhaupt er- 
ledigte und denselben nicht seinem Nachfolger unerledigt vererbte, wissen 
wir Czechen wohl zu schätzen und sind dankbar dafür, zumal wir auch 
wis ^.n, dass der Untemchtsminister hiedurch sogar einen Theil des so- 
gen 'mten nationalen Besitzstandes, zu dem auch das Nicht-Erledigen 

13* 
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dieses Recurses gehörte, unwiderruflich vernichtet hat. Auch sehen wir 
ein, dass der Ünterrichtsminister, wenn er die Tollkühnheit seines Vor- 
gehens gegen die Coalitions-Principien nicht auf die Spitze treiben wollte, 
den Recurs nicht aufrecht erledigen konnte. Ja, angesichts des Coalitions- 
Principes der Erhaltung des sogenannten nationalen Besitzstandes der 
Deutschen, zu welchem selbstredend auch die Nicht-Errichtung öffentlicher 
czechischer Volksschulen in .Wien gehört, begreifen wir auch, dass der 
Unterrichtsminister Wien's zehnten Bezirk für ein Land im Sinne des 
Alinea 3 des Art. XIX des genannten Staatsgrundgesetzes erklärt, 
obwohl — so viel mir bekannt — diese Auffassung, da Wien einen 
Bestandtheil des Kronlandes Nieder Österreich bildet, nicht allgemein 
üblich ist. 

Daraus jedoch, dass der Untenichtsminister zur Erklärung der ab- 
schlägigen Entscheidung sich dieser eigenartigen Anschauung, welche auch 
schon einen Bestandtheil des nationalen Besitzstandes der Deutscheai 
bilden dürfte, in seinem Erlasse bedient, statt einfach zu erklären, dass 
in dem Lande Nieder Österreich nur ein einziger — der deutsche - 
Volksstamm wohne, kann auch ohne Rücksicht auf den Umstand, dass es 
in Niederösterreich öffentliche czechische Volksschulen gibt, geschlossen 
werden, dass auch nach der Ansicht des Unterrichtsministers Niederöster 
reich zu jenen Ländern des Art. . XIX gehört, in denen mehrere Volks- 
stämme wohnen.*) — 

Angesichts der — meiner Ansiclit nacli — auch für einen 
Coalitions-Juristen allzu eigenartigen Anschauung, dass Wien eia 
Land sei, scheint es mir, dass die Motivirung des Erlasses mir 
deshalb so lautete, weil in dem Eecurse der Artikel XDL ange- 
rufen wurde, und dass das eigentliche Motiv für den Unterricht- 
minister, den Recurs abschlägig zu erledigen, darin bestand, dass 
es sich bei der geforderten Umwandlung der czechischen Privat- 
. schule in eine öfientliche Volksschule — wde bei der schon er- 
wähnten Subvention für die czechische ethnographische Aus- 
stellung — „um ein Unternehmen handelt, w^elches nur Einem 
Yolksstamme" in Niederösterreich „zu gute kommen soll, also um 
ein Unternehmen, Avelches nicht einen allgemeinen, sondern einen 
einseitigen Zweck verfolgt".) 

k. (Seelsorge für czechische Minoritäten.) In den „Saazer 

Nachrichten", der bereits citirten Gratis-Beilage zu No. 11 des „Deutschen 
Yolksblattes" vom 6. Fehruar 1894, ist auf Seite 1 zu lesen: »Tschechi- 
scher Gottesdienst in der Saazer Decanalkirche. Der HeiT 
Bischof Schöbel in Leitmeritz hat über eine ihm von einer Deputation 
der hiesigen Tschechen »überreichte Petition dem hiesigen Stadtdechant, 
Herrn P. Alois Hanl, die Weisung ertheilt, inderhiesigenDecanal- 

*) Ganz abgesehen davon, dass in dem Berichte der „Neuen Freien Presse*, 
Morgenblatt vom 24. Mai 1895, über die am '23. Mai in Wien abgehalfcine 
Hauptversammlung des Deutschen Schulvereines zu lesen ist: „. . . In Nieder-' 
Österreich constatirt der Referent eine allgemeine Ermüdung in nationa en 
Dingen und die zunehmende slavische Agitation in den nächst Lundenburg ge- 
legenen Landestheilen. . . / 
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kirche an allen Sonn-, und Feiertaj^en für die Kinder der 
hiesig-en tschechischen Privat schxile — (laut des auf Seite 2 eben 
dieses Exemplares der „Saazer Nachnchten"* veröffentlichten Vei-zeichnisses 
dieser Kinder besucht von 153 Schülern) — -eine eig:ene lieil. 
Messe zu lesen, bei welcher tschechisch gebetet und tce- 
s u n g e n werden soll. Der Stadtrath , hievon in Kenntniss jiesetzt, 
hat zu dieser Angelegenheit Stellung genommen und eine Kundgebung 
beschlossen, in welcher ^r untei* eingehender Begründung in entschiedener 
Weise gegen die bischöfliche Anordnung sich ausspricht. Die stadträth- 
hche Kundgebung w^urde dem hiesigen Decanalamte raitgetheilt. < — Be- 
züglich der Erledigung dieser Kundgebung ist in der ..Neuen Freien 
Presse", Morgenblatt vom 17. Febriar 1894 auf Seite 5 zu lesen: 
■ S a a z , 16. Februar (Orig.-Telegr.) Czec bischer Gottesdienst 
in Saaz. Heute ist eine neuerliche Erledigung des Bischofs Dr. Schrdjel 
eingelangt, worin derselbe ohne Rücksichtnahme auf die diesbezüglichen 
Vorstellungen des Stadtdechants und die Kundgebungen des Stadtrathes 
nnd der Bürgerschaft dem Stadtdechanten die Abhaltung eines czechi- 
schen Gottesdienstes an allen Sonn- und Feiertagen in der hiesigen Stadt- 
kirche neuerdings aufträgt. Dieser Tage wird sich eine Deputation, be- 
stehend aus Mitgliedern der Stadtvertretung und verschiedenen Bevölkerungs- 
kreisen angehörigen Persönlichkeiten zum Bischöfe begeben, um denselben 
zur Zurücknahme seiner Verordnung zu bewegen. < 

Man kann sich über dieses Vorgehen der Saazer Deutschen kaum 
wmidern, nachdem in dieser Beziehung die Vei-tretung der Reichshaupt- 
und Residenzstadt Wien in totaler Verkennung gerade dieser Eigenschaft 
Wiens mit gutem Beispiel vorangegangen war. In dem Berichte der 
..Neuen Freien Presse'*, Morgenblatte vom 13. ^lärz 1889 über die 
Sitzung des Wiener Gemeinderathes vom 12. März 1889 ist nämlich zu 
lesen: >^. . . Hierauf gelangt folgender von der niederösterreicliischeu 
Statthalterei eingelangter Erlass zui- Verlesung: ,,^lit Beziehung auf den 
i an das k. k. J^linisterium für Cultus und Unterricht erstatteten Bericht 
[ vom 23. Juli 1888, Z. 4421, betreuend die Beschwerde dei^ Gemeinde- 
rathes der Stadt Wien gegen den Pfarrer des zehnten Bezirkes, Ignaz 
Fürst, wegen Bewilligung zur Abhaltung einer czechischen Predigt in 
der Pfarrkirche zu Favoriten, wird eröffnet, dass das gedachte h. ^linisterium 
laut Erlasses voüi 7. Februar 1889, Z. 1724 des Cultus- und Uuterrichts- 
Ministeriums aus dem Ergebnisse der gepflogenen Erhebungen die Ueber- 
zeugung gewonnen hat, dass weder das Verhalten des Pfarrers Fürst im 
Allgemeinen, noch das den Gegenstand dei' Beschwerde bildende A'nr- 
kommniss vom 5. Juli 1888 im Besonderen zu der Annahme berechtigt, 
al könnte das fernere Verbleiben dieses Priesters in seinem kirchlichen 
A ite der öffentlichen Ordnung getahrlich^ (!) erscheinen, dass somit zu 
ei em Einschreiten im Sinne des gestellten Begehrens jede gesetzliche 
G undlage fehlt. — Wien, 6. März 1889. Possinger m. p. (In welchem 
G ade Wiens zehnter Bezirk schon im Jahre 1887 „vertschecht"' war — 
sc lautet nämlich der technische Ausdruck im Deutschen — wird gut 
il istrirt durch den Bricht der „Neuen Freien Pi-esse'^, ]\IorgeHblatt vom 
2. August 1887, Seite 7, über eine Gerichtsverhandlung: Wien, 
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24. August. Schwefelsäure statt K Inder meth. . . . Der Ver- 
theidiger . . . hob hervor, das eigentliche Verschulden treffe Frau . 
Denn es sei unverantwortlich von einer Hausfrau, ein böhmisches Dienst« 
mädchen, das kein Wort Deutsch wisse, in die Apotheke zu schicken.: 
Der Angeklagte habe Alles gethan, was seine Pflicht sei, er habe da« 
Dienstmädchen gefragt, ob sie Schwefelsäure bekomme, was diese bejalrt 
habe; Niemand an seiner Stelle hätte anders handeln können. D« 
Eichter . . . erkannte den Angeklagten der Uebertretung des § 353 
schuldig und verurtheilte ihn zu vierzig Gulden Geldstrafe; als mildemc 
erwähnte der Richter hiebei besonders den Umstand, dass es für dei 
Apotlieker im zehnten Bezirke, wo so viel czechisch gesprochen werde 
sehr schwer sei, mit den Kunden »u verkehren« — wenn ein solch« 
nämlich, ohne Czechisch zu können, daselbt zu der in einem solchei 
Falle für die Einwohner und ihn selbst gefährlichen Praxis von da 
Behörde zugelassen wird.) — (S. a. N.-A. 5.) 

Durch diese im Vorstehenden angeführten Beispiele dafüi 
wie unsere Deutschen mit den czechischen localen Minorität«! 
umgehen, Beispiele, die ich für verschiedene Länder und füi 
verschiedene Lebensbeziehungen aus der grossen Masse solcha 
Beispiele ausgewählt und an der Hand gegnerischer und unver 
dächtiger Atteste dargestellt habe, wdrd das Vorgehen dö 
Deutschen gegen unsere Minoritäten — die Deutschen bezeichnel 
dasselbe mit dem technischen Ausdruck „Nationale Kleinarbeit* 
— zur (xenüge illustrirt; — und welche grässliche Gemüths 
roheit und welchen erschreckenden Mangel an „Rechtssinn "offen- 
bart diese Handlungsweise auf Seite unserer Deutschen! — 

G. (Der Bechtssinu der Deutschen.) Wie gross dieser 
Mangel an „Kechtssinn'^ bei den Deutschen ist und wde scrupelloj 
dieselben in der Wahl der gegen uns Czechen angewendeten 
Mittel sind, geht jedoch, wenn dies überhaupt möglich ist, noch 
klarer hervor aus der jüngsten Landtags wähl in Mähren (1894) 
und aus dem Verhalten der Deutschen in Beziehung auf deu 
über Prag und Umgebung verhängten Ausnahmszustand. 

a. (Die Landtagswahl im Städte-Bezirk Mährisch-Kromau 1894.) 

Der städtische Landtags- Wahlbezirk Mährisch-Kromau, Eibenschitz, Mähriscli- 
Budwitz, Pohrlitz und Jarmeritz war in (jier Landtags-Periode 1884— 90 
vertreten durch einen Czechen; bei der Wahl im Jahre 1890 erhielt der 
deutsch-liberale Kandidat Panovsky 406, der czechische Kandidat 400 
Stimmen. Trotz aller diesbezüglicher Urgenzen konnte die czechische 
Landtags-Minorität es nicht erreichen, dass die Verificirung der "Wahl 
an die Tagesordnung gesetzt werde, so dass, als Panovsky im Jänner 
1894 starb, seine Wahl noch nicht veriticirt war;*) die deutsche Land- 

*) Der Fall, dass die Verificirung einer nicht völlig planen Wahl nicht 
gleich in der ersten auf die Wahl folgenden Sitzung des betreft'enden Ver- 
tretungskörpers auf der Tagesordnung steht, ist nicht vereinzelt ; so war z. B- 
die Wahl des galizischen Reichsrathsabgeordneten Dr. Josef Samuel Bloch im 
Sommer 1894 (Vier) noch nicht verificirt, obwohl dieselbe schon vor dem 9. April 
1891 (Eins) stattgefunden hat. Manchmal jedoch geht es mit der Verific' iing 
solcher Wahlen sehr rasch. Offenbar, je nach den Umständen. 
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tag^-Mehrlieit erklärte, jetzt sei eine Verificirun^ der Wahl nicht mehr 
erforderlich, die Re^erung^ stimmte angesichts der für jeden Deutschen 
^onzweifelhaften Richtigkeit dieser Ansicht derselben selbstverständlich zu 
imd schrieb eine neue Wahl aus. Damit nun bei dieser Wahl der deutsche 
Kandidat mit Sicherheit gewählt werde — im mährischen Landtage haben 
iie Deutschen trotz der vorzüglichen Wahlgeometrie nur eine geringe 
Majorität — , wurde unter Zustimmung der betreffenden Bezirkshauptmänner, 
iie über die Aufnahme von Personen in die Wählerlisten zu entscheiden 
bben, die Anzahl der deutschen Wähler auf manigfache Art vergrössert. 
lo meldeten z. B. in Mährisch-Kromau 7 5 Personen, darunter die Gattinen 
fehlreicher deutscher Honoratioren, verschiedene Gew^erbe als: Kohlen- 
^erschleisse, Kramereien, Greisslergeschäfte und dgl. an, damit ihnen in 
lOto der Steoerbetrag von 10 Gulden vorgeschrieben werde und sie in 
Iie Wählerliste aufgenommen würden, was auch thatsächlich geschah, 
obwohl die Geschäfte nur zum Scheine angemeldet wurden und seit der 
^orschreibung der Steuer noch nicht ein Jahr verflossen war. (Auf das 
iin erscliienen in der czechischen Stadt Jameritz keine Wähler zur Wahl, 
10 dass keine Wahlcommission zusammengesetzt werden konnte, was auch 
l»ei dem zweiten für Janneritz ausgeschriebenen Wahlteimin, dem 24. Oktober 
1894, der Fall war, so dass in dieser Stadt überhaupt keine Wahl statt- 
and.) In den übrigen Städten des Wahlbezirks erhielt der deutsche 
Kandidat die Majorität und die Stadthalterei folgte demselben das Wahl- 
Bertificat aus; dann erfolgte am 27. December 1894 die Eröffnung des 
nälirischen Landtages, schon am 15. Januar 1895 die Agnoscimng der 
Wahl*), am öl. Januar die Publication der diesbezüglichen Erkenntnisse 
ies Reichsgerichtes. 

Die czechischen Wähler haben nämlich gegen diese Wahl in vier- 
facher Hinsicht Beschwerde vor dem Reichsgerichte geführt und zwar: 
1. weil die Juden-Gemeinde Eibenschitz (Bezirkshauptmannschaft Brunn) 
in den Städte-Bezirk eingereiht w^urde; — 2. weil in Mährisch-Kromau 
(Bezirkshauptmannschaft Mährisch-Kromau) die obenerwähnten 7 5 Gewerbe- 
Anmelder in die W^ählerliste aufgenommen wurden ; — 3. weil in Pohrlitz 
(Bezirkshauptmannschaft Auspitz) auswärts wohnende Ehrenbürger der 
Stadt in die Wählerliste aufgenommen wurden ; — und 4. w^eil in Pohrlitz 
in die Wählerliste Leute aufgenommen w^iirden, welche nicht Allein- 
Eigenthümer des zur Begründung des Wahlrechtes dem Steuerbetrage 
nach eben noch hinreichenden Grundbesitzes w^aren. 



*) Und zwar — laut des betreffenden Berichtes der „Neuen Freien Presse". 
Morgenblatt vom 16. Januar 1895, Seite 8 — mit den Stimmen der Deutschen 
tinter cumulativer Zustimmung der Conservativen gegen die Stimmen der 
Czechen In dem Berichte heisst es : , . •. . Abg. Dr. Reissig beantragt namens 
der Majorität des Verifications-Aussehusses die Agnoscirung der Wahl des 

Franz Rund als Landtags-Abgeordneten des Stadtbezirkes Kromau 

1 Nach dem Schlussworte der beiden Berichterstatter wurde die Wahl des Abg. 
i Rund nach dem Antrage der Au ss chuss - Majorität genehmigt. Gegen die 
^ Agnoscirung stimmte blos die Rechte; die conservativen Abgeordneten" — 
; (Vertreter der mährischen Spielart des sogenannten czechischen Adels Böhmens) 
i — r latten sich vor der Abstimmung entfernt ..." Hätten sie nämlich gegen 
■ den ' itrag gestimmt, so wäre derselbe gefallen. 
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Ueber diese Beschwerden, auf deren Abweisung seitens der Eegie- 
rungs- Vertreter vor dem Eeichsgerichte plaidirt wurde, hat laut der be- 
treffenden Berichte der „Neuen Freien Presse" das Eeichsgericht erkannt 
wie folgt : 

1. Durch die Entscheidung der Bezirkshauptmannschaft Brunn, 
mit welcher der Eeclamation . . . gegen die Einreihung der Israeliten- 
Gemeinde Eibenschütz in den Städtewahlbezirk Mährisch - Kromau keine 
Folge gegeben wurde, hat eine Verletzung des Landtags Wahlrecht es nicht 
stattgefunden . . . .« (Morgenblatt vom 23. Jänner 1895, Seite 3.); — 

2. ;> Durch die Entscheidung der Bezirkshauptmannschaft Mährisch- 
Kromau, mit welcher das' Begehren ... um Ausscheidung von 7 5 Per- 
sonen aus der Wählerliste der Stadt Mährisch-Kroniau abgelehnt wurde, 
hat eine Verletzung des Landtagswahlrechtes stattgefunden. In den 
Motiven wird ausgeführt, dass sich die Beschwerde als begründet dar- 
stelle. Die Wahlberechtigung zum Landtage habe die Wahlberechtigung 
zur Gemeinde-Repl-äsentanz zur Voraussetzung; die Bedingung für diese 
sei, dass die Steuer seit wenigstens einem Jahre entrichtet werde, und 
es müsse gefolgert werden, dass diese Bedingung auch für den Mehrbetrag 
an Steuer gelte, der zum Landtags Wahlrechte erforderlich ist. Der Be- 
schwerde sei auch aus dem weiteren Grunde stattzugeben, weil im vor- 
liegenden Falle die Reclamations-Behörde« — id est: die Bezirkshaupt- 
mannschaft Kromau — »sich füglich der Erkenntniss nicht verschliessen 
konnte, dass die in so kurzer Zeit und in so auffallender Menge erfolgte 
Anmeldung von Gewerben« — (nach dem Special-Orts-Eeportoriura zählte 
1890 Mährisch-Kromau 275 Häuser und 1868 Einwohner, so dass zn 
den bereits bestehenden Gewerben noch für je 25 Einwohner ein neues 
Gewerbe angemeldet wurde) »nicht in der reellen Absicht geschehen konnte, 
auch in der That das angemeldelte Gewerbe auszuüben, sondern nur zum 
Scheine und zu dem Zwecke, um Stimmen zur W^ahl zu schaffen. '^ (Mor> 
genblatt vom 24. Jänner 1895, Seite 3.); — 

3. >. . . Durch die Entscheidung der Bezirkshauptmannschaft 
Auspitz, mit welcher der Eeclamation - . . gegen die i^ufnahme einer 
Anzahl Wähler in die Wählerliste der Stadt Pohrlitz, die in aus- 
wärtigen W^ohnorten wahlberechtigt sind und deren Ausscheidung sonach 
verlangt wird, hat eine Verletzung des Landtagswahlrechtes stattge- 
funden. In der Motivirung wird ausgefülirt, dass die Anschauung der 
Bezirkshauptmannschaft, es sei Sache der Wahlcommission, über die Aus- 
übung des Wahlrechtes seitens dieser Personen zu entscheiden, niclit 
gesetzlich begründet sei. Der Eeclamationsbehorde liegt es ob, die 
Eichtigkeit der vorgebrachten Behauptungen zu prüfen und im Falle der 
Bewahrheitun g die betreffenden Personen aus der Wählerliste auszu- 
scheiden . . .': (Morgenblatt vom 23. Jänner 1895, Seite 3.); — md 

4. V, . . Durch die Entscheidung der Bezirkshauptmannschaft Aus itz, 
mit welcher dem Begehren ... um Ausscheidung einer Anzahl Wä 1er 
aus der Wählerliste der Stadt Pohrlitz (weil der Besitz, von welc ein 
die Steuer gezahlt wird, nicht diesen Personen allein, sondern ihnen nit 
anderen gemeinschaftlich zugeschrieben ist) keine Folge gegeben wt de, 
hat eine Verletzung des Landtags Wahlrechtes stattgefunden. Die Erk' nt- 
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nissgründe besagen: Das Reichsgericht vermochte die Anschauung ,der 
Bezirkshauptmannschaft, dass das Wahlrecht von der Vorschreihung der 
Steuer, aber keineswegs von dem Grundbuchstaude abhängig sei, nicht 
als gesetzlich begründet anzuerkennen ; mit Rücksicht auf die besonderen 
Bestimmungen über das Wahlrecht der Mitbesitzer sei es bei einem ge- 
meinsamen Realbesitze wesentlich, die pnvatreclitlichen Verhältnisse fest- 
zustellen. Ein Vergleich der steueramtlichen Vorschreibung mit dem 
' Tabularstande konnte nicht abgelehnt werden, und eine Richtigstellung 
der steueramtlichen Vorschreihung zu bewirken, sei nicht Sache der Par- 
teien, sondern der Behörden (Morgenblatt vom 23. Jänner 1895, 
Seite 3.*) 

Da diesen Erkenntnissen des Reichsgerichtes jedoch — wie schon 
früher erwähnt wurde — nur der Werth akademischer Ansichten und in 
der Sache selbst keinerlei Wirkung zukommt, so wird — obwohl bei 
dieser Wahl eine der Qualität nach dreifache, der Quantität nach ent- 
scheidende Verletzung des W^ ahlrechtes gegen die Czechen stattgefunden 
hat und obwohl an dieser Wahl eine der fünf Städte, und zwar das 
czechische Jarmeritz (1890: 7 Deutsche neben 2429 Czechen), sich, und 
zwar nur infolge der schamlosen Rechtsverletzung gar nicht betheiligt 
hat — der städtische Landtags Wahlkreis Mährisch-Kromau, welcher nach 
dem Special-Orts-Repeitorium 1890 folgende Verhältnisse autweist: 

Deutsche Czechen 

Mährisch-Kromau . . . 1180 653 

p]ibenschitz-Stadt ... 179 3 668 

„ -Judengemeinde 311 260 

Mährisch- Bnd Witz . . . 215 3 072 

Pohrlitz-Stadt .... 2 411 804 

„ -Judengemeinde . 572 74 

Jarmeritz 7 2 429 

Zusammen 4 875 10 460, 

sonach 32 Percent Deutsche und 68 Percent Czechen, auch gegenwärtig, 
da der agnoscirte Abgeordnete Franz Kund, Bürgermeister von Pohrlitz, 
sein Mandat nicht niedergelegt hat, wiederum durch einen Deutschen 
vertreten, weil den Deutschen eben jedes Mittel recht ist; — und so 
fügt sich dieser Bezirk auch jetzt wiederum in das Bild des ganzen 
Landes, in welchem 29, i Percent Deutsche mit den 70,0 Percent Czechen 
ackern, harmonisch ein. — („Stets übe Treu und Kedlichkeit . . .'^ 

b. (0er Ausnahms-Zustand in Prag.) lieber Antrag des gegen- 
wärtigen Statthalters von Böhmen Grafen Franz Thun wurden im Sep- 



*) Interessant — und man könnte fast sagen : ungemein bezeichnend — 
is der Umstand , dass von den seitens der Czechen angefochtenen vier Ent- 
8( aeidungen die einzige , durch welche nach dem Erkenntnisse des Reichs- 
g irichtes keine Rechtsverletzung stattgefunden hat , von der Bezirkshaui)t- . 
II mnschaft ßrünn gefällt wurde, an deren Spitze, so viel ich weiss, ein Czeche 
si md. Es kostet uns Czechen auch redliche Anstrengung, uns die Füllung der 
'w derrechtlichen drei anderen Entscheidungen lediglich etwa durch Ueberlastuni^ 
d betreffenden Instanzen mit Geschäften zu erklären. 
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teiiiber 1893 mit der VerordnuDg des Gesammt-Ministeriums (Graf Taffe, 
Graf ^Velserheimb, Marquis Bacquehera, Ritter von Zaleski, Graf Falken- 
heyn, Freiherr von Gautsch, Graf Schünbom, Steinbach) vom 12. September 
1893 R.-G.-B. No. 139 infolge eines von diesem Gesammt- Ministerium 
gefassten „Beschlusses vom 22. August 1893" nach eingeholter a. h. Ge- 
nehmigung unter Anrufung des Gesetzes vom 5. Mai 1869 K.-G.-B. 
No. 66 die Bestimmungen der Artikel 12 und 13 des Staatsgrundgesetzes 
über die allgemeinen Kechte der Staatsbürger vom 21. December 1867 
R.-G,-B. No. 142 in den Gebieten der königlichen Hauptstadt Prag und 
der Bezirkshauptmannschaften Königliche Weinberge, Karolinenthal und 
Smichov zeitweilig suspendirt und mit einer zweiten Verordnung des 
Ges-ammt-Ministeriums vom gleichen Datum, R.-G.-B. No. 140, nach An- 
hörung des Obersten Gerichtshofes unter Anrufung des Gesetzes vom 
23. Mai 1873 R-G.-B. No. 120 die Wirksamkeit der Geschworenen- 
gerichte betreffs der durch den Inhalt einer Druckschrift verübten Ver- 
brechen und Vergehen und mehrerer anderen Verbrechen und Vergehen 
für den Umfang des Landesgerichtes Prag auf die Dauer eines Jahres 
vom Tage der Kundmachung dieser Verordnung eingestellt. (Beide Ver- 
ordnungen wurden am 13. September 1893 im Reichsgesetzblatte kund- 
gemacht.*) 

Als sich das Abgeordnetenhaus am 10. October 1893 versammelte, 
wurden demselben an diesem Tage im Sinne des § 11 des Gesetzes vom 
5. Mai 1869 R.-G.-B. No. 66 die beiden Ausnahm» Verordnungen behufs 
Beschluss^assung darüber vorgelegt. 

Bevor es zu dieser Beschlussfassung kam, wurde das Ministerium 
Taaife gestürzt, das Coalitions- Ministerium übernahm die beiden Aus- 
nahmsverordnungen als nicht unwillkommenes Requisit gegen die ausser- 
halb der Coalition stehenden Czechen, verlangte die Genehmigung der- 
selben seitens des Abgeordnetenhauses und dieses nahm auch in der 
Sitzung vom 14. December die beiden Verordnungen mit 185 gegen 73 
Stimmen, beziehungsweise mit 186 gegen 75, zur Kenntniss. 

*) Abgesehen von den Gefühlen, die der meritorische Inhalt dieser Ver- 
ordnungen in uns Czechen hervorrief, wurde uns auch no«h dadurch ein Stich 
versetzt, dass dieselben vom 12. September datirt wurden, weil dies dasselbe 
Datum ist, welches die uus Czechen so überaus werthe, an den Landtag des 
Königreiches Böhmen gerichtete kaiserliche Botschaft vom 12. September 1871 
trägt Bei dem Umstände, dass der betrefl'ende Beschluss des Gesammt- 
MinisteriuMis bereits am 22. August 1893 gefasst wurde und da*<s damals ange- 
sichts der bevorstehenden Jährung der Erlassung der erwähnten kaiserlichen 
Botschaft von dieser in Böhmen viel die Rede war . fällt es ziemlich schwer. 
anzunehmen, dass dieser Stich nicht beabsichtigt war; doch ist dies immerhin 
möglich. Für beide Fälle jedoch scheint mir sicher zu seit», dass Giaf Edua " 
Taatfe — der als Ministerpräsident gelegentlich der Beantwortung einer ' 
Abj^eordnetenhause über massenhaftes Vorkommen adeliger Beamten im V 
waltun (>sdiensto gestellten Interpellation die bekannte Behauptung aufstell. 
dass die adeligen Verwaltungsbeamten sich im hohen Grade durch die i 
den Dienst sehr werthvolle Eigenschaft des Taktes auszeichnen — als Bei 
für die Richtigkeit dieser semer Behauptung die Datirung der beiden Ai 
nahnibverordnungen , deren Editoren mit Ausnahme des bürgerlichen Finar 
ministers Steinbach sämmtlich adelige Verwaltungsbeamte waren, darun 
Graf Eduard Taaife in eigener Person, logischer Weise nicht anführen kör 
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I Dass die conservativen Parteien (die Feudalen, darunter auch der 

I sogenannte czecliische Adel, die Clericalen und die galizischen Polen) 
für die Genehmigung der Verordnungen stimmten, war für jedermann 
selbstverständlich, denn die Conservativen würden, falls irgend eine Re- 
gierung beantragen würde, zu beschli essen , dass z. B. die Robot wieder 
einzuführen oder die Chemie auf Grundlage der vier Elemente Erde, 
Wasser, Luft und Feuer zu lehren sei, auch für solche Regierungsvor- 
lagen stimmen, und bei den galizischen Polen kam hiezu noch das Be- 
dürfniss einer ausgiebigen Reparatur des durch ihre Meuterei gegen den 
Grafen Taaffe stark havarirten Rufes ihrer Söldnertreue. Da sie näm- 
lich wegen der mit Zustimmung der Krone eingebrachten Wahlrechts- 
vorlage gemeutert hatten, weil die Durchführung derselben auch auf 
ihre Kosten gegangen wäre und sie gegen solche Vorlagen ungemein 
empfindlich sind, so war es klar, dass sie doch zum Mindesten die eben- 
falls mit der Zustimmung der Krone erlassenen Ausnahmsverordnungen 
zur Kenntniss nehmen mussten, zumal dieselben nur gegen die Czechen 
gerichtet waren und diese selbst als ausserhalb der Coalitlon stehend 
keinen Anspruch auf irgend welche Rücksichtnahme seitens der Coalitions- 
Parteien hatten. Daraus, dass die galizischen Polen hiedurch ein Ver- 
gehen gut machen wollten, erklärt sich auch der auffällige Umstand, dass 
dieselben für die Genehmigung der Ausnahmsverordnungen stimmten, ohne 
biefür eine Extra-Zuwendung für sich zu verlangen. 

Dass auch die nichtconservativen Deutschen für die Genehmigung 
der Ausnahmsverfügungen gestimmt haben, muss — meiner Ansicht nach — 
auch diejenigen unter uns Czechen , die trotz allem , was bis dahin ge- 
schehen war, noch imm^r dem alten Gedanken an die Erlangung der 
Gleichberechtigung im Wege eines Ausgleiches mit den Deutschen an- 
hiengen, von der Unrichtigkeit dieses Gedankens tiberzeugen, wenn man 
erwägt, wie die Deutschen über die Begründung der Ausnahmsverfügungen 
dachten und \Velche Motive es waren, aus denen dieselben für die Ge- 
nehmigung der Verfügungen stimmen sollten und thatsächlich auch ge- 
stimmt haben, worüber der Leitartikel des Morgenblattes der „Neuen 
Freien Presse'' vom 13. December 1893 klare Auskunft ertheilt. Daselbst 
heisst es nämlich: > . . . Sagen wir's offen: Der Bericht, den Herr Fuchs 
über die Verhandlungen des Ausnahmsausschusses erstattet hat, ist eine 
grosse Enttäuschung, und die Ueberzeugung, dass die Sistirung der Staats- 
grundgesetze und die Einstellung der Schwurgerichte in Prag unvermeid- 
lich gewesen sind, wird aus diesem Berichte Niemand schöpfen. Der 
Bericht setzt das Versteckenspiel , welches von Anfang an mit der Be- 
gründung des Ausnahmszustandes gespielt wurde , einfach fort. Die Zu- 
sc^-it't des Grafen Taaffe verwies auf die mündliche Begründung, die 
m ^dliche Begründung des Grafen Schönborn verwies auf die Mittheilungen 
in Ausschusse und der Ausschussbericht flüstert dem Leser ins Ohr: 
D Wichtigste , was dem Ausschusse mitgetheilt wurde , könne er aus 
G inden der Staatsraison nicht sagen. Mag sein, dass die Eingeweihten 
di Ueberzeugung erlangt haben, in Prag sei ohne den Ausnahmszustand 
m t weiter zu regieren gewesen. Für die Uneingeweihten aber, und 
dj gehört die Mehrheit des Abgeordnetenhauses, steht die Sache so, 



L 



k. 
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dass mindestens die gegentheilige Meinung durch das, was bekannt wurde, 
nicht widerlegt ist. Aus den Reden der zwei Mitglieder der Coalitions- 
Mehrheit, welche für die Verordnungen eintraten, ist dies deutlich, heraus- 
zuhören, denn beide schlössen damit, dass sie der Hoffnung Ausdruck 
gaben, die Regierung werde so bald als möglich den Ausnahmszustand 
aufheben Wir glauben, wenn es in dieser Sache ein Non liquet gäbe, 
wenn ein Beschluss zwischen Ja und Nein möglich wäre, das Abgeord- 
netenhaus würde sich am liebsten dafür entscheiden. Aber dies ist nicht 
möglich, und die Majorität befindet sich in der Lage, entweder die Ver- 
ordnungen , wie es beantragt wird, zur Kenntniss zu nehmen oder der 
Eegierung, die sie soeben auf den Schild gehoben hat, eine ganz unver- 
diente Niederlage zu bereiten. Dass sie, vor eine solche Wahl gestellt, 
das Erstere vorziehen muss, werden selbst unbefangene Mitglieder der 
Opposition zugeben ; aber daraus folgt auch , dass das Votum , welches 
das Abgeordnetenhaus am Schlüsse dieser Debatte abgeben wird, eine ganz 
andere Bedeutung hat, als es haben würde, wenn noch Graf Taaffe auf 
der Ministerbank sässe . . .^< 

Nun, um der Regierung, die die Deutschen mit den Conservativeii 
soeben auf den Schild gehoben haben, keine unverdiente Niederlage zu 
bereiten, stimmten die stets nur für Fortschritt und Freiheit kämpfenden 
sogenannten liberalen und die nationalen Deutschen dafür, dass der über 
das Centrum der Czechen und dessen Umgebung verhängte Ausnahms- 
zustand aufrecht verbleibe und hiedurch 582 900 Einwohnern Böhmens 
— oder richtiger gesagt: mehr als einer halben Million Czechen — die 
wichtigsten constitutionellen Rechte entzogen werden, trotzdem sie, die 
Deutschen, laut des ungebetenen und lediglich durch die Gewalt der 
Thatsachen erzwungenen Bekenntnisses ihres Haupt-Organes „Sagen wii's 
offen: Der Bericht ist eine grosse Enttäuschung und die Ueberzeugung-, 
dass die Sistirung der Staatsgrundgesetze und die Einstellung der Schwur- 
geiichte in Prag unvermeidlich gewesen sind, wird aus diesem Berichte 
Niemand schöpfen" die Verhängung des Ausnahmszustandes nicht als be- 
gründet erachteten.*) — Für diese Handlungsweise fehlt mir das Verständ- 
niss nnd fast auch die Bezeichnung; fast, weil ich von dem entsprechenden 
AVort hier nicht Gebrauch machen kann, obwohl ich auch starke Aus- 
drücke nicht scheue. 

Und wie wird auch da wider so wacker darauf losgel;ogen! 

„Wir glauben, wenn es in dieser Sache ein Non liquet gäbe, wenn 
ein Beschluss zwischen Ja und Nein möglich wäre, das Abgeordneten- 
haus würde sich am liebsten dafür entscheiden", heisst es in der Recht- 
fertigunu's- Schrift; und doch hat es sich hier gar nicht um das Abge- 
ordnetenhaus gehandelt, sondern lediglich um die nichtconservati"en 
Deutschen. Die Opposition hatte ja nicht den geringsten Zweifel darü er, 
wie sie zu stimmen habe , und die Feudalen , die Clericaleu und Ue 
galizischen Polen hatten nicht den geringsten Grund, sich, wie die ni it- 
conservativen Deutschen, so zu stellen, als ob es ihnen irgendwie seh er 



*) Von diesem Berichte selbst hiess es damals in Abgeordnet enkref (u, 
man sehe demselben an , dass der Berichterstatter an Intlnenza gelitten ' »e. 
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fiele, für die Ausnahmsverordnungen zu stimmen, und auch nicht den 
geringsten Anlass, ihre Handlungsweise sich selbst und Anderen gegen- 
über erst zu motiviren, ebensowenig wie der Fisch das Bedürfniss 
empfindet, sich selbst oder Anderen eine «Begründung dafür zu liefern, dass 
er seliwimmt; sie, die Conservativen, hätten ja — wie es jedermann klar 
ist — diese Ausnahmsverfügungen auch dem Grafen Taaffe genehmigt. 
Nur die stets für Fortschritt und Freiheit kämpfenden Deutschen mussten 
— allerdings lediglich pour l'honneur du drapeau oder, richtiger gesagt, 
zu Ehren der nackten Fahnenstange , da von derselben das Bischen 
Fahnentuch, welches seinerzeit jenen Partial - Liberalismus repräsentirte, 
den unsere Deutschen für sich selbst, nie jedoch für Andere hegten, 
schon längst verschwunden ist — ihr Votum für die ihrer eigenen An- 
sicht nach nichtgerechtfertigte Aufhebung der Freiheit irgendwie zu be- 
gründen trachten. Und diese Begründung, welche als so klar dargestellt 
wird, dass deren Richtigkeit „selbst unbefangene Mitglieder der Opposition 
zugeben werden", ist more solito selbst wiederum eine Lüge. Es wäre 
nämlich, wenn die nichtconservativen Deutschen, von deren v^timmen die 
Genehmigung der Ausnahmsverordnungen abhieng, gegen dieselben gestimmt 
hätten und wenn zugleich das ablehnende Votum des Abgeordnetenhauses 
die Aufhebung der Ausnahmsverfügungen zur Folge gehabt haben würde, 
was mir angesichts der schon früher gerügten untreuen Fassung des 
von den Deutschen gemachten Gesetzes mehr als zweifelhaft erscheint, 
der Coalitions ' Regierung — trotzdem nicht zu bestreiten ist, dass die- 
selbe die Taaffe'schen Ausnahmsverordnungen nicht ungern übernommen 
hat, jedenfalls weit lieber als die Taaffe'sche Wahlieformvorlage — 
durch diese Abstimmung der Deutschen lediglich eine formelle und keine 
meritorische Niederlage bereitet worden; denn abgedankt hätte die 
Coalitions-Regierung infolge eines solchen ablehnenden und — set^ien wir 
den Fall — auch wirksamen Votums des Hauses, wie Jedermami klar 
sein dürfte, eben nicht. Abgedankt hätte höchstens derjenige, der die 
Verhängung des Ausnahmszustandes beantragt hat, der Statthalter von 
Böhmen, Graf Franz Thun. 

Für den feinen Unterschied aber, >>dass das Votum, welches das 

[ Abgeordnetenhaus ^< — mit den Stimmen der Deutschen — am Schlüsse 
dieser Debatte abgeben wird, eine ganz andere Bedeutung hat, als es 

■ haben würde, wenn noch Graf Taaffe auf der Ministerbank sässe . . .^, 
haben wir Czechen naturgemäss wenig Sinn, w^eil es dem Geprügelten 

; in der Regel ziemlich Alles Eins ist, welche Bedeutung die Prügel, die 

^ er erhält, für Denjenigen, der dem Prügeln zustimiAt, im vorliegenden 
Falle thatsächlich haben oder in einem anderen Falle haben würden; 
wo^ür wir jedoch Sinn haben, ist das in den obigen Worten enthaltene 
G( tändniss, dass das Votum der Deutschen ganz dasselbe gewesen wäre, 
ai h wenn Graf Taaffe noch auf der Ministerbank gesessen hätte. 

Dass die nichtconservativen Deutschen eine solche Gelegen- 
h( i, ohne irgend welche eigene Kosten eine nach ihrem eigenen 
D dirhalten ungerechtfertigte Drangsalirung des czeehischen 
V Ikes hintanzuhalten und hiedurch demselben — ich wieder- 
h( ^ es — ohne irgend welche Gefahr und ohne irgend welche 
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Kosten einen Liebesdienst zu erweisen und so demselben einmal 
thatsäclilich die Hand zu bieten, nicht nur unbenutzt vorüber- 
gehen Hessen, ja dass diese Seite der Angelegenheit nicht eiinnal 
in Frage kam, ist, auch wenii bisher nichts anderes geschehen 
wäre, strin genter Beweis dafür, dass unsere Deutschen trotz aller 
gegentheiliger treudeutscher Versicherungen aii einen Ausgleich 
mit uns Czechen nicht einmal im Traume denken und dass ikr 
ganzes Streben — sie haben auch den im Herbste 1894 im Ab- 
geordnetenhause von czechischer Seite gestellten Antrag auf Auf- 
hebung des Ausnahmszustandes und die in den Landtagen von 
Böhmen und Mähren diesbezüglich beantragten Resolutionen 
niedergestimmt — nur dahin gerichtet ist, das czechische Volk 
mit allen ihnen jeweilig zugänglichen Mitteln niederzuhalten. 

c. (Bildung der Coalition der conservativen Elemente.) Zu 
allem Ueberfluss haben dies die „nichtconservativen" Deutschen 
ausdrücklich eingestanden durch ihren Eintritt in die Coalition 
mit den übrigen conservativen Parteien. 

Als nämlich Graf Taaffe sein Wahlreform-Project dem Ab- 
geordnetenhause vorlegte, ergriif, wie schon erwähnt wurde, 
unsere Deutschen — weil in diesem Projecte von einer Art Ver- 
allgemeinerung des Wahlrechtes die Rede war und die Deutschen 
bei jeglicher in der Richtung irgend einer Verallgemeinerung 
vorgenommenv3n Abänderung des gegenwärtigen, den Deutschen 
auf den Leib geschnittenen, mit dem Namen „Interessenver- 
tretung" bezeichneten Systemes der besonderen Wahlrechte stets 
werden herauszahlen müssen — eine sinnlose und fast komische 
Angst vor den Socialisten und den noch nicht gleichberechtigten 
Nationalitäten ; die schäbigen Reste des „liberalen" Fahnentuches, 
welche den stets für Fortschritt und Freiheit kämpfenden Deut- 
schen in diesen Kämpfen vorangetragen wurden, wurden in aller 
Geschwindigkeit von der Stange gerissen und der Bund mit den 
stets so verlästerten Feudalen, Clerikalen und galizischen Polen 
geschlossen. 

Jetzt stehen die stets für Fortschritt und Freiheit kämpfenden 
Deutschen in der Reihe der Conservativen, das heisst in der Reihe der- 
jenigen, von denen die Geschichte, so weit sie uns von den Schicksalen 
der Menschheit Kunde gibt, nur das zu sagen weiss, dass sie in thörichter 
Weise jedem Fortschritt und jeder Freiheit sich stets und überall mit 
aller Macht entgegenstemmt, die Führer der Menschheit mit Christus an 
der Spitze, stets mit allen Mitteln, von der einfachen Einkerkerung bis 
zur Expatriirung und von der einlachen Tödtung bis zur qualvollen Hin- 
richtung, und mit Verfolgungen aller Art bekämpft haben, so dass die 
Menschheit jedes Stückchen Fortschritt und jedes Stückchen Freiheit, das 
heisst jedes Atom Gleichberechtigung mit Strömen von Blut, mit der 
Vernichtung der Besten der Menschen, mit zahllosem Elend und — was 
das Schwerwiegendste ist — mit ungeheueren und unnützen Verlusten 
aji Zeit hat erkaufen müssen. Nie ist ein der Menschheit wohlthäti fer 
Gedanke, nie eine solche That von den Conservativen ausgegangen. '' ^ie 
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thöricht das ganze Streben der Conservativen ist, erhellt daraus, dass sie, 
obwohl AUes in der Welt — wie jedermann weiss — in stetem Wechsel 
und steter Veränderung begriffen ist, dennoch verlangen, dass bestimmte 
Zustände nicht geändert werden; thatsächlich haben auch alle Con- 
servativen aller Zeiten den Fortschritt der Menschheit nicht verhindert, 
sondern nur bewirkt, dass die Entwickelung, statt einen glatten und 
raschen Verlauf zu nehmen, unter Hindernissen und sehr langsam und 
unter unsäglichem Hasse vor sich geht. 

Im Verein mit den Coalitions-Geiiossen stimmten dann die 
noch immer für Fortschritt und Freiheit kämpfenden Deutschen 
in der allerdings richtigen Erkenntniss, dass die ('oalition mög- 
licherweise der letzte Ort sei, auf dem sie ihre ., Interessenver- 
tretung" vor den von allen Seiten eindringenden, Ansprüchen 
auf politische und nationale Gleichberechtigung für einige Zeit 
noch retten könnten, alle Anträge der Opposition, welche der 
Coalitions-Eegierung nicht gei^ehm waren, unbarmherzig nieder; 
die coalirten Parteien machten Alles unter einandtrr und mit der 
Eegierung ab und gewährten der Opposition nur jenen EiiiÜuss 
auf die parlamentarischen Angelegenheiten, den dieselbe ab und 
zu durch taktische Manoeuver erzwang. — So war, um nur ein 
Beispiel anzuführen, die Opposition von den A^orberathungen über 
das einzubringende Project einer angesichts der Zeitläufte so 
wichtigen Reform des Wahlrechtes vollständig aiisgeschlossen. 

Als seinerzeit von Seite des „Eisernen Ringes" die deutsche Opposition 
analog behandelt wurde, gab der Führer dieser Opposition Dr. Ernst Edler 
von Plener, später einer der Führer der Coalition und Finanzminister, 
laut des Stenographischen Protokolles über die Sitzung des Abgeordneten- 
hauses vom 21. Oktober 1885, Seite 298, seiner sittlichen und staats- 
männischen Entrüstung über diese Behandlung der öif entlichen Angelegen- 
heiten folgenden Ausdruck : » . . . Hat es jemals, seit dieses Yollparlament 
besteht, eine rein parteimässigere Behandlung der öif entliehen Angelegen- 
heiten gegeben, als unter dem Regime dieser Mehrheit, dieser Partei und 
dieser Regierung? Ist es nicht die einseitigste, parteimässigste Behandlung 

: der öffentlichen Angelegenheiten, w^elche alle richtigen Angelegenheiten 
einseitig, vertraulich zwischen den Führern der Rechten (der Coatition) 

! „und der Regierung feststellt und im Wege des Tauschgeschäftes« (der 

i gegenseitigen Unfallsversicherung) »(Beifall links!) ratificirt, dadurch jede 
sachliche Berathung und jede loyale Berathung im Schosse des Hauses 

. einfach unmöglich macht und die politische Action der Minderheit auf 
das Niveau einer reinen Comödie herabdrückt. (Sehr gut! links) . . .« 
(Dieses Urteil wurde seinerzeit in dem Tone einer so tiefen treudeutschen 
Ue erzeugung und einer so echten Entrüstung vorgebracht, dass jedermann 
fu] htlos hätte seine Hand ins Feuer legen können dafür, das Dr. Ernst 
Ec er von Plener sich gegebenen Falles eher beide Hände würde abhacken 

r las en, als dass er auch nur eine derselben zu einer ähnlichen Behandlung 
de Opposition bieten möchte. — Allerdings begreift es sich, dass, wenn 
da S t a a t s interesse es erfordert — und andere Interessen haben die 
soi ^nannten liberalen Deutschen und ihre Führer nie verfolgt, man ohne 
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Zandern auch die tiefste Ueberzeugung bei 8eite legen und auch der 
^ stärksten Entrüstung Schweigen gebieten muss — wenn man . daran auch' 
vergehen sollt*.) 

Wenn man dann angesichts aller dieser Umstände im sieben- 
zehnten Monate der Coalition in der „Neuen Freien Presse", 
Morgenblatt vom 28. Februar 1895, Seite 3, zu lesen bekam, dass 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauses einer der deutschliberalen 
Abgeordneten, Dr. Max Menger, noch von der „Majestät des 
Rechtes" perorirte, und wenn man im „Neuen Wiener Tageblatt" 
im Morgenblatte vom 28. Februar 1895, Seite 1, las: ». . . Die 
Schrulle des Herrn Dr. Kronawetter, immer dort zu stimmen und 
zu spreclien, w^o die fortschrittlichen Deutschen nicht sind, das 
heisst mit den Gegnern des liberalen Deutschthums zu lieb- 
äugeln*), ist leider bekannt . . .«, so fasste man sich unwillkür- 
lich beim Kopfe, ob man denn seine fünf Sinne noch beisammen^ 
habe, denn von der „Majestät des Rechtes" und vom „Liberalis- 
mus" wissen die sogenannten liberalen und die nationalen Deut- 
scheu ungefähr so viel wie ein blindgeborener Blinder von den 
Farben. : 

d. (Das czechische Privat -Gymnasium in Troppau.) Einen 

neuen Beleg für die Richtigkeit dieser Behauptung brachte die Sitzung: 
des Aligeordnetenhauses vom I.März 1895, in welcher laut des Berichte» 
der „Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 2. März 1895, Seite 4, der 
Abgeordnete Dr. v. Hofmann - Wellenhof und Genossen den Unterrichts- 
minister in Angelegenheiten des Troppauer czechischen Privat-Gymnasiuma 
interpellirten. Laut des Stenographischen Protokolles, Seite 1 7 007, 
stellten die Interpellanten an den Unterrichtsminister hiebe! auch folgende 
Anfrage: »Gedenkt die k. k. Regierung auf diesem Umwege die Ver- 
staatlichung des czechischen Privat- Gymnasiums in Troppau anzubahnen, 
obwohl die Gemeindevertretung und die Bevölkerung der deutschen Stadt 
Troppau sich seit jeher dagegen verwahren und in der Errichtung einer 
czechischen Staatsmittelschule in Troppau eine neuerliche Verletzung^ 
des nationalen Besitzstandes der Deutschen erblickt werden müsste?« 
Nach dieser Interpellation ist es nämlich den Deutschen vollkommen klar, 
dass der Umstand, dass die Gemeindevertretung und die Bevölkerung, 
Trü])paus sich seit jeher gegen die Verstaatlichung des Gymnasiums ver- 
wahren und in einer solchen eine Verletzung des nationalen Besitzstandes 
der Deutschen erblickt werden müsse, als hinreichender Grund gegen eine 
eventuelle Verstaatlichung der Anstalt — geplant ist nämlich keine — 



*) Der genaDnte Abgeordnete stimmte — selbstredend erfolglos — für 
den aus Anlass der Confiscation eines czechischen Blattes von jungczechischer 
Seite gestellten Dringlichkeit sanl rag: Das hohe Haus wolle beschliessen : Es 
widerspricht dem Artikel 16 des Staatsgrundgesetzes (vom 21. December 1867 
R. G. R. Mr. 141) und dem § 28 des Pressgesetzes, den Inhalt der im Reichs- 
rathe und in den Landtagen gehaltenen Beden als Gegenstand einer strafge- 
ricbtlichen Untersuchung oder Indicatur zuzulassen. Es wird die dringliche 
Behandlung für diesen Antrag gefordei*t. (,,Neue Freie Presse,* Morgenh att - 
vom 1*0. Februar 1895, Seite 4.) 
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anzusehen ist, obwohl weder die Gremeindevertretung, noch auch die Be- 
vülkenmg Troppaus ak solche mit der Verstaatlichung des Gymnasiums 
irgend etwas zu thun haben. Der Passus über die Verletzung des 
nationalen Besitzstandes der Deutschen illustrirt so überaus klar das uns 
Czechen von den Deutschen in grenzenloser Frechheit für alle Zukunft 
zugedachte Helotenthnm. — (Diese Interpellation ist jedoch, nebenbei 
bemerkt, auch psychologisch interessant. Man wollte nämlich angesichts 
der Beschaffenheit derselben denken, dass es Niemanden geben könnte, 
der nach der Ehre der Autorschaft dieser Interpellation geizen würde, 
und doch war dies der Fall; denn in dem nächstfolgenden ]\lorgenblatte 
der „Neuen Freien Presse" vom 3. März 1895, Seite 4, war unterm 
2. März zu lesen: »Der Herr Abgeordnete Kaiser« (August, Professor 
an der landwlrthschaftlichen Mittelschule in Oberhennsdorf in vSchlesien) 
»ersucht uns, richtig zu stellen, dass die in der gestrigen Sitzung ein- 
gebrachte Anfrage an den Unterrichtsminister bezüglich des czechischen 
Privat-G3m[masiums in Troppau nicht von Dr. Hotmann v. Wellenhof« 
(Realschul-Professor in Graz), »sondern vom Abgeordneten Kaiser im 
Vereine mit Dr. Hofmann v. Wellenhof gestellt wurde.« Dass diese 
Eichtigstellung behufs einer Entlastung des Letztgenannten veranlasst 
wurde, erscheint durch den Inhalt derselben ausgeschlossen. — Zwei 
deutsche MittelschuUehrer stemmen sich gegen die Verstaatlichung eines 
(laut Dassenbachers Schematismus pro 1894 — 5) im Jahre 1893 — 4 von 
309 Schülern besuchten Ober- Gymnasiums, weil — nun weil dasselbe 
ein czechisches ist, das einzige für die 131 Tausend Czechen Schlesiens, 
und weil „der Besitzstand gewahrt" werden soll.) 

e. (Die Besitzstands-Theorie der Deutschen.) Ich habe, wie 
jedermann, viel Thöriclites gelesen, gehört und erlebt; doch fast 
als Gipfel alles Thörichten will mir der Ruf der Deutschen nach 
der „Erhaltung des nationalen Besitzstandes" erscheinen. Wie 
es ist, so soll es bleiben für jetzt und immerdar, der gegen- 
wärtige Zustand der nationalen Verhältnisse soll petrificirt w^erden, 
die Welt soll in Oesterreich stille stehen, wir Czechen sollen in 
alle Ewigkeit die Heloten bleiben, die wir jetzt sind. Es ist wie 
im Buche Josua 10, 12.: „Da redete Josua" (-Plener) „mit dem 
Herrn des Tages, da der Herr die Amoriter übergab vor den 
Kindern Israels, und sprach vor gegenwärtigem Israel: Sonne, 
stehe stille zu Gibeon" (über Oesterreich), „und Mond, im Thale 
Ajalon" (im sogenannten geschlossenen deutschen Sprachgebiet)! 
Welch' wahnsinniges Verlangen! Ein geschlossenes deutsches 
Sprachgebiet soll hergestellt und für ewige Zeiten erlialten 
WT^^den und zwar in jenem Theile Böhmens, welcher jetzt schon 
da dichteste Eisenbahnnetz in der ganzen Monarchie aufweist, 
un . in einer Zeit, wo bereits von Tertiärbahnen die Rede ist 
IUI der Sinn der Menschheit sich darauf richtet, unnütze, den 
Ve kehr und mit ihm die Entwickelung und den Fortschritt der 
M( ischheit hemmende Verschiedenheiten zwischen zahlreichen 
Tl 'ilen der Erde aufzuheben und gemeinsame Institutionen ein- 
zn hren. In Böhmen jedoch soll trotz alledem in der flachen 
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Ebene eine nicht etwa chinesisch«, sondern deutsche Mauer 
gegen die Czechen errichtet werden. — Welch' culturwidrige 
Thorheit I 

Was alles die Deutschen für den „nationalen Besitzstand" der 
Deutschen halten und wie dieselben sich hiebei selbst anlügen, geht nn- 
geniein klar hervor aus einem mit den Worten „Ein Mahnruf von Aussen" 
überschriebeuen Artikel im Abendblatte des „Tagesboten aus Mähren und 
Schlesien" vom 4. April 1893. Daselbst heisst es nämlich unter Anderem: 
>. . . Etwas besser ist der deutsche Besitzstand im grossen Schön- 
hengster Lande um Landskron, Mährisch-Trübau und Zwittau und in 
der kleinen vSprachinsel von Wachtel bei Konitz gewahrt worden, aber 
ohne Verluste ist es auch hier nicht abgegangen, und das tschechische 
Proletariat« — welche superiore Anmuth der Diction! — »sucht immer mehi* 
in den Grenzgemeinden festen Fuss zu fassen. Das geschlossene deutsche 
Sprachgebiet hat im südlichen Mähren hauptsächlich in den Bezirken 
Datschitz, Jamnitz, Frain, Znaim und Gross-See\owitz, im nördKchen 
Mähren besonders in den Bezirken Littau, Xeutitschein und Freiberi: 
Einbussen zu beklagen; mehr als 60 deutsche Ortschaften sind in diesen 
Gebieten theils tschechisch, theils zweisprachig geworden.« 

Laut des Special-Orts-Kepertoriums für Mähren wurden 1890 gezählt 
in den genannten Gerichtsbezirken: 

Gerichtsbezirk Ortschaften 



I )atschitz . 
Jamnitz 
Frain . . 
Znaim . . 
„ Stadt 
Gross-Seelowitz 



57 
43 
24 
69 
1 
46 



Deutsche 

7 824 
5 543 
8716 

24 433 
12 474 

8 691 



Czechen 

13 309 
9 846 
1265 

15 720 
1797 

26 352 



Zusammen : 240 



Littau . . 
Neutitschein 
Freiberg 



46 
32 
23 



67 681 
49,8 > 

2 784 

21784 

5 956 



68 289 
50,2 "/o 
20 641 
16 290 
14153 



Zusammen: 101 30 524 51084 

37,4 > 62,G> 

oder, da in dem Artikel möglicherweise nicht die Gerichtsbezirke, sondern 
die betreffenden politischen Bezirke gemeint sind, in diesen: 



Polit, Bezirk Gerichtsbezirke Ortschaften 

Datschitz (Datschitz, Jamnitz . und 

Teltsch) 184 

Znaim (Mähr.-Budwitz, Frain, Jos- 

lowitz und Znaim) 



Deutsche Czechen 



Stadt 



Auspitz 



(Auspitz, Klobouk und Gross- 
Seelowitz) 



160 

1 



13 561 

54 916 
12 474 

19617 



52 3^0 



416 
17 



52 3 



Zusammen : 422 



100 568 

40,6% 



148 1 2 

59,4 ' I 
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Polit. Bezirk (Terichtsbezirke Ort^chafton l)eiit*<che Czochen 

ittau (Konitz, Littaii und Mähr.- 

>^eu8tadt) 120 28 997 45 206 

f Sentit schheiu (Freiherr, Fulnek und Neu- 

titscheiu) 67 40 496 80 560 

Znsammen: 187 69 493 75 766 

47,8^^0 52,2 > 

So sehen die Landestheile aus, welche unsere Deutschen zu dem 
f- nationalen Besitz der Deutschen" reclinen und in ihrer Nomenklatur 
mit dem Ausdrucke „geschlossenes deutsches Sprachgebiet, welches Ein- 
, buss'e zn beklagen hat" bezeiclmen. 

Dann heisst es in dem geimnnten Artikel weiter: Die im tschechi- 
hen Grebiete gelegenen ehemals deutschen Städte haben ihren deutschen 
arakter mehr und mehr verloren : in Kremsier, Mähiisch-Ostrau, Pi-erau, 
lössnitz, Trebitsch, Leipnik, Weisskirchen, Freiberg, Göding, Gaya, 
Uiifrarisch-Hradisch, Mährisch-Kromau, Ungarisch-Brod, Mistek, Holleschau, 
'Eihenschitz und anderen Orten bilden die Deutschen nur noch \'5 bis V«* 
der Bevölkerung« — laut des Special-Orts-Kepertorium pro 1890 richtig: 
^13 in Freiberg (320 gegen 4281) bis ^'a in Mährisch-Ostrau (5119 
gegen 10 706) — »und der Slavisirungs-Process schreitet unaufhaltsam 
weiter und droht ihnen die Verwaltung zu entreissen. . . . Das politische 
üebergewicht der Deutschen in Mähren beruht nicht in ihrer Zahl, denn 
den 1590 000 Tschechen stehen nur 664 000 Deutschem (und Juden) 
^'gegenüber, sondern in der Stellung, die das Deutschthum< (und das 
Judenthum) »im gewerblichen und Handelsleben einnimmt und 
in dem Besitze zalreicher Städte im slavischen (lebiete' (ins- 
besondere aber in der Beschaffenheit der Wahlordnungen). > Diese Grund- 
lagen zu zerstören sind die Tschechen vor Allem bemüht Hier setzen 
ae ihre ganze Kraft ein. . . . Heute, wo das mächtig gewordene 
Tschechenthum sich als nationaler Agitator erweist, erkennt man in un- 
angenelmier Ueberraschung die Fehler, welche die Deutschen durch ihre 
(offenbar nur bei ihnen selbst) »sprichwörtliche Gutmüthigkeit begangen 
;liaben. . . . Wie sich die Zukunft der Deutschen in Mähren gestalten 
^ird, lässt sich schwer sagen. . . .« 

Nun, diese Schwierigkeit scheint mir nicht gar so gross zu sein. 

Was nämlich das gewerbliche und das Handelsleben anbelangt, so 
nnterliegt es keinem Zweifel, dass auch die mährischen Czechen langsam 

Izu begreifen anfangen, dass durch die gewerbliche Thätigkeit und durch 
d^ Handel sich eigentlich auch Etwas verdienen lässt; denn aus diesem 
Grunde streben sie, wie bekannt, auch die Errichtung neuer, selbstredend 
czechischer, -Handelsschulen an. Ferner ist es auch nicht ausgeschlossen, 
^ dass die mährischen Juden sich, wie wir es verlangen, in dem von uns 
gegen die Deutschen geführten Kampfe um Gleichberechtigung endlich 
zur Seite stellen^ und was die Deutschen in Mähren auf dem Gebiete des 
Geverbes und des Handels ohne die mäluischen Juden sein werden, weiss 
jed s Kind. — 
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Was „den Besitz zahlreicher Städte im sla vischen Gebiete" anbelangt, 
so unterliegt es ebenfalls keinem Zweifel, dass der Uebergang des Besitzes 
derselben an die Czechen nunmehr lediglich eine Frage der Zeit ist und 
zwar auch dann, wenn die Juden in dem Bunde mit d*em Deutschen aus- 
harren sollten. Denn diese Städte waren nie deutsch, hatten vielmelir 
trotz der erlittenen (xermanisation nur einen deutschen Anstrich, der 
gegenwärtig nicht nur nicht mehr enieuert werden kann , sondern nach 
und nach entfernt wird. Es galt nämlich in Mähren noch vor 25 Jahren 
bei den in diesen Städten wohnenden Czechen einerseits alles und anderer- 
seits nur das für nobel, was deutsch war. Dies gieng so weit, dass zu 
den Honoratioren gehörige Eheleute, die zu Hause nur czecliisch sprachen, 
sofort, wie sie das Trottoir beti^ten, sowohl mit einander als auch mit den 
übrigen, ebenso deutschen, Honoratioren nur deutsch parlirten und, 
auf der Gasse sogar mit ihrem Pudel nur in deutscher Sprache verkehrten 
^ : und ausser Hause überhaupt nur in dem ersten Schrecken bei Elementar-] 

? ereignissen in der — nicht noblen — Muttersprache redeten*). So wie 

j" diese Leute Deutsche waren, so deutsch waren auch die betreffenden Städte. 

?/ Da nun diese Gattung von Deutschen im Aussterben begriffen ist uud die 

-■■• jüngere Generation, in deren Augen die Begriffe deutsch und nobel sich 

t. nicht mehr decken, in den Besitz und damit auch in die Wahlrechte der 

r-^; Väter einrückt und, weil sie keine persönlichen Verbindlichkeiten gegen 

K die noch herrschende Clique hat, nicht mehr mit derselben stimmt, wird 

'; die Zahl der wahlberechtigten Pseudo-Deutschen immer kleiner, die bis 

nun herrschende Clique geräth in die Minorität und die betreffenden Städte 
',■' gelangen aus dem „unechten** deutschen Besitz in den rechtmässigen Besitz 

*) In früheren Zeiten war es überhaupt für Czechen in höheren socialen 
Stellungen insbesondere ausserhalb Böhmens mit Unannehmlichkeiten verbunden, 
sich als Czechen zu bekennen ; denn dieselben wurden — man weiss nicht 
warum — wegen ihrer Zugehörigkeit zum czeehiscben Volke verlacht. Daher 
kam es, dass sehr wenige dieser Czechen sich zu ihrer Nation bekannten und 
sehr viele die czechische Schreibweise ihrer Zunamen aufUessen, wie ein Blick 
auf die Namencolonen des Hof- und Staatshandbuches und des Militär-Schema- 
tismus zeigt. Die Namen konnten dann aussehen, wie sie wollten, nur czechisch 
sollten sie nicht aussehen. So ist mir einmal der Name „Sukovaty" (der 
Knorrige) in der Schreibweise : ..Succowaty" zu Gesicht gekommen. Polen und 
Magyaren hatten nie Veranlassung, solches zu thun. Je höher jene Czechen 
, auf der socialen Stufenleiter emporklommen, desto eifriger verläugneten sie 

— mit sehr wenigen Ausnahmen — ihre Nationalität und waren dann sammt 
ihrem Einflüsse dem czechischen Volke im besten Falle verloren, in der Regel 
jedoch sogar dessen Gegner. Eine Wendung zum Besseren ist hierin erst seit 
einigen Jahren eingetreten, nämlich seit der bekannten Rede des jungczechischen 
Reichsrathsabgeordneten Dr. Eduard Gregr gegen den fürstlich Liechten- 
st^in'schen Schulantrag in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 20. März 1889, 
dann seit der Prager Jubiläums - Ausstellung 1891 und seit dem Erfolge des 
czechischen National-Theaters auf der Theater-Ausstellung in Wien 1892. 

Gegenwärtig soll es — wie mir von Wiener Czechen mitgetheilt wi rde 

— auch in Wien und zwar auch schon in der sogenannten besseren Gesellsc laft 
nicht mehr als Schande an sich angesehen werden , dass jemand ein „Böl m''' 
ist ; nur die alte Generation, die im Laufe der Zeit es als eine mit i irer 
Stellung verbundene Pflicht anzusehen gelernt hat , sich ihrer Abstamni ing 
vom czechischen Volke zu schämen, schäme sich derselben auch heute — aus 
Gewohnheit — noch weiter. 
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der Czechen unter furchtbarem Geschrei der etwa vorhandenen wirklichen 
Deutschen, der geschilderten Pseudo-Deutschen und der Juden über fort- 
schreitende „Slavisirung". Dieser Process, das Abscheuern des deutschen 
Anstriches der betreifenden Städte, gelangt jetzt allmählig in den besten 
Zug, denn wir haben auch unsere Frauen und Mädchen, die ^\ie das 
ganze weibliche Geschlecht stets auf das „Noble" insbesondere erpicht 
sind und früher demnach auf alles Deutsche erpicht waren, jetzt schon 
so weit, dass sie die deutsche Sprache zwar zur Noth lernen, von derselben 
jedoch nur im Nothfall Gebrauch machen und z. B. in Cxeschäften, wo 
sie „behufs Wahrung des deutschen Charakters*' der betreffenden Stadt 
nicht in czechischer Sprache bedient werden, nicht verkeliren.*) 

Ein eclatantes, bekanntes Beispiel dieses Processes bot und bietet 
Prag, wo laut des Special-Orts-Repertoriums für Böhmen am 31. December 
1890 gezählt wurden: unter 162 323 Einwohnern (Altstadt, Neustadt, 
Kleinseite, Hradschin und Josefstadt) 32 657 Deutsche, 125 742 Czechen 
und 210 Andere (zusammen nur 158 609, was gegen die angegebene 
Gesammtzahl ein Minus von 3 714 ergibt); Juden, die in Prag zum aller- 
grössten Theile zu den deutschesten der Deutschen zählen und als solche 
auch gezählt wurden, gab es 16 754. Doch auch in diesem Falle suchen 
die Deutschen sich selbt ein X für ein IT vorzumachen , wie dies aus 
einem mit den Worten „Der Rückgang des Deutschthums in Oesterreich" 
überschrieben en Artikel in der Nummer der in Bilin ausgegebenen 
„Deutschen Volksschrift. Deutschi\ationales Fortschrittsorgan für Nord- 
böhmen" vom 29. November 1890 hervorgeht; in diesem Artikel heisst 
es unter Anderem : ». . . Ein unentbehrliches Glied am deutschen Stanim- 
gebiete ist das Land; man ziehe doch einmal die Luftlinie Passau-Eatibor« 
(dieselbe geht vorüber östlich an Budweis und Iglau und westlich an 
Olmütz und Troppau). »Kein Volk kann einen solchen Keil (Böhmen) 
^als fremdes Gemeinwesen in seinem Herzen tragen. Jüngst < (kann nur 
December 1880 sein) »wurden 2 ^j-i Millionen deutscher nnd 3 \/2 Mil- 
lionen tschechischer Leute gezählt '< (laut Brachelli's „Statistischer Skizze" 
vom Jahre 1883 wurden 1880 in Böhmen gezählt 5 560 879 Einwohner, 
darunter laut Seite 3: 62,8 > = 3 492 000, also etwa 3 V'l' Millionen 
Czechen und 37,2*^/0 =^ 2 068 000 Deutsche, von diesen sonach um 
etwa 432 Tausend, also blos um beinahe eine halbe Million weniger als 
der offenbar sehr treudeutsche Verfasser des Artikels angibt); früher 
war das Verhältniss dem Deutschthum noch günstiger Es ist aber nur 
ein scheinbarer Rückgang. Vielerwärts auf dem platten Lande, nament- 
lich auch zu Prag, haben Bürger und Bauern heute nicht den Muth, 
sich von dem czechisch durchsetzten Beamtenthum in die Zählungslisten 
?is Deutsche eintragen zu lassen. So sank z. B. die Prager deutsche 
] irgerschaft innerhalb zweier Zählungsfristen « (zu 10 Jahren) auf dem 
' ipiere von 120 000 auf 30 000^< (recte: 32 657 inclusive fast sämmtr 



*) Es soll sich sogar schon ereignet haben, dass czechisclie Mädchen auf 
IS Tanzen mit activen Lieutenanten — was, wie ich höre, eine der grössten 
mi weiblichen Geschlechte hier auf Erden überhaupt zugänglichen Seligkeiten 
in soll — verzichtet haben, nur um nicht etwa in die Lage zu kommen, 
utsch reden zu sollen. 
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licher 16 754 Juden) herab. . . .<v — Ein Commentar zu dieser deutsch- 
nationalen Exegese ist, denke ich, überflüssig. — 

Welches Geschrei die Deutschen und die Juden erhoben, als im 
Jahre 1892 die Stadt Prossnitz in den Besitz der Czechen zurückkehrte, 
dürfte Jedermann, der sich um die nationalen Verhältnisse in Mähren 
kümmert, noch in Erinnerung sein. So sagte — laut des Berichtes der 
^Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 20 September 1892, über die 
am 18. September 1892 in Brunn abgehaltene Versammlung der Ver- 
traaeusmänner der deutschen Partei in Mähren — bei dieser Gelegenheit 
der Reichsraths- und Landtagsabgeordnete Dr. August Weeber diesbe- 
züglich Folgendes: »Wenn auch anerkannt werden muss, dass sich seit 
dem Vorjahre die allgemeine politische Lage zu Gunsten unserer Partei 
gebessert hat, so kanp doch andererseits nicht verkannt werden, dass in 
unserem engeren Vaterlande Mähren die Stellung der Deutschen und 
deren fortschrittliche^: (!) >^ Richtung mehr als je bedroht ist. 

Der Nationalitätenkampf in Mähren wurde von der sla vischen 
Partei auch auf das wirthschaftliche Gebiet ausgedehnt« (wie dies auch 
von unseren Gesinnungsgenossen in Nordböhmen geschehen ist). Den 
ersten Angriffspunkt bildete in dieser Richtung die Stadt Prossnitz, 
in welcher bereits seit mehreren Jahren die wirthschaftliche Existenz 
der deutschen Gewerbsleute durch ein rücksichtsloses Boycottirungs- System 
gefährdet, geschädigt und untergraben wurde, ohne dass dieselben gegen 
die strafwürdige Aufreizung zu Feindseligkeiten gegen eine Nationalität 
den gesetzlichen Schutz von Seite der Staatsbehörden gefunden hätten. 
Theils infolge der hierdurch herbeigeführten Einschüchterung der deutschen 
Wähler, theils infolge der Begünstigung der czechischen Partei bei der 
Aufstellung der W'ählerlisten, theils endlich infolge der begründeten Be- 
sorgnisse der Deutschen vor den ihnen angedrohten Gewaltthätigkeiten 
haben die letzten Gemeindewahlen es dahin gebracht, dass in die Gemeinde- 
vertretung, deren Majorität durch mehr als zwanzig Jahre deutsch war, 
ausschliesslich czechische Parteimänner gewählt wurden. . . .« Unmittel- 
bar vor diesen W^ahlen war in der „Neuen Freien Presse", Morgenblatt 
vom 3. Mai 1892, Seite 2, zu lesen: >-> Prossnitz, 2. Mai. (Orig.-Telegr.), 
Czechischer W^ahlterrorismus. Das deutsch-liberale W^ahlcomite versendet 
nachstehendes Circulär: Der unterhörte Terrorismus, welcher seit Beginn 
dieses Wahlkampfes gegen alle unsere Parteigenossen, Wähler, und Nicht- 
v\ ähler ausgeübt wird und der bereits bis zur Gefährdung des Eigenthums 
und der Person gediehen ist, zwingt uns, da wir für die Sicherheit der 
Wahl (unserer Leute)- keine Bürgschaft besitzen, unsere Parteigenossen 
jiufzufordern, sich an der morgen stattfindenden Wahl ausnahmslos 
nicht zu beth eil igen. Wie es in Oesterreich unter einer der bis- 
herigen Regierungen in einer „deutschen" Stadt Mährens möglich gewes( i 
sein soll, dass die Deutschen sich bei einer Gemeindewahl „au - 
nahmslos nicht betheiligen" und sonach „ausschliesslich czechische Part' - 
männer gewählt werden", ist — mir — unfassbar; die einzige, alle i 
richtige Erklärung, die jedoch der treudeutsche Abgeordnete Dr. Augo t 
Weeber anzuführen offenbar nur vergessen hat, liefert erstens das Specif • 
Orts-Repertorium für Mähren, nach welchem bei der im December 181 , 
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also noch unter der für die Stadt Prossnitz so segensreichen deutschen 
Verwaltung durchgeführten Volkszählung daselbst und zwar: 

• Deutsche Juden C zechen 

in der Stadt selbst . . 3 198 (daninter 953) 16 133 und 
in der Judengemeinde. 990 (darunter 797) 656 

zusammen 4 188 (darunter 1 750) 16 789, 

sonach 25 ^o Deutsche inclusive Juden und 75 ^/o Czechen gezählt wurden, 
und zweitens der Umstand, dass unter dem Ministerium Auersperg die 

< Verwaltung der Stadt Prossnitz mit Hilfe der dortigen Pseudo- Deutschen 
und zahlreicher Renegaten ad hoc in die Hände der Deutschen überge- 
gangen worden ist. Wie beschaffen die Mittel waren, mit deren Hilfe 
es erreicht wurde , dass die „Majorität der Gemeindevertretung 

!. durch mehr als zwanzig Jahre deutsch war", dürfte Jedermann klar sein. 

Angesichts des geschilderten Revindications - Processes , welchem 
gegenwärtig die im unechten Besitze der Deutschen betindlichen Städte 
Mährens unterzogen werden, erscheint es ebenfalls nur als eine Frage 
der Zeit, wann die Czechen trotz der bestehenden Laudtagswahlordnuug 
und trotz aller Compromisse im Cxrossgrundbesitze die einfache Majorität 
im mährischen Landtage erlangen werden, wenn solches nicht schon vor 
der Beendigung dieses Processes infolge einer gerechten Abänderung der 

\ bestehenden Wahlordnung geschehen wird; dass eine solche Abänderung 
trotz der Bestimmung, dass zu einem Beschlüsse des Landtages über 

s beantragte Aenderungen der Landtags Wahlordnung die Anwesenheit von 
mindestens drei Viertheilen der Gesammtzahl der Landtagsmitglieder und 
die Zustimmung von mindestens zwei Dritttheilen der Anwesenden er- 
forderlich ist — sich denken 1 ä s s t , liegt auf der Hand. — 

Man kann es^ unternehmen , diesen Revindications - Process aufzu- 
halten , da man ja auch versuchen kann , zu bewirken , dass die Sonue 
nicht aufgehe. Thatsächlich suchen die Deutschen auch, ihren unechten 
Besitzstand — den echten ficht Niemand an — zu bewahren , und die 
Coalition sollte ihnen als Mittel hiezu dienen; zu Erhaltung dieses Mittels 
war ihnen — wie weiter unten des Näheren wird ausgeführt werden — 
alles, ich wiederhole es, a 1 1 e s übrige feil, die kümmerlichen Ansätze der 
sogenannten österreichischen Press Freiheit, die beschränkte Redefreiheit 
ausserhalb und innerhalb des Parlamentes, die Immunität der im Parlamente 
gesprochenen Reden und hiemit auch die allerdings schäbigen Fetzen 
ihrer von Uranfang an fadenscheinigen Fahne ; es heiligt eben auch hier, 
wie überall, der Zweck das Mittel, und die Menschen unterscheiden sieh 
n r nach den Zwecken. 

In einem speciellen Falle der Wahrung ihres nationaleii 
1 ^sitzstandes jedoch befanden sich die Deutsc^hen, w^eil ihre dies- 
l züglichen (xegner auch Mitglieder der Coalition und sonach 
] Lindesgenossen der Deutschen w^aren , in einer fast komischen 
i tuation. Es war dies die Angelegenheit der Errichtung des 
^ )venischen Ünter-(Tymnasiums in Cilli. 
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In Steiermark wurden (laut Brachelli's Statistischer Skizze vom 
Jahre 1892, Seite 1 und 3) gezählt unter 1282 708 Einwohnern 
32,7 > = 419 442 Sloveneu und 67,3 ^/ö = 863 257 Deutsche. 

Laut Dassenbacher's Schematismus der österreichischen Mittelschulen 
gab es im Jahre 1893 — 4 an öffentlichen Mittelschulen in Steiermark: 
5 Ober-G3aiinasien , 1 Unter- Gymnasium, 3 Ober-Realschulen, 2 Lehrer- 
Bildungsanstalten, 1 Lehrerinnen - Bildungsanstalt und 1 Gewerbescliule ; 
an allen diesen Schulen, von denen 1 Ober-Gymnasium, 1 Unter- Gymnasium 
und 1 Ober-Eealschule vom Lande, die übrigen alle vom Staate erhalten 
werden , ist die Unterrichtssprache deutsch und nur in den 4 Parallel- 
classen der 4 unteren Classen eines einzigen Gymnasiums slovenisch. 

Angesichts dieser — so recht deutsch-österreichischen — Sachlage, hat 
es Niemanden, die österreichischen Deutschen selbstredend ausgenommen, 
Wunder genommen, dacs'die 419 Tausend Slovenen endlich auch einmal 
ein slovenisches Gymnasium haben möchten. 

Durch treue Dienste, die ihre Abgeordneten der Regierung des 
Grafen Taaife jahrelang unverdrossen geleistet haben, erwarben und er- 
hielten die Slovenen das Versprechen der Regierung , ein slovenisches 
Unter- Gymnasium zu errichten und zwar in Cilli, als der einzigen diesem 
Zwecke entspreclienden Stadt, entweder in der Form einer selbstständigen 
Anstalt oder durch Schaffung slovenischer Parallelclassen an dem daselbst 
bestehenden deutschen Staats - Obergymnasium , dessen untere Classen im 
Sclml jähre 1894 — 5 (nach einer allerdings nicht authentischen Quelle) 
folgende Nation alitäten- Verhältnisse aufgewiesen haben sollen: 
Clasge : I II III IV I— IV 

Deutsche: 26 19 10 22 77 

Slovenen: 44 43 28 26 141 

In diesen 4 slovenischen Parallelclassen des Unter-Gymnasium sollen von 
den 6 , resp. 7 Lehrgegenständen vier in slovenischer Sprache gelelut 
werden. Die Erfüllung dieses Versprechens der Taaffe'schen Regierung 
konnte die Coalitions-Regierung, da die Slovenen Mitglieder der Coalition 
waren und ihr Führer, Graf Karl Hohenw^art die Säule der Coalition 
bildete, nicht ablehnen und stellte die erforderlichen Credite in das Budget 
pro 1895 ein. 

Hierauf erhob sich, so weit die deutsche Zunge klingt, ein Zeter- 
geschrei in allen Tonarten behufs Wahrung des deutschen Besitzstandes 
in Steiermark, weil Cilli eine deutsche Stadt sei und ein „Bollwerk des 
Deutschthums in der Südmark", oder wie die poetischen Bezeichnungen 
sonst alle lauten, stets gebildet habe, bilde und zu bilden habe für und für. 

Ich will auch hier eine unverdächtige, lehrreiche deutsche Stimme 
reden lassen. Die „Neue Freie Presse" schreibt im Morgenblatt vi i 
22. September 1894, Seite 4: »Cilli, 20. September. Orig.-Corr. D i 
s 1 v e n i s c h e Gymnasium. Seit einigen Monaten wird viel und vieler i 
über Cilli geschrieben. Der Kampf wegen der Errichtung eines slove • 
sehen Gymnasiums hat den Anlass hiezu gegeben. Der Versuch, in C i 
ein slovenisches Unter- Gymnasium ins Leben zu rufen, darf nicht als v ■ 
einzelte Thatsache in's Auge gefasst w^erden. Dieser Versuch ist ) 
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Fortsetzung einer langen Reihe von Angriffen und Stürmen gegen 
die Stellung der Deutschen Cillis. Die Cillier sind wohl niclit mit Un- 
recht der Ansicht , dass die deutsche Position , die sie einnehmen , niclit 
nur an sich, sondern auch für die Stellung der Deutschen in Steiermark, 
ja in ganz Oesterreich von Wichtigkeit ist. 

Cilli ist die letzte deutsche Stadt nach Südosten hin. Die Bevölkerung 
des Bezirkes Cilli ist in ihrer tiberwiegendsten Mehrheit sloveniscli. 
Cilli, zu dessen Ruhm ein hiesiger Localhistoriker hervorhebt, dass es 
schon durch Jahrhunderte eine Stadt war, als Petersburg und Moskau 
noch nicht existirten, hat, obwohl es eine deutsche Enclave in slo venischer 
Gegend ist, den deutschen Charakter treu und tapfer erhalten. Cilli ist 
der Vorort zahlreicher kleinerer Stadtgemeinden in der südlichsten Steier- 
mark. Fiele Cilli, so wäre dies auch für zahlreiche kleinere Orte ver- 
hängnissvoll. Wer Cilli besucht, wird den Eindruck eines behäbigen 
deutschen Bürgerthums gewinnen. Die Stadt ist in lebhaftem Aufschwünge 
begriffen. Alle diese Umstände sind auch den Slovenen wohlbekanntj 
daher sie einen Sturm nach dem andern gegen Cilli versuchen. 

Unter dem Ministerium Taaffe wurde durchgesetzt, dass die beiden 
Notariatsstellen, die in der Stadt bestehen, an entschiedene Slovenen ver- 
heben wurden. Die Folge davon ist, dass die deutsche Bürgerschaft 
unter den Notaren keinen Vertrauensmann ihrer Nationalität besitzt, 
wenngleich mehr als drei Viertheile der Bevölkerung und ein noch viel 
grösserer Percentsatz der Steuerträger der Stadt aus Deutschen besteht. 
Wie dies schon wiederholt besprochen wurde, ist in Cilli mit Beihilfe 
der früheren Regierung ein Blatt ins Leben gerufen und erhalten worden, 
welches in deutscher Sprache die Interessen der Deutschen Cillis in ge- 
hässigster - Weise durch viele Jahre angegriffen hat. Was in keiner 
andern Stadt Oesterreichs von gleicher Bevölkerungszahl geschah, in 
Cilli , einer Stadt von 6 000 Einwohnern , wurde eine zweite Sparcasse 
errichtet, welche den Slovenen als Angriffswaffe gegen die Deutschen 
dient. Möglichst viele Slovenen wurden unter Prazak zu den Beamten- 
stellen in Cilli und Umgebung befördert. Die Bezirl^s Vertretung in Cilli 
wurde den Slovenen in die Hände gespielt. Die Pfarre der Stadt wurde 
einem so entschiedenen Slovenen verliehen, dass man in der (eigentlichen 
Pfarrkirche der Stadt kein deutsches Wort hört. Es wird da nur sk>- 
venisch gepredigt. Nun soll auch noch ein slovenisches Unter-Gymnasium 
in der zu drei Viertheilen deutschen Stadt errichtet werden. Die Slovenen 
sollen durch diesen Erfolg Agitatoren gewinnen, das deutsche Gymnasium 
soll Schüler verlieren, vorzüglich aber sollen durch diesen Erfolg über 
die Deutschen die Slovenen so viel an Selbstbewusstsein und agitatorischer 
Kr**ft gewinnen, dass Cilli erobert wird oder doch die Eroberung viel 
nä 3r gerückt ist. 

In einzelnen Blättern wurde von Compensationen gesprochen. Eine 
Co ipensation für die Erschütterung des Deutschthums und den muth- 
ma slichen Verlust« (?) »der deutschen Mehrheit in Cilli sollten Deutsche 
do li nicht für möglich halten. Doch abgesehen davon, beweisen alle 
Vc schlage, die man als Compensationen angeführt hat, nur sehr geringe 
Ke Hnisse der Verhältnisse. Die Errichtung einer Unter-Realschule neben 
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einem deutschen Gymnasium und slo venischen Unter - Gymnasium würde 
nur ein aller Wahrscheinliclikeit nach lebensunfähiges Institut schaffen. 
Man müsste denn annehmen, dass die ScMlerzahl, die allerdings für ein 
Gymnasium hinreicht, für zwei Gymnasien und eine Kealschule genügen 
würde, wobei noch zu erwägen ist, dass selbstständige Unter-Realschulen 
sich niclit als lebensfähig erweisen, und zu erwarten ist, dass für das 
slo venische Unter-Gymnasium mit allen Mitteln der Agitation eine möglichst. 
grosse Schülerzahl aufgetrieben werden wird. Die Einverleibung eines 
Tlieiles einer deutschen Gemeinde in Cilli ist schon darum unmöglich, 
weil keine deutsche Gemeinde an Cilli grenzt. Will man ein slovenisches 
Unter - Gymnasium errichten, so verlege man dasselbe in eine slo venische , 
Stadt. Hier in Cilli bedeutet es nichts Anderes als einen weiteren Yor- 
stoss gegen das Deutschthum, als die Herstellung eines weiteren Agitations- 
mittels gegen die Deutschen; es bedeutet eine ernste Gefährdung der 
Stellung der Deutschen in Cilli und der ganzen südlichen Steiermark. 
Unmöglich können deutsche Abgeordnete dafür stimmen.« 

Xnn, aus dem ganzen Artikel ist nicht zu entnehmen, in welcher 
Weise denn die Errichtung eines slovenischen Unter- Gymnasiums in Cilli, 
das doch schon vor Petersburg und Moskau bestanden hat, den „mutli- 
masslichen Verlust" der deutschen Mehrheit in Cilli ,' welche „mehr als ^ 
drei Yiertheile der Bevölkerung und einen noch viel grösseren Percent- 
satz der Steuerträger der Stadt" bildet, zur Folge haben soll; oder sollte 
ain Ende diese Mehrheit und dieser Percentsatz nach der gewöhnlichen 
x\lgebra kleiner sein als behauptet wurde? 

Schweres Ungemach — das will ich gerne zugeben — ist der 
Stadt Cilli, die doch schon vor Petersburg und Moskau bestanden hat, 
jedoch nur 6000 Einwohner zählt, von denen nicht einmal ein Notar 
leben kann, zugefügt worden durch die Errichtung einer slovenischen 
Sparkasse und durch die Ernennung zweier slovenischen Notare für die 
Bevölkerung des Bezirkes Cilli, die „in ihrer überwiegendsten Mehr- 
heit sloveniscli" ist und schon jetzt die Vermessenheit hat, ihre Kauf-, 
Darlehens- und Eheverträge nicht mehr wie anno dazumal in der alleüi.- 
geligmachenden deutschen, sondern in der eigenen Sprache zu schüessen; 
ein Ungemach, dem der Autor des Artikels auch .so ergreifenden Aus- 
druck verliehen hat, denn — man denke nur — die deutsche Bevölkerung 
Cillis hat — keinen Ver — trauensmann — unter den — No — taren!*) 



*) Und doch kann ich mich der Erwägung — dass das Ungemach, 
welches der Stadt Cilli. obwohl dieselbe schon vor Petersburg und Moskau 
bestanden hat . durch ^ die Errichtung eines slovenischen Gymnasiums droht, 
doch noch grösser sein'müFse als ich denke — nicht erwehren, wenn ich sehe, 
dass die Angst vor dem Cilli drohenden Schicksal dem verantwortlichen Schrift- 
leiter dos .. Deutsch thums im Auslande. Mittheilungen des Allgemeinen I ut- 
schen Schul Vereins'", Herrn Karl Pröll, einem in das Deutsche Reich as- 
gewanderten österreichischen Deutschen, der daselbst in „nationaler U er- 
drückunir der Deutschen in OesteiTcich" macht und dem sonach Sinr :iir 
dergleiehca nicht abgesprochen werden kann, im Oktober 1894 folgende Stro eii 
erpresst hat: 

Für Cilli! 
Ein künftiges Slovenen - Nest 
Aus Cilli, dem deutschfrohen, lässt 



i 
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Facit ist, dass die stets tür Fortschritt und Freiheit kämpfenden 
teutsclien, die in Steiennark im Besitze von zwölf ganzen und einer 
üben ilittelschule sind, den Slovenen, die lediglich Parallelclassen an 
ner halben Mittelschule besitzen und jetzt noch entweder eine ganze 
llbe Schute oder vier Sechstel, beziehungsweise vier Siebentel oder — 
IS arithmetische Büttel genommen — sechsundzwanzig Zweiundvierzigstel 
m vier Parallelclassen eines ganzen Untergymnasiums erhalten sollen, 
ß dem Titel „Wahrung des nationalen Besitzstandes der Deutschen" 
>rschreiben wollen, wo diese colossale Untemchtsanstalt nicht zu 
richten ist. Allerdings haben die Deutschen — wie loyaler Weise 
iht verschwiegen werden darf — sich hierbei nicht mit der blossen 
Ration begnügt, sondern den Slovenen die Errichtung eines selbst- 
Indigen slovenischen Unter-Gymnasiums in einem anderen, nichtdeutschen 
rte und zwar in Sachsenfeld oder in St. Georgen an der Südbahn vor- 
schlagen. Trotz dieses entgegenkommenden Vorschlages beharrten die 
ovenen hartnäckig, um nicht zu sagen hartköpfig, auf der Errichtung 
rer Anstalt in CiUi, so dass die Deutschen, welche bei der Vorlag'e des 
idgets pro 1895 bezüglich der für das slovenische Untergymnasium in 
lli eingestellten Post erklärt hatten, sie würden zwar gegen diese Post 
nnmen. jedoch keine cause celebre daraus machen, später, als sie 
imlich sahen, dass im Wahlrefonn - Ausschusse eine den Deutschen un- 
histige Bestimmung des Wahlreform - Entwurfes des Subcomites ange- 
Dmnien wiu'de, aus diesem Grunde sofort, nachdem im Budget-Ausschusse 
n 18. Juni 1895 die Cillier-Post von den Coalitionsgenossen gegen die 
äramen der Deutschen genehmigt wurde, diese Abstimmung zum Anlasse 



Nun des Kuckucks Beichtvater werden. 
Ablass -Wucher macht keine Beschwerden. 
Krähen selbst krächzen im Fluge es schon: 
y Ehrlicher Bund oder Trug-Coalition?'' 

Gewissen und Faust schliesset fe-t. 
Dass man nicht Cilli Euch abpresst : 
Ist des Degens Griff erst verloren, 
Wirst Du gehauen über die Ohren. 
Krähen selbst krächzen im Fluge es schön : 
..Ehrlicher Bund oder Wind- Coalition?" 
• 

Wer dich armes Cilli verläsest. 
Der opfert dann hin auch den Rest 
Von des Deutschthnms heiliger Ehre, 
Muss erliegen des Feindes Speere. 
Krähen selbst krächzen im Fluge es schon: 
..Ehrlicher Bund oder Tod - Coalition ?" 

Einst tauschte die Mär' Ost und West: 
Vom eigenen Herzblut benässt. 
Siegfried fiel, durchbort von Hagen 
Dort, wo Schwäche das Kreuz getragen. 
Krähen selbst krächzen im Fluge es schon: 
,, Ehrlicher Bund ? Verrath - Coalition ?" 

(Uebe seinerzeit Gnade, Apollo!) 
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nalnnen, noch am selben Tage Abends den liebwerten Coalitionsgenosseu 
diesen Pact zu ktintiigen. 

Und über das stümsclie Vorgehen der Slovenen selbst sagte der 
deutsche Abgeordnete Dr. Ernst Bareuther laut Berichtes der „Neueii 
Freien Presse", Abendblatt vom 25. Juni 1895, über die Verhandlung 
des Abgeordnetenhauses, betreifend die Bewilligung des Budget-Pron- 
soriuiiis, in seiner Rede Folgendes: >. . . Bleibt die Post im Staatsvor- 
an schlage bestehen, so ist für uns nach allen Erklärungen, die wir schon 
abgegeben haben, gar kein Zweifel, wir könnten dann nie und niuiiu i 
das Budget bewilligen, denn wir erblicken in diesem den sieben Slovenen 
gemachten Zugeständnisse einen Angriff gegen unser Volksthum, wie er 
überm üthiger, muthwilliger, um nicht zu sagen unverschämter (Zustimmung 
auf der äussersten Linken, Widerspnich bei den Slovenen) noch nicht 
vorgekommen ist. Ich fühle mich verpflichtet, namens meiner Partei- 
genossen diese Erklänmg offen und ohne Rückhalt abzugeben. (Leb- 
hafter Beifall auf der äussersten Linken.) < 

Erwägt man alles dies, so kann man — wenn man objectiv sein 
will — dem Abgeordneten Dr. Ernst Bareuther, insoweit derselbe offen 
und ohne jeden Hinterhalt eigentlich von vorliegender Unverschämtheit 
sprach, schon deshalb nicht Unrecht geben, weil es einerseits ebenso 
zweifellos ist, dass der von den Deutschen den Slovenen in aller Güte 
gemachte Vorschlag, ihre selbst ständige Mittelschule nach Be- 
lieben in vSachsenfeld oder in St. Georgen an der Südbahn zu errichten, 
bei dem Umstände, dass (nach dem „Ortschaften- Verzeichnisse" der k. k. 
statistischen Commission 1892) ersteres allein schon 675 und mit den 
dazu gehörigen 3 Vororten sogar 1194 und letzteres allein auch sch(ai 
422 und mit seinen 25 Vororten sogar 4269 — Häuser allerdings nicht, 
sondern nur — Einwohner zählt, eine geradezu ausgesuchte, grandiose 
Unverschämtheit ist, wie es anderei^eits ausser Zweifel steht, das^ in dem 
den sich gegen diese Unverschämtheit wehrenden Slovenen gemachten 
^\^rwllrfe der Unverschämtheit eine Unverschämtheit liegt, die ihresgleichen 
— meiner Ansicht nach — vergeblich sucht. 

Und trotz dieser Sachlage wurde die Nicht-Eriichtung des slo venischen 
Untergymnasiums in Cilli noch einmal als „Herzenswunsch'* der Deutschen 
bezeichnet und zwar von dem deutscheu Abgeordneten, Referenten über 
das Unterrichts-Budget, Hofrath und Professor an der technischen Hoch- 
schule in Wien, Dr. Adolph Beer, als derselbe in der Sitzung des Ab- 
geordnetenhauses vom 2. Juli 1895 bei der General-Debatte über das 
Budget (laut Seite 18 949 des Stenographischen Protokolles) unter anderem 
auch Folgendes sagte: ■■>. . . Ich habe für die Interessen der Schulen in 
Galizien, ich habe für die Interessen der Schulen der Slovenen, ich Ir^be 
für die Interessen der Schulen unserer < (für ihre Gleichberechtigung iiit 
uns kämpfenden) politischen Gegner in Böhmen und Mähren ^^ (Schle eu 
konnte der Redner hier nicht nennen) stets mein AVoit erhoben, nd 
solange ich dem hohen Hause angehören . werde, werde ich auf di< ^er 
Balin fortschreiten. Wenn ich in Bezug auf Cilli — ich bedauere es ■— 
den Anforderungen dei* Slovenen nicht Rechnung tragen konnte, so ar 
es lediglich — (denn sachliche Giiinde für die Abweisung dieser dr li- 



Digitized by VjOO^IC 



— 221 - 

aus veriiiuiftig'eu Anforderung hatte ich insbesondere in meiner Eigenschaft 
als Berichterstatter über das UnteiTichts-Budget gar keine) — die Ueber- 
zeugung, dass ich in dieser Frage den Wünschen und Anforderungen der- 
jenigen, welche mich liieher gesandt haben« — (ich vertrete den vStädtebezirk 
Stemberg in Mähren) — ambedingt entsprechen muss, < (wenn ich, obwohl 
ich laut § 16 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 E.-G.-B. 
No. 141 von meinen Wählern keine Instructionen anzunehmen habe, nicht 
mein Mandat verlieren will) >und dass, wenn man auch diese Frage als 
eine kleine betrachtet, sie von den g e s a m in t e n « (?) »Deutschen 
Oesterreichs als eine Herzenssache, als ein Herzensbe- 
dürfnis s empfunden wird« — (wo Giiinde uns fehlen, stellen 
solche Worte stets zur rechten Zeit sich ein) — >und bei diesen An- 
gelegenheiten darf man wohl nicht sagen, es sei eine kleinliche Sache. 
Was ist denn im nationalen Leben der Völker eine kleinliche Sache? 
Im Gegentheil! Jeder Politiker, jeder Staatsmann« (imd das sind in 
Oesterreich in erster Linie wir Deutsche) »muss die Volksseele belauschen 
und derselben '< (sei es auch durch Ven\'eigening auch solcher Forderungen 
unserer Mit-Staatsbürger , die nicht nur ebenfalls einen „Herzenswunsch" 
dieser bilden, sondern an sich vollkommen begründet sind) zu ent- 
sprechen wissen« (wenn er eben nicht sein Mandat verlieren will.) ^(Sehr 
richtig!)« — 

(Mit der Behauptung jedoch, dass im nationalen Leben der \'ölker 
nichts kleinlich sei, hat der Abgeordnete Dr. Adolph Beer völlig recht 
imd es vdrd diese Ansicht auch von Anderen getheilt, wie ich aus der 
Erfahrung weiss. Als ich nämlich in einem politischen Dispute mit einem 
unserer Deutschen auf dessen Frage, was uns Czechen denn zum Kukuk 
in Bezug auf Gleichberechtigung noch fehle, beispielshalber anführte, dass 
wir nicht im Stande sind, zu erreichen, dass die Poststampiglien z. B. 
von Eger, dessen czechischer Name „Cheb" lautet, doppelsprachig seien, 
rief derselbe in ehrlicher Entrüstung aus: „Wie können denn, um Gottes- 
willen, vernünftige Menschen einer solchen Dummheit Gewicht bei- 
legen?!" — um dann mit noch ehrlicherer Entnistung sofort „Oh, nein!" 
auszurufen, als ich — angesichts der Superiorität meines Gegners ein- 
bekennend, dass wir inferiore Czechen thatsächlich so unvernünftig sind, 
auch einer solchen Dummheit Gewicht beizumessen — meinte, es müsste 
dann den Deutschen, die als anerkannt vernünftige Leute auf eine solche 
Dummheit kein Gewicht legen, leicht fallen, unserer dummen, sachlich 
eigentlich nicht völlig unberechtigten Forderung durch Einführung des 
zweisprachigen Textes zu willfahren.) — (S. a. N.-A. 6.) 

Und als ob beabsichtigt worden wäre, all den Unsinn, der bis zum 
25 Juli 1895 deutscherseits im Abgeordnetenhause, in den Zeitschriften, 
in politischen und nichtpolitischen Versammlungen und in privaten Dis- 
ci denen für Cilli geleistet worden war und zwar von den Deutsch- 
n{ lonalen nach deren eigenen Versicherungen aus tiefinnerster Ueber- 
z( gung und von den Deutschliberalen zumeist aus Kespect vor dieser 
ü >erzeugung der Deutschnationalen, noch würdig zu krönen, liess (laut 
d< "Berichtes der „Neuen Freien Presse", Abendblatt vom 25. Juli 1895) 
di deutschliberale Partei im Herrenhause bei der General-Debatte über 
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das Budget durch den — nach den bei jeder Gelegenheit sich wieder- 
holenden Vereicherungen der „Neuen Freien Presse" — ungemein geist- 
reichen Präsidenten des Reichsgerichtes Dr. Josef ünger folgende Erklärung 
abgeben: »Ich erlaube mir, im Auftrage der gesammten Partei, 
der ich anzugehören die Ehre habe, eine Erklärung abzugeben und 
bitte Se. Excellenz den Herrn Präsidenten um die Gestattung, dieselbe 
zur Verlesung bringen zu dürfen. 

In dem vorliegenden Staats voranschlage ast für Gymnasien die 
Summe von 4 287 700 fl. eingestellt. In dieser Gesammtsumme ist ein 
Betrag von 1500 fl. für die Errichtung eines slovenisch-utraquisti- 
schen Gymnasiums in Cilli enthalten. Wir bedauern die Ein- 
stellung dieser Post« (wie ja Niemand, der uns kennt, anders er- 
warten konnte). »Wir gönnen« (allerdings nur im Princip) »jedem 
Volksstamme in Oesterreich die vollste geistige Entwicklung < (pressen 
sogar zu diesem Zwecke czechische und slovenische Kinder in die Schulen 
unseres Deutschen Schulvereines) »und halten es für eine Aufgabe des 
Staates, >die Culturbedürfnisse einer jeden Nationalität nach Kräften zu 
befriedigen« (wie dies aus unserer Haltung gegen die Verstaatlichung des 
czecliischen Privat-Gymnasiums in Troppau so klar hervorgeht). »Wir 
vermögen jedoch nicht zu begreifen, dass didaktisch- 
pädagogisch e Rücksichten die Errichtung eines slovenisch- 
utraquistischen Gymnasiums gerade in Cilli erheischen 
sollen« (denn — wie männiglich bekannt — begreifen wir, sobald es 
sich um etwas handelt, was andere möchten, überhaupt selir schwer und 
zwar so schwer, dass, wenn wir — wie im vorliegenden Falle — gar 
nicht begreifen, jeder Dritte schon aus diesem Grunde getrost annehmen 
kann, dass die Berechtigung der betreffenden Forderung der Anderen 
absolut unanfechtbar ist). »Wir vermeinen, dass es möglich wäre, das 
Bedürfniss na«h einer solchen Anstalt, falls dasselbe in der That vor- 
handen ist« (worüber Niemand anderer als wir zu entscheiden hat), van 
einem anderen Orte in der südlichen Steiermark zu befriedigen^ 
(z. B. in Sachsenfeld oder St. Georgen, beides Orte, die sich unserer 
Ansicht nach infolge der fast dörflich reinen Luft derselben schon aus 
Gesundheitsrücksichten für diesen Zweck vorzüglich eignen). 

»Wir« (die Centralisten par excellence) »bedauern ferner, dass dem« 
(nach Entfernung der slo venischen Abgeordneten) »einstimmig geäusserten 
Verlangen des steierischen Landtages nicht entsprochen und dem steieri- 
schen Landesschulrathe« (in welchem ja auch ein halber Slovene 
sitzt) »nicht ein Gutachten abgefordert wurde, welches in rein 
sachlicher Weise« ( — und anderes verträgt sich mit unserem bekannten 
Rechtssinne nicht, ich erinnere diesbezüglich nur an die Angelegenheit 
des Trautenauer Kreisgerichtes — ) »zu prüfen gewesen wäre. (A 'ir 
beklagen diese ganze Angelegenheit um so mehr, als dadi rch 
die in letzter Zeit« (insbesondere durch unseren Vorschlag Sachsenf( d's 
und St. Georgen's für das slovenische Gymnasium) »angebahnte . n- 
näherung der beiden Volksstämme und die friedliche A is- 
gleichung der nationalen Gegensätze« (im Wege der Seh len 
des Deutschen Schulvereines) »wieder gestört, sowie gegenseitige'' er- 
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b i 1 1 e r u n g und Anfeindung« (der Slovenen durch uns) von neuem 
verscliäl^ft wurde. 

Wir hegen die Besorgniss, dass in Folge der empfindlichen 
Kränkung der nationalen Gefühle des deutschen Volks- 
s t a m m e s <^c (— ich hrauche wohl nicht erst ausdrücklich darauf hinzuweisen, 
dass es sich auch hier wiederum um eine »Herzenssache^^ unseres, mit 
einem allerdings auffallend viel umfassenden Herzen versehenen Volkes 
handelt — ) »gerade jene Elemente wieder in den Hintergrund 
gedrängt werden, denen die liebevollere (und erwiesener Massen völlig 
uneigennützige) »Pflege desösterreichischenStaatsgedankens 
und die beharrliche Stärkung des österreichischen Staat s- 
bewusstseins als die oberste politische Aufgabe gilt« (und von diesen 
Elementen insbesondere auch durch die bereits 1887 in unserem Staats- 
sprachen-Anträge in Aussicht genommene Ausscheidung Galiziens und' 
Dalraatiens aus Oesterreich gefördert werden möchte; dass hieraus unsere 
nichtdeutschen Volksstämme merkwürdiger Weise den sonderbaren Schluss 
ziehen, dass uns die liebevolle Pflege des deutschen Vorherrschafts - Ge- 
dankens und die beharrliche Stärkung des deutschen Superioritäts-Bewusst- 
Seins als die oberste politische Aufgabe gilt, ist nur durch die bekannte 
Inferiorität dieser Volksstämme zu erklären). 

»Wenn wir demungeachtet darauf verzichten, einen Antrag auf 
Streichung der Post von 1500 fl. für die Errichtung eines slovenisch- 
utraquistischen Gymnasiums in CiUi, respective auf entsprechende Herab- 
mindemng des Gesammtbetrages von 4,287,700 fl. stellen < (obwohl 
angesichts des Inhaltes dieser meiner Präfatio jeder logisch denkende 
Mensch die. Stellung eines solchen Antrages erwarten musste), »so ge- 
schieht dies ledi^ich aus dem Grunde, weil wir es für unsere patriotische 
Pflicht halten, der «(infolge der Angst unserer Partei vor den Deutsch- 
nationalen)» so lange hinausgeschobenen Regelung und Fesstellung des 
Staatshaushaltes für das Jahr 1895, in dessen zweiter Hälfte wir uns 
bereits befinden, nicht noch im letzten Augenblicke Hindernisse in den 
Weg zu legen«, (obwohl einerseits — wie jedes politische Kintl w^eiss — 
es bei uns in Oesterreich meritorisch ohne jegliche Bedeutung ist, ob das 
Budget durch die beiden Häuser des Reichsrathes vor oder nach Beginn 
oder auch vor oder nach Ablauf des Budget - Jahres erledigt wird, und 
obwohl andererseits durch die Streichung der in Rede stehenden Post im 
Herrenhause die meisten der von mir vorgebrachten Klagen über die 
Einstellung dieser Post gegenstandslos werden würden). 

Dass irgend Jemand, der unsere Deutschen kennt, glauben könnte, 
die Linke des Herrenhauses habe aus dem in ihrer Erklärung angeführten 
» G inde für die Bewilligung der Cillier Post gestimmt, wäre selbstredend 
ai ih dann ausgeschlossen, wenn nicht Freiherr Johann von Chlumecky 
iE seiner Znaimer Rede vom 23. Juli 1895 („Neue Freie Presse", Morgen- 
b] bt vom 24. Juli) sich mit vollem Erfolge bemüht haben würde nach- 
zi weisen, dass die Linke* des Abgeordnetenhauses, welche bei der zweiten 
L ;ung des Budgets mit fast allen übrigen Deutschen gegen die Cillier 
P 5t gestimmt hat und hiefür von fast allen deutschen Blättern des In- 
u ' Auslandes ungemein belobt wurde, nach einigen Tagen bei der 
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dritten Lesung für diese Post hat stimmen müssen und zwar aus dem 
Grunde, weil das Gegentheil nichts genützt haben würde, und zu dem 
Zwecke, damit die »künftige Ausgestaltung der Dinge nicht ohne ent- 
sprechende Bedachtnahme auf die Bedeutung des deutschen Volkes er- 
folgen« möchte. 

Dass trotzdem eine solche Erklärung der Linken im Herrenhause 
abgegeben werden konnte, zeugt von einer schier unglaublichen Naivetät, 
von welcher sogar jene noch übertroffen wird, mit welcher der „Genius", 
dessen Flug sich — nach dem Leitartikel der „Neuen Freien Presse", 
Morgenblatt vom 26. Juli 1895 — das deutsche Volk anders gedacht 
hat, nämlich Dr. Ernst Edler von Plener, in seiner Abschiedsrede zu 
Eger am 25. Juli 1895 gesagt hat: »Wenn ich an der Hand meines 
Ausscheidens aus dem Abgeordnetenhause« — (nebenbei bemerkt wiederum 
eine magnifique Probe des Plener'schen Deutsch) — »ein Staatsamt an- 
nehme, welches Se. Majestät mir zu verleihen geruhen^ so entspricht dies 
meiner Vergangenheit« (welche in der Hauptsache darin besteht, dass der 
Redner durch mehr als 20 Jahre bemüht war zu verhindern, dass den 
Deutschen die Möglichkeit, auf uns Czechen herumzutreten, benommen 
werde) »mehr als ein völliges Zurückziehen ins Privatleben.« Man 
kann nämlich nicht leugnen, dass — obwohl dieser Ausspruch bei- 
nahe HO klingt, als ob der in Rede stehende Genius inständigst hätte 
gebeten werden müssen, die Stelle des Präsidenten des Gemeinsamen 
Obersten Rechnungshofes anzunehmen, w^as vielleicht doch nicht der Fall 
gewesen ist, und obwohl Se. Excellenz in diesem Ausspruche bei der 
„Vergangenheit" offenbar auch die beiden übrigen Haupt-Tempora hat an- 
führen sollen — dieser Ausspruch doch auch s o einigermassen den That- 
sachen entspricht; denn wenn man sich vergegenwärtigt, mit was für 
Männern die obersten Stellen in Oesterreich seit 1860 besetzt werden, 
so gewinnt es fast den Anschein, als ob zu den hervorragenden Eigen- 
schaften derjenigen dieser Männer, welche nicht dem Hochadel angehört 
haben oder angehören, auch die Eigenschaft zählen würde, dass die Be- 
treffenden 'Stets bestrebt waren, auf uns Czechen möglichst energisch 
herumzutreten. 

i. (Wirkung der Coalition auf das neue Strafgesetz.) Ange- 
sichts des Bestandes der Coalition war es geradezu' als ein Un- 
glück für Oesterreich zu betrachten, dass die langwierigen, unter 
der mehrjährigen Ministerschaft des Grafen Dr. Friedrich Schön- 
born mit musterhaftem Eifer betriebenen codificatorischen Vor- 
. arbeiten für ein neues Strafgesetz während der Coalitions-Regierung 
fertig geworden sind und Graf Friedrich Schönborn als Justiz- 
minister den begreiflichen Ehrgeiz und als Conservativer '^as . 
nicht minder begreifliche Streben hatte, zu bewirken, dass er 
Entwurf Gesetz werde. Infolge dieser Umstände wurde der . n- 
halt des neuen Strafgesetzes lediglich von Conservativen, zu der ?n 
jliebst den Feudalen , den Olericalen und den galizischen Pol m 
auch fast sämmtliche Deutsche gehören, nach dem durch di se 
Parteien im Ausschusse festgestellten Entwürfe unter glei b- 
zeitigem Niederstimmen aller Anträge der Opposition festgese st. 
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(Wie die Coalitions - Mehrheit hiebei vorgieng, hat der jungczechi- 
sche Abgeordnete Dr. Friedrich Pacäk laut des Stenographischen Proto- 
kolles über die Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 1. März 1895, 
Seite 16 978, dargestellt wie folgt: ». . .Es ist doch klar, dass wir das 
Y. und VI. Hauptstück als eine Gefahr für die Freiheit der Presse und 
des Wortes ansehen und dagegen sachlich ankämpfen, und wenn es nichts 
hilft, hier dagegen sachlich anzukämpfen, da ja Niemand zuluirt, zum 
Fenster hinaussprechen , um dem Volke zu zeigen , wie sie sorglos be- 
schliessen, was äusserst volksgefährlich ist. 

Wie wird verhandelt? Es wird geklingelt, erst wenn es sieh um 
die xlbstimmung handelt, die Herren kommen herein, sie wissen nicht, 
worüber abgestimmt wird. Der Präsident sagt immer : Antrag des Aus- 
schusses, dann stehen die Herren auf. Heisst es: Antrag Pernerstoifer, 
Pacak, Släma, so bleiben sie sitzen. (Heiterkeit.) Um was es sich 
handelt, weiss Niemand. Es ist geschehen, dass der Herr Vicepräsident 
Äbrahamowicz vergessen hat, das Wort „Ausschuss** zu sagen, und die 
ganze Linke blieb sitzen. Er musste segnend die Hände erheben, damit 
>k\\ die Herren erheben. Dann wollen Sie eine sachliche Ikhandlung 
von unserer Seite? . . .« — Dass diese Schilderung keine einzige Ueber- 
treibung enthält, kann man ersehen, wenn man in dem Stenographischen 
Protokolle über die Sitzung vom 27. Februar 1895, Seite 16 930—4, 
liest, wie die Abstimmung über die §§ 105 — 109 vor sich gieng.) 

Nur dann, wenn es* sich um ein Gesetz handelt, welclies 
eine solche Materie behandelt, dass über die Bestimmungen des 
Gesetzes die Ansichten nicht infolge conservativer oder fort- 
schrittlicher Gesinnung der Beurtheilenden, sondern nur andeini 
Gründen difFeriren, .ist es mit wenig Schaden verbunden, wenn 
der Inhalt des Gesetzes lediglich von Conservativen festgesetzt 
wird, wie z. B. bei einem Gesetze über die Aichung von Gefässen, 
über die Minimal-Starke des Schotterbelages auf Vicinalstrassen, 
oder am Ende auch bei einer Civilprocess-Ordnung. 

Wenn jedoch z. B. ein Schulgesetz oder wie im vorliegen- 
den Falle, ein Strafgesetz, sonach ein Gesetz, bei dessen Be- 
stimmungen es wesentlich darauf ankommt, welche Handlungen 
dem Gesetzgeber auf Grund seiner Weltanschauung als unstatt- 
haft erscheinen, lediglich von Conservativen gemacht wird, so ist 
dies mit dem denkbar grössten Schaden verbunden, denn ein 
solches Strafgesetz gestaltet sich, insbesondere auch infolge des 
ümstandes, dass es seiner Natur nach für Jahrzehnte bestimmt 
ist, zu einem jener Mittel, mit welchen die Conservativen aller 
Zeiten und aller Länder fast jede Aenderung der bestehenden 
Zi tände hintanzuhalten suchen — zum Unheil der ganzen 
M ischheit. 

Der nach einem merkwürdigen System aufgebaute, jedoch fast in 
all i Theilen sehr sorgfältig ausgearbeitete Entwurf des neuen Straf- 
ge tzes stellt sich zwar in vielen Beziehungen als eine thatsächliche 
ß( rm des bestehenden Strafgesetzes vom Jahre 1852 dar, jedoch nur 
da m, weil dieses noch aus der Zeit des Absolutismus stammende Gesetz 
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antediluvianische Bestimmungen enthält, die aber durch die Praxis wesent- 
lich gemildert erscheinen, und weil auch unsere Conservativen infolge der 
mittlerweile trotz allen geleisteten Widerstandes erlittenen Cultur nicht 
mehr — allerdings nur bezüglich der Grösse der Strafen — auf dem 
Standpunkte des bestehenden Strafgesetzes stehen. 

In Bezug jedoch auf die für das Wohl der Menschheit schwerst- 
wiegenden Bestimmungen ist das neue Strafgesetz, eben weil es lediglich 
von Conservativen gemacht wird, schlechter noch als das bestehende 
Strafgesetz. 

Zu diesen wichtigsten Bestimmungen eines Strafgesetzes rechne ich 
nämlich niclit etwa die Bestimmung, ob die Todesstrafe als zulässig 
erklärt wii^d oder nicht, denn das triift nur Einzelne, sondern jene Be- 
stimmungen, durch welche die bestehenden wichtigen Institutionen vor 
jeder Abänderung geschützt werden sollen und durch welche zu diesem 
Zwecke auch die Discussion der Möglichkeit und der Erspriesslichkeit 
einer Abänderung dieser Institutionen für strafbar erklärt wird. 

Dass in dieser Beziehung das neue Strafgesetz, dessen diesbezüg- 
liche ordentliche Bestimmungen auch schlimmer sind, als die Aus- 
nahmsbestimmungen der im deutschen Reichstage von der Regierung ein- 
gebrachten sogenannten Umsturz- Vorlage, nicht nur keine Verbesserung, 
sondern sogar eine Verschlechterung des gegenwärtigen Zustandes be- 
deutet, ist insbesondere angesichts der, socialen Bewegung aufs Tiefste zu 
beklagen. 

(Die §§ 180, Abs. 2 und 131 der deutschen Umsturzvorlage lauten: 
»Wer ei^dichtete oder entstellte Thatsachen, wissend, dass sie erdichtet 
oder entstellt sind, öffentlich behauptet oder verbreitet, um dadurch 
Staatseinrichtungen oder Anordnungen der Obrigkeit verächtlich zu machen, 
wii'd mit Geldstrafe bis zu sechshundert Mark oder mit Gefangniss bis 
zu zwei Jahren bestraft.« 

»Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher in einer den öffent- 
lichen Frieden gefährdenden Weise die Religion, die Monarchie, 
die Ehe, die Familie oder das Eigen thum durch beschimpfende 
Aeusserungen angreift.« 

Die diesbezüglichen Bestimmungen des österreichischen Strafgesetz- 
Entwurfes (§ 135) lauten: »Wer durch öffentlich vorgebrachte Schmäh- 
ungen die Verfassung, die Gesetze oder Einrichtungen des Staates, die 
Institute der Ehe, der Familie oder des Eigenthums, die Entscheidungen 
der Gerichte, Verordnungen oder Verfügungen der Regierung oder der 
Behörden verächtlich zu machen sucht, wer zu demselben Endzwecke er- 
dichtete oder entstellte Thatsachen in gleicher Weise behauptet •oder ver- 
breitet, wird mit Gefängniss bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 
2000 11 bestraft. 

Sind erdichtete oder entstellte Thatsachen zwar zu dem angegebe m 
Zwecke, aber in gutem Glauben öffentlich behauptet oder verbrf et 
worden, so tritt Geldstrafe bis zu 500 fl. ein.« — Diese Bestimmun m 
wurden im Abgeordnetenhause angenommen, während die deutsche „1 a- 
sturzvorlage" (laut Telegrammes der „Neuen Freien Presse", Morgenb tt 
vom 12. Mai 1895) vom deutschen Reichstage, bei dem 22 000 G( n- 
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Petitionen eingelaufen sind, am 11. Mai 1895 abgelehnt wurde, trotzdem 
die deutsche Regierung im Laufe der Verhandlungen auch darauf hin- 
gewiesen hatte, dass diese A u s n a h m s - Bestimmungen nicht einmal so 
scharf sind, wie die correspondirenden ordentlichen Bestimmungen des 
österreichischen Strafgesetz-Entwurfes.) 

Wie soll denn Menschen, welche, durch nicht zu leugnende stete 
materielle Noth getrieben, zum Zwecke der Behebung dieser Noth ver- 
schiedene, ilirer Ansicht nach — was der Mensch wünscht, das glaubt 
er — durchführbare Massregeln fordern, die der Wirklichkeit ent- 
sprechende Ueberzeugung beigebracht werden, dass von den geforderten 
Massregeln manche überhaupt gar nicht und manche so lange nicht durch- 
führbar sind, so lange bestimmte, allerdings unrichtige, jedoch von den 
meisten Menschen,' sonach auch von den Socialisten getheilte Anschauungen 
nicht durch richtige ersetzt werden — wenn eire sachliche, das heisst 
durch Nichts beschränkte Discussion der geforderten Massregeln und der 
von denselben berührten Institutionen verboten und strafbar ist? 

(Ein anderes Mittel, den Socialisten diese Ueberzeugung beizubringen 
und dieselben so dazu zu bewegen, dass sie die Einführung der betreffen- 
den Massregeln nicht fordern, gibt es ausser der völlig freien, unbehinderten 
Discussion nicht, ganz abgesehen von der bekannten Thatsache, dass 
ebenso wie bei heftigen Schmerzen Weinen und Schreien Erleichterung 
schafft, auch derjenige, der mit irgend etwas nicht zufrieden ist, sich 
schon dann ein wenig beruhigt, wenn ihm nicht verwehrt wird sich aus- 
zusprechen, wie dies bei den Socialisten in Deutschland der Fall ist, die 
dort — wie mir scheinen will — mit ihrem Latein zu Ende sind. 

Die gegen die Socialisten angewendete oder ihnen angedrohte 
Gewalt kann nicht als Argument für die Undurchführbarkeit der be- 
treffenden von ihnen geforderten Massregeln wirken, dieselbe wirkt viel- 
mehr als Argument für deren Durchführbarkeit, denn die Socialisten 
argumentiren hiebei wie folgt: 

Obersatz: Gewalt wenden oder drohen die Menschen an, wenn 
sie die Durchführung bestimmter, ihnen unangenehmer Handlungen (Mass- 
regeln) verhindern wollen. 

Untersatz: Gegen uns Socialisten wird, weil wir die Durchführung 
bestimmter, den Uebrigen unangenehmer Massregeln anstreben, Gewalt 
angewendet und solche uns angedroht. 

S c h 1 u s s : Sonach sind die von uns geforderten Massregeln durch- 
führbar, die Durchtührung derselben scheitert jedoch an der den Ueb- 
rigen zu Gebote stehenden Gewalt; demnach erscheint für uns lediglich 
das nothwendig, dass wir einerseits diese Gewalt schmälern und anderer- 
se-'^T selbst Gewalt erlangen, was beides für uns auf dem Wege der 
P: "Jaganda der socialistischen Ideen zu erreichen ist. 

Selbstredend nehmen die Socialisten bei diesem Raisonement keine 
R ksicht darauf, dass der obige Schluss nicht richtig ist, weil der Ober- 
S8 kein allgemeines, sondern nur ein partielles Urtheil enthält, da ja die 
M ischen auch dann Gewalt anwenden oder androhen, wenn sie auch nur 
d( ihnen unangenehmen Versuch der Durchführung bestimmter Mass- 
n In, obwohl sie diese für undurchführbar halten, verhindern wollen. 

15* 
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Würden jedoch die Socialisten auf diesen Umstand auch Rücksicht nehmen, 
so würden sie nur vor der allerdings unabweislichen Annahme stehen, 
dass die übrigen Menschen vielleicht die Ansicht hegen, dass die be- 
treffenden Massregeln undurchführbar seien, aber sie stünden nicht vor 
einem zu ihrer Ueberzeugung nothw endigen Beweise dafür, dass die be- 
treffenden Massregeln, soweit Menschen urtheilen können, überhaupt nicht 
durchführbar sind und sonach auch dann nicht würden durchgeführt 
werden können, wenn die Socialisten zu der gewünschten Gew^alt gelangt 
sein würden. 

So wird durch jede Anwendung von Gew^alt gegen die Socialisten 
thatsächlich nur eine Stärkung des Glaubens derselben und einer ungemein 
grossen Anzahl der übrigen Menschen an die Richtigkeit und Durch- 
führbarkeit der socialistischen Theorien herbeigeführt und hierdurch den 
Socialisten für ihre Propaganda ein Dienst geleistet, wie dieselben sich 
ihn bessei' gar nicht w^ün sehen können.) 

Weil nun in dieser , meiner Ansicht nach wichtigsten , Be- 
ziehung, d. h. in Beziehung auf die Freiheit der Discussion der 
bestehenden wichtigen Institutionen, das neue Strafgesetz, wie der 
Vergleich der betreffenden Bestimmungen des Y. und VI. Haupt- 
stückes mit den diesbezüglichen Anordnungen des bestehenden 
Strafgesetzes ergibt, schlechter ist als dieses, so wird dasselbe von 
allen conservativen Elementen, sonach auch von den „liberalen" 
Deutschen gegen alle freiheitlichen Anträge der Opposition durch 
erbannuiigsloses Niederstimmen der Letzteren geschützt. 

Dass der Opposition das in der Sitzung des Abgeordnetenhauses 
vom 1. ^lärz 1895 (laut Berichtes der „Neuen Freien Presse", Morgen- 
blatt vom 2. März, Seite 3) abgegebene Gutachten des Abgeordneten 
Dr. Josef Kopp »wir halten das Gesetz für ein ausserordentlich gutes 
und für einen wesentlichen Fortschritt, wobei ich nicht behaupte, dass 
alle seine Theile vorzüglich sind« nicht genügt, obwohl der Genannte 
einer der altbewährten tapfersten deutschliberalen Kämpfer für Fortschritt 
und Freiheit ist, liegt auf der Hand, denn der Genannte hielt auch die 
Coalition für etwas ausserordentlich Gutes und für einen wesentlichen 
Fortschritt (nach rückwärts), wenn er vielleicht auch nicht behauptet, 
dass alle ihre Wirkungen vorzüglich waren und sind. 

Dafür, dass gerade die meiner Ansicht nach wichtigsten Bestim- 
mungen des neuen Strafgesetzes zu den auch nach dem Gutachten des 
Abgeordneten Dr. Josef Kopp nicht vorzüglichen Theilen desselben gehören, 
führe ich hier als classischen Zeugen den damaligen Hauptherold der 
Coalition, die „Neue Freie Presse", welche diesbezüglich im Morgenblatt 
vom 2. März 1895, Seite 3, sich unterm 1. März vernehmen Hess «^'i 
folgt: >. . . In Wirklichkeit verfolgen die meisten dieser Bestimmung i 
nur Einen Zweck : die Bedrückung und die Bedrängung der Presse. 1 $ 
Strafgesetz, welches dem Reichsrathe vorliegt, ist das der Presse fei: ■ 
liebste und feindseligste Gesetz, das je erlassen worden ist. Die Tend' : 
fast jedes einzelnen Paragraphs des fünften Hauptstückes ist dar f 
berechnet , der Presse Fallen und Fussangeln zu legen und durch ) 
Elasticität der Begriffe dem Staatsanwälte und dem Richter die Gele*^ • 
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heit zu einer noch bequemeren Anwendung des objectiveii Verfahi'ens zu 
verschaffen. Das neue Straf j^esetzbuch im Verein mit dem objectiven 
Verfahren bedeutet die Eröffnung einer Aera von Persecutiojien, Avie man 
sie selbst« (unter Herbst, Giskra und Auersperg) nn Oesterrcicli noch 
nicht erlebt hat. Darnm erfüllen die jungczechischen Abgeordneten in 
durchaus anerkennenswerter Weise ihre Pflicht, wenn sie unennüdlich die 
Kautschuk-Paragraphen des fiinften und sechsten Hauptntüc kes mit aller 
Entschiedenheit bekämpfen, und nicht nur die czechisehej auch die ge- 
sammte östeiTeichische Presse ist ihnen zu Dank veipflichtet. Leider 
kämpfen sie vereinzelt und darum vergeblich. Sie wurden heute nur 
durch den Abgeordneten Dr. Bareuther unterstützt, der die freiheitlichen 
Ansichten, die er heute zum Ausdrucke brachte, leider bei anderen Ge- 
legenheiten nur zu leicht verleugnet« (was uns, der „Neuen Freien Presse", 
nie passirt!). »Die grossen Parteien des Hauses stehen, wie es scheint, 
den freiheitlichen Fragen, welche den Kern des Streites bilden, ohne 
Verständniss' gegenüber. Ihnen wird das Verständniss erst autdännnern, 
bis sie zu ihrem eigenen Schaden die begangenen Versäumnisse eniptindlich 
fühlen werden. Wir dächten, die Linke hätte während der Aera Taaffe 
die Segnungen des objectiven Verfahrens hinreichend empfunden. Es 
scheint, dass anderthalb .Tahre Coalition ausgereicht liaben, diese Er- 
innerungen auszulöschen, und als ob der deutsch - liberalen Partei der 
Gedanke unfassbar wäre, dass sie je wieder das Brot der- Opposition 
essen könnte. In Deutschland kämpfen die edelsten und vornehmsten 
Geister der Nation um das Kecht der freien Meinungsäussei'un£>' , gegen 
das ruere in servitium ; bei uns stürzt man sich kaltblütig in die Knecht- 
schaft den schönen Augen des Grafen Schönborn zuliebe < (speciell diese 
stets lediglich für Fortschritt und Freiheit kämpfenden Deutschen , um 
mit Hilfe der Coalition uns Czechen niederhalten zu können.*) 

(lieber einen Fall der von der „Neuen Freien Presse'' in dem 
vorstehend citirten Leitartikel erwähnten Anwendung des objectiven \^er- 

*) lieber diesen platonischen und so überaus wohlfeilen Freiheits-Hymnus 
der ^Neuen Freien Presse** ' — die ich, nebenbei bemerkt, auf Grund einer 
durch achtzehn Jahre regelmässig fortgesetzter Leetüre dieser Zeitschrift für 
eines der Haupthindernisse der Beilegung der nationalen, Oesterreicb zersetzenden 
Kämpfe halte — erlaube ich mir meiner Ansicht dahin Ausdruck /ai geben, 
dass die ^Neue Freie Presse", nur weil sie sich dem Gedanken, dass die deutsch- 
liberale Partei wieder einmal in die Opposition gelangen könnte, vernünftiger- 
weise nicht verschliessen kann , gegen die betreifenden Bestimmungen des 
neuen Strafgesetzes eifert; dass jedoch, wenn die erwähnte Möglichkeit aus- 
geschlossen wäre, die ,.Neue Freie Presse" trotz des Umstandes. dass sie selbst 
zur Presse gehört, mit diesen Bestimmungen königlich zufrieden wäre, wie 
etwa der Abgeordnete Dr. Josef Kopp mit dem ganzen „aussei ordentlich guten" 
<^*»setze zufrieden ist. Dieser Behauptung widerspricht der umstand nicht, dass 
< j „Neue Freie Presse", der Fahnenstangenträger der noch immer unentwegt* 
i • Fortschritt und Freiheit kämpfenden Deutschen, in rührender Eintracht 
] t dem katholischen Erzbischöfen bei dem Oberhaupte der katholischen 
rche — die in nicht gar fernen Zeit neben den Czechen, dem Grafen Hohen- 
nt, den Antisemiten und den Socialisten zu den beliebtesten Angrtffsobjecten 
' r „Neuen Freien Presse" noch gezählt hat — flehentlichst um Schutz warb 
i wirbt gegen die den Bischöfen ungehorsamen christlich - socialen deutschen 
isemiten , welche die deutsche Linke politisch mit grossem Erfolge be- 
-Dfen. 
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falirens wurde laiit des Stenographischen ProtokoUes über die Sitzung, 
des Abgeordnetenhauses vom. 4. April 1895, Seite 18197, durch die 
jungczechischen Abgeordneten folgende Interpellation eingebracht: »Anfrage 
des Abgeordneten Dr. Kaunic und Genossen an Seine Excellenz den Herrn 
Justizniinister. Im Jänner 1895 begann die Verlagshandlung Jos. Rieh. 
Vilimek in Prag mit der Veröffentlichung eines Eomanes unter dem Titel 
„Posledni dnove lidstva" (Die letzten Tage der Menschheit), deren erstes 
Heft wegen der auf dem Umschlage angebrachten Titelillustration con- 
üscirt, und die Confiscation wurde vom k. k. Strafgerichte vom 9. Jänner 
1895 No. E. 673, bestätigt. 

Die Illustration stellt, wie aus der Beilage ersichtlich, einen Theil 
der Kleinseite Prags vor, und zwar die Umgebung der Redemptoristen- 
oder Kaj etaner - Kirche , in welcher die Handlung des Romanes be- 
ginnt — als Ruinen, die aber wohlgemerkt nicht durch Gewalt der 
Menschenhände, sondern durch eine Elementarkatastrophe entstanden sind — 
und zwar durch ein Erdbeben, wie es die Legenden von den letzten Tagen 
der Menschheit stets vorhersagen, und von denen, wie der Titel des 
Romans besaf>t; derselbe handelt. 

Die Illustration enthält keine Abbildung irgend eines behördlichen, 
amtlichen oder Regierungsemblemes. Und dennoch besagt das die Con- 
fiscation bestätigende Urtheil des k. k. Landes - als Strafgerichtes , dass 
die Illustration ein Vergehen nach § 300 des St. G. enthalte, nämlich 
der Aufreizung zur Verachtung gegen ein einzelnes Regierungsorgan 
durch 

Welches Organ der Regierung hier gemeint sei, ist in dem ange- 
tührteii Bescheide nicht bezeichnet und erst in der Einspruchsverhandlung 
gegen dieses Erkenntniss des k. k. Landesgerichtes, welche am 16. Februar 
1895 stattfand, erklärte der Functionär der k. k. Staatsanwaltschaft, 
dass unter diesem Regierungsorgane Seine Excellenz der Statthalter in 
Böhmen gemeint sei, und dass das bezogene Delict nach § 300 durch 
die bildliche Darstellung des Palastes desselben — in der Spornergasse, 
knapp neben der Kaj etaner-Kirche gelegen — als in Ruinen liegend, be- 
gangen worden sei. 

Ebenso wird diese Ansicht ausgesprochen in den Gründen zu dem 
Urtheile des k. k. Oberlandesgerichtes vom 8. März 1895, womit das 
Urtheil des k. k. Landesgerichtes vom 16. Februar 1895 Z. 673, mit 
welchem die obgesagte Contiscation aufgehoben wurde, abgeändert und 
die Confiscation neuerdings bestätigt wird. 

In dieser Urtheilsbegründung sind die Unterzeichneten genöthigt, 
eine arge und bedenkliche Verwirrung juristischer Begriffe zu erblicken. 

I. Der Palast des Herrn Grafen Franz v. Thun-Hohenstein in ^t 

' Spornergasse III Prag, ist und war nie ein Regierungsgebäude, u d 

zwar weder stabil noch vorübergehend, widrigenfalls derselbe mit d q 

amtlichen Embleme versehen sein müsste. Auch wurde derselbe niem; s 

durch irgend eine amtliche Kundmachung zum Regierungsgebäude erklö* ). 

Derselbe ist vielmehr ein fideicommissarischer Privatbesitz Seil r 
Excellenz des Grafen Franz v. Thun-Hohenstein, und kann nie r i 
nirgends, am wenigsten von einer k. k. Behörde als Regierun gsgeb^f e 
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oder gar als RegierungBsymbol oder Symbol eines politischen Programmes 
erklärt werden. 

II. Die dem Urtheile des k. k. Oberlandesgerichtes vom 8. März 
1895 Z. 7242 beigefügten Gründe sind folgende drei: 

1. Ist der Eoman „Posledni dnove lidstva" in der letzten Zeit in 
Prag erschienen. 

2. Ist es allgemein bekannt, dass der Schriftsteller und Verleger 
sich zu einer Partei bekennen, deren Tendenzen aus den politischen Tages- 
blättem bekannt und ersichtlich sind. 

3. Erfordert der Titel der Druckschrift nicht nothwendig, dass 
die Ruinen des Palastes des Grafen Thun in Prag auf der Titelillustration 
ersichtlich gemacht werden. 

„Daher" wurde diese bildliche Darstellung des Palastes in das 
Titelbild aufgenommen, um durch Verbreitung desselben „zur Verachtung 
gegen den Statthalter als Regierungsorgan in Hinsicht seiner Amtsführung 
aufzureizen." 

Diese hier angeführten Gründe sind für Juristen und Laien so 
verblüffend, dass die Unterzeichneten sich zu der Anfrage genöthigt sehen : 

„„1. Ist Seiner Excellenz dem Herrn Justizminister die Begründung 
des ürtheiles des k. k. Landes- als Strafgerichtes Prag'< (soll offenbar 
heissen : Oberlandesgerichtes Prag) »vom 8. März 1895 Z. 7242 bekannt? 

2. Ist seine Excellenz geneigt, uns eine Gesetzesstelle bekanntzu- 
geben, wodurch Privatgebäude, Paläste, Villegiaturen oder andere Be- 
hausungen von Mitgliedern der hohen Regierung und ihrer Organe zu 
Amtsgebäuden oder zu solchen Objecten« (erklärt werden?), >^ welche 
symbolisch oder allegorisch ein Regiernngsprogramm darstellen? 

3. Sind solche Gebäude durch irgend eine gesetzliche Verfügung 
gegen mögliche Beschädigung oder Ruin durch Elementarereignisse wie 
Stürme, Erdbeben, Ueberschwemmungen , Blitz und Feuersgefahr sicher- 
gestellt? 

4. Ist Seine Excellenz geneigt, wenn dieses alles nicht antrifft, 
das Geeignete zu verfügen, damit durch Anführung derartiger Gründe 
wie die oben angegebenen , in den Urtheilen der k. k. Gerichte der 
juristische Ruf, sowie auch der Ruf der Unabhängigkeit der k k. Gerichte, 
folgerichtig dann auch das pflichtmässige Vertrauen der Bevölkerung in 
die Objectivität und Unabhängigkeit derselben nicht noch mehr, als bis- 
her geschehen, geschädigt und untergraben werde?"" Wien, 4. ApriJ 
1895.«) 

Da bei weiterem Bestände der Coalition an der Annahme 
de Strafgesetz-Entwurfes im Abgeordnetenhause nicht zu zweifeln 
Uli .an eine Abänderung der in Rede stehenden Bestimmungen 
de lelben durch das Herrenhaus nicht zu denken war, so be- 
st£ id für Leute meines Schlages die einzige Hoffnung nur noch 
da M^ dass der Entwurf seinerzeit, ungeachtet des mit demselben 
ve 3undenen, angesichts der Wichtigkeit der Sache jedoch irrele- 
va ■'^n Arbeits- und Gleldaufwandes die Öanction der Krone nicht 
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erhalten werde und die Herstellung eines neuen Strafgesetzes 
einer politisch ruhigeren, ausgeglichenen Lage werde vorbehalten ^ 
werden. * 

Hierdurch würde dann auch dem Umstände Eechnuug ge- 
tragen werden, dass gerade dieses Gesetz auch von Denjenigen, 
denen das Wahlrecht im Princip bereits zuerkannt ist, mitberatheu 
werden soll. 

g. (Motive der Deutschen für den Eintritt in die Coalition.) 

Schliesslich sei hier der Vollständigkeit halber auch die authentische 
Aufklärung über jene erhabenen Motive angeführt, durch welche die stets 
für Fortschritt und Freiheit kämpfenden Deutschen in die Coalition ge- 
drängt worden sind. 

Laut des Stenographischen ProtokoUes über die Sitzung des Abge- 
ordnetenhauses vom 28. März 1895, Seite 17 925, äusserte sich diesbe- 
züglich der Abgeordnete Dr. Max Menger wie folgt: ». . . Vor allem 
wurde den Abgeordneten der Partei, der ich anzugehören die Ehi'e habe, 
ein harter Vorwurf daraus gemacht, dass sie derzeit der Coalition ange- 
hören, also der Vereinigung der drei grossen Parteien sich angeschlossen 
haben. Es möge mir hier gestattet sein, ganz kurz die Gründe darzu- 
legen, welche mich, wie die Partei, der ich anzugehören die Ehre habe, 
bewogen haben, der Coalition beizutreten. 

Es wird doch Niemand leugnen, dass in einem Abgeordnetenhause 
eine Majorität bestehen, eventuell für die betreffenden einzelnen Fragen 
eine Majorität geschaffen werden muss, wenn überhaupt die Geschäfte 
constitutione!! erledigt werden sollen. Jede Regierung hat da die Wahl, 
entweder von Fall zu Fall eine Majorität zu schaffen oder im Wege 
einer Coalition mehrerer Parteien, wenn eine Partei allein nicht die ge- 
nügende Anzahl von Mitgliedern hat, diese Mehrheit herzustellen. 

Aus langer Erfahrung habe ich — und ich glaube, es gibt kein 
Mitglied der Partei, der ich anzugehören die Ehre habe, welches eine 
andere Meinung hätte — die Ansicht gewonnen, dass eine Herstellung 
der Mehrheit von Fall zu Fall, eine Herstellung der Majorität ohne uns, 
zu Consequenzen führt, welche wir auf Grund langjähriger Erfahrung im 
Interesse der Nationalität, der wir angehören, im Interesse der grossen 
Grundsätze, die wir vertreten ^< (und die der Redner im w^eiteren Verlaufe 
seiner Rede aufzählt), »stets auf das Tiefste zu bedauern Gelegenheit hatten- 

Wollen Sie doch erwägen, wie es in jener Zeit zuging! 

Die betreffenden Majoritäten wurden in der Regel auf Kosten der 
Interessen des deutschen Volkes in Oesterreich gewonnen. Die deutsche 
Nationalität trägt noch derzeit die Wunden (sehr richtig!), welche ihr 
damals zugefügt wurden und welche nur zum kleinen Theil bisher ge teilt 
werden konnten. Aber weiter, meine Herren ! Wie sah es denn da aals 
in finanzieller Beziehung aus? Es ist ja richtig und ich erkenne es 
(weil ich sonst für verrückt erklärt werden müsste) »an, es wurdi die 
finanzielle Lage bedeutend gebessert. Doch auf wessen Kosten ? Gt ade 
auf Kosten der breitesten Classen des Volkes '< (während, so lange wir 
die Macher waren, stets nur die obersten Fünf Hunderttausende hen ge- 
zogen wurden). »Petroleumsteuer, Kaffeesteuer und zahlreiche - lere 
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Steuern sind die Meilensteine des Weges, auf welchem die angeblichen« (!) 
»finanziellen Erfolge errungen wurden. 

Ich will nicht ins Detail eingehen, aber ist nicht duY^-}i die Be- 
mühungen, uns zu schwächen, geradezu Verwilderung in breite Massen 
des Volkes getragen worden, die leider seinerzeit von der Regierung 
gefördert wurde. (Sehr richtig!) Und sollten wir das alles so ruhig 
ansehen! Ist der Preis, dass wir einer Coalition beitraten, zu hoch, um 
das Weitergreifen dieser Uebelstände endlich unmöglich zu machen? Es 
ist richtig, dass in der Coalition manche Fragen sich so entwickeln, und 
zwar trotz unserer eifrigsten Bemühungen, wie wir es nicht wünschen« 
(während unsere Coalitionsgenossen merkwürdiger Weise über nichts zu 
klagen haben). »Das ist der Uebelstand jeder Coalition < (allerdings nur 
fdr uns). 

Im grossen und ganzen haben aber doch unter dieser Coalition 
die Verhältnisse sich günstiger gestaltet, und zwar gerade für die von 
uns vertretenen Interessen des Deutschthums, des Fortschrittes ^< (!), > einer 
zweckmässigen Entwickelung der Steuerreform, als es der Fall wäre, 
wenn diese Coalition nicht geschaffen worden wäre . . . « Hierauf ergeht 
sich der Eedner mit noch neunmal so viel Worten über die mannig- 
fachsten Sachen und schliesst (Seite 17 930) wie folgt: ^ . . . Man hat 
an uns endlich die Frage gerichtet: Wie lange wollt ihr noch in der 
Coalition verbleiben ? Ich werde darauf kurz erwidern : Solange wir 
die Ueberzeugung haben, dass die Einheit des Staates, womit eine Ent- 
wickelung der administrativen Verhältnisse im autonomen Sinne Hand in 
Hand gehen kann, durch die Coalition gewahrt wird^< (obwohl gerade 
wir aus dieser Staatseinheit Galizien und Dalmatien lieber heute als 
morgen ausscheiden möchten), »solange wir die Ueberzeugung haben, dass 
wir die freiheitliche Entwickelung der Schule« (mit Hilfe der Feudal- 
Clericalen besser als mit jener der Jungezechen), »die freie Entwickelung 
des Individuums« (im Wege der Errichtung von Fideicommissen oder 
auch durch das Verbot des Hausirhandels), »den Schutz der Presse < 
(durch den § 135 des Strafgesetz - Entwurfes und durch die unter der 
Coalition herrschende Confiscations-Praxis*), »die Besserung der Lage der 
Beamten« (durch Einführung höherer Personen - Tarife auf den Staats- 
bahnen, durch welche nur die breitesten Schichten der Bevölkerung ge- 
troffen werden) »und vieles andere, insbesondere auch den Schutz unserer 
Nationalität gegen Vergewaltigung« (oder unter uns gesagt: die Erhaltung 
unseres nationalen, zum grossen Theile unechten Besitzstandes) auf 
diesem Wege besser durchführen, als wenn wir aus der Coalition treten, 
solange werden wir bei der Coalition bleiben. Und wenn man uns droht, 



*) Man lese im Stenographischen Protokolle, Seite 18 071 und 18 080, 
e beiden Interpellationen, welche in der Sitzung vom 1. April 1895, also 3 
age nach diesen Exclamationen des Abgeordneten Dr. Max Menger. im Abge- 
dnetenhause eingebracht wurden und zwar die eine von Dr. Emanuel Bazza- 
dla und Genossen über das Vorgehen der Behörden in Süitirol bei Besehlag- 
ihme von Zeitungen und die zweite von Gustav Eini und Genossen über die 
r)nfiscations - Praxis in Böhmen und die hiebei erfolgte Beiziehnng der Gen- 
i,rmerie, Interpellationen, in denen über schier unglaubliche Vorgänge Be- 
werde geführt wird. 
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dass man grosse Agitationen gegen uns einleiten werde, so werden wir 
uns ruhig auf unser Pflichtbewusstsein zurückziehen. 

Wif rechnen darauf, dass nicht nur wir die Macht der' realen Ver- 
hältnisse einsehen« (allerdings stets zu spät), »sondern dass dies auch 
unsere Pressorgane und vor allem auch unsere Wählerschaften« (an deren 
Spitze wir stets nur für Freiheit und Fortschritt kämpfen) »im ent- 
scheidenden Momente thun werden. 

Wir werden in der Coalition bleiben, solange die grossen« (vor- 
stehend angeführten und illustrirten) »Ideale, für die wir eintreten, besser 
dadurch gewahrt werden, dass wir in der Coalition bleiben, als wenn 
wir aus der Coalition austreten würden. (Lebhafter Beifall.)« 

Wie ein Mitglied jener Partei, welcher der Abgeordnete 
Dr. Max Menger anzugehören die Ehre hat, im zweiten Jahre 
der Coalition noch immer, allen Thatsachen Hohn sprechend, 
von grossen Idealen als: „Fortschritt, freiheitliche Entwickelung 
der Sclmle, Schutz der Presse" und „vieles andere", überhau] )t 
reden und dabei wahrscheinlich auch glauben kann, er rede 
logisch, ist mir unbegreiflich; statt . . . doch das ist Sache der 
Deutschen, deren Kopf wir uns nicht zu zerbrechen haben, da 
ja, insbesondere bei der „freiheitlichen Entwickelung des Indi- 
viduums", jeder wissen muss, wie er sich bettet, und unsere 
Deutschen ja überdies von Natur aus infolge ihrer Superiorität 
nebeji vielen anderen Dingen angeblich auch die „staatsmännische 
Begabung" für ganz Oesterreich in Pacht haben, denn es wimmelt 
bei ihnen von Staatsmännern. 

Eines jedoch will ich bemerken; aus der Erzählung des 
Abgeordneten Dr. Max Menger, die sich im Ganzen wie eine 
Uebersetzung des bekannten, hier adaptirten Spruches „extra 
coalitionem non est vita, et si est vita, noii est ita" anhört, 
scheint mir nämlich hervorzugehen, dass unsere Deutschen, aller- 
dings nur auf dem Wege der Erfahrung, ein wenig — ich traue 
mich kaum, es niederzuschreiben — Bescheidenheit gelernt haben. 

Dass es ihnen an Gelegenheit, sich in dieser lobesamen, 
überaus noth wendigen Eigenschaft zu vervollkommnen auch nacli 
dem Aufhören der Coalition, welche trotz der bei zahlreichen 
Gelegen! leiten unter den Coalition sgenossen vorgekommenen 
gegenseitigen Nergeleien gute Aussicht auf längeren Bestand 
hatte, nicht wird unbedingt fehlen müssen, scheint mir zweifellos. 

(Ein typischer Fall einer solchen Nergelei trat ein aus Anlass der 
bekannten Alfaire Agliardi-Banlfy-Kalnoky. Im Abgeordnetenhause brach" n 
am 6. Mai 1895 die ausserhalb der Coalition stehenden Clericalen (Liecht i- 
steiu und (ienossen) eine Interpellation zu Gunsten des Nuntius ein ; d j- 
selbe tliaten am 7. Mai die der Coalition angehörigen Clericalen (Dipj li 
und Genossen). Laut des mit den Worten „Krise in der Coalition" \\l *- 
schnebfenen Artikels im Morgenblatte der „Neuen Freien Presse" ^ n 
9. Mai 1895 fasste die Vereinigte deutsche Linke am 8. Mai eine s- 
solution, in welclier sie die Interpellation Dipaiüi fiir eine „Gefalu-d ^ 



Digitized by VjOOQIC 



■;*P5??:7?^ 



- 235 — 

der Coalitioii" erklärt and „die bestimmte Erwartung ausspricht", dass 
„die Ansichten der Partei mit Entschiedenheit zum Ausdrucke gebracht 
werden", während in der ebendaselbst mitgetheilten Resolution des Polen- 
Clubs dieser die „Ueber:^eugung hegt, dass die Freiheit der zwischen 
dem Heiligen Stuhle und den Gläubigen der katholischen Kirche be- 
stehenden Beziehungen in keiner Weise eine Beeinträchtigung erleiden 
werde". Ausserdem hiess es noch in demselben Artikel : >^. . . Einstimmig 
wurde der Vorstand -^^ (der Linken) »aufgefordert, die Grundsätze der 
Partei mit Entschiedenheit zu wahren,« dann: >^. . . Auch dieser Be- 
sebluss : (des Polen-Clubs) »deutet darauf hin, dass die Coalition unhalt- 
bar geworden sei, weil die inneren Widersprüche zu gross sind. Die 
Linke hätte den Zusammenbruch dieses Systems am wenigsten zu be- 
daiiem . . .« und endlich zum Schluss in der altgewohnten Selbstüber- 
schätzung: ». . . Die Krise der Goalition kann zur Rettung der deutschen 
Linken werden und ihre jene Stellung im deutschen Volke wieder ver- 
schaffen, welche nicht allein ein Bedürfniss der Partei und der deutschen 
Nation, sondern der Monarchie ist.« (Dieser Artikel der „Neuen Freien 
Preyse" wurde mir am 9. Mai von allen denjenigen Deutschen, mit denen 
tätlich zu verkehren ich das Vergnügen habe, vorgewiesen mit strahlen- 
den Mienen und den fast identischen Worten: „Sehen Sie, die Partei 
eimannt sich doch!") Am 9. Mai beantwortete die Regierung die beiden 
gestellten Interpellationen und die beiden gefassten Resolutionen in einer 
durchaus coalitionsmässigen Weise dadurch, dass sie folgende zwei Er- 
klärungen, eine allgemeine und eine besondere, abgab und zwar: 1. die 
Ue^ierung theile mit dem Minister des x\eusseren vollkommen die „grund- 
sätzlichen Anschauungen, wonach weder das Oberhaupt der katholischen 
Kirche in der Leitung der kirclüichen Angelegenheiten und in dem 
Itiiitimen Verkehr mit den Gläubigen von Staatswegen irgendwie be- 
lli ndert werden, noch der Staat in der Ausübung seiner Rechte irgend 
eine Einschränkung von Aussen erfahren soll (Beifall) und 2. die Re- 
gierung erlaubt sich — von dem im § 68, lit. B, der Geschäftsordnung 
eingeräumten Rechte Gebrauch machend — die Beantwortung dieser 
Interpellationen abzulehnen. (Lebhafter Beifall.)" Hiemit waren alle 
Coalitions-Parteien königlich zufrieden, denn dieselben lehnten den jung- 
czechischen Antrag auf Eröffnung einer Debatte über diese Interpellations- 
Beantwortung — mit 123 Stimmen gegen 41 ^- ab, die Organe der 
einzelnen dieser Parteien brachten die der Partei zusagenden Stellen der 
allgemeinen Erklärung in gesperrtem Druck und jedes feierte neben der 
Rettung der Coalition auch den Sieg seiner respectiven Partei, die „Neue 
Freie Presse" jenen der Linken im Morgenblatte vom 10. Mai mit den 
ein] Itenden Worten : »Die entschiedene Sprache, welche die Linke gestern 
in irer Kundgebung gegen die Interpellation Dipauli führte, ist nicht 
ohn Erfolg geblieben Das Ministerium hat heute die Interpellation 
bea twortet« (?) und man darf ohne Ueberschätzung der Partei und 
ihr« Resolution behaupten, dass die Antwort ohne die Kundgebung ver- 
mu dich anders ausgefallen wäre. . . .^^ Auf diesen Siegesartikel der 
T,N len Freien Presse" wurde ich von meinen deutschen Bekannten nicht 
auf »»ksam gemacht und scheint mir derselbe meiner obigen Behauptung, 
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dass die Deutschen schon gegenwärtig ein wenig Bescheidenheit lieleritt 
liaben, nicht allzu sehr zu widersprechen. 

Wäre die Coalition nicht mit den im Vorhergehenden gf - 
schilderten grossen Nachtheilen verbunde]i gewesen, wir Czecher 
hätten derselben den voranssichtlichen Bestand nur wünsche 
können: denn es wäre, wenn nicht Alles trügt, die sogenannte 
deutsch-liberale Partei an der Coalition rasch zu Grunde ge- 
gangen. 

Es scheint auch, dass die Partei sich dessen langsam — | 
unter leisem Grauen — bewusst ward, da der bekannte Ostern- 
Artikel der „Neuen Freien Presse" (Morgenblatt vom 14. April 
1895) kaum anders zu deuten war; klang derselbe doch — mir 
Ausnahme jener Stellen, w^ eiche sich als schriftliche Präsentatinii 
eines überfälligen Wechsels zur Zahlung darstellten — genau so. 
wie die hier nur wenig abgeänderten Schlussverse im Capitel 5 der 
babylonischen Klagelieder des Propheten Jeremias: >^ Unseres 
Herzens Freude hat ein Ende, unser Reigen ist in Wehklagen 
verkehrt. — Die Krone unseres Hauptes ist abgefallen. O w^eli^. 
dass wir so gesündigt haben! — Darum ist auch uiiser Herz 
betrübt, und unsere Augen sind finster geworden. — Um de< 
Berges Zion willen, dass er so wüste liegt, dass die Füchse 
darüber laufen. — Aber "du, Herr Plener, der du weich sitzest 
in deinem Minister-Thron für und für. Warum willst du uiisti 
so gar vergessen und uns die Länge so gar verlassen ? — Briiige 
uns Herr, wieder zu dir, dass wir wieder heim kommen; vei- 
neuere unsere Tage vor Alters. — Denn du hast uns vergessei 
und bist allzusehr über mis erzürnet.'^; 

Und fast wie eine späte, reuige, jedoch nur momentane Erkenntiii>^ 
dass es anders in Oesterreich, eben anders hätte kommen können 
muthet es an, wenn man in dem Leitartikel der „Neuen Freien Presse', 
Morgenblatt vom 22. Mai 1895 liest: -k , , Kaizl, Kramarz und Herold 
haben tausendfach Recht, wenn sie darauf hinweisen, dass der üstei- 
reichische Reichsrath die Volksthiünlichkeit« (die derselbe nur den Deutsebeii 
einst gehabt,) »verloren habe und ein armes Parlament geworden* sei. 
Es ist jedoch die nackte Geschichtsfälschung, wenn die Jnngczechen di 
gesammte Schuld an diesem traurigen Vorfalle nur auf die Coalition ladfu. 
Die Czechen« (die stets haben über die übrigen Volksstämme herrschen 
wollen,) »mögen reuig an die eigene Brust schlagen, denn im «anx-i 
Laufe unserer parlamentarischen Entwickelung waren sie die HelfesheltV 
der Reaction in Oesterreich -^c (und wurden nur als solche unter Herbst. 
Giskra und Auersperg von uns, den stets für Fortschritt und Fr(*heii 
kämpfenden Deutschen persequirt). »Schon in Kremsier zeigten siel die 
Anfänge ' (ihrer Unbotmässigkeit gegen uns Deutsche)« und später ver- 
verbanden sich ihre Führer mit dem feudalen Adel und den Bisel] fen. 
um< (uns,) »die Anhänger der bürgerlichen Freiheit« (der Deutsche iu 
der Bedrückung der übrigen Volksstämme) »in Oesterreich zu schwäi len. 
den Reichsrath« (durch Fernhaltung der schwer misshandelten Deut^ hen 
von demselben) »auf das tiefste Niveau herabzudrücken, den r ivii 
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Zwist« (durch stete Auflehnung gegen unsere Herrschaft) >zu schüren 
und die HeiTschaft der Aristokratie und der Kirche« (beides insbesondere 
dorch ihren ihnen stets vorgeworfenen hussi tischen Demokratisnius) 
;^ vorzubereiten. Was hätte aus esterreich ohne den unseligen 
Streit zwischen ^ (den , die Knechtschaft der Slaven heischenden) 
»Deutschen und« (den hietilr so merkwürdig wenig empfänglichen) 
>Czeclien, ohne die verhängnissvolle Politik ein es« (Bach und 
Schmerling , eines Herbst und Giskra , eines Auersperg und Koller gegen) 
»Palacky und Rieger<^c (und das ganze czechische Volk), ohne die 
vom Staatsrecht geschaffene und für immer« (für immer?) 
>unau s füllbare Kluft werden kö*nnen!« (Ja wohl!) »Die 
politische Freiheit wird in Oesterreich keine Stätte finden, so lange die 
Czechen^^ (durch ihre Forderung der Gleichberechtigung) »den Hass gegen 
die''< (Gleichberechtigung bei den) »Deutschen nähren und so lange diese 
Feindschaft ; (der Deutschen gegen die Gleichberechtigung der übrigen) 
»die letzte Triebfeder aller nationalen Bewegungen in Böhmen^ (Mähren, 
Schlesien, Steiermark, Kärnten, Krain, kurz in Oesterreich) »sein wird. 
Ist nicht erst vorgestern auf der ethnographischen Ausstellung in Prag 
das schmähliche Hetzlied gegen die Deutschen*)« (welche den Slaven 
Oesterreichs doch stets mit so viel Liebe entgegen gekommen sind) 
gesungen worden! Rieger war der Schleppträger Taaifes < (dem die 
„staatserhaltende" Wirkung der Vorherrschaft der Deutschen nicht a priori 
einleuchtete), -der Bundesgenosse des Prinzen Alois Liechtenstein < (der 
wiederum insbesondere mit der so energisch capitalsbildenden Wirksamkeit 
Uer deutschliberalen Partei nicht ganz einverstanden war), »der Frennd 
der Grafen Hohen wart« (des gebenedeiten Retters und Schutzengels 
gerade der von der „Neuen Freien Presse" geführten Partei). »An- 
gesichts dieser historischen Thatsache wagen es« (unbegreiflicher Weise) 
>die« (so reactionären) »Jungzechen, einen Vorwurf gegen die liberale 
Partei zu erheben, weil sie sich in einer bedrängten Stunde« (in welcher 
von ilir lediglich verlangt wurde, sie solle endlich aufhören, ihrem Namen 
Schande zu machen) »vielleicht zu ihrem ernsten Schaden« (ja, ist denn 
das n o c h nicht ganz klar ?) » der Coalition angeschlossen hat. . . . « Das 
ist so die richtige Rede eines Bankerottiers, der noch im letzten Moment 
sich belügen will mit der Behauptung, nicht er sei an dem ihm drohenden 
Bankerott schuld, sondern der von ihm stets getretene Bruder. 

(Ich kann es mir nicht versagen, hier die Antwort anzuführen, 
welche der „Neuen Freien Presse'* von Seite der „Politik" in dem Leit- 
artikel des Morgenblattes vom 23. Mai 1895, auf diese Behauptungen zu 
Theil wurde : » . . . Palacky und Rieger sind also schuld an allem Unheil, 
das über Oesterreich dahingegangen, sie sind schuld daran, dass der 
Pa amentarismus im Niedergange begriffen ist, sie sind sogar schuld 
dai n, dass die Vereinigte Linke in die Coalition eintrat, und wahr- 



*) Gemeint ist dass im Jahre 1862 in Ungarn in slovakischer Sprache 
ei's lienene „Lied der Slaven", beginnend mit den Worten „Hej Slovane" 
(Hi t ihr Slaven), in welchem ganz allgemein die Ueberzeugung ausgesprochen 
wi] , dass das slavische Volk nicht untergehen und dass Gott Perun die ^Wohl- 
th£ •*' desselben tilgen werde. 
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scheinlich ist es auch ihre Schuld, dass die Liberalen bei den letzten 
Wiener Gemeinderathswahlen ihr Sedan erlebten. Wenn doch das 
liberale Hauptorgan etwas vorsichtiger sein wollte mit dem Yor\^'^^fe' 
der Gescliichtsfälschung. Wer war es , der die Freiheit in Oesterreich 
mit Füssen trat, der jede Regung der Selbstständigkeit gewaltthäti^ 
niedeiTang, der von Parteiwegen ein Mamelukenthnm gi'osszog, das seines 
Gleichen sucht in einem anderen parlamentarisch regierten Lande ? Wer 
anderer war es, als jene Partei, in deren Namen heute wie vordem, he- 
nifen oder eigenmächtig, die „Neue Freie Presse" das Wort führt. Wenn 
sie bis auf Kremsier zurückgreift, dann sollte sie nicht das berühmte 
Memorandum vergessen, das änno 1848 Palacky dem Staatsministerium 
unterbreitete und in welchem er sich stolz als ein wahrhaft liberale: 
Mann bekannte, der allen Stämmen und Parteien die gleiche Freiheit und 
das gleiche Recht zugetheilt wissen wollte. Das offene Einbekenntniss 
hatte die Vereitelung der geplant gewesenen Ernennung Palacky's zum 
Staatsminister zur Folge. Wie verhielten sich aber damals die Deutschen? 
Sie übernahmen die Tradition der absolutistischen Bureaukratie und brachten 
sie in der Schablone ihrer Partei fast noch schonungsloser zur Geltung, 
als es in der düsteren Aera Mettemich's geschehen war. Oder hat die 
„Neue Freie Presse" auch an die Wahlen für Frankfurt vergessen, durch 
welche unser Volk seines politischen, nationalen und staatsrechtlichen 
Selbstbestimmungsrechtes für immer entäussert werden sollte ? Als dann 
die Reaktion kam und nach ihr die konstitutionelle Aera, was war da 
das Hauptstreben der Deutschen und ihrer allmächtigen Führer? Die 
Demüthigung, die Niederhaltung, die Unterdrückung der nichtdeutschen 
Völker und nichtliberalen Parteien. Schmerling wars, der die brutalste 
Bedrückung der Nichtdeutschen in ein raffinirtes System gebracht hatte, 
nach welchem er unnachgiebig regierte. Als seine Macht den Magyaren 
gegenüber gebrochen war und seine Gewaltakte auch den Polen gegenüber 
zunichte wurden, da wurden sie mit zwei- und dreifacher Kraftanstrengung 
gegen die „Czechen" angewendet, die um keinen Preis „aufkommen" 
durften. 

Es kam die Zeit des Ausgleiches mit Ungarn. Die Deutschen 
stimmten dem Dualismus nur zu, weil sie nun glaubten, das Geschäft 
der Unterdrückung des böhmischen Volkes um so nachdrücklicher und 
unbehinderter betreiben zu können. Um diesen Preis lieferten sie sogar 
kalten Herzens ihre eigenen Stammesgenossen jenseits der Leitha ans 
Messer der Magyarisirung. Wie hat sie darob Beust gehöhnt, der cynische 
Emporkömmling, der ins Land hereingewirbelt worden war, um im Verein 
mit den liberalen Deutschen die „Slaven an die Wand zu drücken." 
An das Alles hat die „Neue Freie Presse" vergessen, ebenso wie -u 
ihrem Gedächtnisse all' die Drangsale weggewischt zu sein scheinen, i ö 
die Deniüthigungen und Verfolgungen, alle die Pein und die Marl ', 
welche die kalte grausame Staatskunst eines Herbst über uns gebra t 
unter der getreuen Assistenz des Herra von PI euer, der uns, ob r i 
wörtlich oder thätlich, mit Scorpionen züchtigen wollte. Zu Paa: i 
wollte man uns treiben, mit Belagerungs- und Ausnahmszuständen ki j 
machen, Herr Giskra proponirte sogar eine rationelle „Saniru" 
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methode", indem er ganz einfach darauf verwies, dass sich in den 
böhmischen Wäldern genug Bäume befänden, an die sich ad majorem 
Germaniae gloriam die rebellischen Führer und Erwecker der „Czechen" 
aufknüpfen Hessen; durch den beispiellosesten Gewissenskauf, den die 
liberale Partei inscenirte, wurden wir selbst auf unserem ureigensten 
Boden, im böhmischen Landtage um unser Recht gebracht, und alle 
Proteste, alle die verzweifelten Aufschreie des gepeinigten Volksgemüthes 
verhallten unerhört, höchstens, dass man darauf mit neuen Persekutionen 
und neuen Einkerkerungen antwortete. 

Und angesichts dieser historischen Thatsache hat heute die „N. 
Fr. Pr." den Muth, uns Böhmen, und speciell Palacky und Rieger für 
den Niedergang des öffentlichen Geistes und der Freiheit in Oesterreich 
verantwortlich zu machen! Wenn Jemand schuld daran ist, dass Oester- 
reich nicht zur Ruhe kommen kann, dass sein Staatsorganis nuis aus der 
klaffenden Wunde des Nationalitätenstreites blutet, so sind es die Deutsch- 
liberalen, welche in ungezügeltem Herrschergeltiste und parteilicher Selbst- 
sucht die Freiheit knebelten, das Recht mit Füssen traten, das öffentliche 
Gewissen zu ersticken und den öffentlichen Geist zu vergiften suchten. 
Sie sind schuld daran, einzig und allein nur sie, wenn Oesterreich bis 
an den Rand des Abgrundes kam und wenn es sich aucJi heute noch 
nicht von den Kämpfen zu erholen vermag, welche das tyrannische 
Hegemoniegelüste der deutschliberalen Partei gerufen. Und nicht eher 
wird es Friede werden in unserem schwergeprüften Heimats- und im 
Vaterlande, bis nicht diese Partei, die so viel Unheil über uns und den 
ganzen Staat gebracht, für immer niedergew^orfen und in den Staub ge- 
treten sein wird, aus dem es keine Erhebung mehr gibt. Freilich wird 
noch mancher Orcan dahinbrausen müssen, bevor dieser Effect voll und 
ganz erreicht sein wird. Aber der gestrige Weckruf Stein wender's wird 
in den deutschen Wählerschaften sicher nicht unerhört verhallen. Er 
rüttelt kräftig an dem wurmstichigen , wurzelfaulen und Wipfeldürren 
Baum des Liberalismus, nur kurze Zeit noch, und es fallen auch die 
Volksmandate der Linken wie verdorrtes Laub in spätherb stli eher Zeit 
raschelnd zu Boden. Dann erst wird auch bei uns wieder die wahre 
politische Freiheit erspriessen, die von Niemandem so grausam niederge- 
drückt worden war, wie von jener Partei, die sich wie zum Hohne eine 
liberale und freiheitliche nannte.«*) 



*) Die in dem letzten Satze — in welchem das Wort ^wieder" der Ge- 
schichte widerspricht — ausgesprochene Hoffnung der „Politik" theile ich aller- 
dings nicht , weil meiner Ansicht nach den Slaven gegenüber alle öster- 
reichischen Deutschen noch immer auf dem Concessions-Standpunkte stehen und 
f''""inach an die Stelle des Wortes „wieder** das Wort „vielleicht" zu setzen ist. 
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Y. Die czechischen Parteien. 

Da zur Klarheit über unsere politische Lage neben der 
Kenntniss unserer Gegner insbesondere auch die Kenntniss unser 
selbst gehört, will ich im Folgenden unser eigenes bisheriges 
Gebühren mit einigen kurzen Strichen skizziren. 

(Die National-Partei.) Durch die verheerenden Wirkungen 
der Gegenreformation und der mit derselben verbundenen Ger- 
maiüsation in den Ländern der böhmischen Krone war das 
czechische Volk in nationaler Bezie];iung so tief herabgebracht 
worden, dass gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts die neue 
czechische Literatur sich fast lediglich auf die Herausgabe von 
Gebetbüchern, kirchlichen Cantionalen, Kalendern und Jahr- 
markts-Liedern beschränkte. 

In der bekannten „Geschichte der slavisclien Literaturen" von« 
Alexander Nikolajewitsch Pypin ist diesbezüglich — ich übersetze aus 
der mir vorliegenden, 1880 — 2 erschienenen czechischen Ausgabe der 
zweiten Auflage des Werkes, Seite 371 — zu lesen: »Gegen das Ende 
des X^^II. Jahrhunderts erreichte der Verfall der Literatur den tiefsten 
Punkt. Czechische Bücher waren eine Seltenheit; neue gab es nicht und 
gegen die alten wurde der Vernichtungskampf geführt. Der Fanatismus 
der Jesuiten vertilgte czechische Bücher nach alter Gewohnheit bis in 
die zweite Hälfte des XVIII. Jahrhunderts hinein. Mit Wehmuth be- 
richtet« (der Jesuit) »Baibin, ein Patriot anderen Schlages als seine Mit- 
gesellen, über das Schicksal der czechischen Bücher, wie selbe als ketzerisch 
auf Scheiterhq,ufen verbrannt und auf manigfach andere Art vernichtet 
wurden, wenn in ihnen auch gar nichts über Keligion stand. Das war 
an der Neige 'des XVII. Jahrhunderts. Und im Jahre 1783 erzählt 
Karel Tham in seiner „Apologie der czechischen Sprache", einem der 
ersten Bücher der nationalen Wiedergeburt: „Bekannt ist, dass noch 
vor drei . Jahren sogenannte Sendboterf (d. i. Gendarmen) bestellt 
wurden, die wie hungrige Wölfe durch alle Gaue Böhmens liefen, jeden 
Winkel absuchten und, wo sie irgend ein czechisches Buch fanden, ob 
gut oder schlecht , über dasselbe, herfielen und , nachdem sie kaum er in 
Blick lüneingethan , dasselbe mit Gewalt entrissen und, wenn sie a ± 
von dem Inhalt der czechischen Bücher nichts verstanden, diesel m 
lästerten, zerrissen und verbrannten.« Meine geschichtlichen Kenntn sc 
sind leider zu oberflächlich, als dass ich angeben könnte, ob ausser ( m 
czechischen Volke noch irgend ein anderes Volk in seinen literarisc jn 
Bestrebungen in so zweckentsprechender und so ausgiebiger Weise m 
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Staats- und Religionswegen gefördert wurde oder nicht, in einer Weise, 
deren Niedertracht uns Czechen nach Hundert Jahren noch Thränen des 
Grimmes in die Augen presst — brennende Thränen nutzlosen Grimmes, 
denn gone is gone and lost is lost for ever. 

Unter grossen Mülien unternahmen es czechische Patrioten, 
welche die Hoffnung auf eine nationale und politische Wieder- 
auferstehung des czechischen Volkes trotz des so trostlosen Zu- 
standes desselben nicht aufgegeben hatten, das czechische Volk 
aus diesem erbarmungswürdigen Zustande emporzubringen ; selbst- 
redend unter unsäglichem Hohn der deutschen Mitbürger, die in 
dem Bewusstsein ihrer Superiorität diese ganze Thätigkeit der 
czechischen National - Partei für aussichtslos hielten und dieselbe 
infolge dessen anfangs gar nicht ernst nahmen. 

(Dass dieses Bemühen der Czechen nicht nur nicht resultatlos blieb, 
sondern in sehr vielen Beziehungen vollen Erfolg errang, ist in erster 
Linie auch der unverdrossenen, vielfach mit grossem Ungemach verbundenen 
Thätigkeit der czechischen Lehrerschaft und dann zum grossen Theile 
auch der Thätigkeit der czechischen Geistlichkeit zu danken.) 

In ihren Bestrebungen, die sprachliche Gleichberechtigung 
mit den Deutschen, gerechte Wahlordnungen und die Durch- 
führung des böhmischen Staatsrechtes zu erlangen, wurde die 
National-Partei von dem conservativen Adel Böhmens, der sich 
dieser Partei und durch dieselbe des czechischen Volkes zur 
Schaffung eines Anhanges seiner eigenen Partei gegen die ihm 
feindlichen Bestrebungen der österreichischen Deutschen bediente, 
einige Zeit hindurch unterstützt, jedoch stets ohne Uebereilung, 
mit Mass und grosser Ueberlegung. 

Als dann, weil dieses Mass immer geringer und diese Ueber- 
legung immer gründlicher wurde, im czechischen Volke neben 
der alten National-Partei jene der Jungezechen entstand, lehnten 
die Altezechen alle Forderungen dieser Partei um Berück- 
sichtigung ihres Daseins stets und überall ab und zwar immer 
mit der Begründung, dass die Minorität sich der Majorität zu 
fugen habe. Als, auch infolge dieser ablehnenden Haltung der 
Altezechen, die jungczechische Partei langsam immer stärker 
wurde, stellten sich die Altezechen, um sich der Jungezechen 
mit Hilfe des conservativen böhmischen Adels zu erwehren, völlig 
in den Dienst dieser Partei und wurden von derselben durch 
lange Jahre nicht nur im Reichsrathe sondern auch im böhmischen 
Landtage geradewegs zu Narren gehalten und mit ihnen das 
ganze, ihnen so grenzenlos vertrauende czechische Volk. Als 
e dlich infolge der hiedurch im czechischen Volke hervor- 
g rufenen Erbitterung bei den Wahlen in den böhmischen 
3 «ndtag im Jahre 1889 die Altezechen eine grosse Niederlage 
€ 'itten, wollten sie den Jungezechen gegenüber von dem, was 
i iher ihr Alpha war und Omega, nämlich von der Unterwerfung 
c r Minorität unter die Majorität, nichts mehr wissen und warben 
1 ter Bethätigung eines fast kindischen Hasses gegen die jung- 

16 
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czechisclie Partei und unter Hintansetzung aller Interessen des 
ganzen czedhischen Volkes Bundesgenossen gegen die Jung- 
czechen um jeden Preis, und zwar lediglich zu dem Zwecke, 
um im böhmischen Landtage im Verein mit irgend Jemandem, 
gleichgiltig mit wem, die Jungezechen niederhalten zu können, 
und suchten endlich Schutz gegen dieselben sogar bei der Re- 
gierung des Grafen TaafFe. Diesem hatten sie ja schon ebenso 
treu und beinahe auch ebenso lange gedient, wie Jakob dem 
Laban um Rahel, nur dass sie in toto schliesslich neben einigen 
Brosamen n u r die Lea, genannt Wiener Punctationen, erhielten. 

Da nämlich die Regierung die schutzflehenden Altezechen 
mit Recht für hinreichend mürbe und willfährig hielt, arraiigirte 
Graf Taaffe, der um ein Auskunftsmittel auf kurze Sicht nie ver- 
legen war, zu Beginn des Jahres 1890 unter dem Prätexte, den 
Altezechen zu helfen und nebenbei auch die Czechen und die 
Deutschen miteinander zu versöhnen, thatsächlich jedoch um die 
Deutschen, deren Abgeordneten am 22. März 1886 den böhmischen 
Landtag verlassen hatten, zum Wiedereintritt in denselben zu 
bewegen, die Wiener Ausgleichsverhandlungen, deren Resultat 
die vielberedeten Punctationen waren. 

(Der Exodus der Deutschen aus dem böhmischen Landtage erfolgte, 
weil dieser an jenem Tage über den von dem Landtagsabgeordneten 
Dr. Ernst von Plener am 14. December 1886 gestellten Antrag ohne 
Debatte zui- Tagesordnung tibergegangen war. Von diesem Antrage sagt 
der Eeichsrathsabgeordnete Dr. Max Menger in seiner Schrift „Der 
böhmische Ausgleich" auf Seite 125* ». . . beantragte somit, die Regierung 
aufzufordern, die Verordnung vom 19. April 1880 und den Erlass« (des 
Justizministers) > vom 23. September 1886 aufzuheben, die nationale Ab- 
grenzung der Gerichtsbezirke durchzuführen, eine entsprechende Anzahl 
von Kreisgerichten, im Anschluss an die neue Eintheilung der Gerichts- 
bezirke 2 Senate beim Oberlandesgerichte Prag zu bilden, auch die Ver- 
waltungsbezirke nach den Sprachverhältnissen neu einzutheilen. Der 
Antrag stimmte in allen wesentlichen Punkten mit dem früher gestellten 
Antrag überein. . . . « Dieser früher gestellte Antrag war von demselben 
Abgeordneten in der Sitzung des Landtages vom 15. December 1885 
gestellt und am 18. Jänner 1886 vom Landtage abgelehnt worden. Zur 
Begriindung seines neuerlichen Antrages sagte der Antragsteller (laut des 
Berichtes der „Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 23. December 
1886, Seite 2, über die Sitzung des böhmischen Landtages vom 
22. December) unter Anderem auch: ». . . dass sich die Regierung be- 
züglich der Sprachverordnung für Steiermark und Schlesien auf '^en 
deutschen Standpunkt gestellt habe, indem sie das Geltungsgebiet es 
Slovenischen in Steiermark auf die slovenischen Bezirke und in Schle en 
das Geltungsgebiet des Czechischen und des Polnischen auf die czechi h- 
polnischen Bezirke* beschränkte. Damit hat sie die bezirksweise Regel ig 
der Sprachen trage anerkannt. Die Deutschen Böhmens beanspruchen g [iz 
gleiches < (Un) Recht wie die Deutschen Steiermarks (1 b- 
hafter Beifall und Rufe: So ist es!) . . .<v In dem Leitartikel der „N( ?n 
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Freien Presse" vom 23. December 1886 wird der Inhalt des Antrages 
so überaus rührend-unschuldig geschildert, wie folgt: ». . . Nichts ver- 
langten sie« (die deutschen Abgeordneten) »als in ihren Wohnsitzen un- 
behelligt ihr eigenes nationales Leben führen zu dürfen, wie sie gerne 
auch darauf verzichteten, die nationale Entwickelung des czechischen 
Stammes in seinen Wohnsitzen zu stören oder zu beirren. Was die 
Deutschen in Böhmen verlangten, war nichts anderes, als nicht besser und 
nicht schlechter behandelt zu werden als die Deutschen in Oberösterreich 
oder Steiermark. . . .« Um zu sehen, was dies eigentlich heisst, braucht man 
nur, dasselbe auszusprechen wie folgt: Was die Deutschen in Böhmen 
verlangten, war nichts anderes, als dass die Czechen in Böhmen nicht 
besser und nicht schlechter behandelt werden als die Czechen in Schlesien 
und die Slovenen in Steiermark, während wir Czechen nichts anderes 
verlangen, als dass die Czechen in Böhmen, Mähren und Schlesien nicht 
nur nicht so schlimm behandelt werden wie die Czechen in Schlesien und 
die Slovenen in Steiermark und auch nicht so schlimm wie die Czechen 
in Böhmen und Mähren, sondern nicht besser und nicht schlechter 
als die Deutschen in Böhmen, Mähren und Schlesien. Aller- 
dings ein unerhörtes und angesichts der Superiorität der Deutschen schier 
unbegreifliches Verlangen !) 

Die Bestimmungen der Punctationen setze ich als bekannt 
voraus. 

In meinen Auo^en, d.h. in den Auojen eines Menschen, der 
das jetzt überall wuchernde Nationalitäts-Princip für einen der 
Menschheit verderblichen Factor ansieht, stellen sich die Puncta- 
tionen schon deshalb als ein Fehler dar, weil alle jene Bestim- 
mungen derselben, welche eine Separation der Angehörigen des 
Qzechischen Volkes von den Angehörigen des deutschen Volkes 
in Böhmen zum Ziele haben, dem mit den bekannten Worten 
^Wir stehen im Zeichen des Verkehrs" treffend bezeichneten 
Hauptmerkmal der jüngsten und der künftigen Zeit, der gegen- 
seitigen Annäherung der Völker und der Individuen, widerstreiten 
und Veil aussei*dem jene Bestimmungen, welche auf die Minoritäts- 
schulen Bezug haben, im Widerspruche stehen mit den Grrund- 
sätzen der Pädagogik; und andere meritorische Bestimmungen 
enthalten die Punctationen nicht. 

Dem czechischen Volke, welches, wie auch das deutsche 
Volk, das Nationalitäts-Princip für etwas der Menschheit wohl- 
thätiges hält, erscheinen die Punctationen als ein Fehler und als 
unannehmbar, weil diejenigen Bestimmungen derselben, welche 
c i Separation zum Zwecke haben, den Deutschen dazu behilflich 
^ i-ren und zum Theil schon behilflich sind, den gegenwärtigen 
5 stand, welcher in Böhmen, Mähren und Schlesien zum grossen 
1 teil in unechtem Besitze der Deutschen besteht, auch für die 
5 ikunft aufrecht zu erhalten, in Böhmen speciell durch die in 
c n Punctationen ausgesprochene Theilung des Landes in einen 
I i-deutschen und einen deutsch-czechischen Theil, und weil 
c »ch diejenigen Bestimmungen, welche sich auf die Minorität s- 

16* 
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schulen beziehen .und die Errichtung solcher überhaupt er- 
schweren, thatsächlich nur die Errichtung czechischer Minderheits- 
schulen erschwert wird, da die Deutschen sich — wie dies schon 
erwähnt worden — während ihrer früheren Herrschaft überall 
genug deutsche Schulen aller Gattungen errichtet haben und in 
der Errichtung deutscher Schulen von allen Regierungen unter- 
stützt wurden und möglicherweise auch stets werden unterstützt 
werden. 

Nicht meritorische Bestimmungen enthalten die Punctationen 
zwei; hiervon lautet die erste: »Die von Sr. Excellenz dem Herrn 
Minister-Präsidenten geladenen Theilnehmer der Conferenz ver- 
pflichten sich für die Annahme der vorstehenden Vereinbarungen, 
welche ein Ganzes bilden« — (jetzt, wo Theile derselben bereits 
durchgeführt sind, nur noch auf dem Papier) »und die Zustimmung 
der k. k. Regierung gefunden haben, bei ihren politischen Partei- 
genossen mit Entschiedenheit einzutreten, und insbesondere ver- 
pflichten sich« — man kann sich lebhaft vorstellen, wie ungern — 
»die deutschen Mitglieder der Conferenz, auf Grund dieser Ver- 
einbarungen und für den Fall ihrer Annahme seitens aller auf 
der Conferenz vertretenen Theile bei ihren Parteigenossen den 
Wiedereintritt in den Landtag zu beantragen.« Der letzte Satz 
gibt — denke ich — über den eigentlichen Zweck der Wiener 
Verhandlungen klare Auskunft. 

Die zweite formelle Bestimmung lautet wie folgt: »Diese 
Vereinbarungen werden am 26. Januar 1890 zu Prag seitens der 
Conferenzmitglieder den politischen Parteigenossen mitgetheilt 
und am 27. Januar 1890 in den Nachmittagsblättern*) durch die 
k. k. Pressleitung publiciert werden. Bis dahin ist der Inhalt 
dieser Vereinbarungen als vertraulich zu betrachten.v Sobald die 
politischen Parteigenossen der Conferenztheilnehmer diese Ver- 
einbarungen angenommen haben, worüber sich dieselben am 
26. Januar entscheiden werden, sind diese Vereinbarungen für 
alle Theile — somit auch für die Regierung bindend. Wien, 
den 19. Januar 1890.« Nun, angesichts des Umfanges der Puncta- 
tionen, deren meritorische Bestimmungen in der Menger'schen 
Schrift neun enggedruckte Octavseiten füllen, angesichts der 
Wichtigkeit und der Tragweite der einzelnen dieser Bestimmungen 
und angesichts des Umstandes, dass die Deutschen die Punctationen 
unbesehen annehmen konnten, liegt der Zweck dieser zweiten 
Bestimmung klar auf der Hand auch für denjenigen, dem nicht 
bekannt wäre, dass im Abgeordnetenhause sogar über den ^"s- 
schussbericht, betreffend die intendirte Auflassung eines Mar i- 
schrankens in irgend einem Nest, debattirt wird. 

Dass die czechischen, von der Regierung ernannten Punctatc m 
diese Punctationen annahmen und damit auf die Erlangung der sprs li- 
liehen Gleichberechtigung in Böhmen und implicite auch in Mähren i id 



*) Der 26. Januar 1890 war ein Sonntag. 

Digitized by VjOOQIC 



- 245 — 

Schlesien, auf die Einführung gerechter Wahlordnungen in Böhmen und 
implicite auch in Mähren und Schlesien und auf die Durchführung des 
böhmischen Staatsrechtes verzichteten und sonach das ganze czechische 
Programm im Stiche Hessen, erklärt sich zum Theil durch das bereits 
erwähnte Motiv des politischen und oft auch persönlichen Hasses der 
Altezechen gegen die Jungezechen. Das Hauptmotiv jedoch bildete der 
Umstand, dass den czechischen Punctatoren mitgetheilt wurde, es sei für 
4en Fall, dass die Wiener Ausgleichsverhandlungen an ihrem Widerstände 
«cheitem sollten, nicht unwahrscheinlich, dass dem czechischen Volke 
alles, was dasselbe bis dahin erlebt hatte, wie ein rosig schöner Traum 
erscheinen und dasselbe sich nach der damals jüngsten Vergangenheit 
sehnen werde wie Israel in der Wüste nach den Fleischtöpfen Aeg3'ptens. 
Müde des beinahe schon ein halbes Jahrhundert geführten rastlosen 
Kampfes, unfähig der langgewohnten Autoritätsherrschaft über das 
czechische Volk zu entsagen und den Verhältnissen so Rechnung zu 
tragen, scheuend endlich den Kampf gegen die in Aussicht gestellte Be- 
handlung des czechischen Volkes, gaben die czechischen Punctatoren dem 
Drängen der Eegierung, der adeligen Compunctatoren und der Deutschen 
nach, warfen das Panier weg und unterschrieben die Punctationen. 

Die erste, selbsverständliche Folge der Punctationen war, 
dass bei den im Jahre 1891 vorgenommenen Neuwahlen in den 
Reichsrath die Altezechen eine geradezu beispiellose Niederlage 
erlitten. 

Jedermann der sich mit Politik beschäftigte, nahm nun an, 
dass angesichts dieses fast elementaren Protestes des czechischen 
Volkes gegen die Punctationen, die Altezechen ihre Landtags- 
mandate niederlegen und so den unläugbar grossen Eindruck, 
den der Protest des czechischen Volkes bei allen politischen 
Factoren hervorgebracht hat, vervollständigen werden. Dies 
geschah jedoch — man kann angesichts der Schicksale des 
czechischen Volkes sagen: natürlich — nicht; ja die Altezechen 
beschäftigen sich, obwohl die Jungezechen nur das alte czechische 
Programm, welches die Punctatoren verlassen hatten, aufgegriften 
haben, seit jener Zeit ausschliesslich damit, der Regierung, den 
Deutschen und den Bundesgenossen beider bei jeder Gelegenheit 
zuzurufen, lasset euch durch die Jungezechen nicht irre machen, 
hinter ihnen steht nicht das ganze czechische Volk, wir — die 
Altezechen — sind auch noch da und uns kennt ihr ja, übereilt 
euch um Gottes willen nicht im Nachgeben, das czechische Volk 
wird ja bald wieder zur Vernunft — das ist zu uns Altezechen — 
zurückkehren, harret nur gegen die Jungezechen aus ! So wurde 
* T Eindruck, den die Protestwahlen im Jahre 1891 hervor- 
, bracht haben, durch das Gebaren der Altezechen allmählig 
' geschwächt und schliesslich völlig zunichte gemacht. 

Für die Thätigkeit, welche hiebei die altczechische Presse, prinio 

- io die Zeitschrift „Hlas Näroda", unter dem wohllautenden Titel einer 

nparteiischen sachlichen Kritik" gegen die Jungezechen entwickelte und 

fih immer entwickelt, fehlt es mir an einer Bezeiclinung und zwar nur 
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deshalb, weil ich in den mir so weit bekannten, allerdings nicht zahlreichen 
Sprachen einen adäquaten Ausdruck nicht habe finden können; dieselbe 
schiesst und schoss den Jungezechen erbarmungslos in den Rücken und 
in beide Flanken und während der Coalition im Verein mit der weiland 
Coalitions - Presse auch in die Front, überschüttet sie mit Unflat und 
wühlt in dem Boden unter ihren Füssen und sucht dieselben insbesondere 
auch zu Hause in einer mir, wie schon erwähnt, unsagbaren Weise und 
in jeder Beziehung zu discreditiren. 

In der Hauptsache wird von den Altezechen und ihren Organen 
den Jungczeclien vorgeworfen, dass dieselben im Abgeordneten- 
hause keine einflussreichen Bundesgenossen sich verschafft haben 
und die Anwerbung solcher sich aucji niclit angelegen sein 
lassen; hiebei wird stets darauf hingewiesen, wie gut es das 
czechische Volk hatte, als sie, der Altezechen, im Abgeordneten- 
hause zu Bundesgenossen die sämmtlichen Mitglieder des so- 
genannten „Eisernen Ringes^ hatten. 

Ganz abgesehen von dem Werte der gerühmten Bundes- 
genossen der Altezechen, der insbesondere bei der Abstimmung 
über den Antrag auf Einführung eines polyglotten Textes auf 
den Geldnöten (1887) so klar zu Tag trat*), wird die obige That- 
Sache den Jungezechen überhaupt mit Unrecht zum Vorwurfe 
gemacht; denn gegenwärtig könnten die Jungezechen einfluss- 
reiche, d. h. zahlreiche Bundesgenossen im Abgeordnetenhause 
nur dann finden, wenn sie entweder die nationalen Bestrebungen 
fallen Hessen, um die Deutschen zu Bundesgenossen zu gewinnen^ 
oder wenn sie die freiheitliche Gewinnung abschwören würden, 
um den so bewährten Bundesgenossen der Altezechen genehm 
zu werden. Das erstere ist angesichts unserer PariasvStellung in 
Böhmen , Mähren und Schlesien per se ausgeschlossen und das 
letztere soll — schon angesichts der bei uns und überall zu- 
nehmenden Reaction — ausgeschlossen bleiben, ganz abgesehen 
davon, dass das Hochhalten der freisinnigen Principien, die gegen- 
wärtig im österreichichen Abgeordnetenhause ausser den Jung- 
ezechen fast gar keine anderen Träger haben, in einer wohl 



*) Laut des Berichtes der „Neuen Freien Presse" (Abendblatt vom 
15. März 1887) über diese Abstimmunjr gestaltete sich dieselbe wie folgt: „Bei 
namentlicher Abstimmung wird der Minoritätsantrag auf polyglotten Notentext 
mit 194 gegen 82 Stimmen abgelehnt. Für den polyglotten Text stimmten 
nur die Czechen, die Slovenen und einige Mitglieder des Trentino - Clubs ; 
zahlreiche Polen enthielten sich der Abstimmung. Vom Coronini-Club fehlten 
Tiele Mitglieder, darunter auch Graf Coronini. Fürst Alois Liechtenstein ui 
sein Club stimmten theils gegen den Antrag Trojan's, theils hatten sie sie 
absentirt. Von den sämmtlichen 194 Stimmen, welche sich gegen den Antrs 
Trojan ergaben, gehörten nur 64 der Regieruijgspartei , die übrigen 130 d 
Opposition an. Die Minister stimmten gleichfalls gegen den Antrag, Freihe 
V. Prazak fehlte bei der Abstimmung. Die Constatirung dieser Thatsacl 
wurde mit höhnischem Lachen auf den Czechenbänken begleitet. Von deutsch 
Abgeordneten der Alpenländer stimmten nur die Vorarlberger Oelz und Thurnh 
mit den Czechen " 
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nicht fernen Zeit unserem Volke Frucht tragen wird — tausend- 
fältig. — 

Dass unter sothanen Umständen die Jungezechen während 
des Bestandes der Coalition von der Regierung , von den Deut- 
schen, von den galizischen Polen und von fast allen übrigen 
Parteien im Reichsrathe für den Niemand gehalten wurden und 
dass schon in infolge dieser Umstände allein die Tliätigkeit der 
Jungezechen bis nun sehr spärliche positive Erfolge aufzuweisen 
hat : wen könnte dies — da ja das Gegentheil ein Wunder wäre 
— Wunder nehmen? — Doch wenn die jungczechische Partei 
nichts anderes vollbracht hätte, als dass sie das czechische Volk 
bis jetzt von all' dem Jammer bewahrt hat, mit w^eloliem für dasselbe 
die Durchführung des noch nicht durchgeführten Theiles der 
Wiener Punctationen verbunden gewesen wäre, so wäre dies 
zweimal genug.*) 

Es hat bekanntlich nicht an Versuchen gefehlt, den Führer der 
Altezechen , der zu den seltenen , begnadeten Menschen gehört , die man 
auf den ersten Blick gerne hat, und durch ihn die altczechischen Landtags- 
abgeordneten zu bewegen, das Landtagsmandat zum mindesten nachträg- 
lich noch niederzulegen. Doch blieben alle diese Versuche — man möchte 
wiederum sagen: selbstverständlich — ohne Erfolg. Die altczechische 
Partei hatte nämlich und hat noch immer neben anderen Schwächen auch 
— ^ zu allem Überflusse — die, ohne Grund zu glauben, dass sie in 
einem ausnehmend hohen Grade, mehr als alle übrigen Parteien über- 
haupt, insbesondere aber weit mehr als die Jungezechen, mit „Charakteren" 
gesegnet sei. Der Führer der Altezechen ist auch zweiffellos das, was 
man einen „Charakter" nennt, hält sich auch selbst für einen solchen 
und ist der Ansicht, dass diese Eigenschaft sich auch darin äussern 
müsse, dass man sein gegebenes Wort hält, gleichgiltig, ob man berechtigt 
war^ dasselbe zu geben, oder nicht, gleichgiltig od man üble Folgen 
der Einhaltung des gegebenen Wortes allein zu tragen hat oder ob von 
diesen Folgen auch andere, vorliegenden Falles ein ganzes Volk, betroffen 
werden. Nun habe er sich mit seiner, den Punctationen beigesetzten 
Unterschrift verpflichtet, für die Annahme der Punctationen bei seinen 
Parteigenossen mit aller Entschiedenheit einzutreten, und müsse sein 
Wort halten. An diesem nach altczechi scher Anschauung wahrhaft 
antiken „Ceterum censeo" scheiterte Alles und es ist mir kein Vorwurf 
bekannt, der ungerechter wäre als jener, der dem Führer der Altezechen 



*) Durch ihren Kampf gegen die Punctationen und schon durch ihr 
lolosses Dasein hat die jungczechische Partei auch ein, allem Anscheine nach 
^ ksames Memento den galizischen Polen zugerufen. Mich schaudert es, 
^ QU ich mir die neuerliche deutsch - polnische Wirthschaft vorstelle , die in 

< sterreich Platz gegriffen hätte, wenn die Punctationen durchgeführt worden 
^ ren. Die erste Alliance zwischen den Deutschen und den galizischen Polen, 
( ! zahlloses Leid dem czechischen Volke brachte wie den Achaeem der. 
J m des Peliden , wurde geschlossen , weil die Czechen in Opposition gegen 

< Deutschen waren ; die zweite würde geschlossen worden sein , weil nach 

< * Durchführung der Punctationen die Czechen für lange Zeit abgethan 
{ i^esen wären. * 
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von deutscher Seite dahin gemacht wurde, er sei für die Punctationen 
nicht entschieden genug eingetreten; hat derselbe doch sein Eintreten 
für die Punctationen mit seiner ganzen grossen Popularität bezahlt. 
Antik jedoch ist dieses „Ceterum censeo" nicht, sondern nur classisch 
in dem schlimmen Sinne des Wortes, weil es kaum einen crasseren Ego- 
ismus geben kann als jenen feinen, den jemand dadurch bethätigt, dass 
er etwas, wodurch ein anderer — im vorliegenden Falle das ganze 
czechische Volk — leidet, nur deshalb thut, damit er nicht aufhöre, in 
seinem eigenen und in den Augen Dritter für einen „Charakter" zu gelten. 
Dass das czechische Volk zu allem übrigen auch noch durch einen solchen 
Factor wie dieses „Ceterum censeo" in seinem Kampfe um Gerechtigkeit 
behindert wird, ist ein wahrhaft ausgesuchtes Missgeschick. 

Dass der Führer der Altezechen aus keinem anderen Motive, ins- 
besondere nicht etwa infolge der Überzeugung von der Güte der Punctatio- 
nen so handelt, geht aus Folgendem hervor. Zuerst war derselbe — wie 
aus seiner im böhmischen Landtage gehaltenen Lobrede auf die Punctatio- 
nen erhellt, der irrigen Ansicht, die Punctationen seien Etwas für das 
czechische Volk überhaupt gutes. Wie derselbe zu dieser Ansicht ge- 
langte , ist vorerst unerklärlich. Später hielt er der gegentheiligen Ansicht 
der Jungezechen nur noch ironisirend entgegen, dass denn doch nicht 
alle Bestimmungen der Punctationen den Czechen nachtheilig sein können, 
so z. li. nicht die Trennung des Landesculturrathes, da ja die Jungezechen 
sich in die czechische Section so gedrängt hätten, dass für die altczechische 
landwirth schaftliche Intelligenz daselbst kein Platz übrig geblieben sei; 
ganz abgesehen nun davon, dass gerade an der Trennung des Landes- 
culturrathes in eine deutsche und eine czechische Section die sachliche 
Wiedersinnigkeit des Trennungs - Principes der Punctationen mit den 
Händen zu greifen ist, war dem Führer der Altezechen bei seiner Ar- 
gumentation nicht gegenwärtig, dass mit demselben Kechte behauptet 
werden kann , die gegenwärtige Verfassung , gegen welche die Altezechen 
bis zu den Punctationen stets angekämpft haben, könne dem czechischeu 
Volke doch nicht gar so nachtheilig sein , da ja die Altezechen sich in 
den Eeichsrath stets so gedrängt haben, dass sie, wenn es möglich 
gewesen wäre, dort für die Jungezechen keinen Platz übrig gelassen 
hätten. Noch später redete sich der Führer der Altezechen darauf aus, 
dass die Bestimmungen der Punctationen von den Deutschen und von 
der Regierung anders ausgelegt und durchgeführt würden, als vereinbart 
worden wäre; dies ist allerdings, falls nicht gerade der Führer der Alt- 
ezechen es war, der die betreffenden Abmachungen missverstaud , nicht 
unmöglich ; doch auch dann kann man nur sagen , dass insbesondere der- 
jenige, der ohne Vollmacht auf Rechnung und Gefahr eines Anderen it 
Dritten contrahirt, sich sowohl den Contract selbst, als auch die t- 
contrahenten ansehen und wissen muss , mit wem er es zu thun t. 
In neuester Zeit endlich tröstet sich angesichts der nicht mehr geleugn< n ^ 
' Verderblichkeit der Punctationen der Führer der Altezechen und mit ai 
auch die ganze altczechische Partei mit der Annahme, die Punctatio n 
seien todt; dass diese Annahme eine iiTige ist, liegt auf der flaf n 
Hand , denn Manches von den Punctationen — die Zweitheilung JS 
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Landesculturrathes , des Landesschalrathes , des Präger Oberlandesgerichtes 
and die Errichtung des Bezirksgerichtes Weckelsdorf — sind bereits 
durchgeführt und der restliche Theil der Punetationen wird nur deshalb 
und nur in jenem Masse nicht durchgeführt, weil und so lange das 
czechische Volk die Macht hat, dies zu hindern. 

(Die Jungezechen.) Die Juiigczechen repräseiitiren gegen- 
wärtig den weitaus grössten Theil des czechischen Volkes, sind die 
einzige fortschrittliche Partei im Abgeordnetenhause, propagiren als 
solche neben dem alten czechischen Programm die Einführung 
des allgemeinen gleichen directen und geheimen Wahlrechtes (der 
erste diesbezügliche Antrag wurde un Abgeordnetenhause von 
ihnen eingebracht), zeigen lebhaftes Interesse für die sociale Be- 
wegung, suchen aus nationalen Gründen zu verhindern, dass 
diese Bewegung die czechische Arbeiterschaft internationalisire, 
stehen im Landtage und im ßeichsrathe — oder, weil sie im 
Herrenhause keinen Vertreter besitzen, richtiger gesagt, im Ab- 
geordnetenhause — in Opposition gegen die Regierung, üben als 
solche an den Massnahmen der Regierung scharfe Kritik (im 
Abgeordnetenhause sind sie neben den christlichsocialen Anti- 
semiten überhaupt die einzigen Kritiker) und sehen in allen 
diesen Bestrebungen Mittel zur Verwirklichung des alten czechi- 
schen Programmes. 

Die bei uns Czechen ab und zu vorkommende Erwähnung des reichen 
russischen Vetters, welche den Jungezechen von unseren Deutschen stets 
als Hochverrath erster Classe angerechnet wird, stellt sich lediglich als 
eine bei kleinen Leuten übliche Berufung auf reiche Verwandte dar , wie 
ja auch sogar diejenigen von unseren Deutschen, welche die Belt-Adria- 
Idee nicht propagiren, sich ebenfalls ab und zu auf den reichen reichs- 
deutschen Bruder zu berufen pflegen. Der einzige Unterschied auf Seite der 
Berufenen ist nur der, dass der reichsdeutsche Bruder unseren Deutschen ab 
und zu mithilft, über die Bedrückung dieser und für die Niederhaltung der 
Slaven zu schreien , und jedes Jahr für den Deutschen Schulverein einige 
Tausend Mark — (pro 1893 waren es, wie früher nach authentischen 
Quellen mitgetheilt wurde, 46.250 Mark) — über die Grenze spedirt, 
während unser russischer Vetter uns mit einer für reiche Leute para- 
digmatischer Gleichgiltigkeit gegen arme Verwandte behandelt und die 
paar Rubel, welche aus Russland für den czechischen Schulverein ein- 
lagen, ebenso von ausgewanderten Czechen stammen wie die aus Amerika 
anlangenden Dollars. 

Was noch schliesslich die in dem Hauptorgan der Jungezechen 
VC Zeit zu Zeit besprochene Idee anbelangt, dass nämlich in der russl- 
sc 3n Orthodoxie jenes Band zu erblicken sei, welches einst alle Slaven 
ve Jinigen werde, wobei der Eintritt einer solchen Einigung ohne weitere 
B« ründung und allerdings auch ohne jegliche Berechtigung als selbst- 
v^ ständlich angenommen wird, so ist diese Behauptung — schon ange- 
si( 'ts des Umstandes, dass der Weg vom Protistantismus und auch vom 
ni torthodoxen Katholicismus zur Orthodoxie für Volks-Massen nur unter 
A endung einer mindestens so grossen Gewalt gangbar ist, wie jene 
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war , mit welcher in den Ländern der böhmischen Krone die Geg( 

reformation durchgesetzt wurde — ein dem genannten Bk^tte olh 

eigenthtimlicher colossaler Nonsens, der dadurch nicht kleiner wird, ds 

dasselbe, für die Rechte des czechischen Volkes unter ungemein scbw 

l.. rigen Verhältnissen stets tapfer , wenn auch mit wechselndem Gesch: 

|. und ohne übermässige Consequenz kämpfende Organ als diesbezüglii 

I; Glanzzeit des czechischen Volkes mit Recht die Zeit vor der Geg< 

% reformation ansieht.) — 

i Ausser den Altezechen und den Jungezechen gibt es 

|.. • czechischen Volke gegenwärtig noch folgende Parteien odi 

richtiger gesprochen, Keime solcher. 

(Die Realisten.) Einige Professoren und einige and 
Leute, die sämmtlich ihre Studienzeit sehr gut ausgenützt u 
als Menschen von vielfach gründlichem Wissen sich über vi( 
Dinge selbstständige Ansichten gebildet und dieselben auch i 
äussert haben*), waren auch bezüglich der vom czechischen Vol 
anzustrebenden Ziele zu einer anderen als der bei den Altezech 
und bei den Jungezechen herrschenden Ansicht gelangt und zw; 
wie sie behaupteten, auf Grund einer richtigen Beurtheilung dl 
gegebenen realen Verhältnisse, wollten der eigenen Ansicht au< 
im politischen Leben praktische Geltung verschaffen und co 
stituirten sich als eine neue Partei unter dem Namen Real iste 
Den Hauptpunkt ihrer politischen Ansicht — im Uebrig 
machen dieselben sehr viel in Moral und Ethik — bildete d 
unbestritten richtige Gedanke, dass der nationale Kampf nie 
nur an sich nichtig, sondern angesichts seiner die Vomahi 
I, wichtiger Culturarbeiten hindernden, sonach verderbliche 

Wirkung Etwas verwerfliches sei. Hieraus zogen sie die Fe 
gerung, dass das czechische Volk sich dem stärkeren Nachba: 
anzuschmiegen und mit demselben an den der Menschhe 
harrenden Culturaufgaben mitzuarbeiten habe, statt mit ihm 
kämpfen. 

Dass diese Folgerung dann, wenn der stärkere Nachbar, b 
uns vertreten durch unsere lieben Deutschen, über den National 
tätenkampf derselben Ansicht wäre wie die Realisten, thatsächli^ 
richtig wäre, ist unbestreitbar, denn dann gienge alles spielen< 
ebenso unbestreitbar ist jedoch, dass der stärkere Nachbar d( 
hiezu erforderlichen Ansicht oder Einsicht vorerst noch — leid( 
— entbehrt. Da dieser Umstand dem czechischen Volke sattsa: 
bekannt war, so blieb schon aus diesem Grunde die — merl 
würdiger Weise oder, wie mir scheinen will, nur infolge ung< 
wohnlich starker Selbstüberschätzung der Proponenten erhoffte - 
Bildung des zu einer Partei erforderlichen Anhanges aus. Stai 
nun zu warten, bis entweder dem czechischen Volke die Richtig 
keit der obigen Folgerung trotz des Mangels der erforderliche 

So wurde z. B. die Echtheit der Königinhofer Handschrift von denjenig 
derselben, die sich mit dergleichen Dingen befassen, mit aller Entschieden!) 
bestritten. 
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Voraussetzung auf Seite des stärkeren Nachbars einleuclite oder 
dieser selbst sich zu der obigen Grundansicht der Bealisten be- 
kehre, versuchten es die Häupter der Realisten mit Hilfe der 
bestehenden Parteien politisch emporzukommen, um dann ihre 
Ansichten um so wirksamer propagiren zu können. In dieser 
Absicht klopften sie (1890) zuerst bei den von den Jungezechen 
bereits stark bedrängten Altezechen an in der richtigen Voraus- 
setzung, bei diesen mit ihrem Anschmiegungs-Programm eher 
unterkommen zu können als bei den Jungezechen. Die Alt- 
ezechen verweigerten jedoch die Aufnahme, officiell unter Hinweis 
auf die Gegnerschaft der Realisten gegen die Königinhofer 
Handschrift, thatsächlich jedoch mit Rücksicht auf die bewiesene 
Fähigkeit der Realisten, selbstständig zu denken — eine Eigen- 
schaft, welche es als wenig wahrscheinlich erwarten liess, dass 
dieselben der in der altczechischen Partei üblichen autoritativen 
Leitung sich fügen würden, ferner aus rein persönlichen und 
katholisch-clericalen Motiven. Nun wendeten sich die Realisten 
an die Jungezechen. Um nicht neben den Altezechen auch die an 
allem nergelnden und Alles angeblich besser wissenden Häupter 
der Realisten und seinerzeit auch noch den in seiner Studienzeit 
von den Realisten beeinllussten Nachwuchs gegen sich zu haben, 
proclamirten die Jungezechen, deren Hauptorgan in der Hand- 
schrift-Controverse gegen die Realisten weit mehr an kräftigen 
Ausdrücken der Entrüstung als an kräftigen Argumenten vor- 
gebracht hatte, die Königinhofer Handschrift habe nichts mit 
der politischen, sondern nur, mit der wissenschaftlichen Ueber- 
zeugung zu thun, und erklärten sich bereit, die Realisten aufzu- 
nehmen, wenn dieselben sich statt dem stärkeren Nachbarn dem 
jungczechischen Programm anschmiegen. Als richtige, Realisten 
Hessen die Realisten, den realen Verhältnissen reale Rechnung 
tragend, ihr realistisches Programm fallen, beschworen das jung- 
czeehische Programm und wurden, um überhaupt nach Oben zu 
kommen, vorerst Jungezechen mit Mental-Reservationen. 

Ob und wie sich dieselben weiter entwickeln werden, ist 
derzeit weder bekannt, noch auch — gerade angesichts des 
Realismus — leicht zu schätzen. — (S. a. N.-A. 7.) 

(Die Bauern - Partei.) Als angesichts der durch die Puncta- 
tionen erzeugten Erbitterung des czechischen Volkes gegen die 
Altezechen für die Reichsrathswahlen 1891 an allen Orten in 
Böhmen jungczechische Candidaten aufgestellt wurden, candidirte 
auch ein jungczechischer Landwirth und Schriftsteller im süd- 
liel m Böhmen, unterlag jedoch einem anderen jungczechischen 
Cai didaten, secessionirte, hieng seine sehr freisinnige Vergangen- 
liei (derselbe schrieb z. B. seinerzeit gegen das päpstliche Un- 
feh barkeits - Dogma , verweigerte als Geschworener die Leistung 
des Eides) auf den Nagel, rief eine Zeitschrift ins Leben, pro- 
cla nirte das Dogma, dass um den Ackerbau, resp. Ackerb e s i t z e r , 
als ^-^n Nabel der Welt sich alles übrige zu drehen habe, gründete 
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auf dieses Dogma hin die sogenannte Bauernpartei, will, 
dass die Bauern nur Bauern, darunter ihn selbst, zu Abgeordneten 
wählen, ist gegen das allgemeine Wahlrecht, weil es nicht ge- 
recht seij dass der Bauer vor dem Knechte, der ja nichts habe 
als seine Hände, nicht auch noch das Wahlrecht vor haben soll, 
verlangt jedoch gleichzeitig die Abschaffung der Wahlprivilegien 
des Grossgrundbesitzes, ist Antisocialist und findet alles, was 
diejenigen, die nicht zu der Bauernpartei gehören, und ins- 
besondere alles das, was die Jungezechen überhaupt thun oder 
lassen, einfach schlecht. 

Trotz der ungünstigen materiellen Lage, iri welcher sich 
gegenwärtig auch der Bauernstand befindet, zählt die Bauern- 
partei verhältnissmässig sehr wenig Anhänger, offenbar auch 
deshalb, weil es den czechischen Bauern einerseits nicht ganz 
klar ist, wie so denn durch die vorgeschlagenen Massnahmen 
ihre materielle Lage gebessert werden könnte, und weil anderer- 
seits die weitaus meisten derselben — ich möchte sagen 
instinctiv — fühlen, dass die Bildung von Kasten an sich eine 
rückläufige Bewegung ist und den nationalen und politischen 
Bestrebungen des czechischen Volkes schaden würde. 

(Bezüglich des allgemeinen Wahlrechtes möchte ich hier nur Fol- 
gendes bemerken. Wer nur ein Bischen Sinn für die Berechtigung An- 
derer besitzt und bei uns sieht, dass Leute, die von ihrem 14. Lebens- 
jahre an ihr Lebelang tagtäglich 10 — 14 Stunden hart arbeiten müssen, 
hiebei in steter Sorge wegen leicht eintretender Arbeitslosigkeit sich 
berinden, von ihrem kargen Lohne weit höhere Percente und Beträge in 
der Form von indirecten Steuern zahlen als die Schmerlin g'schen Inter- 
essirten an directen Steuern von ihrem Einkommen*), sich ferner im 20. 
Lebensjahre zur Assentirung stellen und im Falle der Tauglichkeit drei 
Jahre ihres Lebens den Zwecken Anderer opfern müssen und vor Ablauf 
der Dauer der Wehrpflicht nicht auswandern dürfen — wer, sage ich, 
bei uns sieht, dass diese Leute dann nicht einmal einen lumpigen Theü 
des Wahlrechtes für die gesetzgebenden und verwaltenden Körper aus- 
üben sollen, in denen die Schmerling'schen Interessirten diesen Leuten 
die obigen Pflichten auferlegen, und wer ausserdem weiss, welcher Vor- 
theile die sogenannten Besitzenden sich sonst infolge ihres Besitzes vor 
den sog^enannten Nicht-Besitzenden schon erfreuen: der sucht unwillkür- 
lich mit der Rechten nach einem Stock, um wenigstens in Bezug auf das 
Wahlrecht im kurzen Wege halbw^egs Ordnung zu schaffen, welcher nur 
der einen unbeschreiblichen Ekel erregende Egoismus der Mehrzahl der 
Schmerling'schen Interessirten entgegensteht.) — 

(Die Fortschritts-Partei.) Ferner sind noch die Anfi ige 
der sogenannten Fortschrittspartei vorhanden. Diejenigen, die 
diese Partei ins Leben zu rufen trachten, bilden den linken Fli gel 
der Jungezechen, von denen sie sich trennen wollen, um nit 

*) Rund betragen die directen Steuern 110, die indirecten 310, dar iter 
die Verzehrungssteuer allein 103 Millionen Gulden. 

Digitized by VjOOQIC 



— 253 — 

Hilfe des czechisirten Socialismus die Realisirung sowohl des 
jungczechischen als auch des socialistischen Programms an- 
zustreben. Bei einigen derselben ist sowohl der politische als auch 
der socialistische Horizont begrenzt durch die vier ßandgebirge 
Böhmens. Anhänger suchen dieselben unter der national gesinnten 
Arbeiterschaft und unter dem socialistisch gesinnten Theile der 
czechischen Studentenschaft; mit welchem Erfolge, liegt noch 
nicht klar zu Tage, doch scheint derselbe den Erwartungen der 
Proponenten bis jetzt nicht entsprochen zu haben. — (S. a. N.-A. 8.) 

(Das Harrach'scbe Project einer gemässigten Partei.) 
Endlich ist noch zu erwähnen, dass angesichts der geschilderten 
Spaltung des czechischen Volkes in eine grosse, eine kleine und 
drei halbe Parteien der Altezeche Graf Johann Harrach, einer 
der sporadisch vorkommenden czechischen Adeligen, in der irrigen 
Meinung, dass ausser dieser Spaltung des czechischen Volkes nur 
noch die Vehemenz der Jungezechen die Durchführung des 
czechischen Programmes hindere, am 11. December 1894 in der 
Sitzung einer Bezirksvertretung in Böhmen das Project der 
Bildung einer gemässigten Partei aus den Vertretern aller Stände 
des czechischen Volkes lancirte. 

Er that dies mit folgenden, für alle an der böhmischen Frage be- 
theiligten Factoren so überaus gut gemeinten Worten: „ . . . Sicherlich 
ist es sehr wünschenswerth , dass die Lage unseres Volkes sich bessere^ 
muss ja doch jeder Patriot schwer daran tragen , dass wir so weit gelangt 
sind, dass unser Volk zersplittert, ohnmächtig da steht und verlassen. 
Wenn ausgesprochen wird, dass uns Einigkeit noth thue, damit 
wir aus dieser trostlosen Lage herauskommen — wie ich schon einmal 
hier geäussert habe — da kennen die „När. Listy" nichts Eiligeres, als 
diese Worte zu verspotten mit der Behauptung , dass Einigkeit uns nicht 
noth thue und dass dies ein veralteter Standpunkt sei. Unser kleines 
Volk kann jedoch sein Thun und Lassen sich nicht so frei und selb- 
ständig einrichten, wie ein grosses Volk, dessen politische und nationale 
Existenz gesichert ist Obwohl unser Volk zu der grossen slavischen 
Familie gehört, muss es doch vor allem mit allen Umständen und Ver- 
hältnissen rechnen, insbesondere nach den bitteren Erfahrungen, welche 
es in seiner tausendjährigen Geschichte durchgemacht hat, und muss daher 
vorsichtig — nicht in Alles sich wagend — vorwärts schreiten. Das 
jedoch ist nur möglich, wenn alle Kräfte sich zu einem Ziele 
vereinigen. Wenn der Polenclub, und die Conservativen sich mit ihrem 
langjährigen Gegner, mit dem Club der liberalen Deutschen zu einer 
Ooalition vereinigen konnten, warum sollten nicht um so leichter die 
Gi chen sich vereinigen unter der Fahne des Wohles des 
V terlandes auf Grund des Eechtes und der Gerechtigkeit? 
U] L deshalb glaube ich als alter Patriot, das Recht zu haben, dazu zu 
m: inen, dass wir uns alle zu einer mächtigen Phalanx ordnen, nicht im 
In presse der Partheien, sondern im Interesse des ganzen Volkes. Nur 
ni lerreissen und Nichts aufbauen, kann nicht förderlich sein und kann 
m er Ansicht nach nicht zum Ziele führen. Darüber sollte jeder von 
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uns nachdenken. Auch im jungczechischen Lager ist bekannt , dass es j 
mit der jetzigen Politik happert , dass auch diese Partei sich in Zersetzung i 
befindet und dass auch ihr radicalere Sapeure das Grab schaufeln. Daher ^ 
ist eH sicherlich sehr am Platz nachzudenken über die Gründung 
einer gemässigten Partei, bestehend aus allen Ständenj 
des Volkes, und sich vorbereiten für die Zukunft , damit wir nicht ] 
weiter ins Ungewisse gehen und nicht durch Ereignisse überrascht werdea. ; 
Ich fühle mich unter euch wie unter Freunden und erlaube mir daher 
den Gedanken vorzubringen an die Errichtungr einer gemässigten nationalen 
Partei in Böhmen als des zur Durchführung unseres Staatsrechtes führenden^ 
Weges. Doch dazu ist es nothwendig die Grundlage zu ebnen , das heisst 
dahin zu wirken , dass unsere deutschen Landsleute nicht Ursache hätten, 
sich gegen unser Staatsrecht zu stellen, und das ist einzig nur dann i 
möglich , wenn wir uns mit ihnen über die absolute Durchführung des ■ 
gleichen Eechtes für beide Nationalitäten verständigen. Die Erhaltung 
eines starken Oesterreichs ist für uns ein Bedürfniss, weil wir nur in^ 
dieser Staatengruppe die Sicherstellung unserer nationalen Individualität 
und unserer politischen Selbstständigkeit erlangen können. Wir dürfen j 
unsere Blicke nicht lediglich auf den czechischen Boden heften, müssen 
vielmehr weiter im ganzen Reiche Umschau halten, und da begegnen wir j 
in den Aemtem, in den wissenschaftlichen und den künstlerischen Lehr- ^ 
anstalten , in den Fabriken , unter den Handwerkern und den Landwirthen 
überall Czechen, überall kommt uns die Fruchtbarkeit des czecbischen 
Geistes und der czechischen Rage üppig entgegen. Wir dürfen uns daher 
gegenüber dem übrigen Öesterreich nicht in Böhmen einschliessen , solidem 
müssen dafür sorgen, dass die Wurzeln, welche der czechische Stamm 
in den übrigen österreichischen Ländern treibt, sich frei ausbreiten und 
entwickeln können , damit die grosse geistige und körperliche Fruchtbarkeit 
des czechischen Volkes nicht unterbunden werde durch ein sogenanntes 
geschlossenes czechisches Gebiet. Sehen wir nur die Kraft des Volkes. 
Auf der Ausstellung in Königgrätz *), welche ein kleines Bild unserer 
Jubiläums - Ausstellung war, gab es an einem Tage 52.000 Besucher, 
während die Lemberger Ausstellung an einem Tage bei Anwesenheit Seiner 
Majestät nur 50.000 Besucher zählte.**) Es ist traurig, dass dieses Volk 
gegenwärtig so wenig anerkannt ist, dass sein Gewicht im Reiche jetzt 
nicht so gross ist wie früher , dass gegenwärtig von ihm nicht mit jener 
Ehrerbietung und Achtung gesprochen wird, wie wir es wünschen und 
wie dasselbe es verdienen würde. Ich sehe keine andere Hilfe als die, 
dass, wie ich schon sagte, eine starke gemässigte Patrioten- 
Partei gebildet werde. Es möge das Volk sein Schicksal wieder 
einer solchen Patrioten - Vereinigung anvertrauen , in welcher unter einem 
gemeinsamen Princip Platz fänden die Vertreter aller Stände und Schichten 
des Volkes, einer Vereinigung, welche mit vereinten Kräften dasselbe 
führen würde zur Wiedereinführung des böhmischen Staatsrechtes and 
zugleich zu einer bereitwilligen Anerkennung der Existenzbedingn gen 



*) Im Sommer 1894. 
**j Als Maximal- TageszifFer überhaupt. 
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eines mächtigen Oesterreichs. Vergessen wir nicht, dass diese grosse Auf- 
gabe nie einer einzigen Partei gelingen wird, sondern nur dem ganzen, 
in einer Phalanx vereinigten Volke. Streben wir sonach dahin, dass 
aufrichtige Patrioten nicht abgestossen und verdächtigt werden, sondern 
dass alle CzecHen gemeinsam zum Wohle des Vaterlandes wirken können. 
Diesem Ziele rufe ich: „Gebe es Gott!" 

Ein Erfolg dieses, die im czechischen Volke herrschende 
Uneinigkeit beklagenden Mahnrufes ist bis nun nach keiner 
Richtung hin wahrzunehmen. — 

Was diese Uneinigkeit selbst anbelangt, so wird dieselbe, weil sie 
auch eine Schwächung der politischen Kraft des czechischen Volkes zur 
Folge hat, von allen Czechen bedauert und hiebei sehr oft, doch jedes- 
mal mit Unrecht, als Folge einer mir noch unbekannten, dem czechischen 
Volke angeblich eigenthümlichen Eigenschaft bezeichnet. Da die Deutschen 
und alle übrigen Völker die auch bei ihnen auftretende analoge Uneinig- 
keit in völlig gleicher Weise durch dieselben ihnen angeblich eigenthüm- 
lichen, der Welt noch unbekannten Eigenschaften zu erklären pflegen, 
liegt die Unrichtigkeit dieser Erklärung auf der Hand. 

Einigkeit in den Ansichten herrscht oder scheint zu herrschen im 
Allgemeinen nur bei jenen Gemeinschaften vom Menschen, deren einzelne 
Mitglieder noch gar nicht oder nur äusserst wenig selbstständig denken, 
oder, wenn sie selbstständig denken, durch irgend welche Motive gehindert 
werden, ihren Ansichten Ausdruck zu geben. Uneinigkeit in den An- 
sichten ist dementsprechend im Allgemeinen das Eesultat der Selbst- 
ständigkeit im Denken und tritt sonach im Allgemeinen bei fortschritt- 
Uchen Gemeinschaften auf, während die Einigkeit in den Ansichten im 
Allgemeinen ein äusseres Zeichen der UnSelbstständigkeit im Denken und 
des autoritären Gehorsams bildet. Zu einigen sind selbstständig denkende 
Menschen in der Regel nur durch richtige oder mindestens verhältniss- 
mässig richtige Ansichten, nicht selbstständig denkende auch durch ledig- 
üch autoritative Ansichten, die desto unrichtiger sein dürfen, je grösser 
die betreffende Autorität ist, von welcher diese Ansichten ausgehen. 
Beispiele hiefür in religiösrr und politischer Beziehung hat Jedermann 
bei der Hand. 

Da die fortschrittlichen Parteien keine Autoritäten anerkennen, 
ist es klar, dass an die Führer solcher Parteien ungleich höhere An- 
forderungen gestellt werden als an die Führer der übrigen, und zwar 
besteht der Unterschied der Hauptsache nach darin, dass bei Vorschlägen, 
welche den Parteien von den Führern gemacht werden, die Führer der 
fortschrittlichen Parteien die Richtigkeit der Vorschläge ihren selbst- 
st?idig denkenden Genossen zu beweisen haben, während die Führer 
de übrigen Parteien die Richtigkeit ihrer Vorschläge ihren gläubigen 
Gri ossen gegenüber nur zu behaupten brauchen. Das Letztere war 
nn emein klar zu sehen bei der grössten Thorheit, die in unserem Abge- 
or aetenhause jemals begangen wurde, als nämlich Graf Karl Hohenwart 
de Grafen Taaffe aus Anlass der Wahlreformvorlage stürzte, und das 
Li :tere wird durch die Thatsache gut exempliticirt, dass die Junge zechen, 
ol hl ausserordentlich begabte und politisch tüchtige Leute unter ihnen 
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sind, dennoch keinen Führer 4n dem technischen Sinne des Wortes habe 
es ißt eben etwas Anderes, Führer der Jungezechen zu sein, als z. 
den Altezechen zu gebieten, ebenso wie es schwieriger und auch schw< 
fälliger ist, constitutione!! zu regieren, a!s autolu:*atisch zu herrschen. 
Die Eigenschaft, sich schwer zu einigen, oder, wie ich ledigli 
der Kürze halber sagen will, die Neigung zur Uneinigkeit ist sämmtlich 
fortschrittlichen Parteien ohne Rücksicht auf Zeit, Ort und Nationalii 
gemeinsam, weil sie denselben natura hominum, sonach als eine organisc 
Eigenschaft, inhärirt, da sie nur Folge des den Menschen eigenthümlicl 
fx und von den selbstständig denkenden Menschen in hohem Masse bethätigt 

fy- Strebens nach Wissen, d. h. nach Wahrheit, ist. 

?^ Infolge dieser Neigung zur Uneinigkeit sind die fortschrittlicl 

^•i Parteien schwer zu handhaben und taktisch schwerfällig und insofern 

t1 diese Eigenschaft, da sie im Kampfe der Parteien den nichtfortschrittlichi 

P leicht lenkbaren, oft zu momentanen Erfolgen verhilft, zu beklagen, jed( 

^^ nur in der Art, in welcher auch zu bedauern ist, dass das der Mensch 

|> 80 wohlthätige Feuer gegebenen Falles auch schädlich wirkt; denn di( 

I Neigung zur Uneinigkeit fnnctionirt, wenn man deren Quelle, das Streb 

I nach Wissen, mit einer Winde vergleicht, mit welcher die Menschheit 

1^ immer höheren Fortschritt emporgehoben wird, wie die Sperrvorichtiu 

|. — sie lässt kein Rückwärts zu. — 

t So ungefähr sind gegenwärtig die Parteienverhältnisse 

I czecliisclien Volke gestaltet. 
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VI. Der böhmische Statthalter 
Graf Franz Thun-Hohenstein. 

Den Bestrebungen aller dieser Parteien des czechißchen 
Volkes — wobei von den Altozechen diejenigen mitveratanden 
werden, die, halbwegs zur Vernunft gelangt, nicht mehr für die 
Punctationen eintreten und wieder zu der alten Fahne zurück* 
gekehrt sind, welche sie lediglich auf die blosse Behauptung 
ihres Führers, die ihnen nur vorgelesenen Punctationen seien 
etwas für das czechische Volk Gutes, verlassen hatten — stehen 
speciell in Böhmen feindlich entgegen die Deutschen , der so- 
genannte czechische Adel, diejenigen von den Altezechen, die 
mit dem Führer noch für die Punctationen eintreten, und ausser- 
dem die B.egierung, alle zusammen vorerst sehr wirksam vertreten 
durch den Statthalter Grrafen Frana Thun-Hohenstein. 

Bei seinem Amtsantritte wurde Graf Franz Thun mit 
Rücksicht auf seine Vergangenheit als Landtagsabgeordneter 
nicht nur von den Czechen, sondern auch von den Deutschen 
mit dem Namen „Kiönungs- Statthalter" bezeichnet, von den 
Czechen unter leiser Hoffnung und grossem Zweifel, von den 
Deutschen unter leisem Zweifel und grosser Entrüstung. »Sie (die 
Regierung) hat die Deutschen durch die Ernennung des Grafen 
Thun zum Statthalter einfach provocirt (Lebhafte Zustimmung 
links) und sie war nicht im Stande, irgendwie sieh herbeizulassen, 
irgend eine Aeusaerung des sachlichen Entgegenkommens gegen- 
über den Wünschen der Deutschen vorzubringen ....«, so liess 
sich laut des Stenographischen Protokolles über die Sitzung des 
Abgeordnetenhaus vom 12. December 1889, Seite 13 048, ver-^ 
nehmen Dr. Ernst Edler von Plener. Allen diesen Gefühlen 
und Zweifeln der Czechen sowohl als auch der Deutschen machte 
der Statthalter ein Ende, als er im böhmischen Landtage als 
sein Regierungs-Hauptprincip proclamirte, er werde, wo immer 
er Freisinn antreffe, denselben mit allen ihm zu Gebote stehenden 
]y titeln bekämpfen, eine Erklärung, die wie Hosiannah klang 
d L Deutschen und den von den Jungezechen bedrängten Alt- 
cj ohen. Diese seine Drohung hat Graf Franz Thun so werk- 
t] tig geübt,- dass er sich dass Vertrauen der Deutschen in einem 
S( hohen Grade erwarb, dass in dem mit 8. Februar datirten 
t itartikel der „Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 9. Februar 
1 ^5, Folgendes zu lesen war: 

17 
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». . . Man betrachte nur die heutige Rede des Statthalters Grafen 
Thun, welche nichts ist als eine einzige, durch alle Tonarten modulirte 
Variation über das Thema: Die Zeiten ändern sich und wir ändern uns 
mit den Zeiten. Ja, der Statthalter selbst ist die lebendige Verkörperung 
der geänderten Anschauungen. Derselbe Mann, der, als er vom Grafen 
Taaffe an die Spitze von Böhmen gestellt ward, von den Deutschen als 
eine Geissei empfunden wurde, ist heute nahezu ihre Hoffnung. Derselbe 
Graf Thun, der als Abgeordneter dereinst eine begeisterte Hymne auf 
die böhmische Königskrönung sang, nimmt heute mit ruhigem Lächeln 
den Voi^arf hin, dass er sich in den Dienst des Centralismus gestellt 
habe; dei'selbe Graf Thun, welcher einst Plener die Eignung absprach, 
den Frieden herbeizuführen, ist nicht blos Statthalter unter einem 
Ministerium, in welchem Plener sitzt, sondern nimmt keinen Anstand, 
sich seiner damaligen Aeusserung zu erinnern und sie freimüthig als 
In-thum zu bekennen. , . .« 

Allerdings sind hiebei dem Grafen Franz Thun die Deutschen 
sehr entgegengekommen, so dass das erwähnte Vertrauen auf 
Gegenseitigkeit beruht, wie dies klar hervorgeht aus den "Worten 
des Statthalters in der Sitzung des böhmischen Landtages vom 
8. Februar 1895 („Neue Freie Presse", Morgenblatt vom 9. Februr 
1895, Seite 9): 

» . . . Der Statthalter widerlegt hierauf die Angriffe der Redner 
in Bezug auf seine angebliche Inconsequenz. „Wenn ich heute", sagte 
der Statthalter weiter, „das Glück hätte, als Abgeordneter, wie ehedem, 
dem Landtage anzugehören und von jener Stelle aus zu sprechen, von 
der aus ich auch im Jahre 1888 gesprochen habe, so würde ich in der 
Lage sein, meine Ausführungen so zu gestalten, dass ich nicht in Wider- 
spruch mit mir selbst zu kommen brauchte. Wenn meine Ausführungen 
damals dahin gingen, dass ich den Frieden im Lande wünschte, aber 
dass ich fürchte, dass jener Herr, der auf deutscher Seite die führende 
Rolle inne hatte, nicht die geeignete Persönlichkeit für ein erspriessliches 
Unterhandeln sei, so würde ich seitdem entschieden verpflichtet sein, meine 
Ansicht zu modiflciren, weil mir die verschiedenen Beziehungen, die ich 
zu diesem Herrn habe, immer mehr die Ueberzeugung aufdrängen, dass 
eben auch bei diesem Herrn dassjenige eingetreten ist, 
was wohl bei Jedem eintritt — tempora mutantur. Ich bin 
stets bereit, auch den schärfsten Politikern die Hand zur 
Versöhnung zu reichen, wenn ich bei ihnen dasselbe finde, was 
sich mir als erste Bedingung zur Anbahnung des Friedens und als 
Voraussetzung zur Schliessung eines solchen aufgedrängt hat : gegenseitige 
Achtung, sowie gegenseitige Werthschätzung und die ernste Auffass"ng 
der zu lösenden Aufgaben. (Bravo ! Bravo !) . . . « *) 

*) Logik hingegen scheint Graf Franz Thun nicht einmal zu den Be- 
dingungen seiner eigenen Thätigkeit zu rechnen; denn in demselben le- 
graphischen Berichte der „Neuen Freien Presse* heisst es: „. . . Der Statthj fcer 
weist die Legalität des ganzen Vorganges" (es handelte sich um die mit R 3k- 
sieht auf die bereits erfolge Errichtung des Bezirksgerichtes Weckelsdori er- 
forderliche Abänderung der Landtags- Wahlordnung) „nach, dass dieselbe i ich 
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Auf den Einwurf, dass er seine Ansichten geändert habe, 
gab — wie vorstehend zu lesen war — Graf Franz Thun die 
einwandfreie Antwort: tempora mutantur und behauptete dies 
auch bezüglich des damaligen Führers der Deutschen, zugleich 
Finanzministers Dr. Ernst Edlen von Plener. 

Dass diese Antwort einMrandfrei ist, geht aas folgender Erwägaag 
hervor. Wenn Jemand nie in die Lage kommen soll, seine Ansichten in 
Bezug auf wichtige Dinge za ändern, so moss demselben entweder da» 
grosse Glück zu TheU geworden sein, schon in jungen Jahren diesbezitglich 
das Richtige erkannt zu haben, was nach der Antwort des Grafen Franz 
Thun weder bei ihm selbst, noch auch bei Dr. Ernst Edlem von Plener 
zutrifft, oder aber derselbe muss Argumenten unzugänglich sein, was 
ebenfalls bei keinem der Genannten der Fall ist, weil nach der Be- 
hauptung des Ersteren beide ihre Ansichten geändert haben. Doch auch 
das, dass die späteren Ansichten in der Regel die richtigeren sind, trifft 
weder bezüglich des Grafen Franz Thun, noch bei Dr. Ernst Edlem von 
Plener zu, denn die Ansicht, dass man mit dem oberwähnten Regierungs- 
Hauptprincip des Grafen Franz Thun im letzten Jahrzehnt des 19. Jahr- 
hunderts auch nur halbwegs gut regieren kann, ist gerade für Böhmen 
ungefähr so richtig, wie die Ansicht, dass man ein feuriges Ross durch 
fortgesetzte Peitschenhiebe beruhigen könne, ohne dasselbe zum Mindeäten 
halbtodt zu peitschen; und diese Ansicht hegt Graf Franz Thun trotz 
seiner gerade in den hippisch - sportlichen Wissenszweigen unbestritten 
grändlichen Bildung. -^ (S. a. N.-A. 9.) 

Was aber Dr. Ernst Edlen von Plener anbelangt ^ so hat 
derselbe über eine Regierung, die nicht etwa so gegen die 
Deutschen vorgegangen ist, wie die Coalitions -Hegierung gegen 
die Czechen vorgieng, sondern den Deutschen nur nicht in Allem 
den gewünschten Vorschub gegen die Czechen leistete, sich laut 
des Stenographischen Protokolles über die Sitzung des Abge- 
ordnetenhauses vom 12. December 1889, Seite 13047 geäussert 
wie folgt: 

». . . Durch die Beschlüsse des böhmischen Landtages« (vom 
9. November 1889) »ist eine Aufregung in der deutschen Bevölkerung 
in Böhmen entstanden, die für jeden österreichischen Politiker eio Gegen- 
stand der Beunruhigung sein muss. Es nützt da nichts, mit irgend einer 
Polizeimassregel den einen oder den anderen Verein aufzulössen (Sehr 
richtig links!), Gemeindebeschlüsse zu inhibiren u. s. w. Durch solche 
Polizeimittel erbittert man die Leute nur noch mehr und bestärkt sie 
mit Recht in der Meinung« (aus dem dem Redner eigenen Stil in ge- 
wöhnliches Deutsch transponirt lautet diese Stelle: und bestärkt sie ia 



d 3h den Reichsrath anerkannt wurde, welcher mit 238 gegen 41 Stimmen 

c statirb hat, dass keine Rechtsverletzung stattgefunden habe'* — obwohl es 

]i Jrmann klar ist, dass mit seinem Beschlüsse das Abgeordnetenhaus lediglich 

d Thatsache constatirt hat, dass es d^n Antrag der Junge ^sechen, dea Juatitz- 

n ister wegen widergesetzlicher Errichtung des Bezirksgerichtes Weckelsdorf 

ii den Anklagezustand zu versetze a, ablehne. — Poetische Schlüsse nehmen 

si überhaupt, insbesondere aber in der Politik, nicht gut aus. 

17* 
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der bereebti^eii M«intiiig),< :»daB8 vo» der < gegpenwärtigen Eegierung und 
dem gidgeBwärdgen !Regiftie kein Bntgegenkonimeii, sondern nur Feindschaft 
2U ' erwarten ]^t. Und wefin die Itegiemng glauben könnte , sie hätte 
dorolit: die Politik, \^elchei^ sie in Böhmen verfolgt, wenigstens für da& 
übrige Reich einen Erfolg erzielt! Aber blicken Sie einigermassen'« (?) 
»am^sidt^ Wo ist denn irgend ein Land in . Oesterreieh , das nicbt zer- 
rissen > i«t' Von? ittktitmalen .Streitigkeiten (Beifall links) und wo ist in 
Oesterreiiefa überhaupt ein Pu»kt der Ruhe und der Auissicht auf Con- 
BOlidining des Btaates? ^(Sehrigut! links). Dieses Regime ist in sebem 
Innern gerichtet; . ; . . / Diese gegenwärtige Politik in Oesterreich ist 
^^- täuseireni'Wil' uns darüber nicht r- der Gegenstand des Mitleids, des 
Sedauems oder auch der Sdiadien^pelide in gan« Europa. (Sehr richtig! 
links). -Jedw^nnbefe-ngeae Beobachter der österreiehischen Vearhältnisse sagt: 
8o: scMeöht wie gegenwärtig ist in Oesterreich noch nie regiert worden 
(Beifall und Heiterkeit links), so innerlich zerrüttet war die Monarchie 
noch.nie^! Wie jetzt^: und ich glaube, dass es selbst unter Dinen auf der 
Rechten manchen iftatriotischen Mann gibt, der in seinem Innern ganz 
dasselbe sagt -(Sehr richtig 1 links), der das Geföhl hat, dass dieses 
System, zu einem dauernden Nachtheile für das ganze R^h führen 

ÜAd dann war seit d^m Bestände der Coalition ebenderselbe 
Dr. Em^ Edler von Plener * ein Hauptmitglied einer ßegiepung, 
in deren .Namen -r- trotz der in der czechisehen Bevölkerung 
Böhmens herrschenden Aufregung, die für jeden österreichischen 
Politiker ein ' (3-egenstand der Beunruhigung sein muss — der 
Statthalter Graf Franz Thun mit dem Autoahmszustand in Prag 
und :Umgebiuig- regiert, politische Processe führt*), Zeitungen 
oonfisciri;, jungczechiache Vereine auflöst, Gemeindebeschlüsse 
inhibirt, Loyalität durch Erlässe anordnet und von Loyalitäts- 
Kundgebungen bei Lehrern die Ertheilung der Quinquennal- 
Zulalgen abhängig macht, kürz, Ordnung in Böhmen schafft, die 
sich langsam jener bekannten von Warschau nähert; da nützte 
es offenbar, mit Polizeiiriassregeln Vereine aufzulösen, Gemeinde- 
beschlüsse ZfU inhibiren u. s. w.; da erbitterte man durch solche 
Polizeimassregeln die Leute offenbar nicht noch mehr und be- 
stärkte dieselben nicht in der. Meinung, dass von der CoaKtions- 
Kegierung kein Entgegenkommen, sondern nur Feindschaft zu 



*) üebef den sogenannten „Omladina-Process" berichtete die „Neue Freie 
Presge" im* Abendblatte vom 21. Februar 1894: „Prag, 21. Februar. Heute Vor- 
mittags wurde d|b3 Urtheil gegen die angeklagten Mitglieder der Omladina 
gefüllt. . . . Das Gesammt-Strafausmass beträgt sechsundneunzig Jahre, rei 
Monate und achtundzwanzig Tage schweren Kerkers und 390 Gulden Geldst fe. 
Die Vei^üädigung des Urtheils währte bis halb 11 Uhr. Um diese Stv de 
begann der Vorsitzende dasselbe zu begründen. Zu Beginn der Begründ ag 
sagte derselbe, dass als Grundlage die Demonstrationen, die sich am 17. An] ist 
in Prag abgespielt haben, genomtilen wurden. Der Gerichtshof habe ai "8- 
nommen, dass eine geheime Organisation zu strafbaren Zwecken bestand, we iie 
aystematisoh unter dem Volke und auch beim Militär durch Beden und Bchri m 
agitirte. ..." 



Digitized by VjOOQIC 



— 261 — 

erwarten sei; da konnte offenbar die Regierung glauben, sie 
hätte durch die Pcditik, welche sie in Böhmen verfolgte, wenigsten^ 
für das übrige Beich einen Erfolg erzielt; dfei war offenbar 
nirgendsin Oesterreich ein Land,.da8 von nationalen Streitig* 
keiten zerrissen wäre, da war g^inz Oesterreich» überhaupt eine 
Fläche der Ruhe und der Aussicht auf Consolidirung des. 
Staates; da -war das Regime in seinem Innern nicht gerichtet; 
da war die Politik in Oesterreich — täuschen wir uns. darüber 
nicht — kein Gegenstand des Mitleids oder aoch der SehÄde^n-- 
freude in ganz Europa; da sagte offenbar kei-B unbfefaugener 
Beobachter der österreichischen Verhältnisse: So schlecht wie 
gegenwärtig ist in Oesterreich noch nie regiert worden, so inner- 
lich zerrüttet war die Monardiie noch me'.wi€t jetzt v da glaubte • 
Dr. Ernst Edler von Plener offenbar nicht, dass ei» selbt unter 
der Opposition irgend einen patriotischen Mann gibt, der, in 
seinem Innern dasselbe sagt, der dafe Gefühl hat, dass dieses 
System zn einem dauernden Nachtheile für ;das ganae Reich 
führen mus»: denn — tempora mutantur. 

Hält man sich zu alledem hoch' gegeaiwärtig^ das^i. dar 
damalige Minister des Innern Marquis Olivieu Bacquehem in 
seiner Rede gegen den Dringlichkeitsantrag auf Aufheibung des 
Ausnabmszustandes in Prag und Umgebung am 16. Oktober 1894* 
im Abgeordnetenhause (laut des Stenographischen ProtokoÜQS Seite 
15039) unter Anderem auch Folgendes sagte: », . .Dieöe Mass- 
regeln « (Auflösung, Einstellung, schärfere ' Controlur ung) . * » haben 
aber auch nur die Vereine mit extremsten Tend«naen getroffen. 
Sie erstrecken sich nicht auf ErwerbsgesellBohaften^ nicht auf 
gewerbliche Genossenschaften;, also muss ich es entschieden al» 
übertrieben bezeichnen, wenn heute seitens zweier. Redner gesagt 
wurde, es leide das geistige Leben in Prag durch die Ao^nahrngfr 
Verfügungen . . .«, obwohl jedermann weiss, dass gemde in, 
Böhmen und insbesondere in Prag das geistige» Leben, fast in 
allen seinen Theüen von Politik durohsetzt ist und; diese den^ 
ausschliesslichen Gegenstand eines gro»a^n Theiles des ' geistigen. 
Lebens daselbst bildet, und wenn man noch erwägt, .dio^s Err» 
werbsgesellschaften und gewerbliche Genossenschaften auch in 
Warschau nicht verboten sind : so weiss man nicht, worüber xoan^ 
sich mehr wundern soll, ob darüber, dass es möglich ist, dass 
noch heutzutage und gerade in BöhmeUj einem der culturell am- 
meisten fortgeschrittenen Länder Europa's ein Statthalter von so 
annchronistischen Regierungs-Principien verwendet werde^ oder 
de über, dass es möglich ist, dass der Führer einer Pattei, der in 
de Augen vieler als ein Staatsmann gilt, so gänzlich, ibar sei 
jcj dchen Sinnes für Gerechtigkeit gegen andere, wie dies. 
B: Ernst Edler von Plener — im schreienden Gegenjjatz zu 
de 1 Führer der Altezechen — gogeu mis Oaechen ist, od^r aber 
da über, dass es möglich ist, dass über eine so ernste Angelegen- 
hf r, wie es der. AusnahmszustftigBd ist, gerade der Minister,. des 
In rn so — leichtfertig spreche. 
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Staunen muss man ferner auch darüber, dass Graf Franx 
Thnn trotz der zahlreichen Beispiele, welche die Geschichte 
sowohl für das Vorgehen des Statthalters als auch für das Vor- 
gehen der von ihm Bekämpften aufweist, und trotzdem derselbe 
nach eigenem Geständniss die Wirkung des „tempora mutantur" 
zum Mindesten schon einmal an sich selbst erfaliren hat, sogar 
keine Zweifel an der Richtigkeit seiher gegenwärtigen politischen 
und oulturellen Ueberzeugungen hat, wie dies klar hervorgeht 
aus dem, was derselbe in der Sitzung des böhmischen Landtages 
vom 13. Februar 1895 (laut des Berichtes der „Neuen Freien 
Presse", Abendblatt vom 14. Februar 1895) zum Schlüsse seiner ^ 
Rede gesagt hat: 

». . . Sie werden in mir stes das ehrliche Bestreben finden und 
erkennen müssen, für das Wohl des Landes zu wirken und zu sorgen. 
Sie werden aber in mir stets einen Gegner finden aller radicalen, aller 
auf den Umsturz gerichteten Bestrebungen. Getragen von dem Bewusst- 
sein und mit der Aufgabe betraut, hier meinen Platz auszufüllen, werde 
ich aber die volle Ueberzeugung hegen, dass alle Jene, denen das Wohl 
des Landes wirklich am Herzen liegt und welche die Ruhe und Ordnung 
im Lande wünschen, auf meiner Seite stehen und mich in meinem Unter- 
nehmen unterstützen werden. (Stürmischer Beifall und Händeklatschen 
bei den Deutschen und den Grossgrundbesitzem.)« Offenbar hält Graf 
Franz Thun nur jene Ansichten, die er selbst jeweilig über das Wohl 
des Landes hat, für die richtigen und gehört sonach zu denjenigen 
Menschen, die, wenn sie von „gesunden Ansichten" Anderer sprechen, dabei 1 
die eigenen meinen. Wie sich das jedoch mit der Aeusserung reimen 
soll, welche Graf Franz Thun einigt Tage früher in der Sitzung des 
böhmischen Landtages vom 8. Februar 1895 (laut des Berichtes der 
„Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 9. Februar 1895) allerdings 
im Anschluss an das bereits citirte „tempora mutantur" gethan hat und 
die ich hier nochmals anführe: »Ich bin stets bereit, auch den schärfsten 
Politikeni die Hand zur Versöhnung zu reichen, wenn ich bei ihnen 
dasselbe finde, was sich mir als erste Bedingung zur Anbahnung des 
Friedens und als Voraussetzung zur Schliessung eines solchen aufgedrängt 
hat: gegenseitige Achtung, sowie gegenseitige Werthschätzung und die 
ernste Auffassung der zu lösenden Aufgaben. . . ,« — ist mir uner- 
findlich. 

Psychologisch interessant ist hiebei, dass Graf Franz Thun, 
wie aus seiner vorstehenden Aeusserung hervorgeht, offenbar 
keine Ahnung davon hat, dass er selbst. — gerade als Statthalter 
von Böhmen — einer der „schärfsten Politiker" ist, die iil Böhi n\ 
jemals in Tliätigkeit waren, und dass derselbe zu solchen Politik rn. 
nur jene rechnet, die mit Entschiedenheit etwas Anderes aristrel n, 
als er selbst. 

Auch scheint dem Grafen Franz Thun unbekannt zu s n, 
dass seine obige Aeusserung eine inhaltlose Phrase ist; d< in 
beim Vorhandensein verschiedener Ansichten ist gerade ei 
beiderseits „ernster Auffassung der zu lösenden Aufgal i*^ 
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;egenseitige Achtung und gegenseitige Werthschätzung" nur 
lann möglich, wenn die betreffenden Ansichten mit den zu 
lösenden Aufgaben entweder gar nichts oder nur sehr wenig zu 
Ömn haben, oder aber dann, wenn beide Theüe Zweifehi an der 
Bichtigkeit ihrer, die zu lösenden Aufgaben voll betreffenden 
Ansichten zugänglich sind. Wie sollen beispielsweise wir Czechen, 
jenen es mit der Aufgabe, uns selbst und den übrigen Slaven in 
)e8terreich Gleichberechtigung mit den Deutschen zu verschaffen, 
litterer Ernst ist, den Deutschen, solange dieselben das Recht 
ir sich in Anspruch nehmen, uns und den übrigen Slaven auf 
en Köpfen herumzutreten, jemals Achtung oder Werthschätzuiig 
entgegenbringen? — Bitte um Antwort! 

Der Umstand, dass Graf Franz Thun so gar keine Zweifel 
aa der Richtigkeit seiner jeweiligen Ueberzeugungen hegt, ist 
luoh die. Ursache, dass derselbe mit einer angesichts der bona 
ides fast sympathischen Entschiedenheit und einer im politischen 
jeben seltenen Consequenz gegen die früher geschilderten, von 
Önn gegenwärtig als verderblich angesehenen Bestrebungen des 
czechischen Volkes vorgeht und — nach seiner Aeusserung in 
der Sitzung des böhmischen Landtages vom 18. Februar 1895 
(laut Berichtes der „Neuen Freien Presse", Abendblatt vom 
U.Februar 1895): ». . . Die Aufrechterhaltung der Ordnung im 
Lande fordert eine feste Hand und ich werde die feste Hand 
so lange fuhren, so lange das Vertrauen Sr. Majestät mir auf 
diesem Posten auszuharren befiehlt, gewiss mit der Absicht, nicht 
^weichen zu wollen, denn es ist dies nothwendig zum Schutze 
des Landes, zum Schutze der Bevölkerung. (Grosser, 
lang andauernder Widerspruch bei den Jungezechen, grosser 
Lärm. Bravo! bei den Deutschen und dem Grossgrundbe- 
sitze.) . . .« — auch weiterhin vorgehen will und vorgehen wird. 
(Hiebe! befinden sich — um auch dies zu erwähnen — diejenigen 
zahlreichen politischen Beamten in Böhmen , welche dem Hauptregierungs- 
. principe des Statthalters , dass der Freisinn zu bekämpfen sei , wo immer 
man denselben antreffe , in ihrem Innern nicht huldigen , durch ihr Amt 
jedoch , welches für sie und ihre Familien Brod bedeutet , gezwungen 
Bind, dieses Princip zu practiciren, in einer Lage, die ich für meine 
Person auch demjenigen nicht wünschen könnte, der sich mir als Feind 
declariren würde. 

Ausserdem sind diese Beamten und auch diejenigen, die mit dem 
in Eede stehenden Princip einverstanden sind, immer in quälender lln- 
g€ vissheit darüber, wie weit sie gegebenen Falles zu gehen haben, und 
missen wollen, sich „lieber nach Unten" (das sind die gewöhnlichen 
St latsbürger) »als nach Oben« (das ist der Statthalter) »zu blamiren.« 
D: ^se, alle ruhige Ueberlegung fast unmöglich machende Lage der 
P< itischen Beamten Böhmens trat grell zu Tage gelegentlich der am 
2: . Juni 1895 zu Ehren amerikanischer Czechen in der Turnhalle des 
B< kolyereines in Kuttenberg veranstalteten Festversammlung. Bei der 
B antwortung einer Interpellation , betreffend das Vorgehen der politisclien 
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Beamten bei dieser Gelegenheit , sagte der Vorsitzende im Ministermthe 
Graf Erich Kielmannsegg in der Sitzuüg des Abgeordnetenhauses vom 
8. Juli 1895 — möglicherweise nicht ohne jegliche Rücksicht auf den 
Umstand^ dass nidit lediglich gewöhnliche österreichische Staatsbürger 
czechischer Nation, sondern auch Bürger der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika an der Affaire • betheiligt Waren — in der Hauptsache 
Folgendes: » . . . so muss ich doch ... das brüske Einschreiten des 
Kegierungscommissärs« (eines Statthalterei - Concepts - Praktikanten)^ » das 
in seiner weiteren Folge schliesslich die Auflösung der Festversammlung 
herbeifährte, als durchaus nicht am Platze bezeichnen . . .«, dann weiten 
» . . , während ich nicht anstehe , zu erklären , dass die Requirirung einer 
Militärbereitschaft durch den Bezirkshanptmann ganz ungerechtfertigt und 
übereilt war . . .« und endlich: » . . . der Statthalter in Böhmen, welcher 
das ganz und gar unangemesseue Vorgehen des Bezirkshauptmannes in 
Kuttenberg und seines Amtsabgeordneten in dieser Angelegenheit ebenso 
sehr bedauert als missbilligt, hat sofort, nachdem er dav<m Kenntniss 
erhielt, die nothwendigen Vorkehrungen getroffen, beziehungsweise die 
geeigneten Personalveifügungen in Aussicht genommen, damit sich in 
Hinkunft in Knttenberg Vorkommnisse ähnlicher Art nicht wiederholen«. 
Nun , ich für meine Person , nehme keinen Anstand zu gestehen , dass 
angesichts der damaligen Sachlage — die Jungczechen hatten es nämlich 
gewagt, im Abgeordnetenhause gegen die von dem Statthalter von Böhmen 
protegirte, weil alle „staatserhaltenden" Parteien umfassende Coalition ohne 
Rücksicht auf diese Eigenschaft derselben zu obstructioniren , am 18. Juni 
gieng die Coalition in Brüche und am 21. Juni bewillkommten in Kutten- 
berg czechische Sokols ihre Connationalen aus Amerika, einem Lande, 
wo Freisinn nicht von Amtswegen bekämpft wird — ich als Bezirks- 
hauptmann von Kuttenberg auch der Ansicht gewesen wäre, ich habe, 
wenn irgend möglich, auf die Gzechen im kurzen Wege schiessen zu 
lassen. Aus diesem Grunde wünsche ich und mit mir auch das ganze 
czechische Volk nicht, dass den beiden Beamten aus diesen Vorkomm- 
nissen irgend welche Nachtheile erwachsen; allerdings ist solches auch 
nicht zu befürchten, denn wegen behördlicherseits schneidigen Vorgehens 
gegen uns Czechen ist in Oesterreich noch Niemandem ein Haar gekrümmt 
worden. 

Mit Rücksicht auf diese Verhältnisse sollten — meiner Ansicht 
nach — allen politischen Beamten die unter dem Statthalter (oder 
Minister) Grafen Franz Thun in entscheidenden Stellungen zurückgelegten 
Dienstjahre in Hinsicht auf die Pension doppelt gerechnet werden.) — 

Ich stimme der von Jungczechischer Seite des öfteren auf- 
gestellten Behauptung , dass das , wodurch der gegenwärtige 7^"- 
stand in Böhmen sieh von jenem unterscheidet , in welchem Gr f 
Franz Thun das Land übernahm, lediglich seiner Thätigkeit s r 
Last zu legen sei^ selbstredend nicht bei; doch darüber, dass s 
in vielen Beziehungen nur deshalb so weit gekommen ist, t?( 1 
die „feste Hand'^ nur noch oonservativ und so völlig zweife - 
ohne war und ist, kann für denjenigen, der die Verhältni 3 
und die menschliche Natur kennt, kaum ein Zweifel befeteb , 
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denn schliesslich sind wir Czechen ebenso wie Graf Franz Thun ;^ 

auch nur fühlende Menschen und nicht Stücke Holz. v* 

Eines hoffe ich und zwar — angesichts der bedingungslos 
i sympathischen Geradheit des Grafen Franz Thun — mit Zuver- 
\ sieht : derselbe wird , sobald auch nur der leiseste Zweifel an der 
I Eichtigkeit seiner politischen Ueberzeugungen in ihm rege werden 
l sollte — und tempora mutantur , keinen Augenblick zögern , seiner 
Thätigkeit als Statthalter und gegebenen Falles als Minister , ein - • 

Ende zu machen und zwar auch dann, wenn dies massgebenden > 

Ortes — etwa aus persönlichen Rücksichten — nicht gewünscht 
werden sollte. — Dass das czechische Volk diesen Zeitpunkt herbei- 
sehnt wie Israel das Ende des Aufenthaltes in der Wüste ^ wer 
könnte es demselben verargen? 
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Yll. Das bisherige Vorgehen der Czechen. 

Zum Schlüsse bleibt mir nur noch übrig, mein Urtheil 
abzugeben über die Art und Weise, in welcher das czechische 
Volk die Verwirklichung seiner Postulate zu erwirken sucht. 

Zu diesem Zwecke will ich mich eines Vergleiches und eines 
Gleichnisses bedienen. *) 

Vor einigen Jahren hatte ich auf einem Bahnhofe Gelegen- 
heit zu sehen, wie ein etwa fünfzehnjähriger kräftiger Knabe 
mit einem Handkoffer in der rechten Hand in offenbarer Angst, 
zu spät zu kommen, auf den zur Abfahrt bereiten Zug zulief, 
dort mit der Linken eine neben der geöffneten Coupethür be- 
findliche Handhabe fasste, sich auf das erste und das zweite 
Trittbrett schwang und dann sichtbar grosse Anstrengungen 
machte, in das offene Coupe zu gelangen — doch erfolglos; 
während des Aufschwunges des Knaben kam der Handkoffer quer 
vor die Thüröffnung zu liegen, lagerte mit seinen beiden Enden 
an den Seitenwänden der Thür und der Knabe — in seiner Auf- 
regung ungestüm vorwärts drängend — sah die Unmöglichkeit, 
unter solchen Umständen in das Coupe zu gelangen, nicht 
sofort ein. 

Dem Beginnen dieses Knaben gleicht — meiner Ansicht 
nach — das Gebahren des czechischen Volkes in vielen Be- 
ziehungen. 

Ausserhalb des geöffneten cisleithanischen Coupes des öster- 
reichisch-ungarischen Wagens auf dem Trittbrette des ersteren 
stehend , will das czechische Volk — in der rechten einen Hand- 
koffer haltend, welcher die nach dem Dafürhalten des czechischen 
Volkes zu einer halbwegs bequemen "Weiterreise unumg^nglicli 
erforderlichen Utensilien und zwar links die sprachliche Gleich- 
berechtigung mit den Deutschen , in der Mitte die gerechten 
Wahlordnungen und rechts das böhmische Staatsrecht enthält — 
sammt diesem Koffer in das Coupe einsteigen, in welchem '^ie 
österreichischen Nationalitäten derart placirt sind , dass das n br 
als comfortable Handgepäck der Deutschen , und das sehr com r- 
table Gepäck der galizischen Polen und der Italiener den gar m 
für die Unterbringung der Gepäckstücke bestimmten Raum s- 

*) Es ist mir nicht unbekannt, dass Vergleiche und Gleichnisse zun ist 
hinken und dass der folgende Vergleich und das folgende Gleichniss nic^ zu 
den Ausnahmen gehören. 
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füllt, während die Slovenen, die österreichischen Serbo - Croaten 
und die schlesischen Polen, das polnische Volk in Gaiizien und 
die galizischen Ruthenen lediglich dürftige Brodsäcke mithaben 
und dieselben auf ihren Knien halten müssen, weil sie selbe 
auf den für das czechische Volk bestimmten Sitzplatz nicht legen 
können. 

In dem Bestreben, alle in seinem Handkoffer enthaltenen 
Eeise - Utensilien gleichzeitig in das Coupe zu schaffen, hält das 
czechische Volk den Koffer quer vor die Coup^thür und macht, 
weil die Breite der Thüröffnung kleiner ist als die Länge des 
Koffers , seit Jahren vergebliche Anstrengungen, sammt dem Koffer 
in das Coupe zu gelangen; hiebei wundert es sich und ist un- 
willig darüber, dass die Sache trotz des bedeutenden Kraftauf- 
wandes nicht geht und beim Einsteigen der Magyaren in das 
transleithanische Nachbar - Coupe mit den ungleich grösseren 
magyarischen Koffern vor mehreren Jahren doch glatt gegangen 
ist; hiebei wiederum vergisst es, dass die Thüröffnung in das 
früher nicht bestandene Coupe seinerzeit, als nämlich der Innen- 
raum des damals noch nur österreichischen Wagens durch eine 
Wand in zwei separate Coupes eingetheilt wurde, unter ganz 
anderen Umständen genügend breit gemacht worden ist, 
und dass ferner das Unterbringen des — wie jetzt ausser den 
Magyaren wohl jedermann zugibt — allzu volinninösen magyari- 
schen Handgepäckes nur dadurch ermöglicht wurde, dass das 
Gepäck der Serbo - Croaten auf ein Minimum zusammengedrückt 
und das Gepäck der übrigen Insassen des transleithanischen 
Coupes und zwar jenes der Deutschen vorläufig bis auf den Brod- 
sack, das der Rumänen, der Slovaken und der Kuthenen jedoch 
sofort zur Gänze, sammt den Brodsäcken, aus dem Coupe hinaus- 
geworfen ward. *) 

Mit welchen Gefühlen die Insassen der beiden Coupes die 
Anstrengungen des czechischen Volkes verfolgen, ist nach dem 
früher Dargestellten unschwer zu sagen. 

Die Slovenen, die österreichischen Serbo - Croaten und die 
galizischen Kuthenen wünschen schon im eigenen Interesse , dass 
alle Bestrebungen der Czechen verwirklicht werden, und deshalb 
hoffen sie angesichts der Anstrengungen der Czechen, dass die- 
selben den gewünschten Erfolg haben werden. 

Die schlesischen Polen wünschen dasselbe , so lange sie nur 
an den dürftigen Brodsack auf ihren Knien denken; sobald ihr 
I ck jedoch auf das sehr comfortable Gepäck der galizischen 

*j Später wurde sogar die alte Fahne des Staats wagen s — allerdings 
i; Sang und Klang — berabgenommen und durcb zwei andere Fahnen 
e tzt, denn im „Niederösterreichischen Amtskalender" ist unter der Üeber- 
s ift (zugleich Nachschlagewort) , Reichsfarben der europäischen Staaten" über 
ö Monarchie Folgendes und nur Folgendes zu lesen (Ausgabe pro 1895, Seite 5) : 
„Oesterreich .... roth - weiss - roth. 
Ungarn ...... roth- weiss -grün/ 
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Polen fallt, desseu Inhalt im Laufe der Zeit möfflicherweise auch 
ihnen zu Gute kommen könnte, wandeln sich ihre Gedanken. 

Die galizischen Polen wünschen den Anstrengungen des 
czechischen Volkes auch weiterhin völlige Erfolglosigkeit, weil 
sie bis jetzt sehr bequem gefeist sind , und ifoUs die Anstrengungen 
der Czechen Erfolg haben würden , nicht nur für das Handgepäck 
dieser, der Slovenen, der Serbo-Croaten und der schlesischen 
Polen auf Kosten der Deutschen und der Italiener , sondern auch 
für jenes der galizischen Ruthenen und des polnischen Volkes in 
Galizien auf Kosten der galizischen Polen Platz gemacht werden 
müsste. — Was das gälizische polnische Volk selbst anbelangt, so 
sieht dasselbe — aus seinem durch Hunger und Branntwein 
hervorgerufenen Sopor infolge des zunehmenden Hungers soeben 
erst aufgewacht — den Anstrenguligen des czechischen Volkes 
noch schlaftrunken und fast völlig verständnisslos zu. 

Die Itd/liener wünschen noch mehr als die galizischen Polen 
fernere Erfolglosigkeit der clzechischen Bestrebungen. 

Die Deutschen endlich, die bei der Vei*wirkliohung der 
czechischen Postulate ihr mehr als sehr comfortables Handgepäck 
sehr reduciren müssten, schreien unablässig naoh' dem Schaffner 
des österreichischen Coupes , d. h, nach der österrei'chischeti Re- 
gierung, dieselbe möge den Czechen ihre Bestrebungen, -durch 
welche sie , die Deutschen in Aufregung versetzt werden , sammt 
und sonders verbieten, und wenden sich, wenn der österreichische 
Schaffner nach ihrer Ansicht nicht energisch genüg gegen die 
Czechen vorgeht, auch an den Schaffner der Nachbar - Coupes , 
weil durch das Gebahren der Czechen auch die Aussenwand des 
Staatswagens ruinirt und den Insassen des tiilgarischen Coupes 
ein böses Beispiel geboten werde. 

Die aus dem transleithanischen Nachbar - Coupe in voller 
Breite hinauslehnenden Magyaren — von welchen die übrigen 
Insassen des Coupes überhaupt und insbesondere auch deshalb, 
weil sie bereits verdächtige Zeichen eines merkwürdig guten 
Verständnisses für die Bestrebungen des czechischen Volkes ge- 
geben haben , völlig im Hintergrunde gehalten werden , damit sie 
von dem , guten Sitten als böses Beispiel so überaus verderblichen 
Vorgehen der Czechen möglichst wenig wahrnehmen — freuen 
sich sowohl über die Erfolglosigkeit der Anstrengungen der 
Czechen als auch über die hiedurch hervorgerufene Aufregung 
der Deutschen, weil die so beschäftigten Haupt-Passagiere des 
österreichischen Coupes keine Macht haben, die Magyaren da a 
zu hindern , dass sie in dem transleithanischen Coupe nach eiger a 
Gutdünken nach Satrapen - Art walten und in vielen Beziehuuj a 
auch bezüglich des ganzen österreichisch - ungarischen 9taj - 
Wagens Verfügungen nach eigenem Gutdünken und lediglich ii 
eigenen Gunsten treffen. 

(Letzteres trat insbesondere gelegentlich , der. Äffaire Agliardi-Ba' • 
Kalnoky mit geradezu brutaler Klarheit hervor. In einer heiklen A 
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legeiiheit — es handelte skh. am Stellangnahme gßgen das nur von den 
Clerioalen gebilligte Vorgehen des päpstlichen Nnntius — hat der Minister 
des Aeasseren, Graf Gustav Xalnoky, in eioer mit ^Vertraulich'' bezeichneten 
Antwort-Note yom 25. April 1895 über Wupsch des uugari^chjen Minister- 
Präsidenten Baron Pesider Baof^j diesem sejnse diesbezügliche akademische 
Ansicht mitgetheiit nnd in derselben das von Baron Banfiy behaoptetQ, 
dem Grafen Kalnokj ausdrückliqb noch .nachzuweisende Verbalten des 
Nuntius scharf getadelt. Ohne nun den Grafen Ksdnoky vorher auch 
nur avisirt, geschweige denn dessen Zu^timmpng «ingeholt za haben, hat 
Baron Banffy. bei der sofortigen BeaintwortUDg einer von ihm selbst 
schon iror dem 21. Apiil in Aussiebt genommenen, dann bestellten und 
erst am 1. Mai 1895 gestellten Interpellation im ungarischen Beichstage 
der ihm als „vertraulich" mitgetheilteu Ansicht des Grafen Kalnoky die 
denkbar grösste Publicität gegeben. Dabei h^t derselbe anch noch, ohne 
sich Gewissheit verschafft zu haben, lediglich auf Gbrund von Voraus- 
setzungen, vom Grafen Kalnoky — im Widersprach mit der Wirklich- 
keit — behauptet, derselbe habe seiner Ansicht bereits praktischen 
Ausdruck bdm Heiligen . Stuhle gegeben. 

Infolge dieses allzu magyarischen Vorgehens des ungarisclien 
Minister^Präsidenten .bat Graf Kalnoky um Entlassung aus dem Amte 
und gab seinem Entzüc]^en über eip solches Vorgehen seines Minister- 
CoUegen öffentlich aufrichtigen Ausdruck. 

Obwohl ni^n einerseits die Veröffentlichung einer als „Vertraulich" 
mitgetheilten Ansicht ohne vorherige Zustimmung des Autors an sich 
schon — auch bei den Samojeden und den Patagoniern — ein nackter 
Verfrauensbruch ist und erfahrungsgemäss äusserst selten von angenehmen 
Folgen für deu Autor begleitet zu sein pflegt; obwohl ferner im vor- 
liegenden Falle d^m Grafen Kalnoky wegen Mangel an Vorsicht auch 
nicht der leiseste Vorwurf gemacht werden kann, weil demselben, da der 
Adressat nicht ein Irgend-Jemand, sondern ein königlich ungarischer 
Minister-Präsident war, die Möglichkeit eines solchen Vertrauensbruches 
unmöglich auch nur in den Sinn kommen konnte; obwohl ferner ein 
Schüler der achten Gymnasial-Classe in der , philosophischen Propädeutik 
bedingungslos, ohne Gestattung einer Nachprüfung, durchfallen müsste^ 
wenn derselbe bona fide nur in einer Schulaufgabe aus solchen Voraus- 
setzungen, wie sie dem Baron Banffy vorlagen, einen solchen Schluss 
ziehen würde, wie ihn Baron Banffy in einer ^so wichtigen Angelegenheit 
gezogen hat; obwohl endlich andererseits die dem Vorgehen des Baron 
Banffy entsprechende Aufrichtigkeit des Ausdruckes, den Graf Kalnoky 
seinen freudigen Gefühlen gegeben, ihm bei seinem Dienstherrn nicht 
allzusehr geschadet hat, da dieser ihn öffentlich seines „vollsten Ver- 
ti ens versicherte" und seine Bitte um Enthebnung vom Amte abschlägig 
b< ;hied: so musste schliesslich doch statt des so qualificirten ungari- 
s en Minister-Präsidenten der gemeinsame, bewährte Minister des 
A seren gehen. 

Wodurch diese Verwechslung erzielt wni^de, liegt auf der Hand. 
^ m nämlich die gegenwärtig in Ungarn herrschende Partei — welche 
d von einer Gruppe von Kern-Magyaren geforderte Personal-Union 
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zwischen Oesterreich und Ungarn schon deshalb nicht anstrebt, weil die- 
selbe mit bedeutend mehr Kosten für Ungarn verbanden wäre als die 
gegenwärtige Vorherrschaft Ungarns in der Monarchie — etwas, was sie 
anstrebt, nicht sofort oder auch nicht gegen einen einmaligen Minister- 
wechsel erlangen kann, so droht dieselbe mit ihrer Demmission, das heisst 
mit der Nachfolgerschaft jener Partei, welche die Personal-Union fordert. — 
Dann geht, wie aus naheüegenden Granden begreiflich ist, natürlich Alles 
und diese Taktik der Magyaren im Zusammenhalte mit der in dem öster- 
reichischen Reichstheile herrschenden Zerfahrenheit bildet meiner Ansicht 
nach die Ursache des immer mehr zunehmenden Uebergewichtes Ungarns 
über Oesterreich und ermöglicht es den Magyaren, auch mit Oesterreich 
zu kutschieren. 

(Zur Erhärtung meiner Behauptung über den ungewöhnlich hohen 
Grad der logischen Schärfe, die Baron Banffy bei dieser Gelegenheit ent- 
wickelte, führe ich hier eine Stelle des Berichtes der dem Baron Banffy 
nicht feindlich gesinnten „Neuen Freien Presse^ (Morgenblatt vom 7. Mai 
1895; Seite 3) über die Sitzung des ungarischen Keichstages an: 
». . . Minister-Präsident Baron Banffy replicirt: „Zunächst will ich 
wiederholt betonen, dass ich den Behauptungen oder sagen wir Angriffen 
•der „Politischen Correspondenz**« (in welcher Graf Kalnoky seiner Freude 
Ausdruck gab) »auf Grund der^;: (in dieser Sitzung des Reichstages mit 
Zustimmung des Grafen Kalnoky und mit der Erlaubniss der Krone) 
»verlesenen Note« (der erwähnten vertraulichen vom 25. April) »That- 
sachen entgegengestellt habe (Zustimmung rechts), femer dass icb nicht 
4ie Berechtigung der scharfen Kritik« (des Grafen Apponyi) »anerkenne, 
weil ich dachte, die Note der ungarischen Regierung sei im Wege des 
gemeinsamen Ministeriums bereits abgegangen, während diese thatsächlich 
von Wien noch nicht expedirt worden war, denn ich hielt mich be 
rechtigt das zu sagen, weil die Note der ungarischen Regierung 
bereits am 27. April an den gemeinsamen Minister des 
Aenssem auf Grund der von ihm empfohlenen Initiative abgesendet 
worden war. (Zustimmtftig rechts.) Folglich konnte ich nicht 
in Zweifel ziehen, dass zwischen dem gemeinsamen Ministeriam des 
Aeussern und der ungarischen Regierung in dieser Beziehung mehr alb 
ein gewöhnliches Einvernehmen herrsche und dass das Ministerium 
des Aeussern die Note mit Bezug auf ihre Dringlickheit« (von 
welcher auf Seite des Grafen Kalnoky keine Rede war) bereits abge- 
sendet habe. Der Unterschied kann« (wenn man davon absieht, 
dass ich nicht befugt war, von dem Inhalte der vertraulichen Note des 
Grafen Kalnoky auch nur die leiseste Erwähnung zu thun) »nur darin^ 
(!!) »bestehen, dass die Note damals« (offenbar durch ein Verschir^'^en 
des Grafen Kalnoky) »thatsächlich noch nicht befördert worden war 

Doch war Baron Banffy nicht der einzige scharfe Logiker; ( nn 
erstens bezeichnete die „Neue Freie Presse" (Morgenblatt vom 5. Mai 1 ^5 
Seite 4) die in Rede stehende Schlussfolgerung des Baron Banffy mit ?n 
Worten „in dieser Annahme hat Baron Banffy geirrt" und that d ei 
so, als ob in einer so wichtigen Angelegenheit man, statt nachzufra n. 
•ohneweiteres „denken" und dann auch „irren" dürfte, zumal die bes^ te 
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Interpellation nicht schon am 1. Mai gestellt und noch weniger schon am 
1. Mai beantwortet werden musste; zweitens hat die herrschende Partei, 
ihre magyarisch-jüdische Presse in Ungarn und die ihr ergebene deutsch- 
jüdische Presse in Oesterreich in der Verlesung der vertraulichen Note 
des Grafen Ealnoky im Reichstage eine dem Baron Banffy — aus irgend 
welchen mir unerfindlichen Gründen — gebührende Genugthuung gesehen. 
Die „Neue Freie Presse** gab dieser Ansicht Ausdruck im Leitartikel des 
Morgenblattes vom 7. Mai mit den Worten: »Eine glänzendere Genug- 
thuung konnte sich Freiherr v. Banffy nicht -wünschen, als die Erlaubnis» 
des Kaisers, jene Note zu veröffentlichen, welche Graf Kalnokj^ über' die 
Reise des Nuntius an den ungarischen Minister - Präsidenten gerichtet 
hat. . . .« Dann sogar noch auch in dem Leitartikel des Morgenblattes 
vom 12. Mai mit den Worten: ». . . Baron Banffy für seine Person hat 
die grösste Genugthuung erhalten, indem er aus der Note des Grafen 
Ealnoky nachwies, er habe« (abgesehen davon, dass er angesichts des 
vertraiüichen Charakters der Note zu gar keiner Mittheilung berechtigt 
war) »mit voller Berechtigung dem Reichstage mitgetheilt, dass der 
Minister des Aeussem seine Anschauung von der unzulässigen Handlungs- 
weise des Monsignore Agliardi theile . . .«, obwohl es in diesem Zeit- 
punkt auch dem Baron Banffy und der herrschenden Partei — die am 
6. Mai allerdings auch dann „Eljen** gerufen hatte, wenn Baron Banffy 
behauptet haben würde, zweimal zwei sei dreiundvierzig — zu dämmern 
anfieng, dass in der Verlesung der fraglichen Note allerdings eine Recht- 
fertigung der dem Baron Banffy von Seite des Grafen Kalnoky gewid- 
meten Belehrung, jedoch keinerlei, weder persönliche noch sachliche, Genug- 
thuung für Baron Banffy zu sehen sei.) 

Alle Gegner der czechischen Postulate fühlen sich jedoch, 
so lange sie den czechischen Handkoffer quer vor die Thüröffnuug 
gelagert sehen, vor jedem Erfolge der Czechen sicher; ja, sobald 
die Anstrengungen dieser nachzulassen scheinen, discutiren die 
Gegner derselben von Zeit zu Zeit die czechischen Forderungen 
und suchen die absolute Undurchführbarkeit derselben durch nicht 
stichhältige Gründe zu beweisen, was stets zur Folge hat, dass 
das czechische Volk in der Meinung, seine Postulate müssten 
schon deshalb durchführbar sein, weil die Gegner das Gegentheil 
behaupten, seine Anstrengungen erhöht. 

So standen auf czechischer Seite die Sachen, so lange die 
Altezechen die Handhabe des Koffers hielten, d. h. bis zu den 
Wiener Punctationen. 

Als nämlich das Geschrei der Deutschen immer mehr an- 
wuchs, nota bene auch in dem vorgekuppelten reichsdeutsch en 
^ Igen, wendete sich der Schaffner des österreichischen Coupes 
ir der richtigen Voraussetzung, dass der Führer der Altezechen 
u: l diese selbst von den langwierigen erfolglosen Anstrengungen 
h reichend ermüdet seien, an jenen mit der Drohung, dass, falls 
d Geschrei der deutschen Passagiere nicht alsbald aufhöre, 
g en den czechischen Passagier andere Seiten aufgezogen werden, 
d Czechen sollten doch vernünftig sein und in das Coupe 
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kommen, die Deutschen seien ja des Schreiens auch schon halb- 
wegs überdrüssig und müde und würden wegen des ozechisdien 
Handgepäckes ein Einsehen haben und mit sich reden lassen. 
Eingeschüchtert diijch die Drohung und müde der langen An- 
strengung acceptirten die altczechischen Punctatoren das gemeia- 
same Dictat des Schaffners und der Deutschen dahingehend, dass 
von den czechischen Reise - Utensilien die sprachliche öleich- 
berechtigung und das böhmische Staatsrecht zur Gänze sowie 
auch der grösste Theil der gerechten Wahlordnungen für alle 
kommenden Zeiten ausserhalb des Coupes bleiben müssten und 
nur der kleine Resttheil der Wahlordnungen und der Brodsack 
unter gleichzeitiger , entsprechend kleiner Zusammendrückung 
des Handgepäckes der Deutschen im Coupe Platz finden sollte — 
und forderten das czechische Volk auf, unter diesen Bedingungen 
einzusteigen und Platz zu nehmen; wie man weiss, vergeblich. 

Hierauf nahmen die Jüngezechen den Koffer mit grosser 
Begeisterung und voller Kraft in die Hand, vergrösserten die 
Länge desselben durch die Forderung des allgemeinen Wahl- 
rechtes, der Herabminderung des Heeres und der Aenderung der 
äusseren Politik, so dass grosse Stücke desselben zu beiden Seiten 
der Thüröffiiung liegen, und stemmen sich mit aller Kraft gegen 
den Koffer — selbstredend erfolglos. 

Die Realisten hingegen — noch radicaler als die alt- 
czechischen Punctatoren — wollten, dass das czechische Volk 
ohne jegliches Handgepäck, den Brödsack ausgenonamen, einsteigen 
sollte; ein S.ath, dessen profunde Weisheit das czechische Volk 
nicht begriff, fiir dessen Ertheilung jedoch die Realisten von den 
Deutschen bei jeder Gelegenheit als „verständige" Männer öffent- 
Kch belobt wurden. 

Die Bauem-Partei will den jungczechischen Koffer um die 
Forderung des allgemeinen Wahlrechtes kürzen, die Fortschritts- 
partei denselben noch um die socialistischen Forderungen ver- 
längern, während Graf Johann Harrach der Ansicht ist, der alte 
Koffer werde sich in seiner queren Lage in das Coupe hinein- 
drücken lassen, wenn die Czechen zuerst mit den Deutschen 
nochmals reden und gegen den Koffer mit vereinten Kräften 
weniger stark drücken würden als bisher. — 

Theoretisch ist die Möglichkeit, den alten czechischen Hand- 
koffer, oder auch jenen der Fortschritts - Partei, der Quere nach 
sofort in das Coupe zu bringen, zweifellos vorhanden, denn hiezu 
braucht es nur, dass die hinderlichen Theile der Coupewände it 
dem Koffer eingedrückt oder auf irgend eine andere Art besei 5t 
werden; die praktische Unmöglichkeit jedoch geht, wie ich glai e, 
aus dem, was an früheren Stellen über die Ursachen des Wie r- 
Standes der betroffenen Factoren gegen die Durchführung es 
böhmischen Staatsrechtes und gegen die Einführung gerecl ör 
Wahlordnungen gesagt wurde, mit genügender Klarheit he'" »r. 
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Es ist — zum mindesten mir — klar, dass, wenn der alte 
czechische Koffer in absehbarer Zeit in das Coupe überhaupt ge- 
langen soll , dies nur der Länge nach , mit der sprachlichen Gleich- 
berechtigung nach vorne, und dann nur ruckweise und nicht 
auf einmal geschehen kann. 

Die Möglichkeit aber , dass auf diese Weise es auch wirklich 
gehen könnte, deducire ich jedoch nicht etwa per analogiam 
daraus, dass es so bei dem Koffer jenes Knaben — von dem ich 
hier endlich ebensowie auch von dem gründlich breitgetretenen 
Grleichnisse Abschied nehme — thatsächlich gegangen ist , sondern 
aus Folgendem. 
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Yiii. Schlussbetrachtungen. 

Die Durcliführuiig der sprachliclieii Gleichberechtigung der 
Czecheli mit den Deutschen in Böhmen, Mähren und Schlesien 
hängt bei dem Vorhandensein der einen grossen Theil dieser 
Gleichberechtigung statuirenden Gesetze in merito lediglich von 
der Krone ab , weil hiezu in der Hauptsache schon eine dies- 
bezügliche Kundgebung der Krone und die dieser Kundgebung 
entsprechenden Handschreiben, Regierungsverordnungen und solche 
Gesetze hinreichen , die zweifellos auch ohne die Zustimmung der 
Deutschen verfassungsmässig zu Stande kommen würden. 

An der Bereitwilligkeit der Krone, die von den Czechen ge- 
forderte sprachliche Gleichberechtigung durchzuführen*), ist auch 
schon angesichts der unbestreitbaren Wahrheit des Inhaltes dei 
Inschrift auf dem äusseren Burgthore in Wien „ Justitia regnoruni 
fundamentum" überhaupt nicht zu zweifeln und insbesondere 



*) N. B. auch betrefPs des Heeres. Zu denjenigen Dingen, an welchen 
in Oesterreich - Ungarn wie gegenwartig in fast allen Übrigen monarchischen 
Staaten nicht gerührt werden darf, gehören die Essentialia des Heeres, uäni 
lieh die numerische Stärke, der Grad der Ausrüstung imd die Art der even 
tuellen Verwendung desselben nach Aussen, d. h. auch die äussere Politik 
Thatsächlich sind auch diese Dinge dem Einflüsse der Vertretungskörper ent 
zogen ; denn werden die erforderlichen Credite in Oesterreich nicht von den 
Deutschen bewilligt (Occupation Bosniens), so bewilligen dieselben die Nicht 
deutschen, und weigern sich die Oesterreicher , so bewilligen die Magyareo. 
Bei der äusseren Politik ist dies , glaube ich , von vornherein jedermann klar. 
der sich durch jene voluminösen Reden nicht täuschen lässt, welche dies- 
bezüglich in der ungarischen Delegation jedes Jahr gehalten werden; die 
Magyaren stimmen nur sehr laut, mit Getöse, zu; Einfluss auf die aus- 
wärtige Politik haben sie jedoch ebensowenig wie die Uebrigen, 

Dass diese Dinge einer meritorischen Discussion entzogen sind und dass 
bei einer formellen Discussion nur Zustimmung und höchstens das Vorbringen 
von Wünschen zulässig ist und dass insbesondere die diesbezüglich geforderten 
Credite ä discretion zu bewilligen sind , muss , schon angesichts der europäischen 
Lage jedem ernsten Politiker klar sein und zwar auch dann, wenn derselbe 
selbstredend ein Gegner der geradezu dummen „Stahlbad* -Ansicht ist. 

Dies stets gewusst zu haben, war ein Vorzug, den die Altczeche^ vor 
allen übrigen czechischen Parteien hatten , während den Jungezechen klar ar. 
dass es nichts eiligeres geben könne als eine Reduction des Heeres zu fori rn. 
gegen das Heeres - Budget zu stimmen und an der auswärtigen Politik ^ tik 
zu üben — Alles selbstredend vergeblich. 

Hingegen sind — wie das Beispiel Ungarns zeigt — die nicht essent, len 
Momente des Heeres , z. B. die sprachlichen Einrichtungen in demselben , ich 
meritosisch discutirbar und entsprechende Abänderungen derselben nic^' us- 
geschlossen. 
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dann nicht, wenn man folgende zwei Thatsachen in Erwägung 
zieht. 

Erstens hat die Krone, wie schon früher erwähnt wurde, 
dadurch , dass sie die Taaffe'sche Vorlage betreffs der Einführung 
eines allgemeinen "Wahlrechtes einbringen liess und darauf besteht, 
dass trotz des offenbaren "Widerwillens der weiland Coalitions- 
Parteien eine Wahlreform zu stände komme , den stricten Beweis 
geliefert, dass sie Bestrebungen nach Grleichbereehtigung Wohl- 
wollen entgegenbringe. 

Zweitens ist es jetzt aller Welt klar, dass die seinerzeitige 
Behauptung der Magyaren , es sei zur gedeihlichen Entwickelung 
der Monarchie einerseits unbedingt erforderlich , dass die inneren 
Einrichtungen derselben auch den Magyaren, angepasst werden, 
sich ebenso bewahrheitet hat , wie sich jene gleichzeitige Behaupt- 
ung, in welcher die Magyaren und die Deutschen der Krone 
versicherten , es sei zur gedeihlichen Entwickelung der Monarchie 
andererseits hinreichend , dass bei dieser Anpassung n u r auf die 
Deutschen und die Magyaren Rücksicht genommen werde, als 
total unwahr erwies , trotzdem die Deutschen in Oesterreich und 
die Magyaren in Ungarn sich — wie allgemein loyal anerkannt 
wird — immer die redlichste Mühe gaben und geben , dass keiner 
der übrigen Volksstämme eine solche Bedeutung erlange, die 
eine Berücksichtigung des einen oder des andern bei der Ein- 
richtung der Monarchie unumgänglich machen würde. 

Was die Krone von der Einführung der von den Czechen 
geforderten sprachlichen Grleichbereehtigung zurückhält , ist nicht 
der Umstand, dass dann die österreichischen Deutschen — more 
solito und nach dem recenten, von den Italienern bei dem Ver- 
suche der Einführung eines minimalen Theiles der sprachlichen 
Gleichberechtigung der Slovenen im Küstenlande gegebenen 
Beispiele — ein mörderisches Grezeter wegen des ihnen hiedurch 
zugefügten „Unrechtes" erheben würden; denn erstens würde 
die Krone genau wissen, welcher Art und welchen Unifanges 
dieses „Unrecht" wäre , und zweitens würde gerade in den gegen- 
wärtigen Zeitläuften das Greschrei, welches derjenige, der nach 
eigener Angabe stets unentwegt nur für Fortschritt und Freiheit 
gekämpft hat und noch immer kämpft, darüber erheben würde, 
dass seine Mitbürger ihm gleichberechtigt gemacht werden, ledig- 
lich etwas komisches sein. 

Zurückgehalten von Uen betreffenden Massregeln wird die 
K )ne lediglich durch die Erwägung , dass — weil von Seite der 
C: chen neben der sprachlichen Grleichbereehtigung zugleich auch 
di Einführung gerechter Wahlordnungen und die Durchführung 
d( böhmischen Staatsrechtes gefordert wird — dieselben infolge 
el ndieses Umstandes aus der Durchführung der sprachlichen 
Gr ichberechtigung , d. h. aus der thatsächlichen Verwirklichung 
ei 3 r ihrer Forderungen, nach menschlichem Ermessen auf eben- 

18* 
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solche Möglichkeit der sofortigen Verwirklichung der beiden 
anderen Forderungen schliessen und infolge ebendieses Schlusses, 
aufgemuntert durch den partiellen Erfolg, diese VerwirkKchung 
dann auch — ungestümer denn je — fordern würden. 

Infolge dieser , gegenwärtig unbestreitbar richtigen Erwägung 
der Krone und infolge der früher geschilderten Beschaffenheit 
jener Hindernisse, welche der Verwirklichung der beiden anderen 
czechischen Forderungen entgegenstehen, werden wir Czechen, 
solange wir die Erfüllung unserer drei Postulate auf einmal 
fordern, in absehbarer Zeit nicht einmal die sprachliche Gleich- 
berechtigung erlangen und uns überhaupt, wie bisher stets, mit 
denjenigen spärlichen Brosamen begnügen müssen, die infolge 
des im czechischen Volke zunehmenden nationalen Bewusstseins 
und infolge der mit der fortschreitenden Entwickelung des czechi- 
schen Volkes steigenden Wichtigkeit desselben uns trotz des 
besten Willens aller unserer Gegner nicht mehr verweigert wer- 
den können. 

Dieser Brosamen -Weg selbst könnte jedoch schon angesichts 
des zur Zurücklegung desselben erforderlichen , nach Generationen 
zählenden Zeitaufwandes und des ebensolange währenden Kampfes 
auch dann nicht — wie dies von Seite der Altezechen thatsäch- 
lich geschah — als zweckmässig angesehen worden, wenn von 
demselben mit Grund behauptet werden könnte , dass er zur Ver- 
wirklichung der drei Postulate des czechischen Volkes mit Sicher- 
heit führen werde, was angesichts der Beschaffenheit der er- 
wähnten Hindernisse — zum mindesten nach meinem Dafürhalten 
— nicht der Fall ist. 

Gesetzt nun den Fall, das czechische Volk würde der Krone 
Garantien dafür geben, dass es aus der Durchführung der sprach- 
lichen Gleichberechtigung jene Consequenzen, deren Eintritt für 
einen solchen Fall die Krone jetzt berechtigter Weise voraussetzt, 
nicht ziehen werde. 

Solche Garantien könnten gegeben werden durch solenne, 
an die kaiserliche Botschaft vom 12. September 1871 anknüpfende 
Erklärungen der Vertreter des czechischen Volkes im Eeichs- 
rathe und in den Landtagen von Böhmen, Mähren und Schlesien. 

Bei dem ersten, nach der selbstverständlichen Aufhebung 
des Prager Ausnahmszustandes erfolgenden formellen Zeichen 
des Wohlwollens, welches die Krone dem czechischen Volke, 
ebenso wie allen übrigen Volksstäromen der Monarchie, trotz 
unserer, allerdings stets bona iide geübten Opposition und a ib. 
trotz der von Seite der Krone über die gegenwärtigen Fül sr 
dieser Opposition gefällten, zum mindesten nicht milden Kri k, 
stets entgegengebracht hat und entgegenbringt und dem diese )e 
auch nach Ablehnung der Wiener Punctationen durch den Bes }h 
der czechischen Jubiläums- Ausstellung (1891) formellen Ausdr^ ;k 
gegeben hat, ja schon bei der ersten Kundgebung der Kr e, 
durch welche dieselbe zu verstehen geben würde, dass sie "*' 'h. 
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Erhalt der erwähnten Garantien die sprachliche Gleichberech- 
tigung durchzuführen geneigt wäre, würden die Vertreter des 
Grossgrundbesitzes und jene der galizischen Polen in voller Front 
von den Deutschen abschwenken und gegebenen Falles dann für die 
zur Durchführung der sprachlichen Gleichberechtigung der Czechen 
mit den Deutschen etwa noch erforderlichen Gesetze stimmen 
und zvv^ar nicht als sogenannte Bundesgenossen der Czechen 
wie einst im „Eisernen Ringe", sondern lediglich als Kron- 
truppen. 

Bei dem Grossgrundbesitze kann man dies nach den bisherigen 
Erfahrungen über denselben und angesichts des Grundsatzes der adeligen 
Mitglieder desselben, dem Throne näher geboren zu werden, ohne weiteres 
annehmen, und ebenso auch bezüglich der galizischen Polen, trotzdem die 
Durchführung der sprachlichen Gleichberechtigung der Czechen mit den 
Deutschen in Bälde auch die Einführung der sprachlichen Gleichberech- 
tigung der Euthenen mit den Polen zur Folge haben würde; denn die 
galizischen Polen, welche ja auch die neuerliche Etablirung einer nur 
deutsch-polnischen AUiance aus guten Gründen scheuen, würden es sich 
doch wohl zweimal überlegen, noch einmal, wie gelegentlich der Taaffe'schen 
Wählrechts- Vorlage, zu meutern. 

Da nach Abgabe der betreffenden Garantie - Erklärungen 
und bei der Durchführung der sprachlichen Gleichberechtigung 
die Czechen nicht mehr als Opposition betrachtet und behandelt 
werden könnten und sonach auch nicht mehr würden nieder- 
gehalten werden, so würde dies zur natürlichen Folge haben, 
dass trotz der bestehenden ungerechten Wahlordnungen zahl- 
reiche E-eichsraths- und Landtags - Mandate iii ihre Hände über- 
gehen würden; dann, wenn nicht — aus anderen Gründen — 
schon früher, könnte die bestehende Reichsraths-Wahlordnung, 
da deren Aenderung im Abgeordnetenhause an die Zustimmung 
von nur zwei Dritteln der Anwesenden bei Anwesenheit von nur 
der Hälfte aller Mitglieder des Hauses geknüpft ist, gegen die 
Stinunen der Deutschen im verfassungsmässigen Wege in eine 
gerechte Wahlordnung umgewandelt werden. 

Was eine solche Umwandlung der gegenwärtigen Landtags- 
Wahlordnungen anbeglangt, deren Abänderung an die Zustimmung 
von zwei Dritteln der Anwesenden bei Anwesenheit von drei 
Viertheilen aller Mitglieder des Landtages gebunden ist, so ist 
mir, so weit ich die allgemeine Geschichte kenne, für den äussersten 
Fall klar, dass ein Unrecht, dessen Bestand mit der sogenannten 
f ats-Eaison aus irgend einem Grunde nicht mehr übereinstimmt, 
c 'ch den Umstand, dass es codificirt erscheint, vor Abschaffung 
I 3ht geschützt ist. 

Klar ist auch, dass nach Durchführung der sprachlichen 
( 3ichberechtigung und nach Einführung gerechter Wahlordnungen 
c Durchführung des böhmischen Staatsrechtes in merito nur 
I 'h gleichbedeutend wäre mit einer ausgiebigen Verminderung 
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des Einflusses, welchen die nicht zur böhmischen Krone gehörigen 
Kronländer auf die Verwendung der Finanzen der Länder der 
böhmischen Krone und z. B. auch auf die Einrichtung der Volks- 
schule daselbst ausüben. 

Würde nun nach Durchführung der sprachlichen Gleich- 
berechtigung und nach Einführung gerechter Wahlordnungen 
die Kjone sehen, dass die Deutschen in Böhmen, Mähren und 
Schlesien mit uns Czechen, wenn auch nicht so commode wie 
bisher, jedoch weit commoder als wir jetzt mit dem Deutschen^ 
leben können und leben, so würde das auf Seite der Krone jetzl 
mit Brücksicht auf das etwaige Schicksal der Deutschen gegen 
die Durchführung des böhmischen Staatsrechtes bestehende Be 
denken entfallen und würden nur jene Bedenken noch übrig 
bleiben, welche die Krone mit Rücksicht auf die Folgen der 
Durchführung für das Eeich etwa noch hegt. Wenn nicht alles 
trügt, werden diese Bedenken, die gegenwärtig möglicherweise^ 
noch erhebliche sind, mit der Zeit — d. h. in Ansehung der 
mit der Zeit immer mehr und mehr wachsenden Schwierigkeit, 
alle von einander so verschiedenen Theile Oesterreichs bei der 
immer rapider zunehmenden Complicirtheit der Lebenserschei- 
nungen und der denselben entsprechenden Gesetze centralistisch 
und zugleich gut zu verwalten — immer mehr und mehr an 
Gewicht verlieren, so dass die seinerzeitige Durchführung des 
böhmischen Staatsrechtes auch ohne die Zustimmung der 
Deutschen nicht ausgeschlossen erscheint. Bevor jedoch die. 
Bedenken der Krone ihr Gewicht nicht verlieren, ist an die Durch- 
führung des böhmischen Staatsrechtes nicht zu denken; doch 
würde dann, d. h. nach Durchführur^ der sprachlichen Gleich 
berechtigung und nach Einführung gerechter Wahlordnungen, da.s 
czechische Volk auf die Durchfülirung des böhmischen Staats- 
rechtes in einer günstigeren Lage zu warten haben, als jene ist, 
in welcher dasselbe sich bisher befunden hat und gegenwärtig 
befindet. 

Es erscheint jedoch auch nicht ausgeschlossen, dass die Zu- 
stimmung der Deutschen zur Durchführung des böhmischen 
Staatsrechtes nicht immer fehlen werde. 

Denn wenn die österreichischen Deutschen nach Diu'ch- 
führung der sprachlichen Gleichberechtigung der Slaven mit den 
Deutschen und nach Einführung gerechter Wahlordnungen sehen 
werden, dass ihre Vorherrschaft in Oesterreich, der zu Liebe sie 
bisher deutsch-czechisches Geld mit vollen Händen ausstreu en, 
den galizischen Polen und bei jedem Ausgleich den Magys 'en 
Präsente machten und sich mit den Feudalen und den Clerict ien 
alliirten, unwiderruflich vorüber ist, und wenn sie anderer its 
sehen werden, dass sie trotz aller Gleichberechtigung der Sk en 
mit den Deutschen dennoch — schon infolge dessen, dass ire 
Muttersprache nach Lage der Dinge stets die allgemeine ^ er- 
ständigungs - Sprache in Oesterreich sein wird — commodf fiit 
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den Slaven leben können als diese mit ihnen*), so wird sich den 
Deutschen — da dieselben so wie wir stets sehr gut wussten 
und wissen, was ein Gulden ist, und da ihnen das Schulwesen 
einstens ebenso sehr, wie uns Czechen stets, am Herzen lag und 
später hoffentlich wiederum liegen wird**), unabweislich der jetzt 
weit abseits liegende Gedanke aufdrängen, ob es nicht vernünftig 
wäre, den Einfluss der übrigen Kronländer auf die Verwendung 
des deutsch-czechischen Geldes und auf die Schule gehörig ein- 
zuschränken. 

Ich fär meine Person bin — im Gegensatze zu unserem allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuche, welches Pflichten der Geschwister gegen einander 
nicht kennt — nicht der Ansicht, dass die den wirthschaftlich schwächeren 
Kronländem zu ihrer Entwicklung erforderlichen Zuschüsse als Gnaden- 
gaben anzusehen seien, denn — ganz abgesehen davon, dass wir zu- 
sammen gleichsam eine Familie geworden sind und uns gegenseitig auch 
thatsächlich als Brüder betrachten (auch der deutsche Bruder thut dies, nur 
verlangt er, dass die übrigen ihm in Allem den Vortritt lassen und gehorchen 
sollen!) — tragen alle Kronländer schon durch ihre Einwohnerzahl und 
durch das Beistellen von Soldaten zu der gegenwärtig leider noch sehr 
erforderlichen Machtstellung des Eeiches nach Kräften bei; dass jedoch 
die wirthschaftlich schwächeren Länder in die deutsch-czechischen Gelder 
ihre Hände stecken und von denselben ohne Rücksicht anf die Bedürf- 
nisse der üebrigen das nehmen, was sie brauchen, und dafür noch mit- 
bestimmen, welche Bedürfnisse der übrigen Kronländer zu befriedigen sind 
und welche nicht, und ausserdem, wie z. B. die galizischen Polen, uns 
Czechen und den Deutschen auch noch vorschreiben, bis zu welchem Jahre 
die deutschen und die czechischen Kinder die Volksschule besuchen dürfen 
und was denselben dort gelehrt werden soll — das geht auch mir wider 
den Strich. 

Würde dann den Deutschen noch ihre — unbegründete — 
Befürchtung vor einer nationalen Vergewaltigung ihrer that- 
sächlichen Minorität in den Ländern der böhmischen Krone durch 
die Schaffung eines entsprechenden Nationalitäten-Gesetzes be- 
nommen werden, so läge für dieselben kein Grrund vor, der 
Durchführung des böhmischen Staatsrechtes nichts zuzustimmen. 

Dass ein Nationalitäten-Gesetz geschaffen werde, dazu waren 
und sind wir Czechen, weil wir wissen, wie Unterdrückten zu 
Muthe ist und dass solche nie zu Ruhe kommen können, und 
weil wir schon aus diesem Grunde nur Gleichberechtigung mit 
den Deutschen und nicht Herrschaft über dieselben anstreben, stets 
b< Bit im Gegensatze zu den Deutschen, von denen bis jetzt alle 



*) Dass den Deutschen schon jetzt langsam einzuleuchten beginnt, dass 
ih /Zusammenleben mit den Slaven in Zukunft nicht mehr so cotnmode sein 
w 1 wie bisher, ist daraus zu schliessen, dass dieselben in zwei gemischt- 
sp chigen Kronländem, Mähren und Steiermark, die Nothwendigkeit der Er- 
le nng der nichtdeutschen Landessprachen bereits ex offo zugegeben haben. 

**) Gegenwärtig würden sie , nur um uns Czechen nicht aufkommen zu 
la ■», auch die Schule preisgeben, wenn dies zum Ziele fähren würde. 
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diesbezüglichen Vorschläge der Czechen — (ich erinnere nur an 
jenen des Dr. Karl Sladkovsky 1875) — abgelehnt wurden, weil 
sie eben die Gleichberechtigung mit uns stets perhorrescirt haben 
und auch gegenwärtig noch perhorresciren ; wenn dieselben 
jedoch nach Durchführung der sprachlichen Gleichberechtigung 
der Slaven mit den Deutschen und nach Einführung gerechter 
Wahlordnungen bescheidener geworden sein werden, dann könnte 
ein solches Nationalitäten-Gesetz mit Gleichmuth und beider- 
seitigem Sinn für Gerechtigkeit discutirt und geschaffen werdei i . — 

Auf diesem im Vorstehenden skizzirten Wege kömite das 
czechische Volk in absehbarer Zeit, vielleicht schon binnen der 
halben Dauer einer Generation, die Erfüllung aller seiner For- 
derungen, zum mindesten jedoch sehr bald die Durchführung 
der vollen sprachlichen Gleichberechtigung und die Einführung 
gerechter Wahlordnungen erreichen und zwar in echt freiheit- 
licher Weise, d. h. unter möglichst weitgehender Schonung der 
Gefühle unserer gegenwärtigen, ihrerseits erbarmungslosen Gegr^^r. 

Hiezu diesen Versuch ehestens zu machen, sind wir Czechen 
meines Erachtens schuldig und zwar angesichts der Möglichkeit 
des Erfolges in erster Linie uns selbst, in zweiter Linie den 
übrigen noch nicht gleichberechtigten Volksstämmen der ganzen 
Monarchie, weil das Schicksal dieser Volksstämme von dem 
Schicksale des czechischen Volkes abhängt; endlich drittens, an- 
gesichts der erforderlichen loyalen Rücksichtnahme auf die übrigen 
hiebei betheiligten Factoren, in erster Linie der Krone und in 
zweiter Linie den — Deutschen. Diesen deshalb, weil kein 
fühlender Mensch sich" der Thatsache verschliessen kann, dass den 
Deutschen — da sie ja auch nur Menschen sind — das zn 
unserer Wohlfahrt unbedingt erforderliche Ablassen von ihren 
bisherigen Vorrechten schwer fallen muss. 

Der angesichts 'der gegenwärtigen Lage für manche unver- 
besserliche Gefühls-Politiker vielleicht noch bei der Hand liegende 
Einwand, dass mit diesem Versuche noch zuzuwarten sei, da an- 
gesichts der erfolgten Auflösung der Coalition der conservativen 
Elemente Oesterreichs die Deutschen vielleicht selbst zu einem 
ehrlichen Ausgleiche mit uns Czechen die Hand bieten werden, 
ist nach meinem Dafürhalten nicht stichhältig; denn es ist, da 
die Deutschen, wie schon erwähnt, stets viel Zeit brauchen, iim 
Etwas einzusehen, der bisherige, durch den Grafen Taafie be- 
gonnene und von der Coalition fortgesetzte Cursus, den Deutschen 
Bescheidenheit zu lehren, noch viel zu kurz, insbesondere auch 
angesichts der nicht sonderlich zweckmässigen Beschaffenheit der 
angewendeten Lehrmittel. 

Dass dem so ist, geht klar hervor aus dem, was am 2. Juli 1 395 
der Obman der Vereinigten Deutschen Linken, Hofrath und Prof* ssor 
Dr. Adolph Beer in der Sitzung des Abgeordnetenhauses (Stenograpliis jlies 
Protokoll Seite 19 849) in der General-Debatte über das Budget s; jte: 
». . . Die politische Frage ist von dem verehrten Herrn Vorr^ ner. 
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namentlich so weit sie Böhmen betrifft, des Ausführlichen besprochen 
worden. Ich glaube behaupten zu dürfen, dass gewiss nieiiiand unter 
den Deutschen Oesterreichs, niemand unter den Deutschen Böhmens den 
klaffenden Zwiespalt nicht beseitigt sehen möchte, der zwischen den 
beiden Volksstämmen Böhmens'^ (Mährens und Schlesiens nicht?) »seit 
Jahren die Geister gefangen hält. Es ist nur die Frage, auf welche 
Weise diese Lösung herbeigeführt werden soll. Von Seite der Deutschen 
sind ja — das ist ja bekannt — im Laufe der letzten Jahre manigfache 
Versuche« (ihren unechten Besitzstand nach Möglichkeit zu sicliern) 
»gemacht worden. Die Grundlage bildeten die Punctationen, welche von 
Seite der Herren in Böhmen vollständig verworfen worden sind, und von 
denen behauptet wird, dass sie das nationale und politische Leben der 
Czechen untergraben würden. 

Ich mische mich in diesen böhmischen Streit nicht << (und in Mäluen, 
dessen Städtebezirk Sternberg ich vertrete, ist ja zwischen Czechen und 
Deutschen Alles in schönster Ordnung). >^x\llein ich möchte denn doch 
wagen, darauf hinzuweisen, dass bei den Arbeiten und Berathungen über 
diese Punctationen einer der bedeutendsten Patrioten des czechischen 
Volkes mitgewirkt hat, der sein langes Leben, seine ganze Kraft dem 
czechischen Volke gewidmet hat und der seine Zustimmung zu den Punc- 
tationen nicht gegeben hätte, wenn er von der Ueberzeugung getragen 
gewesen wäre, dass das nationale und politische Leben seines Volkes 
dadurch untergraben würde« (oder, richtiger gesagt, wenn derselbe nicht 
aetate, laboribus, metu minarum viribusque unitis hinreichend mürbe 
gemacht worden wäre). »(So ist es!) Und wenn auf der andern Seite 
von den Jungezechen diese Punctationen als ungenügend bezeichnet 
worden sind, so glaube ich, dass es ihre Pflicht gewesen wäre, programm- 
matische Punkte aufzustellen, um für dieselben« (d. h. für die Heraus- 
gabe des gegen alles Kecht Vorenthaltenen) »die Zustimmung der 
Deutschen in Böhmen« (vergeblich wie bis nun) »zu verlangen. 

Allein dass die Deutschen in Böhmen« (sowie auch in Mähren und 
Schlesien) »bestrebt sind, mit ihren czechischen Landsleuten sich auf 
einen friedlichen Fuss zu stellen« (und zwar in der Weise, dass sie jenen 
in dem sogenannten geschlossenen Sprachgebiet den Kragen abdrehen 
und sonst überall von Staatswegen die Ersten sein wollen) »das kann 
Niemand leugnen.« (Stimmt! — Nur ein Thor kann die Anerbietungen 
der Deutschen Anerbietungen zum Frieden nennen.) »Freilich, wenn auf 
der einen Seite solch grosse« (wenn auch gerechte) »Forderungen gestellt 
werden, auf welche die Deutschen« (schon infolge der ihnen inhaerirenden 
Superiorität) »einzugehen nicht in der Lage sind« (so lange man sie 
c im bittet), »dann kann man sich darüber nicht beklagen. . . .« 
1 auch nicht einmal wundern kann man sich darüber, wenn man 
Xgt, dass unseren Deutschen erst kürzlich von einer fast alldeutschen 
orität — die schon dem Alter nach auch in dieser Beziehung zur 
nunft gelangt sein könnte — diesbezüglich auf Treu und Glauben, 
j meiner Ansicht nach nicht zu deren Vortheil, Folgendes gesagt und 
sichert wurde: ». . . Verfahren Sie mit Ihren sla vischen Eivalen auch 
^pftigsten Zorn und in der schwierigsten L«Hge immer mit dem Gefühle, 
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mit dem innerlichen, tief innerlichen, nicht ausgesprochenen Gefühle, dass 
Sie doch eigentlich der Ueberlegene sind und auf die Dauer bleiben 
werden. Es kann nicht anders sein (Zustimmung) namentlich in Oester- 
reich.«*) 

So lange nun unsere Deutschen dieses „innerliche, tief inner- 
liche" Gefühl, wenn auch — der bisherigen Praxis entgegen — 
unausgesprochen, hegen, können sie einen ehrlichen Ausgleich 
mit uns nicht schliessen; — und es ist Schade um jeden Tag, — 
nicht nur für uns Czechen, sondern auch für die ganze Monarchie, 
weil es undenkbar ist, dass Euhe in derselben einkehre, bevor 
nicht alle Volksstämme der Monarchie die nationale Gleich- 
berechtigung werden erlangt haben. 

So wie wir Czechen, trotz der uns von allen Seiten stets 
entgegengebrachten negativen Fürsorge, stark geworden sind, so 
stark, dass die Einführung der Gleichberechtigung des czechischen 
Volkes mit den bevorrechteten Volksstämmen der Monarchie nun- 
mehr nur eine Frage der Zeit ist und ein Uebergang von dem 
gegenwärtigen Zustande zu unserer Gleichberechtigung wird ge- 
funden werden müssen, ebenso werden die übrigen noch nicht 
gleichberechtigten Volksstämme der Monarchie für die Einführung 
ihrer Gleichberechtigung stets kämpfen und — durch uns Czechen, 
die wir als die Ersten zum Ziele gelangen werden, hiebei unter- 
stützt — dieselbe erlangen, selbstredend auch in Ungarn, trotz 
allen Geschreies der Mayaren und der Magyaronen, trotz aller 
Bestimmungen der bisherigen magyarischen Gesetzartikel und 
Verordnungen. Je weiter diese inevitable Aenderung der gegen- 
wärtigen Zustände hinausgeschoben wird, desto grössere Schmerzen 
wird dieselbe, wie dies an uns und den Deutschen zu sehen ist, 
verursachen; doch vorgenommen wird dieselbe werden. 

Es ist mir selbstredend nicht bekannt, wie viel Menschen 
es in der Monarchie gibt, welche der Ansicht sind, dass die gegen- 
wärtige staatliche Form der Monarchie, die Theilung derselben 
in Oesterreich und in Ungarn, etwas definitives sei; klar ist jedoch, 
dass ausser den österreichischen Deutschen (8 ^2 Millionen deutscher 
Zählung) und den Magyaren (7 ^/2 Millionen magyarischer Zählung), 
exclusive der Personal - Unionisten unter diesen, es unter den 
übrigen Einwohnern der Monarchie (25 Millionen deutsch-magyari- 
scher Zählung) weder in Oesterreich noch in Ungarn Irgend- 
jemanden gibt, der den Wunsch hätte, dass es bei dieser Ge- 
staltung der Monarchie verbleibe. 

Wie sich die Einzelnen die definitive Gestaltung der Monai ie 
und die Verbindung der einzelnen Theile derselben — über C sn 
Bildung man sich nach erfolgter Einführung der nationalen Gl i- 
berechtigung unschwer wird verständigen können — gegenwärtig > 
stellen, mag sehr verschieden sein; klar ist jedoch, dass — da li 



*) Bericht der „Neuen Freien Presse". Abendblatt vom 16. i^ 
189:). Seite 2. 
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Einführung der Gleichberechtigung der noch nicht Gleichberechtigten 
Volksstämme mit den bevorrechteten auch auf Seite dieser kein Grund 
mehr vorhanden sein wird, die Vernunft nicht walten zu lassen — die 
Form der Verbindung der einzelnen Theile der Monarchie die Eeal- Union 
sein wird mit einer Central- Regierung und einer centralen Vertretung 
für gemeinsame Angelegenheiten. Ich für meine Person denke mir diese 
Vereinigung analog jener der Theile der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika mit den der monarchischen Regierungsform entsprechenden Ab- 
änderungen derselben. — 

Ziim Schluss ist angesichts der mittlerweile erfolgten Auf- 
lösung der Coalition, dieser vielgepriesenen Institution, welche 
in Oesterreich sollte der Geschichte Halt gebieten , und angesichts 
der infolge dieses Ereignisses an die jungczechischen Abgeord- 
neten gerichteten Aufforderung, den „Eisernen Ring von neuem 
erstehen" zu lassen, hier nochmals zu erwägen, ob das czechische 
Volk, statt den von mir in Vorschlag gebrachten Versuch zur 
Erlangung der Erfüllung seiner Postulate zu machen , nicht etwa 
sein Heil auf dem von den Altezechen stets propagirten ixnd von 
ihnen auch erprobten Wege der sogenannten Bundesgenossen 
suchen solle. 

Die erwähnte Aufforderung richtete an die jungczechischen Ab- 
geordneten der Prinz Dr. Friedrich Schwarzenberg in einer Rede , welche 
derselbe in einer am 7. JuU 1895 in Kolin abgehaltenen altczechischen 
Versammlung hielt und über welche die „Neue Freie Presse", Abendblatt 
vom 8. Juli 1895, telegraphisch berichtete wie folgt: » . . . Redner 
warnte die jungczechischen Abgeordneten vor dem Spiele mit den Massen 
and warf ihnen vor, dass sie sich von Ehrsucht und nicht von dem 
Bestreben, für das Wohl des Volkes« (im Sinne des Redners) ^^zu wirken, 
leiten lassen« (wie die Altezechen). »In Folge der jungczechischen 
Politik seien die Kräfte zersplittert« (dass die erste Spaltung des früher 
politisch einheitlichen Volkes durch die altczechische Politik geradezu 
hervorgerufen wurde, vergisst der Redner). »Neben der conservativen 
und der jungczechischen Partei bestehen gegenwärtig noch drei czechische 
Parteien: die sogenannte fortschrittliche, die agrarische und die sociali- 
stische. Alle diese Parteien seien mit der gegenwärtigen jungczechischen 
Führung unzufrieden« (wie überall alle zweiten Parteien mit jener der 
ersten). „Das Wohl des czechischen Volkes liegt in der Eintracht aller 
Parteien« (wie dies klar zu Tage trat, als das czechische Volk durch 
25 Jahre lang von dem conservativen Adel einheitlich an der Nase 
herumgeführt wurde). »Es sei Pflicht« (offenbar des conservativen Adels 
ur ■■ der Altezechen), »dahin zu wirken, dass das Volk zur conservativen 
P ':ei zurückkehre. Dies werde geschehen in der Erkenntniss , dass nur 
di conservative Partei sich mit positiven Erfolgen« (Punctationen) »aus- 
w en könne. Es sei allen leicht, den Boden zu finden, welcher alle 
C2 hischen Parteien zusammenführen kann — auf landwirth schaftlicher, 
nj )nal - ökonomischer und gewerblicher Grundlage« (um welche es sich 
gl nicht handelt). »Redner hebt hervor, dass die agrarische Partei 
(1< >mpathfen der conservativpn Partei^ (schon infolge der gemeinsamen 
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Abneigung gegen das allgemeine Wahlrecht) »sicher sein könne. Durch 
die Berücksichtigung der landwirthschaftlichen , national - ökonomischen 
und gewerblichen Fragen« (um welche es sich, wie schon bemerkt, gar 
nicht handelt), »sei die zwischen den Alt - und Jungezechen « , (aus anderen 
Gründen) »bestehende Kluft leicht zu überbrücken« (was dann ja schon 
geschehen sein müsste). »Die Coalition habe nicht lange dauern können, 
denn da der Liberalismus und der Congervativismus entgegengesetzte 
Standpunkte einnehmen , sei es schwer , dieselben in einen Sack zusammen- 
zuwerfen« (wie dies mit so viel Begeisterung dennoch versucht wurde, wahr- 
scheinlich nur der Abwechselung halber). »Das Schicksal des czechischen 
Volkes liege in den Händen der Jungezechen« (und solle in die so 
bewährten Hände der Altezechen übergehen). »Diese« (die Jungezechen) 
»haben es in der Macht, dass der „Eiserne Ring" von neuem 
erstehe« (sie brauchen nur ihre freiheitliche Gesinnung unter den Tisch 
zu werfen und sich wie die Altezechen den eisernen Ring -durch die 
Nase ziehen zu lassen). »Die jetzigen Verhältnisse seien <^ (trotzdem „die 
Verfassung sich bereits eingelebt habe"), unerträglich, weil der Reichs- 
rath mit Rücksicht auf die historische Entwickelung der Königreiche und 
Länder nicht im Stande sei , die Interessen aller dieser Königreiche und 
Länder zu wahren, deshalb müsse die Competenz der Landtage 
erweitert, diejenige des Reichsrathes aber eingeengt wer- 
den. In der Erweiterung der Competenz der Landtage, sagt Redner, 
liegt ein Theil unseres alten« (durch die Punctationen von uns verlassenen) 
»staatsrechtlichen Programmes. Die Wahlreform besprechend perhorres- 
cirt« (selbstredend) »Redner das allgemeine Wahlrecht, welches nur den 
Atheisten und internationalen Socialisten« (von denen jene offenbar 211 
den dümmsten, diese zu den schlechtesten Menschen gehören) »Gewinn 
bringen könnte. Das Programm der conservativen staatsrechtlichen Partei 
bestehe in der Wahrung der Interessen des czechischen Volkes auf Grund 
der historischen Entwickelung des Königreiches Böhmens in legaler« 
(recte: letaler) »Weise. Die Jungezechen haben« (zu unserem Leidwesen) 
»die zukünftige Gestaltung der parlamentarischen Majorität in der Hand« 
(obwohl dieselben ja nie Etwas bedeutet haben) »und Redner« (sowie 
auch ich) »hofft zuversichtlich, dass sie dies gehörig erwägen werden, 
und dass sie insbesondere in Erwägung ziehen , ob die Vereinigte deutshe 
Linke ihre frühere Position wiedergewinnen soll. Gebe Gott, dass die 
Jungezechen das einsehen! Zum Schlüsse richtete Redner folgenden 
Appell an die Jungezechen : Hier unsere« (bewährte) »Hand zum Frieden 
und zur gemeinsamen Arbeit!« (an der Vervollständigung der Schul- 
gesetz-Novelle). »Schlaget ein zum Wohle unseres Volkes« (der Nach- 
kommenschaft der" hussitischen Räuber und Mordbrenner meines Vett rs). 
— (Solches, selbstredend ohne das Eingeklammerte, sagt einer ier 
Führer des conservativen Grossgrundbesitzers — allerdings post coalitf nis 
obitum — zu den Jungezechen, ich wiederhole : zudenJungczech n! 
Quae mutatio rerum!) 

Nun, das czechische Volk kann nicht klagen, es habe n^ W- 
genng Bundesgenossen zur Auswahl; dieselben sind aber a ch 
darnach. Einerseits stellen ihm die für Fortschritt und Fre^' ?it 
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kämpfenden Deutschen zur Verfügung ; nur müsste das czechische 
Volk sein Streben nach Gleichberechtigung mit den Deutschen 
abschwören, die Superiorität derselben anerkennen, sich für alle 
ihre Vorrechte begeistern, . sein Heil in der allein seligmachenden 
deutschen „Staatssprache" sehen und wenn irgend möglich auch 
noch die „Wacht am Rhein" mit Begeisterung singen lernen. 
Dann ständen ihm aber auch Schulen jeder Art, nota bene auf 
Staatskosten, zur Verfügung — mit deutscher Unterrichtsprache 
auch in den obersten Klassen der Volksschule wie in Schlesien, 
und es könnte den Deutschen dienen in alle Ewigkeit. 

Andererseits kann * das czechische Volk in einen neuen 
„Eisernen Ring" eintreten mit den Clericalen, den Feudalen und 
den galizischen Polen ; nur müsste es seine freiheitliche Gesinnung 
abschwrören, in dem katholischen Kirchendiener die erste Instanz 
in allen geistigen Angelegenheiten sehen, für vierjährige Schul- 
pflicht und für die Aufhebung der Freizügigkeit schwärmen 
behufs Beschaffung billiger Dienstboten und Taglöhner, sich für 
die Wahlprivilegien des Grossgrundbesitzes begeistern und wahr- 
scheinlich auch die strategische Transversal-Bahn Krakau-Sucha- 
Drohobycz-Husiatyn aus deutsch-czechischem Gelde durch Ausbau 
der taktischen Strecke Husiatyn - Tarnopol - Brody - Sokal - Rawa- 
Lubaczow - Sieniawa - Rozwadow - Mielec - Uscie Solne - Krakau zu 
einer Grenz-Ringbahn ergänzen oder gelegentlich der Steuerreform 
„angesichts der besonderen Verhältnisse Galiziens" die Grund- 
steuer für. die Gutsgebiete in Galizien etwa auf die Hälfte der 
normalen herabsetzen. Dann jedoch könnte das czechische Volk 
vielleicht einmal — nota bene wenn es besser gienge als in dem 
ersten „Eisernen Ringe" — auf den Geldzeichen deren nominellen 
Werth in czechischer Sprache lesen, Steuern jedoch ad libitum 
Dritter und für diese zahlen ebenfalls in alle Ewigkeit. 

Da das czechische Volk weder von seinem Streben nach 
Gleichberechtigung lassen kann, noch auch, insbesondere angesichts 
der überall vordrängenden Reaction, von seiner freiheitlichen 
Gesinnung lassen soll — beides eigentlich so überaus selbst- 
verständliche Principien von erhabener Schönheit — kann es 
die erste Bundesgenossenschaft nicht eingehen und muss die zweite 
meiden. Dagegen — und das ist meiner langen Rede kurzer 
Sinn — soll es einmal und zwar ohne unnützen Zeitverhist — 
nicht ungünstiger als sonst scheint hierfür die Lage gegenwärtig *) 
zu sein — den Versuch machen, auf dem hier in Vorschlag ge- 
•l chten Wege, d. h. mit Hilfe der Krone, welche der Einführung 
i i^schrittlicher Einrichtungen nie abgeneigt war, zu seinen Zielen 
z gelangen. 

Da es sich hiebei um eine Angelegenheit zwischen der 
i one und dem czechischen Volke handehi würde, so ist es für 
d In-Angriff-Nahme dieses Programmes gieichgiltig, was für 
e Ministerium gegebenen Falles im Amte sein wird; denn das 

*) Geschrieben im Juli 1895. — Belassen beim Correcturlesen am 
1 ■'-^.ober 1895. 
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Ministerimn wird, sobald feststehen würde, dass die Krone sicla 
nicht ablehnend verhalten werde, entweder sieh darnach richteii 
oder aber aber darnach eingerichtet werden. — (S. a. N.-A. 10.' 
Und wenn von Seite der Krone auf diesen Versuch nichi 
würde eingegangen werden, weil dieselbe aus irgend welchen nichi 
zu Tage liegenden Gründen vielleicht noch der Ansicht ist, dasj 
trotz Allem, was bis nun schon geschehen, noch irgend welcli( 
Versuche — man kann sich allerdings kaum vorstellen, was fii 
welche — mit den Deutschen gemacht werden müssten, danj 
soll das czechische Volk „warten" ; denn — um von den Worte] 
des jungczechischen Abgeordneten Dr. Josef Kaizl über di 
jungczechische Partei im Abgeordnetenhause am 2. Juli 189 
mutatis mutandis Gebrauch zu machen — wenn ein Volk in 
VoUbewusstsein der gerechten, der unumgänglich noth wen- 
digen und einzig heilsamen Grundsätze, weichte es vertritt, ei] 
geflügeltes Wort des Urhebers der österreichischen Wirren ail 
wenden darf, wenn ein Volk in unserer Monarchie hoffnungsvol 
u]id aussichtsvoll sagen darf, was Schmerling damals gesagt hat, 
so ist es unser Volk, das sagen kann: „Wir können warten."-^ 
und zwar dann sogar mit dem Bewusstsein, dass wir — gerechli 
auch gegen unsere ungerechten Gegner — Alles gethan habeii,' 
um die Erfüllung unserer bereahtigten Forderungen allen Be- 
theiligten nach Möglichkeit zu erleichtern. 



Aus allen diesen Gründen richte ich an die Krone die tiefi 
ergebene Bitte, dem hier entwickelten Programme mit der bishe; 
gewonnenen so reichen Erfahrung und der grossen persöiilichej 
Autorität näher zu treten, damit endlich der Anfang gemacht 
werde mit der Einführung der nationalen Gleichberechtigung der 
noch nicht gleichberechtigten Volksstämme der Monarchie und 
mit der — menschlicher Voraussicht nach — auf diesem Wege 
ohne grosse Schwierigkeiten möglichen Beendigung der lang- 
wierigeji, für diese Volksstämme so qualvollen nationalen Kämpfe, 
welche fast alle sonstige Thätigkeit lähmen in einer Zeit, die 
infolge der überall unaufhaltsam herandrängenden socialen Be-; 
weguiig, mit der bis nun die Menschheit sich keinen Rath weiss, 
in einem noch nie dagewesenen Grade ernst wird. 

Diese Bitte stelle ich im Namen aller Volksstämme der 
Monarchie, insbesondere im Namen der noch nicht gleichberech- 
tigten derselben und vor Allem im Namen meines schwergeprüften 
Volkes, das, wie kaum je ein anderes, von seiner glänzend u£- 
strebenden Laufbahn herabgerissen wurde, als es nach der 
Schlacht am Weissen Berge ohne jeden Grund — denn < ni- 
mächtig lag es zu Boden gestreckt — in barbarischer W '^ise 
seiner hohen Cultur beraubt ward durch die Gegen-Reforma^ on, ; 
die als schwere Schuld der Dynastie Ferdinand des Zweiten :»' )ch 
iuimer unbeglichen haftet in dem Buche der Geschichte. 
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(Auf dieselben wird im Texte verwiesen wie folgt: (S. a. N.-A 5.) = 
„Siehe auch Nachtrags- Anmerkung 5.") 

Anmerkung 1. (zu Seite 67): Diese „Wieder-Eroberung" Wiens 
gestaltete sich, wie bekannt, vorläufig — dem Suess'esclien Plan und 
vielleicht auch dem Kielmannsegg'schen Beamten - Erlasse nicht ganz 
entsprechend — dahin, dass bei den am 17., 23. und 26. September 1895 
vorgenommenen Wahlen in den Wiener Gemeinderath , in welchen jeder 
der drei Wahlkörper je 46 Mandatare entsendet, die vereinigten Gegner 
der deutsch-liberalen Partei, welche schon vor den Wahlen über 34, 24 j 
resp. 6 Mandate des dritten, zweiten, resp. ersten Wahlkörpers verfügten, 
im dritten Wahlkörper alle 46, im zweiten Wahlkörper 32 und im ersten 
Wahlkörper (inclusive des am 30. September bei einer Stichwahl erkämpften 
Mandates) 14 Mandate, in toto sonach 92, d. h. die qualificirte (Zwei- 
drittel-) Majorität errangen. — 

Anlässlich dieser Wahlen führten die Organe jener Partei, welche 
Mch den eigenen Angaben die Bildung, die Talente, den Anstand, 
die Sitte u. a. m. in Pacht hat, eine Sprache, welche ziemlich gut 
illustrirt wird z. B. durch die Kraftstellen des Leitartikels im Morgen- 
blatte der „Neuen Freien Presse" vom 17. September 1895: ». . . was 
zur Entscheidung steht, ist Wiens Wohlfahrt und Wiens Ehre. — ... 
so wird . . . seine Geschichte für immer befleckt, sein Schicksal einer 
unerhörten Pöbelherrschaft ausgeliefert sein. — ... und Niemand darf 
zaghaft vor der Brutalität zurückweichen, welche in den Wählerversamm- 
lungen der Feinde des Liberalismus widerwärtige Orgien gefeiert hat. 
Kein ünflath, kein Schmutz und keine Kohheit ist in diesen Versammlungen 
gespart worden . . . und hinter den Verführern zog die aufgehetzte 
Menge mit geballten Fäusten einher, als gäbe es in unserer schönen 
Wienerstadt keinen Schutz und kein Gesetz, keinen Anstand und keine 
Sitte, keine Scham und keine Ehre mehr. — ... Der blutrünstige Juden- 
ha-^, entfacht von gemeiner Habsucht und nichtswürdiger Heuchelei, 
ge edigt von dreisten Demagogen weltlichen und priesterlichen Standes . . . 
be oht er das gesammte liberale Bürgerthum, das Heil und die Ehre 
de Metropole Oesterreichs. — ... so hat der Antisemitismus die Todes- 
fa äl für den Stadtfrieden und das Ansehen Wiens bereit ... — ... 
so ommt die Dictatur Lueger's über Wien und das Trabantenthum der 
Sc icider, Gregorig, Jedliczka, Gessmann repräsentirt die Reichshaupt- 
stj "■ in deren Gemeindestube einst die Zierden des Wiener Bürgerthum s 
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das Wohl der Gemeinde beriethen. Dann sitzt auf dem Stuhle, den 
Zelinka, Felder und Prix einnahmen, der verwegenste Demag'oge und 
Volksverhetzer, den je eine Stadt hervorgebracht hat . . . Leuten, welelie 
den Hass aussäen und deren einzige Kaison in der Faust besteht. — . . , 
Aber auch die Autonomie der Gemeinde ist bedroht, . . ., denn in der 
Hand eines Lueger und seiner Trabanten ist die Autonomie verloren, weil 
sie sich in Willkühr und Gewaltthätigkeit verwandelt. — ... Leuten . . ., 
welche die widersinnigsten Versprechungen gemacht haben, um Gimpel 
mit der Leimruthe zu fangen ; welche nicht müde geworden sind , die Be 
völkerung zu verhetzen, Verleumdung und Ehrabschneidung durch die Gassen 
zu tragen, bis Wien zur Carricatur einer modernen Grosstadt entstellt war? 
Jeder dieser Leute . . . wäre zu anderer Zeit nicht viel anders wie der 
homerische Thersites aus der Eathsversammlung hinausgetrieben worden 
. , . — . . . das liberale Bürgerthum . . . , wenn es nicht bis zum letzten 
Mann sich zusammenschaarte, um das ungeheuere Unheil" abzuwenden. — 
.... Denke Keiner, wie Friedrich der Grosse nach der Schlacht bei 
Zorndorf, als er ausrief : „Mit denen muss ich mich herumschlagen!" E> 
ist eine traurige Schickung der Zeit und wenig ermunternd, dass da^ 
freisinnige Bürgerthum solchen Gegnern die Stirne bieten muss, welelit 
nach den Erfahrungen der Wahlbewegung die Sicherheit des Leibes ge- 
fährden, an denen Verleumdung und Beschimpfung unwirksam abprallen. 
— (Welch' ein köstlicher, tref fender lapsus irae!) — »Aber der Karapt 
muss durchgefochten werden, denn das Grösste steht auf dem Spiele, di» 
Ehre und Wohlfalu't unserer Stadt und jedes Einzelnen, der sie w^ahrliatt 
liebt. So w^eit wird es in dem Rechtstaate Oesterreich nicht gekommen 
sein , dass der Wähler , der seine Pflicht erfüllt , schutzlos der Gewalt- 
thätigkeit preisgegeben wäre. ... — Es ist das tapfere Bekenntniss zur 
Ehre und W^ohlfahrt W^iens, zu Bildung und Gesittung, welches diesnuil 
der Stimmzettel enthält. W^ien ruft nach seinen Rettern.« — Und f^" 
wie die „Neue Freie Presse" schrieben auch die übrigen deutsch-liberalen 
Organe, Massen von Insolenz thürmend auf Berge von Grössenw^ahn wit 
Pelion auf den Ossa einst die Giganten. 

Und dem Angeführten glücklich sich anschliessend, stellt der im 
Morgenblatte vom 24. September 1895 nach der Wahl im zweiten Wahl- 
körper erschienene Leitartikel — in welchem die „Neue Freie Presse' 
sich plötzlich des Umstandes erinnert, dass Oesterreich „aus so vielen 
Nationalitäten und Confessionen zusammengesetzt ist" — sich wiederum 
dar als ein einziger, schon durch seine schamlose Nacktheit einen un- 
beschreiblichen Ekel erregender Ruf nach der Polizei, ein Zeichen der 
heillosen Angst, es könnte der Stiel der Peitsche, mit welcher die deutsch- 
liberale Partei einen grossen Theil der übrigen Staatsbürger lange ^"hrt' 
hindurch unbarmherzig tractirt hat, in andere Hände übergehen. 

(Dagegen verläugnet die „Neue Freie Presse" in dem nach der ' ahl 
im ersteh Wahlkörper geschriebenen Leitartikel des Morgenblattes oin 
27. September 1895 bei der Ausmalung der möglichen Folgen ' sst^^' 
Wahlen ihre ganze Vergangenheit, indem sie mit den Worten » , . . i^^ 
verlieren die Deutschen in den gemischtsprachigen Ländern den eii ^^n 
wirksamen Schutz im Reichsrathe, dann fällt das letzte Binder"^* der 
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föderalistischen Umgestaltung, dann ist Alles möglich, seihst das Staatsrecht« 
sogar das bisher „nehulose", „inhaltsleere", „undenkbare" böhmische Staatsrecht 
für — man traut seinen Augen nicht — für möglich erklärt. (Im Mgbl. V. 
26. X.y S. 2, „schwebt" es wieder „vermuthlich im Umebel des Weltalls dahin".) 

Und noch ein anderes, nicht minder interessantes Geständniss unserer 
stets für Freiheit und Fortschritt kämpfenden Deutschen war anlässlich 
dieser Gelegenheit schwarz auf weiss zu lesen und zWar in der Berliner 
„National -Zeitung", Morgenausgabe vom 29. September 1895, Erstes 
Beiblatt, Seite 1, Spalte 2: »Wien, 26. September. Die Wahlen in 
Wien sind vorüber. Sie haben mit dem vollen Siege der Antiliberalen 
geendet, die nun mit einer Zweidrittel-Majorität ihren Einzug in das 
; Eathhaus halten werden. Die Bedeutung dieses Ereignisses geht weit 
über die Grenzen des Weichbildes der Residenz hinaus und las st sich 
heute noch schwer übersehen. . . . Dadurch wächst die Macht der Slaven 
im Reichsrath und die Zeit rückt heran, wo sich die Regierung veranlasst 
sehen kann, ihren Frieden mit den Tschechen in Böhmen zu machen — 
auf Kosten der Deutschen. Man weiss, dass in Mähren« (1890: 29,4 ^/o 
Deutsche und 70,6 ^/o Czechen) »die deutsche Landtags-Majorität schon 
seit Jahren nur noch künstlich aufrecht erhalten wird. . . .« — Und 
dennoch erzählte laut des Berichtes der „Neuen Freien Presse", Morgen- 
blatt vom 8. Oktober 1895, noch bei de? am 7. Oktober 1895 abgehaltenen 
Versammlung der (106 Reichsrathsabgeordnete besitzenden) Vereinigten 
Deutschen Linken, welche sich — und zwar in der Stärke von ganzen 
56 Mann — versammelt hat, um, laut der „Neuen Freien Presse", Abend- 
blatt vom 7. Oktober 1895, „zu dem neuen Cabinet und der geänderten 
Lage Stellung zu nehmen", der Obmann derselben, Dr. Gandolf Graf 
Kuenhurg, Coalitions-Minister a. D. und Senatspräsident des Obersten 
Gerichts- und Cassationshofes, in seiner Rede, die Vereinigte Deutsche 
Linke habe »die Pflicht, . . . auch jede Untergrabung der staatsgrund- 
gesetzlich gewährten Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetze ent- 
schieden und rücksichtslos zurückzuweisen«, obwohl derselbe als Senats- 
präsident des Obersten Gerichts- und Cassationshofes doch wissen muss, 
was die Gleichheit vor dem Gesetze bedeutet.) 

So muss man, wenn man objectiv sein will, angesichts der Resultate 
des Wiener Wahlkampfes und angesichts der Beschaffenheit der Be- 
strebungen der gegnerischen Parteien zuerst sagen „causa victrix diis 
placuit" — denn diese siegende Sache kann nur den Göttern gefallen 
— und dann den Nachsatz „victa Catoni" verneinen. — 

Anmerkung 2. (zu Seite 111): Dass unsere stets für Freiheit 
und Fortschritt kämpfenden Deutschen sich auch sonst nicht scheuen, 
ihren Arbeitern — auch wenn es keine Czechen sind — Gewalt anzuthun, 
d r führe ich als classischen Zeugen eines ihrer Hauptorgane, die 
Z Schrift „Neues Wiener Tagblatt", an, in welchem (Nummer vom 
1 September 1895, Seite 3) anlässlich der Wiener Gemeinderaths- Wahlen 
V September 1895 zu lesen war: »Ein polizeilicher Zwischen- 
f l. Bei früheren Wahlbewegungen war es vdederholt und in zahl- 
I*' aen Fällen vorgekommen, dass die Agitatoren der fortschrittlichen 
I % wenn sie zu Wählern kamen, die Erfahrung machten, zu spät 

19 



Digitized by VjOOQIC 



^m 



290 (Anmerkung 2.) j 

daran zu sein — es waren den Betreffenden bereits von antisemitischer I 
Seite die Wahlpapiere zur Sicherang der Abstimmung abgenommen worden, j 
ITa dies niemals beanstandet worden war, wollte diesmal im harten Kampfe ^ 
gegen die hinterlistigen und gewaltthätige^ Gegner auch die Fortschritts- 
partei von diesem Agitationsmittel Gebrauch machen, und es war im 
Centralwahlcomit6 verabredet worden, dass die Engrossisten und Con- ] 
fectionSre an die für sie arbeitenden Gewerbsleute herantreten . and sie j 
ersuchen sollten, im Hinblick auf das« (noch) »bestehende freundschaffc- i 
liehe und geschäftliche Verhältniss, dann aber auch im eigenen Interessec i 
(immer qufilt unsere Deutschen die Sorge um das Wohl der übrigenl 
Mitbürger) »und im Interesse der Stadt Wien ihre Stimmen zu Gunstea | 
des Fortschritts abzugeben. Es wurde ausdrücklich beschlossen, nur im 
Wege gütlicher üeberredurig vorzugehen und bei jedesmaligem Einschreite 
einen Zeugen mitzunehmen oder sich eine schriftliche Erklärung geben zu 
lassen, dass die Vereinbarung eine gütliche und völlig freiwillige 
sei. Um eine Garantie zu haben, wurden die betreffenden Lieferantefi 
gebeten, ihre Wahllegitimationen zu deponiren und sie am Wahltage zw 
Ausübung des Stimmrechtes abzuholen. Dies wurde in mehreren Fällen 
durchgeführt, in anderen weigerten sich die Betreffenden, dies zu thun, 
weil sie Antisemiten seien, was ohne Gegenäusserung zur Kenntniss ge- 
nommen wurde. 

Das konnte bei der grossen« (1) »Anzahl von Firmen und Liefe- 
ranten nicht geheim bleiben und einzelne antisemitische Parteigänger < 
glaubten daraus eine Waffe gegen die Liberalen schmieden und die An- ' 
zeige erstatten zu sollen. Der Führer der Antisemiten, Dr. Lueger, 
hat gestern in einer Brandrede behauptet, dass nun auf einmal — . da es 
von Fortschrittlichen« (!) »geübt wird — dieses Vorgehen eine Erpressung 
sei und gefordert, dass die Staatsanwaltschaft einschreite und dass Hans- 
durchsuchungen eingeleitet werden. Und wie er es verlangte, so geschah 
es. Armenrath Lichtblau im 2. Bezirke erstattete gegen die Firma 
M. u. J. Man dl die Anzeige, dass Bedienstete derselben bei zahlreichen 
Sohneidem vorsprachen und ihnen die Wahlpapiere abnahmen. Auf diese 
Anzeige schritt sofort die Polizei ein, und wurde unter Androhung 
der Hausdurchsuchung die Herausgabe der Stimmzettel ver 
langt, welche denn auch sofort erfolgte. 

Die genannte Firma erstattete von diesem Vorfall die Anzeige an 
das Oentralwahlcomite und dessen Mitglied Dr. Mittler begab sich in 
Begleitung eines Beamten der Firma zur Polizeidirection, um die Mass- 
regel rückgängig zu machen. Aber alle Vorstellungen, dass es sich hier 
lediglich um ein gütliches und freiwilliges üebereinkommen« 
(ja beinahe um einen seitens der Sitzgesellen der Firma gegen dieselbe 
ausgeübten Zwang, ihnen die Wahlpapiere bis zum Zeitpunkte der V W 
in der einbruchsicheren Cassa aufzubewahren) »handle, blieben erfolg ob. 
Obercommissär Adami hielt die Massregel aufrecht. Als Dr. Mit er 
in Anbetracht der Wichtigkeit« (und der Sincerität) »der Sache um ß« 
Audienz beim Polizeipräsidenten ersuchte, wurde er nicht empfangen li* 
dem Bedeuten, dass an der Anordnung nichts geändert werden könne «^ 
dass der Act der Staatsanwaltschaft abgetreten werde. 
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Durch dieses ganz unerwartete Vorgehen haben sich die Chancen 
der fortschrittlichen Partei in einigen Bezirken etwas verschlechtert, da 
es nicht einmal möglich sein wird, dass die Stimmzettel den Wahlberech- 
tigten sämmtüch zurückgestellt werden,« — ^ Das ist, d^ike ich, ein klares 
Geständniss. Und Das will uns Czeehen Hegemon sein! Wie rief doch 
Friedrich der Grosse nach der Schlacht bei Zomdorf ? ! — 

Anmerkung 3. (zu Seite 121): Der Vollständigkeit halber mhre 
ich noch an , dass wir Czeehen aus Privatmitteln noch errichtet haben : 
eine ünterrealschule in Göding 1894, eine Unterrealschule in Leipnik 1895, 
ein Untergymnasium in Mistek 1894, eine höhere Töchterschule in Olmütz 
(durch die Munificenz des Grafen Emanuel Pötting - Persing , Prälatendes 
Stiftes Olmütz) 1895 und eine höhere Handelsschule in Brunn (durch die 
Munificenz des J. Neff, Grosshändlers in Prag) 1895. <Die intendirte 
Errichtung einer czechischen Handels -Akademie in Prossnitz würde nicht 
einmal bewilligt). 

Eine czechische Akademie der Wissenschaften haben wir erst dann 
zu Gesichte bekommen, nachdem Josef Hlävka, Ober-Baurath in Prag, 
den Betrag von 200.000 Gulden zu diesem Zwecke gewidmet hat. Aller- 
dings kam noch der günstige Umstand dazu, dass damals Dr. Stanislaus 
Poray Ritter von Madeyski noch nicht Unterrichtsminister war; denn 
derselbe hätte die erforderliche Reichs - Subvention zweifellos verweigert 
mit der Begründung, dass „es sich uin ein Unternehmen handelt, welches 
nur Einem Volksstamme in Böhmen zu gute kommen soll, also um ein 
Unternehmen , welches nicht einen allgemeinen , sondern einen einseitigen 
Zweck verfolgt". (Bekannt ist, dass unsere böhmischen Deutschen sofort, 
trotzdem sie „nach Wien gravitiren" und ihnen in Wien die rdeh dotirte 
deutsche Akademie der Wissenschaften zur Verfügung steht , auch eine 
solche in Böhmen , — wenn ich nicht irre, in dem nach Hofrath und 
PhilosopMae Doctor Hermann Hallwich keltischen Badeorte Tö plitz, 
vulgo T e p 1 i t z , czechisch T e p 1 i c e von t e p 1 y = warm — haben wollten, 
selbstredend nur im Interesse des Staates und wegen Gleichberechtigung 
von Staatswegen auf Staatsko|Sten ohne Hlävka. — Dass unsere Deutschen 
diese Akademie überhaupt und trotzdem Dr. Stanislaus Poray Ritter von 
Madeyski , während dessen Ministerschaft ich für die czechische Akademie 
fast gezittert habe, bereits Minister gewesen ist,, nimmt mich W^under). 
Ebenso haben auch die schlesischen Polen (178 Tausend), iim über- 
haupt einmal zu sehen, wie sich ein polnisches Gymnasium in Schlesien 
ausnehmen möchte, ein solches aus Privatmitteln 1895 in Teschen — 
e ndlich einmal! — errichtet. 

Aus diesem Gymnasium wollen nun unsere Deutschen , denen auch 

( Erzählung von den Sibyllinischen Büchern unbekannt zu sein scheint 

zu deren Belehrung Ein Cilli nicht ausreicht, ein zweites Cilli 

hen; denn in den „Münchner Neuesten Nachrichten", Morgenblatt vom 

' September 1895, Seite 2, Spalte 2, ist zu lesen: ^Wien, 4. Sept. 

Ui Nr. 2.) Welche Pandorabüchse neuer Streitigkeiten mit der Er- 

tung des polnischen Privat-Gymnasiums in Teschen ge- 

et wurde, das zeigt sich in der Wuth, mit welcher die polnischen 

^er über den Beschluss des Gemeinde -Ausschusses« (von Teschen)^ 

19* 



Digitized by VjOOQIC 



1 



f-^^ 



;^2 (Anmerkung 3 u. 4.) 

>20 Stipendien« (zu je 100 fl) »für ostschlesische Schüler der ersten 
Klasse des Teschener Staatsgymnasiums zu stiften, herfallen. Der Be- 
schluss entspricht allerdings dem Bemühen , das deutsche Staatsgymnasium 
durch die polnische Privatschule nicht entvölkern zu lassen. Denn das 
Letztere ist ja einer der Zwecke« (recte: eine der natürlichen Folgen) 
»dieses polnischen Trutz — « (recte: Noth — ) »Unternehmens. Bk 
Errichtung der polnischen Schule müssen sich die Deutschen gefallen 
lassen; wehren dürfen sie sich jedoch nicht, wenn sie nicht dem Zorne 
der polnischen Geistlichen verfallen wollen, denen << (und nicht etwa dem 
Bedürfnisse) »die Trutzschule ihr Dasein verdankt. Das Verhältniss der 
Nationalitäten war bisher in Schlesien« (für die Deutschen) »ein leidliches; 
nun ist der Krieg« (auch von Seite der Polen) »erklärt und in hundert 
Jahren werden die entfesselten nationalen Streitigkeiten nicht wieder« (?) 
»zur Ruhe gekommen sein« ( — ich für meinen Theil denke, dass hiefür 
eine wesentlich kürzere Frist ausreichen wird). »Das aber musste 
eine österreichische Regierung voraussehen — bei Teschen wie bei Cilli 
und bei anderen Fällen. . . . Auch der Polenklub , welcher diese polnische 
Schule in Teschen nicht verhindert hat« (ja auch das noch!), »was ihm 
zweiffellos möglich gewesen wäre , zeigt auf diese . Weise , dass er in 
nationalen Dingen keineswegs zu den „gemässigten Parteien" gehört« 
(wie z. B. die Deutschen). »Dieser Eroberungszug der Polen in Schlesien 
wird ihnen mit der Zeit böse Früchte bringen, denn er macht ein Aus- 
kommen zwischen dem Polenklub und den deutschen Parteien in Oesterreioh 
für die Zukunft fast unmöglich.« (Wie staatsmännisch ist dieses „fast"!) 
»Das Teschener Gymnasium ist eine Vergiftung des« (infolge 
der Bestrebungen der Deutschen nie vorhanden gewesenen) ; ö s t e r r e i c h i - 
sehen Völkerfriedens. . . .« — 

Anmerkung 4. (zu Seite 131): Zu der geäusserten Vermuthung, 
dass der Prager ethnographischen Ausstellung in dem von Dr. Michael 
Haberlandt verfassten Feuilleton „Oesterreichische Volkskunde" 
(„Neue Freie Presse" vom 21. December 1894) aus dem Grunde keinerlei 
Erwähnung geschieht , entweder, weil der Autor von derselben thatsächlich 
nichts gewusst hat, oder weil er von derselben nichts hat wissen dürfen. 
habe ich noch nachzutragen, dass derselbe Autor über die Ausstellung 
in der „Wiener Zeitung" vom 10. und 11. September 1895 geschrieben hat. 

Ich kann es mir nicht versagen , hier noch einen unsere Deutschen 
portraitirenden Absatz des im „Pester Lloyd", sonach in einem der Partei- 
nahme für ims Czechen unverdächtigen Blatte, und zwar in der ersten 
Beilage zu der Nummer vom 1. September 1895 erschienenen Feuilletons 
„Vom böhmischen Moldauufer" anzuführen: ». . . Aber erst in 
Marienbad, wo ich unsem vortrefflichen Kulturforscher Professor Sei cz 
begegnete, der der Prager Ausstellung mehrere Tage seiner Ferien :e- 
widmet und sich über dieselbe mit Worten grösster Anerkennung äuss. :e, 
entschloss ich mich den Heimweg über das goldene Prag zu nehmen id 
sechs Stunden später war ich bereits Gast eines Prager Hotels. 

Es war schon halb sieben Uhr Abends, als dieses denkwüi ?e 
Ereigniss in dem betreffenden Fremdenbuch verzeichnet wurde. Ich e- 
dachte aber keine Zeit zu verlieren und mich sofort an die Besicht" ig 



Digitized by VjOOQIC 



r 



*;»c5?^*>y^ 



(Anmerkung, 4 u. 5.) 293 

der Ausstellung zu machen. „Was mag es heute Abends dort wohl 
Besonderes geben?" sagte ich mir und nahm das tonangebende deutsche 
Blatt Prags zur Hand. Ich blättere hin und her, rechts 'und links, oben 
und unten, vom und rückwärts, kein Sterbenswörtchen von einer Aus- 
stellung im Allgemeinen und einer ethnographischen insbesondere. Sollten 
mich die Plakate von der Alten Liebe zu Cuxhaven angefangen samrat 
Prof. Julius Schwarcz genarrt haben? „Herr Oberkellner", wandte ich 
mich mit norddeutscher Höflichkeit an den leitenden Ganymed des Lokals. 
„Gibt es hier jetzt nicht eine Ausstellung?" — Eine Ausstellung? Ja 
wohl, es soll draussen irgendwo eine geben, aber wir Deutsche nehmen 
keine Notiz von ihr! Auf einmal wards mir klar, dass ich midi mitten 
im Schauplatz eines der erbittertsten nationalen Kriege befände, die es 
je in der zi\ilisirten Welt gegeben. Die Ausstellung ist nämlich von 
Böhmen, lies Czechen, veranstaltet, und die Deutschen wollen sie todt- 
schweigen. Die Ausstellung ist eine böhmisch - slavische ethnographische 
Ausstellung und soll das gesammte nationale Leben des czechischen 
Volksstammes in seiner Eigenart zum Ausdrucke bringen. Da wollen 
denn die Deutschen nicht mitthun. Und da sie nicht mitthun wollen, 
existirt die Ausstellung nicht. Allein das ist eine kindische Fiction; 
denn sie hatte an demselben Tage, wie ich später aus dem deutschen 
Altezechenorgan erfuhr — dessen üngarhass mit Bedauern erfüllen müsste, 
wenn er nicht mitunter ans Komische grenzte — die ersten fünfviertel 
Millionen zahlender Besucher überschritten und sie war bereits von 
zahlreichen ernsten Gelehrten aus dem Deutschen Eeiche und aus Oester- 
reich- Ungarn besucht worden. Derartiges lässt sich nun einmal nicht 
todtschweigen. Und auf den Unbefangenen . und Unbetheiligten macht das 
Ganze den Eindruck einer Gerichtsszene, wo die eine Partei den Saal 
verlässt, um nicht dem Plaidoyer des Gegners anwohnen zu müssen. 
Dort draussen plaidiren die Czechen für ihr angebliches materielles und 
geistiges Uebergewicht in Geschichte und Gegenwart. Die Deutschen aber 
sagen: Wir nehmen keine Notiz davon. Da soll der Henker Richter 
sein! . . .« — (Die Gesammtzahl der zahlenden Besucher betrag 2065285.) 
Anmerkung 5. (zu Seite 198): Hiezu noch aus allerjüngster 
Zeit nach der „Neuen Freien Presse", Abendblatt vom 30. September 1895, 
Seite 2: »(Gegen die czechische Propaganda in Favoriten.) 
Wir erhalten folgende Zuschrift: Die Bezirksvertretung von Favoriten 
ist unter dem früheren Herrn Pfarrer« (in totaler Verkennung ihres ge- 
setzlichen Wirkungskreises) »wiederholt zur Wahrung des deutschen 
Charakters des X. Bezirkes gegen. die Abhaltung des czechischen Gottes- 
dienstes in der Pfarrkirche aufgetreten. Durch die Ernennung eines 
P^'^rrers, dessen echt deutsche« (und in dem hier gemeinten Sinne dieses 
A tes dem Evangelium widerstreitende) »Gesinnung über jedem Zweifel 
e ben schien, glaubte die deutsche Bevölkerung die Gefahr der Czechi- 
s ag des Bezirkes von kirchlicher Seite abgewendet. Sie sah sich aber 
i 'hrer« (christlichen) »Hoffnung getäuscht, als nun abermals in dei" 
d sehen Pfarrkirche czechischer Gottesdienst eingeführt wurde. Die 
I irksvertretung von Favoriten hat schon am 24. Juli 1. J. entschieden 
d Qcen Stellung genommen und beschlossen, an den Herrn Pfarrer 
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Karabaczek ein Schreiben zu richten, worin folgendes gessigt wird: 
,4>ie Bezirksvertretung kann nicht glauben, dass Euer Hochwtoden als 
Deutscher« — (an das Nibelungen^Lied erinnert Ihr Name zwar gerade 
nicht) — »zu dieser neuerlichen Kränkung des deutschen National- 
gefiihls die Initiative ergriffen oder nur freiwillig die Hand geboten haben, 
und sie muss sich daher um so entschiedener dagegen verwahren, wenn 
seitens der kirchlichen Oberbehörden auf diese Weise der Same der 
Zwietracht in die hiesige friedsame Bevölkerung gesät werden sollta" 
Die Bezirksvertretung hält eine derartige Benutzung der auf deutsch« 
Boden erbauten Pfarrkirche, für welche die« (laut eines Ausspruches dei 
früheren Bürgermeisters Dr. Johann Nepomuk Prix sogar „kerndeutsche") 
»Gemeinde Wien nicht nur unengeltlich den Grund, sondern auch die Hand 
und Zugrobott beigestellt hat, und deren Ausschmückung durch die deutscbe 
Bewohnerschaft mit einem Kostenaufwande von 6 000 fl. ermöglicht wurde, 
für unstatthaft, da für die religiösen Bedürfnisse der slavischen Einwohner, 
die der deutschen Sprache nicht mächtig sind — und es ist dies thafc*. 
sächlich nur eine geringe Zahl — hinlänglich gesorgt sei, indem nicht;' 
nur in mehreren Kirchen Wiens, sondern auch in der czechischen Schule 
czechischer Gottesdienst abgehalten wird« (und zwar in dem im Souterrain 
des Schulgebäudes gelegenen Tuimsaale, unterirdisch wie der christliche 
Gottesdienst zur Zeit Diocletians), — Nun, obwohl es einerseits schon 
aus statistischen Gründen zu bedauern ist, dass die Bezirksvertretung von 
Favoriten die „mehreren** Kirchen Wiens nicht namentlich angeführt hat, 
so ist es andererseits — zum mindesten mir — zweifellos, dass dies 
nur aus stilistichen Gründen unterlassen wurde, damit die Zuschrift nickt! 
durch Anführung einer Reihe von Namen eintönig und langathmig werde.*) -«■ 

Anmerkung 6. (zu Seite 221): Durch Güte wurde mir eine im 
Sommer 1895 aus Helsinfors in Finnland nach Oesterreich gelangte Post- 
karte zur Verfügung gestellt. 

Auf der Adress-Seite derselben ist gedruckt: oben (französisch): 
UNION POSTALE UNIVERSELLE. CARTE POSTALE. FINLANDE. - 
Darunter in grossen Lettern (schwedisch): POSTKORT. FINLAND. und (finnisch): 
POSTIKORTTI. SÜOMI. - Daninter in kleineren (kyrillischen) Lettern (russisch): 
OTKRITOJE PISMO. FINLANBIJA. - Unten am Rande: (schwedisch): Sida 
för adressen. — dann (finnisch): Osoitteen puoli. - dann (russisch) : Storona 
dla adresa. — und (französisch): C6t6 reserve a Tadresse. 

Die aufgedruckte Briefmarke enthält die Namen: (schwedisch): 
Finland, dahn (finnisch): Suorai und (russisch): Finlandija. — dann die 
Ziifer 10 und die abgekürzte Benennung der Geldsorte (in lateinischen und 
kyrillischen Lettern) : Pen. 

Die Poststampiglie weist auf die Namen : (in kyrillischen L^ -er» 
russisch) : Helsingfors, dann (schwedisch) : Helsingfors und (finnisch) : Hei iW- 

Laut Kolb's Handbuch der vergleichenden Statistik (Leipzig 11 9), 
Seite 253, wurde die Bevölkerung Finnlands Mitte der 1860 er .' lire 
geschätzt auf 1.550,000 Finnen, 250,000 Schweden, 6-8,000 Ri en, 
1,200 Deutsche, 1,000 Zigeuner, 600 Lappen. — 



*) Wie die meisten Ausführungen dieser meiner Schrift. 
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S in Finnland, einem Theile des antokratisch beherrschten Russland, 
and anders in den Ländern der böhmischen Krone, einem Theile des 
cottstitutionell regierten Oesterreich. — 

Anmerkung 7. (zu Seite 251): Ich kann nicht umhin, hier 
; der beiden von einem der Führer der ReaJisten-Partei, dem üniversitäts- 
I Professor Dr. Thomas Masaryk, 1895 herausgegebenen Schriften „Öeskä 
otäzka" (Die czechische Frage) und „Nase nyn^jsi krise" (Unsere gegen- 
wärtige Krisis) Erwähnung zu thun. 

Obwohl der Autor auf dem den Thatsachen gegenüber unhaltbaren 
['teleologischen Standpunkte steht und alles Heil nicht nur für das 
ezechische Volk sondern für die ganze Menschheit von der Eeligion, ins- 
besondere von den Lehren des czechischen Philosophen Peter von ChelCic 
(kurz genannt Chelöick^, gestorben 1460), erwartet — ebenso vergeblich 
wie die Milliarden seiner Gesinnungsgenossen seit drei Tausend Jahren — 
mä. obwohl der Autor nie um ein Wort verlegen ist und Worte nicht 
: immer Antworten sind, so ist mir doch klar, dass es — ich betone das 
nächste Wort — Pflicht eines jeden gebildeten Czechen ist, die genannten 
beiden Schriften aufinerksam gelesen zu haben. — Ich für meine Person 
danke hiermit dem Autor dafür, was ich aus denselben gelernt habe; es 
ist nicht wenig. — 
! Anmerkung 8. (zu Seite 253): Bezüglich der — in der zweiten 

; der im^ Vorhergehenden (Anmerkung 7) erwähnten Schriften eingehend 
geschilderten — von grossem Fleisse, tüchtigen Verstandeskräften und 
bestem Willen zeugenden Bestrebungen unserer jüngsten Generation, 
die in der Welt vorhandenen (Jebel aus derselben zu schaffen , will ich 
folgendes bemerken. 

Obwohl ich trotz oder vielleicht eigentlich auch infolge meines 
bereits ausgiebig vorgeschrittenen Alters nicht der Ansicht bin, dass die 
Jugend weise Gedanken nicht haben könne, und obwohl ich sowohl 
Widersprnch gegen Nachgebetetes als auch kühne Gedanken, wenn diese 
nicht selbst lediglich Nachgebetetes sind, geradezu liebe, so kann ich 
einerseits nur sagen „ut des int vires" — denn zu diesen rechne ich 
hier ausser Verstand und Fleiss erstens Lebenserfahrung, die allerdings in 
hinreichendem Masse auch der Jugend manchmal zu Theil geworden sein 
kann und dem Alter nicht immer zu Theil geworden sein muss , und 
zweitens „Nachgedacht haben^^, was auch bei Vorhandensein hinreichender 
Lebenserfahrung als der conditio sine qua non erfahrungsgemäss auch 
bei alten Menschen selten und bei jungen, weil es Zeit erfordert, äusserst 
selten vorhanden ist — und muss andererseits aus vollem Herzen hinzu- 
fügen „tamen valde laudanda est voluntas." — 

inmerkang 9. (zu Seite 259): Als ein solcher dem czechischen 
Vo. jüngst verabreichter — nicht nur zweckloser, sondern geradezu 
zwi Lwidriger - • Peitschenhieb stellt sich z. B. jene Massregel dar, über 
we _e in der „Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 28. September 
18 3, Seite 3, berichtet wurde wie folgt: »Prag, 27. September. (Orig.- 
Tel r.) Inhibirter Stadtrathsbeschluss. Die Statthalterei hat 
^U( den jüngst vom Stadtrathe gefassten Beschluss,« (anlässlich der Ent- 
Mil -^ einer Gedenktafel für Jan Neruda, einen der besten Söhne des 
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czecliischen Volkes) »die Spornergasse auf der Kleinseite in Nerudagasse 
umzutaufen, inhibirt, weil ihre« (vom Prager Stadtrathe als erforderlich 
nicht anerkannte) >> Genehmigung zu dieser Namensänderung nicht ein- 
geholt wurde. Als heute Bedienstete • der Grömeinde die Tafel mit der 
neuen Strassenbezeichnung anheften wollten, wurden sie daran durch einen 
Sicherheitswach-Inspector gebindert. Bekanntlich hat sich derselbe Vor- 
gang in der Inselgasse abgespielt, welche« (anlässlich der am 25. September 
im czechischen National-Theater veranstalteten dreihundertsten Aufführung 
der „Prodanä nevesta") »nach dem Componisten Sraetana benannt werden 
sollte.« — 

Anmerkung 10. (zu Seite 286): Seit Ende September 1895 be- 
findet sich das Ministerium Badeni im Amte. 

Nachdem das Ministerium der Offenheit und der Wahrheit durch 
den bei den Verhandlungen über die Wahlreform zu Tage getretenen 
Egoismus der gemässigten und staatserhaltenden Coalitions-Parteien ge- 
tödtet worden war, wurde, während das provisorische Ministerium 
Kielmannsegg die Geschäfte besorgte, der definitive Minister-Präsident 
gesucht. Die Wahl der Krone fiel auf den Statthalter von Galizien, 
Juris et honoris causa Philosophiae Doctor Kasimir Grafen Badeni; der- 
selbe acceptirte, bat sich jedoch aus, im Interesse des von ihm ver- 
walteten Landes die daselbst damals bevorstehenden Landtagswahlen noch 
selbst leiten zu dürfen, verrichtete diese Arbeit und wurde am 29. Sep- 
tember — unter ungemein huldvoller Belobung seiner (siebenjährigen) 
Thätigkeit als Statthalter in Galizien — zum Minister-Präsidenten und 
am 30. September zum Minister des Innern ernannt. 

In der Abschieds-Kede, welche der Minister-Präsident (laut der 
„Neuen Freien Presse", Morgenblatt vom 2. Oktober 1895, Seite 4) vor 
den Landtagswählern des Krakauer Gross-Grundbesitzes, sich gleichzeitig 
um das Landtags-Mandat bewerbend, am 1. Oktober in Krakau gehalten 
hat, sagte derselbe mit Bezug auf die Ergebiiisse der damals bereits voll- 
zogenen Wahlen der Landgemeinden und der Städte Folgendes: »...Da 
ivh von den Wahlen spreche, so sei es mir erlaubt, nebstbei zu erwähnen, 
dass diese Wahlen ohne Beschränkung stattfanden, ebenso wie das Vor- 
gehen überall ein vollkommen legales war. Als Agitationsmittel 
versuchte man den Terrorismus anzuwenden, was auch in einigen Orten 
gelang. Es wird dies für uns eine Lehre sein, uns in Zukunft vor 
solchen Einflüssen zu bewahren. Merkwürdigerweise schrien über 
Terrorismus jene Elemente, welche ihn eben ins Spiel brachten. Ich ge- 
brauche das Wort merkwürdig, obgleich dies eigentlich nicht zutrifft, 
denn meine Erfahrung, deren ich nicht wenig habe, belehrt mich, dass 
dies ein Kniff sei, welchen gewisse Elemente immer anzuwenden tracliteu, 
indem sie laut schreiend dem Anderen das vorwerfen, was sie selbst lit 
mittelmässigem Eifolge probiren. Dieses Geschrei hat für gewöhnlich ; ^ei 
Beweggründe: einerseits die Absicht, das zu verdecken, was man st ist 
thut, andererseits die Verstimmung, dass der beabsichtigte Schuss r ht 
losging und dass die eigene Ohnmacht vor der Welt blossgelegt wii ie. 

Diese kleine Abschweifung konnte ich mir aus dem Grunde n ht 
vertagen, um vor Allem den geehrten Herrn Zuversicht einzufiössen, f" er 
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um festzustellen, dass alle Gerüchte über systematische Illegalität 
erfunden sind, und endlich, weil meine Worte weder auf persönliche 
Empfindung noch auf Vermuthuug, sondern auf genaue Kenütniss der 
Verhältnisse und Personen, sowie auf verlässliche Nachrichten über die 
ganze Wahl gegründet sind.« 

Sonach sind alle jene Erzählungen, welche manche Blätter über , 
angebliche, von Seite der galizischen Behörden zu Gunsten jener Partei, 
welcher der Minister-Präsident angehört, ausgeübte zahlreiche Missbräuche 
gebracht haben, unwahr, ja man hat sogar, wenn ich sonst die betreffende 
Stelle der Rede richtig verstehe, den Versuch gemacht, die Partei des 
; Minister-Präsidenten — und zwar in einigen Orten nicht ohne Erfolg — 
zu terrorisiren. 

Solche unwahre Erzählungen brachten, so viel mir bekannt, nebst 
der Wiener „Arbeiter-Zeitung" noch: die Wiener „Reichspost 
(Unabhängiges Tageblatt für das christliche Volk Oesterreich-Üngarns)" 
in der Nummer vom 18. September 1895, Seite 1, unter der üeberschrift, 
„Wie der eiserne Graf die Wahlen in Galizien leitet", dann die Prager 
„Närodni Listy" im Morgenblatt vom 3. Oktober 1895, Seite 6, in 
einer den „Moskauer Wiedomosti" entnommenen Zuschrift und endlich 
die Wiener Wochenschrift „ Die Zeit " in der Nummer 53 vom 5. Oktober 
1895 unter der Üeberschrift „Galizische Wahlen". 

Die beiden letztangeführten, nach der am 1. Oktober 1895 ge- 
haltenen Krakauer Rede des Minister-Präsidenten erschienenen Blätter 
würden — und zwar die „Närodni Listy" erst zu Mittag, sonacli unge- 
fähr vier Stunden nach Ablauf der diesem Batte von dem böhmischen 
Statthalter Grafen Franz Thun-Hohenstein behufs Ermöglichung einer 
präventiven Censur auferlegten dreistündigen Frist — confiscirt. 

(Diese Confiscation der „Närodni Listy" wurde mit dem in der 
Morgenausgabe des Blattes vom 11. Oktober 1895 , Seite 1 , abgednickten 
ürtheile des k. k. Landes- als Strafgerichtes Prag vom 7. Oktober 1895 
Z. 29 538 bestätigt und zwar mit nachstehender Begründung: In dem 
mit den Worten „Moskovske vSdomosti" beginnenden, in der Nummer 
273 der periodischen Zeitschrift „Närodni Listy" vom 3. Oktober 1895 
abgedruckten Artikel wird durch unwahre Angaben und Entstellungen 
thatsächlicher Vorkommnisse zum Hasse gegen Staatsbehörden und einzelne 
Organe der Regierung in Beziehung auf ihre Amtsfülirung aufzureizen 
gesucht und begründet sonach dieser Artikel den Thatbestand des im 
§ 300 angeführten Vergehens. Es wurde sonach dem Antrage der k. k. 
Staatsanwaltschaft auf Bestätigung der Confiscation stattgegeben.« 

Durch die Thatsache, dass das Gericht schon am 7. Oktober in der 
Li war auszusprechen, dass der confisciite Artikel unwahre Angaben 
UE Entstellungen thatsächlicher Vorkommnisse enthalte, wird die oft 
vo 3brachte Klage , dass unsere Gerichte infolge der grossen Ueberbürdung 
of .uch in Strafsachen nicht mit der erwünschten Raschheit vorgehen, 
fü diesen Fall nicht nur überhaupt, sondern mit Rücksicht auf den 
Ui itand , dass die betreifenden unwahren Angaben und Entstellungen auf 
B( Neuheiten in anderen Kronländem Bezug haben, auf das Beste wider- 
leg '''^nn es müssen die nach der Lage der Dinge zu dem obigen Ans- 
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Spruche des Gerichtes erforderlichen und nur im Requisitionswege mög- 
lichen Erhebungen bei der Kürze der Zeit — am 3. Oktober erschien 
der Artikel, am 7. Oktober wurde das Urtheil gefällt — telegraphisch 
gepflogen Worden sein. 

Was die Confiscation der Zeitschrift „Die Zeit" anbelangt, so hat 
die Redaction ihrer Hoffnung, dieselbe werde nicht bestätigt werden, 
zuversichtlichen Ausdruck gegeben und zw^ar in der nach der Confiscation 
veranstalteten, neuen Ausgabe der Nummer 53, in welcher unter Anderem, 
auch Folgendes (Seite 13) zu lesen ist: »Herr v. Bilinski hat sei 
neuen Beamten erklärt, dass er jegliche Protection hasse.*) Dei 
gute Ruf, den er bei den Beamten der Staatsbahnen sich erworben,' 
spricht dafar, dass er seinen Worten gemäss bisher auch gehandelt 
unter Protection ist aber nicht nur eine Begründung und ungerecht- 
fertigte Bevorzugung von Personen zu verstehen. Wie wird wohl der 
antiprotectionistische Hass des neuen Finanzministers standhalten könnöi 
gegenüber der von seinem Cabinetschef geforderten „länger andaueri 
den Freigebigkeit des Staatsschatzes" zu Gunsten Galiziens? 
Wird ihn nicht diese Forderung, zu deren glatterer Erfüllung Herr 
V. Bilinski gleich mit der provisorischen Leitung des Portefeuilles ftir^ 
Galizien betraut wurde , in die von ihm vorausgesehene Lage versetzen, 
„dies oder jenes aus politischen Rücksichten anders zu er- 
ledigen, als es sonst in absolut objectiver Weise geschehen müsste" ? «) 
Ob die beiden angeführten, vor der Krakauer Rede des Minister- 
Präsidenten erschienenen Artikel der „Reichspost" auch confiscirt 
wurden, ist mir nicht bekannt; doch wäre die etwa noch nicht erfolj 
Confiscation derselben meines Erachtens jedenfalls — das i*ressgesetz , 
ja der Staatsanwaltschaft keine Fallfrist gestellt — zum mindesten ni ^' 
träglich zu verfügen, damit die beiden Artikel — in denen der AutorJ^ 
durch erdichtete zahlreiche Details hinterlistig den Schein erweckend, als^ 
' hätte er vieles mit eigenen Augen gesehen und den Rest von Augen- 
zeugen erfahren, nicht nur Unwahres berichtet, sondern geradezu un- 
verschämt lügt — im Interesse der Wahrheit nach Möglichkeit noch, aus 
der Welt geschafft werden. 



*) Laut der »Neuen Freien Presse* Morgenblatt vom 3. Oktober lS95j 
Seite 9 , sagte der neue Finanzminister , J. U. Dr. Leon Ritter von Büinski bei ^ 
dem Empfange seiner Beamten am 2. Oktober unter Anderem auch Folgendes: 
„ . . . Doch war es mir* — (der Minister bezieht sich hier auf seine frühere 
Stellung als Chef der österreichischen Staatsbahnen) — «ganz gleichgiltig, welche 
andere Rücksichten obwalten möchten , ich habe absolut nur objectiv gehandelt 
Nun kann der Minister hie und da in die Lage kommen, dies oder jenes aus ' 
politischen Rücksichten anders zu erledigen als es sonst in abpolut 
objectiver Weise geschehen müsste* und dann weiter: «... erlaube icl mir 
zu bemerken, dass ich ein grosser, ein sehr gerechter Freund der Bea iten 
bin , vor Allem in Bezug auf ein sehr gerechtes Avancement. Ich hasse »de 
Protection und so . . . .* 

**) In der bereits erwähnten Krakauer Rede des Minister - Präsic ten 
vom 1. Oktober 1895 sagte derselbe (laut der „Neuen Freien Presse*, Moi fen- 
blatt vom 2. Oktober 1895, Seite 4) auch folgendes: «... Nur eine \i ger 
andauernde Freigebigkeit des Staatsschatzes kann uns mit anderen Kronlär em.^ 
auf dieselbe Stufe bringen*. 
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Der Umstand endlich - und das wollte ich eigentlich sagen — 
dass aus der Erklärung des Minister - Präsidenten gefolgert werden muss , 
er werde auch ausserhalb Galiziens Illegalität bei Wahlen nicht dulden, 
erfüllt uns Czechen insbesondere mit Kücksicht auf die nächsten Laudtags- 
wahlen in Mähren mit grosser Freude und ebensolcher Hoffnung, weil 
dann eine Landtagswahl wie die im Vorhergegangenen geschilderte Wahl 
des Franz Eund gar nicht möglich sein wird und es angesichts der 
geringen Mehrheit der Deutschen im mährischen Landtage nicht aus- 
geschlossen ist , dass wir schon bei den nächsten Wahlen eine wenn auck 
kleine Majorität erlangen. — Allerdings, zwischen Lipp' und Kelches- 
rand. ... 

Was schliesslich noch die dem Minister - Präsidenten nachgerühmte 
„ starke Hand " anbelangt , mit der in Galizien jene Elemente behandeU 
wurden, die es bei den Landtagswahlen versucht haben, die Partei des 
Minister - Präsidenten zu terrorisiren , so wird gegebenen Falles dieselbe 
in Oesterreich — meiner Ansicht nach — - ebensolche Erfolge erzielen 
wie jene sind, welche erzielt wurden von der selbigen Hand in Galizien, 
von der magyarischen in Ungarn und in Croatien und von der Thun'schen 
in Böhmen, — 

Mit der Verordnung des neuen Gesammt-Ministeriums vom 18. Oktober 
1895 R.-G.-B. No. 154, kundgemacht in der , Wiener Zeitung" vom Sonn- 
tag, dem 20. Oktober 1895, wurde der über Prag und Umgebung ver- 
hängte Ausnahmszustand endlich aufgehoben.*) Das, was der Minister- 
Präsident in seiner Programm-Eede bei der Eröffnung des Reichsrathes 
am 22. Oktober 1895 über die Aufhebung des Ausnahmezustandes an- 
gesichts des Mangels objectiver Gründe für denselben (laut des Berichtes 
der „Neuen Freien Presse", Abendblatt vom selben Tage) sagte: »Ich 
verwahre mich gegen die allfällige Unterstellung, dass die Re- 
gierung das Aufheben des Ausnahmszustandes als eine gewährte Con- 
cession betrachtet . . .«, ist eine richtige Ansicht natans in gurgite 
vasto. — Bestand überhaupt der Hauptfehler der vergangenen Minister- 
Präsidenten in strafbarem Mangel an Selbstbewusstsein, so ist Oesterreich 
jetzt unbedingt aus dem Wasser. — 

Anmerkung 11. (zu Seite 30): In der „Neuen Freien Presse", 
Morgenblatt vom 22. Oktober 1895, Seite 5, ist zu lesen: »Keine 
Stiergefechte in Ungarn. Man berichtet uns aus Budapest: 
.... Der Minister des Innern wird die Anfrage des Abgeordneten 
Pazmandy« (eines unserer tr an sleithanischen Hegemonen, von welchem 
auf Seite 30 dieser Schrift die Rede ist) »in den nächsten Tagen dahin 
beantworten, dass er .dessen Bemühungen, die Feste anlässlich des 
Millenniums so interessant als möglich zu gestalten, im vollsten Masse 
2 kenne, dass aber die Regierung aus naheliegenden Gründen nicht ge- 
s en sei, einem Gesuche um Erlaubniss zur Veranstaltung von Stier- 
I chten stattzugeben . . .« — 

*) An diesem Sonntage, dem letzten, wurde die Prager ethnographische 
j -tellung — die sich, nebenbei bemerkt, auch als eine der grandiosesten 
1 ;ischen Demonstrationen eines ganzen Volkes darstellt — von 89 026 
( ^"'"'^en) Menschen besucht. 
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Anmerkung 12. (zu Seite 123): Laut Berichtes der „Neuen 
Freien Presse" im Abendblatte vom 21. Oktober 1895, Seite 1, hat an- 
lässlich der Eröfl&iuug der Evangelischen General-Synode in Wien der 
Superintendent Dr. Theodor Haase, von dessen nationaler Arbeit auf 
dem Gebiete des schlesischen Schulwesens auf Seite 123 dieser Schrift 
die Rede ist, am 20. Oktober 1895 in der lutherischen Kirche in Wien 
über „Unsere Arbeit im Dienste der Kirche" gepredigt. »Die Predigt 
Dr. Haasens entsprach seiner bekannten Auffassung der öflfentlichen Ver- 
hältnisse. „Was ist," bemerkte z. B. der Eedner, „aus der Liebe, der 
christlichen Nächstenliebe, der allgemeinen Menschenliebe geworden? Die 
Liebe ist der grösste Schatz eines edlen Gemüthes, denn also spritiht der 
Apostel: Nun aber bleibet Glaube, Hofl&iung, Liebe, diese drei; aber die 
Liebe ist die grosseste unter ihnen. Welchen Werth hat aber wohl die 
grösste Banknote, wenn sie mit Schwefelsäure Übergossen ist, welchen 
Werth der spärliche Rest von Liebe im Herzen, nachdem der grösste 
Theil von den wie Schwefelsäure wirkenden Leidenschaften des nationalen, 
confessionellen und socialen Hasses zersetzt und zerfressen ist? Ist es 
denn iiicht so weit gekommen, dass viele von denjenigen, welche noch 
an der allgemeinen Nächstenliebe festhalten, sich geradezu schämen, die- 
selbe öffentlich zu bekennen?"« Die citirten Apostelworte sind enthalten 
in dem ersten Briefe an die Korinther und bilden den Schluss des 
Capitels 13, dessen erster Vers lautet: „Wenn ich mit Menschen- und 
Engelzungen redete und hätte der Liebe nicht, so wäre ich ein tönendes 
Erz, oder eine klingende Schelle." 



Corrigenda. 

Seite 1, Z. 14 von unten steht: einsprachischen statt: einsprachigen. 

Seite 128, Z. 20 von unten steht: 1892 statt: 1891. 

Seite 148, Z. 18 von unten steht: 1886 statt: 1887. 

Seite 189, Z. 20 von oben steht: Abendblatt statt: , Abendblatt 

und: 1892,) statt: 1892, 
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